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(Nr. 10952.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Mitteln zu Dienſteinkommensverbeſſe— 
rungen. Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. 
a anliegenden Vorſchriften: Teile des Geſetzes. 
wegen Anderung des Geſetzes, betreffend die Gewährung von Wohnungs⸗ 
geldzuſchüſſen an die unmittelbaren Staatsbeamten, vom 12. Mai 187 3 
(Geſetzſamml. S. 209), 
2. eines Geſetzes über das Dienſteinkommen der Lehrer und W 95 
an den öffentlichen Volksſchulen, Ne 3 
3. eines Geſetzes, betreffend die Pfarrbeſoldung, das Ruhegehaltsweſen 5 nn 
und die Hinterbliebenenfürſorge für die Geiſtlichen der evangeliſchen N“, 5 
Landeskirchen, 
4. eines Geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der katholiſchen Pfarrer, 6 1 
5. eines Geſetzes, betreffend die Abänderung des vd eigen nee We 8 
vom 19. Juni 1906 (Geſetzſamml. S. 260) und des Ergänzungsſteuer⸗ 8 
geſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſamml. S. 134), 
treten einheitlich zugleich mit dieſem Geſetze mit dem Tage der e 
in Kraft. 
8 2. 


Die Gewährung der Dienſteinkünfte ausſchließlich der Wohnungsgeldzu⸗ 
ſchüſſe erfolgt auf Grund der 90e Beſoldungsordnung an die in dieſer 


aufgeführten Beamten. ee 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. Mai 1909. 


Ausgleich für 
Teuerungsbeihilfen. 


Die Bezüge für Nebenämter und Nebenbeſchäftigungen, ſoweit nicht die 
Beſoldungsordnung hierüber Beſtimmungen enthält, bleiben von vorſtehender 
Vorſchrift unberührt. 

Abänderungen der Beſoldungsordnung können inſoweit durch den Staats⸗ 
haushaltsetat erfolgen, als ſie durch Anderungen in der Organiſation des Staats⸗ 
dienſtes, insbeſondere durch Einrichtung neuer, in der Beſoldungsordnung nicht 
aufgeführter Beamtenklaſſen erforderlich werden, auch kann, ſoweit in der Be⸗ 
ſoldungsordnung Zulagen für eine ziffernmäßig beſtimmte Zahl von Beamten 
vorgeſehen find, dieſe Zahl durch den Staatshaushaltsetat geändert werden. In 
gleicher Weiſe kann die Bewilligung von Zulagen für einzelne Beamte erfolgen. 


N § 3. 

Den im § 1 Nr. 1 und im § 2 Abſ. 1 enthaltenen Vorſchriften über 
Dienſteinkommensverbeſſerungen der Beamten wird rückwirkende Kraft vom 
1. April 1908 ab beigelegt. Dies gilt auch zu Gunſten der ſeit dem Beginne des 
Etatsjahrs 1908 aus dem Dienſte geſchiedenen Beamten mit der Wirkung, daß 
auch die Penſionen der nach dem 1. April 1908 in den Ruheſtand getretenen Be⸗ 
amten und die Verſorgungsanſprüche der Hinterbliebenen der ſeit dem 1. April 1908 
verſtorbenen Beamten anderweitig feſtgeſetzt werden. 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 findet auf die unter H 7 Nr. 1b bis k dieſes 
Geſetzes vorgeſehenen Dienſteinkommensverbeſſerungen und Fondserhöhungen ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

§ 4. 

An die Stelle der Abſ. 2 und 3 des § 8 des Geſetzes vom 20. Mai 1882, 
betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, (Geſetzzamml. S. 298) in der Faſſung der Geſetze vom 1. Juni 1897 
(Geſetzſamml. S. 169) und 27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 99) tritt mit rück— 
wirkender Kraft vom 1. April 1908 ab folgende Vorſchrift: 

Das Witwengeld ſoll jedoch vorbehaltlich der im § 10 verordneten 
Beſchränkung mindeſtens dreihundert Mark und höchſtens fünftauſend 
Mark betragen. 

§ 5. 


Scoweit das Dienſteinkommen eines Beamten an Gehalt, Zulagen und 
Wohnungsgeldzuſchuß oder Mietentſchädigung für das Etatsjahr 1908 hinter 
den bisherigen Bezügen zurückbleibt und bei den Beamten, welchen auf Grund 
des Nachtrags zum Staatshaushaltsetat für 1908 einmalige Zulagen gewährt 
worden ſind, nicht um den Betrag dieſer Zulage verbeſſert wird, iſt die Staats⸗ 
regierung ermächtigt, über den Etat den Anterſchied als nichtpenſionsfähigen 
Zuſchuß zu bewilligen. Der bewilligte Zuſchuß wird bis zu dem Zeitpunkte ge⸗ 
währt, mit dem durch Gehaltserhöhung oder Aufſteigen im Gehalte, durch 
Zulagen oder durch höheren Wohnungsgeldzuſchuß oder höhere Mietentſchädigung 
ein Ausgleich eintritt; hierbei bleiben Erhöhungen des Wohnungsgeldzuſchüſſes 


oder der Mietentſchädigung inſoweit außer Anrechnung, als fie lediglich infolge 
der Verſetzung an einen Ort einer höheren Servisklaſſe eintreten. 

In gleicher Weiſe kann den Penſionären, welche im Staatsdienſte wieder 
angeſtellt worden ſind, ein etwaiger Ausfall an Penſion und Dienſteinkommen 
bis zu dem angegebenen Zeitpunkt über den Etat erſetzt werden. 


§ 6. 
Dem $4 des Richterbeſoldungsgeſetzes vom 29. Mai 1907 (eſetzſamml. 
S. 111) tritt mit rückwirkender Kraft vom 1. April 1908 ab folgender vierte 
Abſatz hinzu: 

Stand dem Beamten in der bisherigen Gehaltsklaſſe eine in der Be— 
ſoldungsordnung für ſeine Dienſtſtelle vorgeſehene penſionsfähige Zulage 
zu, ſo wird dieſe in den Fällen des zweiten und dritten Abſatzes den 
Gehaltsſätzen der bisherigen Gehaltsklaſſe hinzugerechnet. 


§ 7. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, für das Etatsjahr 1908 
1. a) zu den aus der Beſoldungsordnung ſich ergebenden Dienſt— 
einkommensverbeſſe rungen 66 872 313 Mark, 
b) zu Dienſteinkommensverbeſſerungen für diä⸗ 
tariſch beſchäftigte Beamte und ähnliche 


Haftegörten don Beamten 5 554 500 , 

c) zur Erhöhung des Fonds Kapitel 58 Titel 10 
des Staatshaushaltsetats 100.000. % 75, 

d) zur Erhöhung des Fonds Kapitel 69 Titel 10 
des Staatshaushaltsetat sss 2000025 

e) zur Erhöhung des Fonds Kapitel 102 Titel 15 
des Staatshaushaltsetats 150.000, =, 

) zur Erhöhung des Fonds Kapitel 120 Titel 5 
des Staatshaushaltsetatss 1 424 007 j 
insgeſamt .... 74170 820 Sin 


2. zur Ausführung 
a) des im 1 Nr. 1 aufgeführten Abänderungs⸗ 


geſetzes zum Wohnungsgeldzuſchußgeſetze ... 21 803 377 Mark, 
p) des im § 1 Nr. 2 aufgeführten Lehrer⸗ 

e,, ne. 34550000 - 
c) des im SI Nr. 3 aufgeführten Beſoldungs⸗ 

geſetzes für evangeliſche Geiſtliche .... 10 000 000 - | 


d) des im $ 1 Nr. 4 aufgeführten Beſoldungs⸗ 


geſetzes für katholiſche Pfarrer ... . ...... 2380 00 „ 


Seite. . .. 142 904 197 Mark 
18 * 


Ausgabebedarf für 
1908. 


Übertrag .. .. 142 904 197 Mark 


3. a) zu Beihilfen an katholiſche Diözeſen behufs 
Aufbringung der Ruhegehälter der katholiſchen 


Pfarrgeiſtlichen nE... 5 120000 , 

p) zur Erhöhung des Fonds Kapitel 124 Titel 2d 
des Staatshaushaltsetatsz 15 000 
im ganzen ... . 143 039 197 Mark 


zu verwenden. 
Die Staatsregierung wird ferner ermächtigt, vom 1. April 1909 ab: 


a) zur Ausführung des im Abſ. 1 unter Nr. 26 aufgeführten Beſoldungs⸗ 
geſetzes für evangeliſche Geiſtliche außer den 10 000 000 Mark noch 
weitere 500 000 Mark jährlich zu verwenden; 


außer den im Kapitel 115 des Staatshaushaltsetats für Emeriten aus⸗ 
gefegten Fonds und der in Nr. 3a des Abſ. 1 bezeichneten Summe 
von 120 000 Mark noch einen weiteren Betrag von 230 000 Mark jährlich 
für den gleichen Zweck unter der Vorausſetzung zu verwenden, daß der 
Mehrbedarf für die Regelung des Ruhegehaltsweſens der katholiſchen 
Pfarrgeiſtlichen nur aus kirchlichen Mitteln gedeckt wird. Die Ver⸗ 
teilung der ſtaatlichen Beihilfen auf die Diözeſen erfolgt nach Benehmen 
mit den biſchöflichen Behörden durch die Miniſter der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten und der Finanzen. 


b 


— 


§8. 


Zuſchlag, zur Ein- Vom 1. April 1909 ab wird von allen Einkommenſteuerpflichtigen und 
kommen, und von allen Ergänzungsſteuerpflichtigen ein Steuerzuſchlag erhoben, welcher beträgt 


Ergänzungsſteuer. 5 . 
bei der Einkommenſteuer 


a) für die phyſiſchen Perſonen ſowie diejenigen eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer Mitglieder hinaus⸗ 
geht, und die Vereine, einſchließlich eingetragener Genoſſenſchaften zum 
gemeinſamen Einkaufe von Lebens⸗ oder hauswirtſchaftlichen Bedürf⸗ 
niſſen im großen und Ablaß im kleinen, auch wenn ihr Geſchäftsbetrieb 
nicht über den Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht, in den Einfommen- 


ſteuerſtufen 
von mehr als 1200 bis 3 000 Mark 5 Prozent, 
„ i e, 
10 500 20 500 15 


2000 305% òů6.N—õñ ; 
30 500 Mark 5 


p) für Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung in den Einkommenſteuer⸗ 


ſtufen 
von mehr als 1200 bis 3000 Mark 7,5 Prozent, 
= : 3.000, eee, 19% en 
10500 20 500 2278 4 
20500 30500 30 „ 
30 500 Mark 40 1 


e) für Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und Berg⸗ 
gewerkſchaften in den Einkommenſteuerſtufen 
von mehr als 1200 bis 3 000 Mark 10 Prozent, 


3000 - 10500 - 20 a) 

10500 - 20500 - 30 5 

20500 30 500 „ 40 „ 
- 30500 Mark 50 ͤ 
bei der Ergänzungsſte une 25 


der zu entrichtenden Steuer. 


Die bei den Jahresbeträgen der Steuerzuſchläge ſich ergebenden, nicht 
durch zwanzig teilbaren Pfennigbeträge werden nach unten auf den nächſten 
durch zwanzig teilbaren Pfennigbetrag abgerundet. 

Steuerpflichtige, deren Steuerſatz auf Grund des § 19 oder § 20 des 
Einkommenſteuergeſetzes ermäßigt iſt, entrichten den Steuerzuſchlag derjenigen 
Einkommenſteuerſtufe, die dem ermäßigten Steuerſatz entſpricht. 

Die Erhebung der Steuerzuſchläge iſt als eine vorübergehende Maßregel 
anzuſehen, die nur ſo lange in Gültigkeit bleibt, bis eine organiſche Neuordnung 
der direkten Staatsſteuern in Preußen erfolgt ſein wird. Eine entſprechende Ge⸗ 
ſetzesvorlage iſt von der Staatsregierung innerhalb 3 Jahren im Landtag einzu⸗ 
bringen. 

8 9. | 

Bei Bemeſſung der gemäß § 31 des Einkommenſteuergeſetzes vom 19. Juni Nichtberückſichtigung 
1906 (Gefeßfamml. S. 260) feſtzuſetzenden Zuſchläge und der nach dem Maß- des Zuſchlags bei 
ſtabe der Einkommenſteuer an kommunale oder andere öffentliche Verbände zu kommunalen Zu. 


entrichtenden Abgaben ſowie bei Berechnung der zu entrichtenden Steuerbeträge e 
für Wahlzwecke bleiben die Steuerzuſchläge (§ 8) außer Betracht. 


§ 10. 


Behufs Deckung der im $ 7 genannten Ausgabebeträge find die im Oeckung für 1908. 
Staatshaushaltsetat für 1908 Kapitel 63 Titel 6 des Etats des Finanz⸗ 
miniſteriums vorgeſehene Summe von 77000 000 Mark ſowie im übrigen die 
bereiteſten Staatsmittel für das Etatsjahr 1908 zu verwenden. 


Dieſe Deckungsmittel find zur Verausgabung und endgültigen Verrechnung 
der vorbezeichneten Ausgabebeträge, einſchließlich der in dem Nachtrage zum 
Staatshaushaltsetat für das Etatsjahr 1908 vorgeſehenen Zulagen, in das 
Etatsjahr 1909 zu übertragen. 8 

SCH 
Der Finanzminifter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. 
Zugleich für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. Sydow. 


Anlage 1. 


Geſetz 


zur 


Abänderung des Geſetzes, betreffend die Gewährung von 
Wohnungsgeldzuſchüſſen an die unmittelbaren Staatsbeamten, 
vom 12. Mai 1873 (eſetzſamml. S. 209). 


Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel J. 
Das Geſetz, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an 
die unmittelbaren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873 Geſetzſamml. S. 209) 
wird abgeändert, wie folgt: 

1. An die Stelle des im § 1 des Geſetzes erwähnten, dem Geſetze bei— 
gefügten Tarifs tritt der dieſem Geſetze beiliegende Tarif. 

2. Im $ 2 Abſ. 4 wird das Wort „jeweilig“ durch „zur Zeit“ erſetzt. 

An die Stelle von Abi. 5 tritt folgende Beſtimmung: 

Welcher Servisklaſſe ein in dieſer Klaſſeneinteilung nicht ent⸗ 
haltener Ort, an dem preußiſche Beamte ihren dienſtlichen Wohnſitz 
haben, zuzuweiſen iſt, wird durch den Reſſortminiſter im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter beſtimmt. 

Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, bei hervortretendem 
Bedürfnis in beſonderen Ausnahmefällen die Einreihung einzelner 
Orte oder Ortsteile in eine andere Servisklaſſe anzuordnen. 

3. Im $ 6 Abſ. 2 werden die Worte „der Durchſchnittsſatz des Wohnungs— 
geldzuſchuſſes für die Servisklaſſen 1 bis V“ durch die Worte „der 
penſionsfähige Durchſchnittsſatz des Wohnungsgeldzuſchuſſes für ſämtliche 
Servisklaſſen, wie er im Tarif angegeben iſt“ erſetzt. 


Artikel II. 
Das Geſetz vom 15. April 1903 Geſetzſamml. S. 121) zur Abänderung 
des Geſetzes, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die 


unmittelbaren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873 (Geſetzſamml. S. 209) und 
das Geſetz vom 4. April 1906 Geſetzſamml. S. 115) zur Abänderung des 
Geſetzes, betreffend die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten, vom 12. Mai 1873 (Geſetzſamml. S. 209) werden 
aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. 


Zugleich für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. Sydow. 
Anlage. 
Tarif. 
Jahresbetrag des Wohnungsgeldzuſchuſſes ng 
Bezeichnung der Beamten in den Orten der Servisklaſſe 5 
ſchnitts⸗ 
A 1 II III IV ſatz 
I. Beamte der 1. Rangklaſſe... 2000 1600 1200 960 800 | 1312 


II. Beamte der 2. und 3. Rangklaſſe] 1600 1200 960 800 720 | 1056 
III. Beamte der 4. und 5. Rangklaſſe] 1 200 880 720 640 560 800 


IV. Beamte, welche zwiſchen den Be⸗ 
amten der 5. Rangklaſſe und den 
Subalternen der Provinzialbehörden 
rangieren, Subalternbeamte 2. Klaſſe 
bei den Zentralbehörden, Subaltern⸗ 
beamte bei den Provinzial⸗ und 
Loökal behörden 720 580 480 400 290 494 


AUnterbeamteme 480 360 290 220 150 300 


ee ä 
Anlage 2. 


Geſetz 


über 


das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen Volksſchulen. 5 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


Sal. 

Das Dienſteinkommen der an einer öffentlichen Volksſchule endgültig angeftellten 
Lehrer und Lehrerinnen ſetzt ſich zuſammen aus Grundgehalt, Alterszulagen und freier 
Dienſtwohnung oder Mietentſchädigung. Hierzu treten in den Fällen der 88 20, 21 
und 24 Orts- und Amtszulagen. N 

Auf Lehrer und Lehrerinnen, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen über⸗ 
tragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch genommen ſind, findet dieſe Vorſchrift 
keine Anwendung. Die Entſcheidung darüber, ob ein Lehrer oder eine Lehrerin nur 
nebenbei beſchäftigt iſt, ſteht lediglich der Schulaufſichtsbehörde zu. 


8.2. 

Neben dem feſten Dienſteinkommen ($ 1 Abſ. 1) dürfen nur einmalige außer⸗ 
ordentliche Bewilligungen an einzelne Lehrer oder Lehrerinnen aus beſonderen Gründen 
erfolgen. 

83. 


Das Grundgehalt beträgt für die Lehrerſtelle 1400 Mark, für die Lehrerinſtelle 
1200 Mark jährlich. 

84. 

Für die endgültig angeſtellten techniſchen Lehrkräfte kann das Grundgehalt durch 
Beſchluß des Schulverbandes auf einen niedrigeren als den im § 3 bezeichneten Betrag, 
jedoch nicht unter 1100 Mark für die Lehrerſtelle und 1000 Mark für die Lehrerin 
ſtelle jährlich, feſtgeſetzt werden. 

9 5. 


Die Beſoldung der einſtweilig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen ſowie der 
Lehrer, die noch nicht vier Jahre im öffentlichen Schuldienſte geſtanden haben, beträgt 
ein Fünftel weniger als das Grundgehalt der betreffenden Schulſtellen. 

Der Minderbetrag kann durch Beſchluß des Schulverbandes auf einen geringeren 
Bruchteil beſchränkt werden. 

Geſetzzammlung 1909. (Nr. 10952.) 19 


— 


; ee 

Dieſe Vorſchriften finden auf Leiter von Schulen mit ſechs oder mehr auf 
ſteigenden Klaſſen ſowie auf Lehrer, die die Prüfungen für das Pfarramt oder das 
höhere Schulamt beſtanden haben, keine Anwendung. 

Den auftragsweiſe voll beſchäftigten Lehrern (Lehrerinnen) iſt in der Regel 
eine Vergütung in Höhe der Beſoldung der einſtweilig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) 
zu gewähren. 

56. 

Bei dauernder Verbindung eines Schul⸗ und Kirchenamts ſoll das Grund» 
gehalt der Stelle entſprechend der mit dem kirchlichen Amte verbundenen Mühwaltung 
ein höheres ſein, als im § 3 beſtimmt iſt. 

In dieſes Grundgehalt ſind auch die Einkünfte aus dem zur Dotation des 
vereinigten Amtes beſtimmten Schul-, Kirchen⸗ und Stiftungsvermögen, einſchließlich 
der Zuſchüſſe aus Kirchenkaſſen und von Kirchengemeinden ſowie der ſonſtigen Ein⸗ 
nahmen aus dem Kirchendienſt, einzurechnen. Dabei findet die Vorſchrift des Artikel I 
§ 4 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 (Geſetzſamml. S. 298) ſinngemäß 
Anwendung. f 

Der Mehrbetrag (Abſ. 1) darf die Geſamtſumme dieſer Einkünfte und Ein⸗ 
nahmen (Abſ. 2) zuzüglich des Nutzungswerts des den kirchlichen Intereſſenten gehörigen 
Anteils an dem Schul und Küſterhaus oder Küſtergehöft nicht überſteigen. Die 
Feſtſtellung des Mehrbetrags erfolgt nach Benehmen mit der kirchlichen Aufſichts⸗ 
behörde durch die Schulaufſichtsbehörde. Gegen den Beſchluß ſteht dem Schulverbande 
und der Kirchengemeinde binnen vier Wochen die Beſchwerde an den Provinzialrat 
zu. In den Hohenzollernſchen Landen tritt an die Stelle des Provinzialrats der 
Bezirksausſchuß, der endgültig beſchließt. Zur Zahlung des ſo feſtgeſtellten Mehr⸗ 
betrags iſt der Schulverband verpflichtet. Das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung von 
Anforderungen für Volksſchulen, vom 26. Mai 1887 (Geſetzſamml. S. 175) findet 
keine Anwendung. f 

Im Falle der Trennung des kirchlichen Amtes von dem Schulamte hat der 
Lehrer, welcher zum Bezuge des mit dem vereinigten Amte verbundenen Dienſtein⸗ 
kommens berechtigt geweſen iſt, Anſpruch auf die fernere Gewährung eines Dienſtein⸗ 
kommens in gleichem Betrage, ſoweit nicht bei ſeiner Anſtellung eine Kürzung ſeines 
Dienſteinkommens für dieſen Fall ausdrücklich vorbehalten iſt. 

Die Vorſchriften (Abſ. 1 bis 4) finden bei dauernder Verbindung eines Schul⸗ 
amts mit einem jüdiſchen Kultusamte ſinngemäß Anwendung. 


7% 

Die Alterszulagen find in der Weiſe zu gewähren, daß der Bezug nach ſieben⸗ 
jähriger Dienſtzeit im öffentlichen Schuldienſte (§8 34 und 35) beginnt und daß neun 
Zulagen in Zwiſchenräumen von je drei Jahren gewährt werden. 

Lehrer, die die Prüfungen für das Pfarramt oder das höhere Schulamt be⸗ 
fanden haben, erhalten die erſte Alterszulage nach dreijähriger Dienſtzeit im öffent⸗ 
lichen Schuldienſte. a 


„ 


§ 8. 

Die Alterszulage beträgt: ; 

1. für Lehrer in den erſten beiden Stufen je 200 Mark, in der dritten und 

vierten je 250 Mark, in der fünften bis neunten je 200 Mark jährlich; 

2. für Lehrerinnen in den erſten zwei Stufen je 100 Mark, in den weiteren 

je 150 Mark jährlich. N 
§ 9. 
i Auf die Alterszulagen der Lehrer und Lehrerinnen in Berlin findet der § 7 
nur mit der Maßgabe Anwendung, daß der Bezug ſpäteſtens nach ſiebenjähriger 
Dienſtzeit im öffentlichen Schuldienſte zu beginnen hat, und daß der Höchſtbetrag 
ſpäteſtens nach weiteren vierundzwanzig Dienstjahren erreicht fein muß. Der im 88 
beſtimmte Höchſtbetrag von 1900 und 1250 Mark iſt auch für die Stadt Berlin 
maßgebend. Dagegen kann die Anzahl und die Höhe der Stufen anderweit geregelt 
werden. 
$ 10. 

Ein rechtlicher Anſpruch auf Neugewährung einer Alterszulage ſteht den Lehrern 
und Lehrerinnen nicht zu. Die Verſagung bedarf der Genehmigung der Schulauf- 
ſichtsbehörde und ift nur bei unbefriedigende Dienſtführung zuläffig. 

Die zeitweiſe Vorenthaltung der Alterszulage iſt ohne Einfluß auf die Be⸗ 
rechnung der Dienſtzeit bei ſpäterer Gewährung der Zulage. 


§ 11. 
Der Bezug der Alterszulagen beginnt mit dem Ablaufe des Vierteljahrs, in 
dem die erforderliche Dienſtzeit vollendet wird. 


§ 12. 
Wo ſeither Lehrern oder Lehrerinnen freie Dienſtwohnung gewährt wurde, iſt 
die Einziehung der Wohnung nur mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde zuläffig. 
Die Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn der Schulverband ſich 
bereit erklärt, die Mietentſchädigung (88 16 ff.) zu zahlen, und genügende Miet⸗ 
wohnungen in dem Schulverbande vorhanden ſind. 


f $ 13. 

Auf dem Lande ſollen erſte Lehrer und alleinſtehende Lehrer in der Regel, bei 
vorhandenem Bedürfnis auch andere Lehrer und Lehrerinnen, eine freie Dienſtwohnung 
erhalten. . 

§ 14. 

Bei der Anlage und Veränderung von Dienſtwohnungen ſind die örtlichen 
Verhältniſſe und die Amtsſtellung zu berückſichtigen. 

Gegen die Feſtſetzungen der Schulaufſichtsbehörde über Notwendigkeit, Umfang 
und Einrichtung iſt das Verwaltungsſtreitverfahren zuläſſig. ; 
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8 15. - 

Die von der Dienſtwohnung zu entrichtenden öffentlichen Laſten und Abgaben 
werden von den Schulunterhaltungspflichtigen getragen. Dieſen liegt auch, unbeſchadet 
der Verpflichtungen Dritter aus beſonderen Rechtstiteln, die bauliche Unterhaltung der 
Dienſtwohnung ob. i 


§ 16. 

Als Mietentſchädigung für die Lehrer und Lehrerinnen iſt eine Geldſumme zu 
gewähren, die eine ausreichende Entſchädigung für die nicht gewährte Dienſtwohnung 
darſtellt. 

. Einſtweilig angeſtellte Lehrer und unverheiratete Lehrer ohne eigenen Hausſtand 
ſowie die Lehrer, die noch nicht vier Jahre im öffentlichen Schuldienſte geſtanden 
haben, erhalten eine um ein Drittel geringere Mietentſchädigung. Die Kürzung kann 
durch Beſchluß des Schulverbandes auf einen geringeren Betrag beſchränkt, auch ganz 
in Wegfall gebracht werden. 

8 7 

Die Mietentſchädigung iſt für jede Provinz unter Zugrundelegung der für den 
Wohnungsgeldzuſchuß der unmittelbaren Staatsbeamten maßgebenden Servisklaſſenein⸗ 
teilung nach beſtimmten Sätzen für jede Klaſſe feſtzuſetzen, und zwar getrennt für 
Leiter von Schulen mit ſechs oder mehr aufſteigenden Klaſſen, andere Lehrer und 
Lehrerinnen. Die Stadt Berlin gilt als Provinz im Sinne dieſer Vorſchrift, jedoch 
mit der Maßgabe, daß hier die Mietentſchädigung nur für die Servisklaſſe A feſtzu— 
ſetzen iſt. Für die Servisklaſſe IV ſind verſchiedene Stufen zuläſſig. 

Die Mietentſchädigung darf 

1. für Lehrer in Ortſchaften 

der Servisklaſſe A nicht weniger als 720 Mark, 
der Servisklaſſe I nicht weniger als 580 Mark, 
der Servisklaſſe II nicht weniger als 480 Mark, 
der Servisklaſſe III nicht weniger als 400 Mark, 
2. für Lehrerinnen in Ortſchaften 
der Servisklaſſe A nicht weniger als 500 Mark, 
der Servisklaſſe I nicht weniger als 430 Mark, 
der Servisklaſſe II nicht weniger als 360 Mark, 
der Servisklaſſe III nicht weniger als 290 Mark 
jährlich betragen. Für die oberſte Stufe der Servisklaſſe IV muß fie für Lehrer min- 
deſtens 290 Mark, für Lehrerinnen mindeſtens 220 Mark jährlich betragen. 


§ 18. 
Der Mietentſchädigungstarif wird nach Anhörung der Kreisausſchüſſe und der 
Gemeindevorſtände der kreisfreien Städte ſowie der Bezirksausſchüſſe durch Beſchluß 


des Provinzialrats endgültig feſtgeſetzt. In den Hohenzollernſchen Landen beſchließt 
an Stelle des Provinzialrats der Bezirksausſchuß nach Anhörung der Amtsausſchüſſe 
endgültig. Für Berlin erfolgt die Feſtſetzung des Tarifs nach Anhörung des Ma⸗ 
giſtrats durch den Oberpräſidenten. Anderungen des Tarifs ſind nur bei erheblicher 
Veränderung der zu Grunde liegenden tatſächlichen Verhältniſſe zuläſſig. 

Die Stellung der Orte in den verſchiedenen Servisklaſſen beſtimmt ſich nach dem 
Servisklaſſenverzeichnis, wie es für die Gewährung von Wohnungsgeldzuſchüſſen an die 
unmittelbaren Staatsbeamten jeweilig maßgebend iſt. In Geſamtſchulverbänden, zu 
denen Gemeinden (Gutsbezirke) verſchiedener Klaſſen gehören, iſt die höhere Servisklaſſe 
maßgebend. Wo für die Servisklaſſe IV verſchiedene Stufen feſtgeſetzt ſind, beſchließt 
der Provinzialrat — in den Hohenzollernſchen Landen der Bezirksausſchuß — end- 
gültig über die Einreihung der zu dieſer Klaſſe gehörenden Orte in die einzelnen 
Stufen. 

Bei Veränderungen in der Klaſſeneinteilung kommt vom Beginne des auf die 
Veröffentlichung der Veränderung folgenden Kalendervierteljahrs an der ihr ent 
ſprechende neue Satz der Mietentſchädigung in Anwendung. 
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Bei der Bemeſſung des Ruhegehalts wird der Durchſchnittsſatz der Mietent⸗ 
ſchädigung jeder einzelnen Art von Lehrkräften (§ 17) für die Provinz ermittelt und 
für ſämtliche Servisklaſſen in Anrechnung gebracht. Wo für die Servisklaſſe IV ver 
ſchiedene Stufen feſtgeſetzt ſind, wird bei der Ermittlung des Durchſchnittsſatzes in 
Anſehung dieſer Servisklaſſe der Durchſchnitt der verſchiedenen Stufen zu Grunde gelegt. 

Der feſtgeſtellte Durchſchnittsſatz der Mietentſchädigung gilt auch für die Lehrer 
und Lehrerinnen, die eine Dienſtwohnung haben. 


§ 20. 

Schulverbände können die Gewährung penſionsfähiger Ortszulagen an ihre 
ſämtlichen Lehrkräfte oder einzelne der in dieſem Geſetze bezeichneten Arten beſchließen, 
falls in ihnen die am 1. Januar 1909 in Geltung geweſene Beſoldungsordnung für 
Lehrer — abgeſehen von den Inhabern beſonders gearteter Schulſtellen Rektoren, Haupt⸗ 
lehrern, ſonſtigen erſten Lehrern, Lehrkräften an gehobenen Klaſſen und an Schulen für 
nicht normal veranlagte Kinder) — an Grundgehalt und Alterszulagen ein Endgehalt 
von 2800 Mark oder mehr oder ein Endgehalt vorſieht, das unter Hinzurechnung des 
vollen Grundgehalts eine Summe von mindeſtens 4000 Mark erreicht. Bei ver⸗ 
einigten Kirchen- und Schulämtern iſt nur das reine Lehrergrundgehalt (Grundgehalt 
abzüglich der Vergütung für die kirchliche Mühwaltung) zu berückſichtigen. 

Die gleiche Befugnis ſteht kreisfreien Städten auch dann zu, wenn in ihnen 
die Vorausſetzungen des Abſ. 1 nicht vorliegen. 


N 
Schulverbände, die dergeſtalt in der Umgebung von Schulverbänden der im 
§ 20 gedachten Art liegen, daß fie mit ihnen eine wirtſchaftliche Einheit bilden, 


können ihren Lehrkräften penſionsfähige Ortszulagen inſoweit bewilligen, als dieſe Schul⸗ 
verbände hierzu befugt ſind, ſofern der Provinzialrat nach Anhörung der Schulauf⸗ 
ſichtsbehörde das Vorliegen dieſer Vorausſetzung feſtgeſtellt hat. In den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen beſchließt ſtatt des Provinzialrats der Bezirksausſchuß, und zwar 
endgültig. 

Schulverbänden, die dergeſtalt in der Umgebung außerpreußiſcher Gemeinden mit 
mehr als 30.000 Einwohnern liegen, daß fie mit ihnen eine wirtſchaftliche Einheit 
bilden, kann durch den Unterrichtsminiſter im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter 
das Recht beigelegt werden, ihren Lehrkräften penſionsfähige Ortszulagen zu bewilligen. 


§ 22. 

Durch die Ortszulage darf das bisherige Endgehalt — unbeſchadet der 
Amtszulage — für die Lehrerſtellen um höchſtens 900 Mark, jedoch nicht über 
4200 Mark hinaus, für die Lehrerinnenſtellen um höchſtens 600 Mark, jedoch nicht 
über 2950 Mark, erhöht werden. In Schulverbänden, in denen das Endgehalt der 
Lehrer durch Ortszulagen auf 4200 Mark erhöht werden kann, darf das der 
Lehrerinnen auch um mehr als 600 Mark bis auf 2950 Mark erhöht werden. 

Den Schulverbänden bleibt die Beſtimmung darüber überlaſſen, ob und in 
welcher Meife der Beginn und die Höhe der Ortszulagen von der Erreichung einer 
beſtimmten Dienſtzeit (59 34 bis 36) abhängig gemacht, auch für einzelne Arten 
von Lehrkräften verſchieden geſtaltet werden ſollen. Wo die Amtszulage der Leiter 
von Schulen mit ſechs oder mehr aufſteigenden Klaſſen den Mindeſtſatz nicht über⸗ 
ſchreitet, ſind ihnen bei der Einführung von Ortszulagen höhere Beträge als den 
übrigen Lehrperſonen innerhalb der Grenze des Abf. 1 zu gewähren. 


§ 23. 

Die Beſchlüſſe der Schulverbände über die Gewährung von Ortszulagen be⸗ 
dürfen der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. Gegen die Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung ſteht dem Schulverbande binnen zwei Wochen die Beſchwerde an den 
Provinzialrat zu. In den Hohenzollernſchen Landen beſchließt an Stelle des Pro⸗ 
vinzialrats der Bezirksausſchuß, und zwar endgültig. In der Stadt Berlin findet 
gegen den Beſchluß der Schulauffichtsbehörde binnen zwei Wochen die Klage im Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

Die Genehmigung iſt zu verſagen, wenn und ſoweit eine Erhöhung des 
Dienſteinkommens nicht durch die beſonderen Verhältniffe des Schulverbandes ge 
boten iſt. 

§ 24. 

Die Leiter von Schulen mit ſechs oder mehr aufſteigenden Klaſſen erhalten 
eine penſionsfähige Amtszulage von mindeſtens 700 Mark jährlich; andere Schul— 
leiter und ſolche erſte Lehrer an Volksſchulen mit drei oder mehr Lehrkräften, denen 
Leitungsbefugniſſe übertragen ſind, erhalten eine penſionsfähige Amtszulage von 
mindeſtens 200 Mark jährlich. 


Sonſtige erſte Lehrer und alleinſtehende Lehrer erhalten, wenn ſie als folche 
eine zehnjährige ununterbrochene Dienſtzeit zurückgelegt haben, eine penſionsfähige 
Amtszulage von 100 Mark jährlich. i 

Wo einer Volksſchule mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde gehobene 
Klaſſen (Klaſſen mit erweiterten Lehrzielen) dauernd eingegliedert ſind, kann den für 
dieſe Klaſſen angeſtellten vollbeſchäftigten Lehrkräften eine penſionsfähige Amtszulage 
gewährt werden. f 

Den Lehrkräften, die an beſonderen Veranſtaltungen der Volksſchule für 
körperlich oder geiſtig nicht normal veranlagte Kinder voll beſchäftigt ſind, können 
Amtszulagen gewährt werden. Den Schulverbänden bleibt die Beſtimmung darüber 
überlaſſen, ob dieſe Amtszulagen penſionsfähig ſein ſollen. 


$ 25. 

Wenn und ſoweit eine Erhöhung des Dienſteinkommens zuläſſig und nach den 
beſonderen Verhältniſſen des Schulverbandes notwendig iſt, kann der Schulverband 
angehalten werden, eine ſolche Erhöhung zu gewähren. 

Gegen die Entſcheidung des Oberpräfidenten für Berlin ſteht in dieſem Falle 
der Stadtgemeinde Berlin binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 

§ 26. 

Die Zahlung des baren Dienſteinkommens erfolgt an endgültig angeſtellte 
Lehrer und Lehrerinnen vierteljährlich, an einſtweilig angeſtellte oder auftragsweiſe 
beſchäftigte monatlich, im voraus. 

§ 27. 

Wo eine Wohnung auf dem Dienſtgrundſtücke gegeben wird, und wo es bisher 
üblich iſt, kann die Schulaufſichtsbehörde die Beſchaffung des dem Bedarfe ent- 
ſprechenden Brennmaterials für die Lehrer und Lehrerinnen verlangen. g 

Im übrigen wird an beſtehenden Verpflichtungen zur Beſchaffung, Anfuhr und 
Zerkleinerung von Brennmaterial für die Schule oder die Schulſtelle nichts geändert. 


§ 28. 

Wo auf dem Lande eine Dienſtwohnung gegeben wird, iſt als Zubehör ohne 
Anrechnung auf das Grundgehalt, ſofern es nach den örtlichen Verhältniſſen tunlich 
iſt, ein Hausgarten zu gewähren. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es tunlich erſcheinen laſſen und wo ein Be⸗ 
dürfnis dazu vorliegt, ſoll auf dem Lande für einen alleinſtehenden oder erſten 
Lehrer in Anrechnung auf das Grundgehalt eine Landnutzung gewährt werden, welche 
dem durchſchnittlichen Wirtſchaftsbedürfnis einer Lehrerfamilie entſpricht. 

Zur Bewirtſchaftung des Landes ſind erforderlichenfalls Wirtſchaftsgebäude 
herzuſtellen. 

Die von dem Schullande zu entrichtenden öffentlichen Laſten und Abgaben 
werden von den Schulunterhaltungspflichtigen getragen. 
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Wo mit einer Stelle bisher eine größere Landnutzung oder ſonſtige Be⸗ 
rechtigungen verbunden geweſen find, behält es dabei ſein Bewenden. Eine Ein⸗ 
ſchränkung bedarf der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 

Auf Anrufen von Beteiligten beſchließt der Kreisausſchuß und, ſofern es ſich 
um Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß darüber, welcher Teil des Dienſtlandes 
als Hausgarten anzuſehen iſt. Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes in erſter oder 
zweiter Inſtanz iſt endgültig. 

§ 29. 

Wo bisher die Gewährung von Naturalleiſtungen ſtattgefunden hat, behält 
es dabei unter Anrechnung auf das Grundgehalt bis zur Ablöſung der Natural⸗ 
leiſtungen oder bis zur Aufhebung des bisherigen Gebrauchs ſein Bewenden. Die 
Aufhebung bedarf der Zuſtimmung der Beteiligten und der Genehmigung der Schul- 
aufſichtsbehörde. 

$ 30. 

Auf das Grundgehalt (88 1, 3, 4, 6) oder die nach $ 5 gewährte Beſoldung 
ſind anzurechnen: 

1. der Ertrag der Landnutzung ($ 28 Abſ. 2 und 5); 

2. die ſonſtigen Dienfteinkünfte an Geld oder Naturalleiſtungen; 

3. das Brennmaterial ($ 27). 

Bei amtlicher Feſtſetzung des Dienſteinkommens beſchließt auf Anrufen von 
Beteiligten über die Anrechnung dieſer Dienſteinkünfte (Abſ. 1 Nr. 1, 2, 3) der 
Kreisausſchuß und, ſofern es ſich um Stadtſchulen handelt, der Bezirksausſchuß. 
Der Beſchluß des Bezirksausſchuſſes in erſter oder zweiter Inſtanz iſt endgültig. 

Eine anderweite Feſtſetzung iſt bei erheblicher Anderung der ihr zu Grunde 
liegenden tatſächlichen Verhältniſſe zuläffig. 

Die Feſtſetzung gilt auch für die Berechnung des Ruhegehalts. 


9 31. 

Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen erhalten bei Verſetzungen 
im Intereſſe des Dienſtes aus der Staatskaſſe eine Vergütung für Umzugskoſten 
unter Wegfall der von den Schulunterhaltungspflichtigen zu entrichtenden Anzugs⸗ 
oder Herbeiholungskoſten. Die näheren Beſtimmungen über die Höhe der Vergütung 
werden von dem Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter getroffen. 

Im übrigen bewendet es bei den beſtehenden Vorſchriften über die Gewährung 
von Anzugs- und Herbeiholungskoſten. 

Unberührt bleibt auch die Vorſchrift im Artikel III Abſ. 1 des Geſetzes vom 
15. Juli 1886 (Geſetzſamml. S. 185). 

Bei Verſetzungen gilt der Verluſt einer Dienſtwohnung nebſt Hausgarten oder 
die Verringerung der Mietentſchädigung ſowie der Verluſt der Amtszulage in den 
Fällen des § 24 Abſ. 2 und 4 nicht als Verringerung des Dienſteinkommens. 


§ 32. 
Hinterläßt ein an einer öffentlichen Volksſchule endgültig oder einſtweilig an⸗ 
geſtellter Lehrer eine Witwe oder eheliche Nachkommen, jo gebührt den Hinterbliebenen 


FE WE 


außer dem Sterbemonate für das auf dieſen folgende Vierteljahr noch das volle 
Dienſteinkommen des Verſtorbenen als Gnadenvierteljahr. 

Der gleiche Anſpruch ſteht den ehelichen Nachkommen einer im Witwenſtande 
verſtorbenen Lehrerin zu. 

An wen die Zahlung des Gnadenvierteljahrs zu leiſten iſt, beſtimmt die 
Ortsſchulbehörde. 

Sind ſolche Perſonen, welchen das Gnadenvierteljahr gebührt, nicht vorhanden, 
ſo kann die Schulaufſichtsbehörde nach Anhörung des Schulverbandes anordnen, daß 
das Dienſteinkommen auf die gleiche Zeit an Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder 
Pflegekinder des Verſtorbenen gezahlt werde, wenn er ihr Ernährer geweſen iſt und 
ſie in Bedürftigkeit hinterläßt, oder daß es an ſolche Perſonen, welche die Koſten 
der letzten Krankheit oder der Beerdigung beſtritten haben, ſoweit gezahlt werde, als 
der Nachlaß zu deren Deckung nicht ausreicht. Dieſe Beſtimmung findet auch beim 
Tode einer anderen als der im Abſ. 2 gedachten Lehrerin Anwendung. 

Die Schulunterhaltungspflichtigen find zur Gewährung der Gnadenbezüge ver- 
pflichtet. 

Soweit eine Vertretung im Amte nicht zu ermöglichen iſt, kann die Mieder- 
beſetzung der Stelle auch während der Gnadenzeit erfolgen. 


8 33. 

In dem Genuſſe der Dienſtwohnung iſt die hinterbliebene Familie, welche 
mit dem Verſtorbenen die Wohnung geteilt hat, nach Ablauf des Sterbemonats noch 
drei fernere Monate zu belaſſen. Hinterbleibt keine ſolche Familie, ſo iſt denen, auf 
die der Nachlaß übergeht, eine vom Todestage an zu rechnende dreißigtägige Friſt 
zur Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 

In jedem Falle muß auf Erfordern der Schulaufſichtsbehörde demjenigen, 
welcher mit der Verwaltung der Stelle beauftragt wird, ohne Anſpruch auf Ent- 
ſchädigung in der Dienſtwohnung ein Anterkommen gewährt werden. 


§ 34. 

Bei Berechnung der Dienſtzeit für die Gewährung des vollen Grundgehalts, 
der Alterszulagen und der Miekentſchädigung kommt die geſamte Zeit in Anſatz, 
während der ſich der Lehrer oder die Lehrerin im öffentlichen Schuldienſt in Preußen 
oder in den nach ihrem Eintritt in den öffentlichen Schuldienſt von Preußen erworbenen 
Landesteilen befunden hat. 

Ausgeſchloſſen bleibt die Anrechnung der Dienſtzeit, während der die Zeit und 
die Kräfte eines Lehrers oder einer Lehrerin nach der Entſcheidung der Schulauf⸗ 
ſichtsbehörde durch die ihnen übertragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch ge— 
nommen geweſen ſind. 

Die Dienſtzeit wird vom Tage der erſten eidlichen Verpflichtung für den öffent. 
lichen Schuldienſt an gerechnet. Kann ein Lehrer oder eine Lehrerin nachweiſen, daß 
die Vereidigung erſt nach dem Eintritt in den öffentlichen Schuldienſt ſtattgefunden 
hat, ſo wird die Dienſtzeit von letzterem Zeitpunkt an gerechnet. 

Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10952.) 20 


©2102 > 


Der Dienſtzeit im Schulamte wird die Seit des aktiven Militärdienftes hinzu⸗ 
gerechnet. f ö 5 

Die Dienſtzeit, welche vor den Beginn des einundzwanzigſten Lebensjahrs fällt, 
bleibt außer Berechnung. 


i 9 35. 

Als öffentlicher Schuldienſt iſt auch die Zeit anzurechnen, während der 

1. ein Lehrer oder eine Lehrerin an einer Anſtalt tätig geweſen iſt, die ver- 
tragsmäßig die Vorbereitung von Zöglingen für die ſtaatlichen Lehrer- 
bildungsanſtalten übernommen hat; 

2. ein Lehrer oder eine Lehrerin als Erzieher oder Erzieherin an einer öffent⸗ 
lichen Taubſtummen⸗, Blinden-, Idioten, Waiſen⸗, Rettungs- oder ähn⸗ 
lichen Anſtalt oder an gleichartigen privaten Anſtalten ſich befunden hat, 
welche nach Anerkennung durch die Schulaufſichtsbehörde ausſchließlich 
gemeinnützigen Zwecken dienen und für ihre Unterhaltung auf die öffent⸗ 
liche Wohltätigkeit oder auf öffentliche Mittel angewieſen find; 

3. ein Lehrer oder eine Lehrerin an einer von einer Synagogengemeinde 
unterhaltenen jüdiſchen Religionsſchule beſchäftigt geweſen ift. 

Mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters kann auch die im außerpreußiſchen 

öffentlichen Schuldienſte zugebrachte Zeit angerechnet werden. 


f 8 36. 

Fiür Lehrer und Lehrerinnen, die vor ihrem Eintritt in den öffentlichen Volks- 
ſchuldienſt an Privatſchulen voll beſchäftigt waren, in denen der allgemeinen Schul⸗ 
pflicht unterliegende Kinder in den Lehrgegenſtänden der öffentlichen Volksſchule unter⸗ 
richtet werden, gelten bei Bemeſſung der Alterszulagen folgende Vorſchriften: 


1. Sie können bis zum Höchſtmaße von fünfzehn Jahren eine Anrechnung 
dieſer Dienſtzeit oder eines Teiles derſelben infoweit erlangen, als ein 
Betrag von 570 Mark für Lehrer und 200 Mark für Lehrerinnen für 
jedes Jahr dieſer Seit an die Alterszulagekaſſe, in Berlin an die Schul- 
kaſſe, nachgezahlt wird. Die Stadt Berlin iſt befugt, bei der Anrechnung 
dieſer Dienſtzeit über das Höchſtmaß von fünfzehn Jahren hinauszugehen 
und auf die Einzahlungen an die Schulkaſſe ganz oder teilweiſe zu verzichten. 

2. Die Beſchäftigung, die vor den Beginn des einundzwanzigſten Lebensjahrs 
oder vor die erlangte Befähigung zur Anſtellung im öffentlichen Volks- 
ſchuldienſte fällt, bleibt außer Berechnung. 


Der Beſchäftigung an einer Privatſchule im Sinne des erſten Abſatzes ſteht 
gleich, wenn ein Lehrer oder eine Lehrerin, ſei es als Lehrer oder Lehrerin ſei es 
als Erzieher oder Erzieherin an einer nicht unter den $ 35 Abſ. 1 Nr. 2 fallenden 
privaten Taubſtummen⸗, Blinden ⸗ Idioten, Waifen-, Rettungs- oder ähnlichen Anftalt 
beſchäftigt iſt. 5 


„„ 
Mit Genehmigung des Unterrichtsminiſters kann unter gleichen Bedingungen 
auch die im außerpreußiſchen Privatſchuldienſte zugebrachte Zeit ganz oder teilweiſe 
angerechnet werden. N 


Die auf Grund der vorſtehenden Beſtimmungen erfolgte Anrechnung iſt auch 
für den Anſpruch auf Ruhegehalt maßgebend. 


8 37. 

Auf die Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen finden die Beſtim⸗ 
mungen des erſten Abſchnitts des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechts⸗ 
weges, vom 24. Mai 1861 (Gefehfamml. S. 241) mit folgender Maßgabe An- 
wendung: ; 

1. die Klage ift gegen die Vertreter des Schulverbandes und, ſoweit es ſich 
um Zahlungen aus der Alterszulagekaſſe (SS 39 ff.) handelt, zugleich gegen 
die Bezirksregierung als Verwalterin der Alterszulagekaſſe zu richten; 

2. im Falle des § 2 a. a. O. tritt an die Stelle des Verwaltungschefs der 
Oberpräſident, in den Hohenzollernſchen Landen der Unterrichtsminiſter; 

3. bei der richterlichen Beurteilung ſind die auf Grund dieſes Geſetzes 
erfolgten Feſtſetzungen über das Dienſteinkommen der Stelle, insbeſondere 
über die Höhe des Grundgehalts und der Dienſtalterszulage, über Dienſt⸗ 

wohnung oder Mietentſchädigung, über Dienſtland, über Naturalleiſtungen 
ſowie über die Anrechnung von Dienſtbezügen auf das Grundgehalt zu 
Grunde zu legen. 

§ 38. 

Bei Streitigkeiten zwiſchen dem abgehenden Lehrer oder den Erben des ver⸗ 
ſtorbenen Lehrers und dem anziehenden Lehrer oder dem Schulverbande über die 
Auseinanderſetzung wegen der Landnutzung, der Naturalleiſtungen, der Dienſtwohnung 
einſchließlich des Hausgartens oder des baren Dienſteinkommens trifft die Schul⸗ 
aufſichtsbehörde, vorbehaltlich des Rechtswegs, eine im Verwaltungswege vollſtreckbare 
einſtweilige Entſcheidung. Bei Verſetzungen kann fie anordnen, daß die von dem 
Lehrer zuviel erhobenen Beträge für ſeine Rechnung den Schulunterhaltungspflichtigen 
unmittelbar aus den Bezügen erſtattet werden, welche der Lehrer in der neuen Schul⸗ 
ſtelle zu empfangen hat. Das Gleiche gilt für Lehrerinnen. 

Die Schulauffichtsbehörde iſt befugt, die Entſcheidung allgemein den ihr nach⸗ 
geordneten Behörden zu übertragen. 

$ 39. 

Behufs gemeinſamer Beſtreitung der Alterszulagen bis zu der im $ 8 feſt⸗ 
geſetzten Höhe wird für die zur Aufbringung verpflichteten Schulverbände in jedem 
Regierungsbezirk (ausſchließlich der Stadt Berlin) eine Kaſſe gebildet. 


8 40. 

Die Verwaltung der Alterszulagekaſſe erfolgt durch die Bezirksregierung. Die 
Kaſſengeſchäfte werden durch die Regierungshauptkaſſe und die ihr unterſtellten Kaſſen 
unentgeltlich beſorgt. 
f 20° 
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Die Alterszulagen werden von der Kaffe an die Bezugsberechtigten gezahlt. 
Die Koſten der Zuſendung trägt die Kaſſe. In ſtädtiſchen Schulverbänden erfolgt 
die Auszahlung durch die Schulverbände für Rechnung der Alterszulagekaſſe. Das 
gleiche Verfahren kann von der Schulaufſichtsbehörde in größeren ländlichen Schul⸗ 
verbänden angeordnet werden. 

$ 41. 

Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf der 
Kaſſe nach dem Stande der Alterszulagen vom 1. Oktober des Vorjahrs unter Be⸗ 
rückſichtigung der vorausſichtlichen Steigerung oder Verminderung der Alterszulagen 
und unter Hinzurechnung der vorausſichtlichen Verwaltungskoſten berechnet. 

Den Maßſtab für die Verteilung des Bedarfs auf die Schulverbände bildet 
die Anzahl der der Alterszulagekaſſe angeſchloſſenen Lehrer- und Lehrerinnenſtellen. 

Für Schulſtellen, welche nach Aufſtellung des Verteilungsplans im Laufe des 
Jahres neu errichtet werden, iſt der Beitrag zur Alterszulagekaſſe von dem Tage an 
zu zahlen, ſeit welchem die Stelle durch eine beſondere Lehrkraft verſehen wird. 


$ 42. 

Für die Aufſtellung des Verteilungsplans, die Einziehung der Beiträge und 
die Beſtellung eines Kaſſenanwalts finden die §§ 3, 4 und 9 bis 14 des Geſetzes 
vom 23. Juli 1893, betreffend Ruhegehaltskaſſen für die Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Volksſchulen, (Gefekfamml, S. 194) finngemäß Anwendung. Dem 
Kaſſenanwalte ſteht kein Einſpruch gegen die Feſtſetzung und Anweiſung der einzelnen 
Alterszulagen zu. 

§ 43. 

Aus der Staatskaſſe wird ein jährlicher Beitrag zu dem Dienſteinkommen der 
Lehrer und Lehrerinnen und, ſoweit er hierzu nicht erforderlich iſt, zur Deckung der 
Koſten für andere Bedürfniſſe des betreffenden Schulverbandes an die Kaſſe desſelben 
gezahlt. a 

Der Beitrag wird ſo berechnet, daß für die Stelle eines alleinſtehenden ſowie 
eines erſten Lehrers 500 Mark, eines anderen Lehrers 300 Mark, einer Lehrerin 
150 Mark jährlich gezahlt werden. In Schulverbänden mit nicht mehr als ſieben 
Schulſtellen wird ein weiterer Staatsbeitrag von 200 Mark für die Lehrerſtelle und 
von 150 Mark für die Lehrerinſtelle jährlich gezahlt. Bei der Berechnung kommen 
nur Stellen für vollbeſchäftigte Lehrkräfte in Betracht. Darüber, ob eine Lehrkraft 
voll beſchäftigt iſt, entſcheidet ausſchließlich die Schulaufſichtsbehörde. 

Außer Betracht bleiben neu errichtete Stellen, bis dieſe durch eine beſondere 
Lehrkraft verſehen werden. 

Außerdem wird in den Schulverbänden mit nicht mehr als ſieben Schulſtellen 
für die Stelle eines erſten oder alleinſtehenden Lehrers, der die im § 24 Abſ. 2 
gedachte Zulage erhält, ein fernerer Staatsbeitrag in Höhe dieſer Zulage gezahlt. 

Das Recht auf den Bezug des Staatsbeitrags ruht, ſolange und ſoweit durch 
deſſen Zahlung eine Erleichterung der nach öffentlichem Rechte zur Schulunterhaltung 
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Verpflichteten mit Nücficht auf vorhandenes Schulvermögen oder auf Verpflichtungen 
Dritter aus beſonderen Rechtstiteln nicht würde bewirkt werden. 

Soweit nach den Vorſchriften der 88 3 und 4 eine Erhöhung der am 1. Januar 
1909 in Geltung geweſenen Sätze des Grundgehalts bei Lehrerſtellen um weniger 
als 200 Mark, bei Lehrerinnenſtellen um weniger als 150 Mark erfolgt, tritt in. 
den Schulverbänden mit nicht mehr als ſieben Schulſtellen eine Verringerung des 
weiteren Staatsbeitrags (Abſ. 2 Satz 2) um den Betrag ein, bis zu welchem die 
Erhöhung hinter den vorgenannten Beträgen zurückbleibt. Bei vereinigten Kirchen⸗ 
und Schulämtern iſt hierbei das reine Lehrergrundgehalt (Grundgehalt abzüglich der 
Vergütung für die kirchliche Mühwaltung) zu Grunde zu legen. 


9 44. 


Der Staatsbeitrag wird bis zur Höchſtzahl von fünfundzwanzig Schulſtellen 
für jede politiſche Gemeinde gewährt. 

Sind für die Einwohner einer politiſchen Gemeinde mehr als fünfundzwanzig 
Schulſtellen vorhanden, ſo wird der Staatsbeitrag innerhalb der Geſamtzahl von 
fünfundzwanzig Stellen für fo viele erſte Lehrerſtellen, andere Lehrerſtellen und 
Lehrerinnenſtellen gewährt, als dem Verhältniſſe der Geſamtzahl dieſer Stellen unter⸗ 
einander entſpricht. Bruchteile werden bei denjenigen Schulftellen, für welche der 
höhere Staatsbeitrag zu zahlen iſt, ausgeglichen. 

Wo die Grenzen der politiſchen Gemeinde ſich mit denen des Schulverbandes 
nicht decken, dergeſtalt, daß der Schulverband aus mehreren politiſchen Gemeinden oder 
Teilen von ſolchen beſteht, und für die Einwohner einer dieſer politiſchen Gemeinden 
mehr als fünfundzwanzig Stellen vorhanden ſind, wird durch Beſchluß der Schul⸗ 
aufſichtsbehörde nach Anhörung der Beteiligten mit Rückſicht auf die Zahl der Ein⸗ 
wohner des Schulverbandes und der Schulkinder, welche den einzelnen politiſchen 
Gemeinden angehören, ſowie mit Rückſicht auf die Einrichtung der Schule feſtgeſetzt, 
wie viele ganze der im Schulverbande beſtehenden lerſten, anderen Lehrer Lehrerinnen.) 
Stellen auf jede zum Schulverbande gehörende politiſche Gemeinde oder Teile von 
Gemeinden zu rechnen ſind, für wie viele Stellen demgemäß an den Schulverband 
der Staatsbeitrag zu zahlen iſt. Der Beſchluß iſt den beteiligten Schulverbänden 
zuzuſtellen. Denſelben ſteht binnen vier Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde 
an den Oberpräſidenten (in den Hohenzollernſchen Landen an den Unterrichtsminiſter) 
zu, welcher endgültig entſcheidet. Bei einer erheblichen Anderung der Verhältniſſe 
kann eine neue Berechnung von den beteiligten Schulverbänden beantragt oder von 
der Schulaufſichtsbehörde von Amts wegen beſchloſſen werden. 

Gehören die Einwohner einer politiſchen Gemeinde verſchiedenen Schulverbänden 
an, ſo werden die für die politiſche Gemeinde zu berechnenden Staatsbeiträge für 
erſte, andere Lehrer- und Lehrerinnenſtellen auf die einzelnen Schulverbände durch 
die Schulaufſichtsbehörde nach dem Verhältniſſe derjenigen Staatsbeiträge verteilt, 
welche den Schulverbänden bei Gewährung der Staatsbeiträge für ſämtliche Schul- 
ſtellen zu zahlen ſein würden. 
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Die in dieſen Vorſchriften angeordnete Feſtſetzung und Verteilung bleibt bis 
zum Schluſſe desjenigen Rechnungsjahrs maßgebend, in welchem eine neue getroffen iſt. 
Auf Beſchwerden entſcheidet der Oberpräſident (in den Hohenzollernſchen Landen 
der Unterrichtsminiſter) endgültig. 0 
ö In Schulverbänden, in denen der Staatsbeitrag für alle Schulſtellen gezahlt 
wird, iſt er für einſtweilig angeſtellte Lehrer und für Lehrer, welche noch nicht vier Jahre 
im öffentlichen Schuldienſte geſtanden haben, um 280 Mark, für einſtweilig angeſtellte 
Lehrerinnen um 150 Mark jährlich zu kürzen. Im Falle des § 5 Abſ. 3 findet 
dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 
Die gleiche Kürzung hat in dieſen Schulverbänden bei Erledigung von Schul⸗ 
ſtellen für die Zeit von der Erledigung bis zur Wiederbeſetzung zu erfolgen. Jedoch 
iſt für die Dauer der Gnadenzeit ($ 32) der volle Staatsbeitrag zu gewähren. 


$ 46. 

Für die Lehrerſtellen, für welche der Staat den Befoldungsbeitrag (§8 43, 44) 
an den Schulverband gewährt, wird aus der Staatskaſſe ein jährlicher Zuſchuß von 
je 337 Mark, für die Lehrerinnenſtellen dieſer Art ein jährlicher Zuſchuß von je 
184 Mark an die Alterszulagekaſſe des Bezirkes gezahlt und dem Schulverband auf 
feinen Beitrag zur Kaffe angerechnet. 

In Schulverbänden mit nicht mehr als ſieben, Schulſtellen wird ein weiterer 
jährlicher Zuſchuß von 135 Mark für die Lehrerſtelle und 70 Mark für die Lehrerin 
ſtelle gewährt. 

In dem Falle des § 44 Abſ. 4 erfolgt die Zahlung und Anrechnung für die 
einzelnen Schulverbände nach dem Verhältniſſe der ihnen zu gewährenden Beſoldungs⸗ 
beiträge. 

§ 47. 

Wenn innerhalb mehrerer Gemeinden die Grenzen geändert werden, ſo wird 
der Betrag, um den ſich nach den vorſtehenden Beſtimmungen der für ſämtliche be⸗ 
teiligte Gemeinden zu gewährende Staatsbeitrag verringern würde, auch fernerhin 
fortgezahlt. In dem Auseinanderſetzungsverfahren, welches ſich an die Abänderung 
der Gemeindegrenzen knüpft, wird auch darüber verfügt, an wen im Sinne der vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen dieſe Fortzahlung zu leiſten iſt. 

Steigt in einem Schulverbande mit nicht mehr als ſieben Schulſtellen die Zahl 
der Schulſtellen auf mehr als ſieben, ſo wird dem Schulverbande der von ihm bis 
dahin bezogene weitere Staatsbeitrag (8 43 Abſ. 2) und weitere Staatszuſchuß ($ 46 
Abſ. 2) fortgewährt. Das Gleiche gilt im Falle der Anderung des Schulverbandes 
mit der Maßgabe, daß in dem ſich an die Anderung anſchließenden Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahren gleichzeitig darüber verfügt wird, an wen der Betrag weiter zu 
zahlen iſt. 

8 48. 

Soweit in einem Jahre der für die Gewährung eines Alterszulageſatzes von 

100 Mark für die Lehrerftelle und 80 Mark für die Lehrerinſtelle erforderliche Bedarf 


a 


hinter dem im § 46 Abſ. 1 gedachten Staatszuſchuſſe zurückbleibt, iſt der Staats⸗ 
zuſchuß entſprechend zu kürzen. Eine Kürzung des weiteren Staatszuſchuſſes (§ 46 
Abſ. 2) findet nicht ſtatt. i 

Der durch die Kürzung gewonnene Betrag iſt zur Unterſtützung ſolcher Alters⸗ 
zulagekaſſen zu verwenden, in denen der Bedarf für die Gewährung des im Abſ. 1 
gedachten Einheitsſatzes durch den Staatszuſchuß (§ 46 Abſ. 1) nicht gedeckt wird. 
Soweit der Betrag nicht hierzu Verwendung zu finden hat, iſt er zur Unterftüßung 
von leiſtungsunfähigen Schulverbänden bei ee in den Staats⸗ 
haushaltsetat einzuſtellen. 


9 49. 


Die 15 § 27 Ve des Geſetzes vom 3. März 1897 (Geſetzſamml. S. 25) zu 
zahlenden Staatsbeiträge und Staatszuſchüſſe werden vorbehaltlich der Vorſchriften 
in den §§ 50 und 51 weiter gewähre 


9 50. 


Die Staatsbeiträge und Staatszuſchüſſe (SS 43 bis 46, 49) fallen vom 
1. April 1909 ab in Gemeinden endgültig fort, wo ſie den Betrag von zwei vom 
Hundert desjenigen Veranlagungsſolls nicht überſteigen, welches nach den Vorſchriften 
des Kommunalabgabengeſetzes der Gemeindebeſteuerung der Einkommen von mehr als 
900 Mark für das Rechnungsjahr 1908 zu Grunde zu legen war. Maßgebend iſt 
einerſeits das Veranlagungsſoll nach dem Stande des 1. Januar 1909, und zwar 
unter Berückſichtigung der bis zu dieſem Zeitpunkt endgültig eingetretenen Berichtigungen 
und Veränderungen, anderſeits der Betrag an Staatsbeiträgen und Staatszuſchüſſen, 
wie er am 1. Januar 1909 zuzüglich der nach § 45 etwa gekürzten Summe zu 
zahlen war. 

Dieſe Vorſchrift findet auf Gutsbezirke mit der Maßgabe Anwendung, daß 
das der Kreisbeſteuerung zu Grunde zu legende Einkommenſteuerveranlagungsſoll, aus⸗ 
ſchließlich der auf Einkommen von nicht mehr als 900 Mark entfallenden Steuerbeträge, 
in Anſatz zu bringen iſt. 

In Geſamtſchulverbänden iſt das umlagefähige Einkommenſteuerveranlagungsſoll 
(Abſ. 1 und 2) der zu dem Geſamtſchulverbande gehörigen Gemeinden (Gutsbezirke) 
zuſammenzurechnen. Dabei iſt, wenn eine Gemeinde Gutsbezirk) zu mehreren Geſamt⸗ 
ſchulverbänden gehört, oder eine Gemeinde (Gutsbezirk), die für ſich einen Schul⸗ 
verband bildet, gleichzeitig zu einem Geſamtſchulverbande gehört, das Veranlagungs⸗ 
ſoll dieſer Gemeinde (Gutsbezirk) nach dem Maßſtabe des § I Abſ. 2 des Volks⸗ 
ſchulunterhaltungsgeſetzes, wie er am 1. Januar 1909 in Geltung war, zu verteilen. 

In Schulverbänden, in denen die Schullaſten von den Hausvätern aufzu⸗ 
bringen find (Schulſozietäten, Allgemeines Landrecht Teil II Titel 12 88 29ff.), iſt 
das für die Verteilung der Schulabgaben in Anſatz zu bringende Einkommenſteuerſoll 
der Hausväter, mit Ausſchluß der auf Einkommen von nicht mehr als 900 Mark 
entfallenden Steuerbeträge, zu berückſichtigen 
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Bei Streitigkeiten über den Fortfall der geſetzlichen Leiſtungen beſchließt der 
Bezirksausſchuß. Gegen deſſen Beſchluß ſteht den Beteiligten binnen zwei Wochen 
die Beſchwerde an den Provinzialrat zu. In den Hohenzollernſchen Landen beſchließt 
der Bezirksausſchuß endgültig. ir 

Die Staatsbeiträge und Staatszuſchüſſe (58 43 bis 46, 49) fallen auch in 
denjenigen einen eigenen Schulverband bildenden Gemeinden vom 1. April 1909 ab 
endgültig fort, in denen im Rechnungsjahr 1908 die Gemeindebelaſtung der Staats— 
einkommenſteuer mit Zuſchlägen oder einer beſonderen Gemeindeeinkommenſteuer den 
vollen Satz der Staatseinkommenſteuer nicht überſtiegen hat, ſofern nicht die geſetz⸗ 
lichen Staatsleiſtungen nach dem Stande vom 1. Januar 1909 ($ 50 Abſ. 1 Satz 2) 
den Satz von fünf vom Hundert des im 8 50 Abſ. 1 gedachten Veranlagungsſolls 
überſteigen. 

Die Vorſchrift findet auch Anwendung: 

a) auf die einen eigenen Schulverband bildenden Gutsbezirke mit der Maß⸗ 
gabe, daß ſtatt der Gemeindebelaſtung die Belaſtung mit Kreisabgaben 
berückſichtigt wird und für die daneben beſtehenden Gutslaſten fünfzig 
vom Hundert in Anrechnung kommen. An Stelle des Veranlagungsſolls 
der Gemeinde iſt das für die Kreisbeſteuerung zu Grunde zu legende Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagungsſoll, ausſchließlich der auf Einkommen von nicht 
mehr als 900 Mark entfallenden Steuerbeträge, in Anſatz zu bringen; 
auf Geſamtſchulverbände mit der Maßgabe, daß die gedachte kommunale 
Belaſtung (Abſ. 1, Abſ. 2a) aller zu dem Verbande gehörigen Gemeinden 
(Gutsbezirke) zuſammenzurechnen und durch die Zahl der beteiligten Ge 
meinden (Gutsbezirke) zu teilen iſt; zwecks Berechnung der fünf vom 
Hundert iſt das Steuerſoll dieſer Gemeinden (Gutsbezirke) zuſammenzu⸗ 
rechnen. Dabei findet die Vorſchrift im $ 50 Abſ. 3 Satz 2 Anwendung. 

Bei Streitigkeiten erfolgt die Entſcheidung in dem im $ 50 Schlußabſatz ge⸗ 
dachten Verfahren. 


b 


— 


$ 52. 
Die Staatsbeiträge und Staatszuſchüſſe find vierteljährlich im voraus zu zahlen, 
ſoweit ſie nicht gegen die von den Schulverbänden zu entrichtenden Alterszulage⸗ 
Ruhegehalts⸗ und Witwen- und Waiſenkaſſenbeiträge aufgerechnet werden. 


8 53. 

Zur Gewährung von Ergänzungszuſchüſſen an Schulverbände mit fünfund⸗ 
zwanzig oder weniger Schulſtellen im Geltungsbereiche des Volksſchulunterhaltungs⸗ 
geſetzes wird ein Betrag von 15,10 Millionen Mark durch den Staatshaushaltsetat 
alljährlich bereitgeſtellt. Die Verteilung erfolgt durch den Unterrichtsminiſter und 
den Finanzminiſter unter Berückſichtigung des dieſen Schulverbänden durch dieſes 
Geſetz erwachſenden Mehraufwandes ſowie ihrer Leiſtungsfähigkeit auf die Pro— 


„ N) 


vinzen und die Hohenzollernſchen Lande. Innerhalb der Provinzen und der Hohen— 
zollernſchen Lande erfolgt die weitere Verteilung auf die Landkreiſe nach dem gleichen 
Verhältnis auf dem im § 19 Abſ. 2 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes bezeichneten 
Wege. Die auf die Landkreiſe entfallenden Summen wachſen den Unterſtützungsfonds 
der einzelnen Kreiſe zu. 

Dem Landtag iſt eine Überſicht über die Verteilung des Fonds auf die Pro— 
vinzen und Kreiſe vorzulegen. 

Die den Unterſtützungsfonds der Landkreiſe zuwachſenden Summen find gemäß 
§ 23 des Volksſchulunterhaltungsgeſetzes auf die Schulverbände unter Berückſichtigung 
des ihnen durch dieſes Geſetz erwachſenden Mehraufwandes ſowie ihrer Leiſtungsfähigkeit 
unterzuverteilen. Die Verteilung erfolgt zunächſt für die Rechnungsjahre 1908 und 
1909. Für die drei letzten Jahre der erſten Verteilungsperiode find die Unter- 
ſtützungsfonds der Landkreiſe in ihrem geſamten Umfange gemäß § 23 des Volks— 
ſchulunterhaltungsgeſetzes neu zu verteilen. 

7 
8 54. 

Zur Gewährung von Ergänzungszuſchüſſen an Schulverbände mit fünfund- 
zwanzig oder weniger Schulſtellen in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen wird 
ein Betrag von 2,95 Millionen Mark durch den Staatshaushaltsetat alljährlich 
bereitgeſtellt. 

§ 55. 

Zur Gewährung von Ergänzungszuſchüſſen an Schulverbände mit mehr als 
fünfundzwanzig Schulſtellen wird ein Betrag von 2,70 Millionen Mark durch den 
Staatshaushaltsetat alljährlich bereitgeſtellt. 


§ 56. 

Den Vorſchriften dieſes Geſetzes wird rückwirkende Kraft vom 1. April 1908 
ab beigelegt. ö 

Die beſtehenden Gehaltsregulative, Ordnungen und Feſtſetzungen ſind in den 
Fällen, in denen dies erforderlich iſt, nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes neu zu 
geſtalten. 

8 57. 

Für alle Schulſtellen mit Ausnahme der Stellen für techniſche Lehrkräfte tritt 
mit Wirkung vom 1. April 1908 ab das im § 3 beſtimmte Grundgehalt, ohne daß 
es einer Beſchlußfaſſung des Schulverbandes bedarf, an die Stelle des in der bis— 
herigen Gehaltsordnung vorgeſehenen Grundgehalts, für die mit einem Kirchenamte 
dauernd verbundenen Stellen ($ 6) an die Stelle des nach Abzug des Mehrbetrags 
für die kirchliche Mühwaltung verbleibenden reinen Lehrergrundgehalts. Für die 
techniſchen Lehrkräfte iſt an Stelle des bisherigen Grundgehalts das im 8 4 bezeichnete 
Mindeſtgrundgehalt zu zahlen. Neben dem Grundgehalt iſt den Leitern von Schulen 
mit ſechs oder mehr aufſteigenden Klaſſen, anderen Schulleitern und den erſten 
Lehrern an Volksſchulen mit drei oder mehr Lehrkräften, denen Leitungsbefugniſſe 
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übertragen find, die im § 24 Abſ. 1 gedachte Mindeſtamtszulage, den ſonſtigen erſten 
Lehrern und den alleinſtehenden Lehrern die im § 24 Abſ. 2 gedachte Amtszulage 
u zahlen. 

a 0 gleicher Weiſe tritt mit Wirkung vom 1. April 1908 ab für alle Schul- 
ſtellen, mit Ausnahme der im Schulverbande Berlin vorhandenen Schulſtellen, der im 
§ 8 beſtimmte Alterszulageſatz ohne weiteres an die Stelle des in der bisherigen 
Gehaltsordnung vorgeſehenen Alterszulageſatzes. 


$ 58. 

Auf die am 1. April 1908 oder feit dieſem Tage bis zur Verkündung dieſes 
Geſetzes endgültig oder einſtweilig angeſtellten Lehrkräfte findet die Vorſchrift des 
$ 19 nur dann Anwendung, wenn fie zu einem ihnen günſtigeren Ergebniſſe führt. 
Im übrigen haben ſie das Wahlrecht, ob ſie bei der bisherigen Gehaltsordnung ver— 
bleiben oder ſich den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unterwerfen wollen. Sie ſind zur 
Erklärung darüber aufzufordern. Die Aufforderung darf erſt nach Feſtſtellung der 
Mietentſchädigung erfolgen. Wird eine Ortszulage (§§ 20, 21), in den Fällen des 
§ 24 Abſ. 3 und 4 eine Amtszulage und im Falle des § 24 Abſ. 1 eine über den 
Mindeſtſatz hinausgehende Amtszulage bewilligt, jo iſt die Aufforderung zu wieder⸗ 
holen. Die Vorſchrift findet aber nur auf die erſtmalige Bewilligung einer Orts— 
oder Amtszulage Anwendung. Die Erklärung iſt binnen vier Wochen nach Zuſtellung 
der Aufforderung ſchriftlich abzugeben und unwiderruflich. Wird keine Erklärung 
abgegeben, ſo wird die Unterwerfung unter die neue Ordnung angenommen. Wird 
die alte Ordnung gewählt, ſo iſt den Stelleninhabern bis zu ihrem Ausſcheiden das 
nach der bisherigen Ordnung zuſtehende Dienſteinkommen (Grundgehalt, Alterszulage, 
Mietentſchädigung) zu gewähren. 

$ 59. 

Sind im Falle des § 61 oder im Falle der Wahl der alten Ordnung den 
Stelleninhabern Alterszulagen nach einem höheren Satze als dem im § 8 beſtimmten 
zu gewähren, ſo iſt dieſes Mehr von dem Schulverbande zu zahlen. 

Sofern für die Zeit vom 1. April 1908 bis zum 31. März 1909 auf Grund 
der bisherigen Gehaltsordnung ein Dienſteinkommen gezahlt worden iſt, welches das 
Dienſteinkommen der neuen Ordnung überſteigt, findet eine Rückzahlung auf Grund 
dieſes Geſetzes nicht ſtatt. 

§ 60. 

Sofern endgültig oder einſtweilig angeftellte Lehrkräfte zwiſchen dem 1. April 
1908 und dem Termin, an welchem die im § 58 vorgeſehene Wahlfriſt für ſie ab— 
gelaufen ſein würde, aus ihren Stellen durch Penſionierung, Tod, Verſetzung oder 
auf andere Weiſe ausgeſchieden ſind, ſo ſind, falls die neue Ordnung für ſie günſtiger 
iſt und eine bis auf ihre Dienftzeit rückwirkende Kraft erhält, die ihnen, ihren Hinter 
bliebenen oder Erben zuſtehenden Bezüge an Dienſteinkommen, Gnadenvierteljahr, Ruhe—⸗ 
gehalt, Witwen- und Waiſengeld unter Zugrundelegung der neuen Ordnung zu regeln. 
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Iſt die alte Ordnung günftiger, jo ift für die Regelung der Bezüge das frühere 
Dienſteinkommen zu Grunde zu legen. Bei der Berechnung des Ruhegehalts findet 
indes in dieſem Falle die Vorſchrift im $ 19 dann Anwendung, wenn fie zu einem 
für den Lehrer oder feine Hinterbliebenen günſtigeren Ergebniſſe führt. 


8 61. 


In Schulverbänden, in denen die am 1. Januar 1909 in Geltung befindliche 
Beſoldungsordnung für die Lehrer und Lehrerinnen — abgeſehen von den Inhabern 
beſonders gearteter Schulſtellen (Rektoren, Hauptlehrern, ſonſtigen erſten Lehrern, 
Lehrkräften an gehobenen Klaſſen und an Schulen für nicht normal veranlagte Kinder 
uſw.) — an Grundgehalt und Alterszulagen im Endbetrag ein Dienſteinkommen vor⸗ 
ſieht, welches das Endgehalt des in den SS 3 und 8 beſtimmten Dienſteinkommens 
überſteigt, verbleibt es bis zu einer anderweiten Beſchlußfaſſung des Schulverbandes 
bei der bisherigen Gehaltsordnung, und zwar mit der Maßgabe, daß dieſe auch für 
die zu errichtenden neuen Schulſtellen maßgebend iſt. Bei vereinigten Kirchen⸗ und 
Schulämtern iſt für die Berechnung des Endgehalts nur das reine Lehrergrundgehalt 
(Grundgehalt abzüglich der Vergütung für die kirchliche Mühwaltung) zu Grunde zu 
legen. Auch hinſichtlich der Mietentſchädigung bleibt die bisherige Gehaltsordnung 
in Kraft. Die Vorſchriften der SS 17 bis 19 finden keine Anwendung. Trifft die 
vorgedachte Vorausſetzung nur für die Lehrer oder nur für die Lehrerinnen zu, ſo 
bleibt die bisherige Gehaltsordnung nur für ſie beſtehen. 

Der Schulverband iſt berechtigt, unbeſchadet wohlerworbener Rechte der zeitigen 
Stelleninhaber, eine den Vorſchriften dieſes Geſetzes entſprechende Gehaltsordnung ein⸗ 
zuführen. Eine ſolche iſt einzuführen, ſofern die Beſoldungsordnung geändert oder 
ergänzt werden ſoll. 

$ 62. 


Die gemäß § 11 des Geſetzes vom 3. März 1897 (Geſetzſamml. S. 25) erfolgte 
Anrechnung von Dienſtzeit wird durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


9 63. 


Die nach § 27 VI des Geſetzes vom 3. März 1897 (Geſetzſamml. S. 25) zu 
zahlenden Ausfallsentſchädigungen werden weiter gewährt. Jedoch fallen ſie vom 
1. April 1909 ab in den Gemeinden endgültig fort, in denen fie nicht mehr als 
zwei vom Hundert des im § 50 Abſ. 1 gedachten Einkommenſteuerveranlagungsſolls 
für das Rechnungsjahr 1908 nach dem Stande des 1. Januar 1909 betragen. 

Bei Streitigkeiten erfolgt die Entſcheidung in dem im § 50 Schlußabſatz ge 
dachten Verfahren. 

§ 64. 


Tritt in den äußeren Verhältniſſen eines nicht unter die 88 20 und 21 fallenden 
Schulverbandes eine weſentliche Veränderung ein, die eine Erhöhung des Dienſt⸗ 
einkommens notwendig macht, jo kann nach Anhörung des Provinzialrats durch 
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Königliche Verordnung die Gewährung von Ortszulagen gemäß §§ 20, 22, 23 für 
zuläffig erklärt werden. Von dem Erlaß einer ſolchen Verordnung iſt dem Landtage 
Mitteilung zu machen. 
$ 65. 

Der Verteilungsplan der Alterszulagekaſſe ift für das Rechnungsjahr 1908 
unter Berückſichtigung der durch dieſes Geſetz hinſichtlich des Einheitsſatzes der Alters— 
zulage und des ſtaatlichen Zuſchuſſes herbeigeführten Anderungen neu aufzuſtellen. 
Die auf Grund des alten Planes geleiſteten Zahlungen ſind den Schulverbänden auf 
ihren Beitrag anzurechnen oder, ſoweit dieſer Beitrag hinter der Zahlung zurückbleibt, 
zurückzuerſtatten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 


v. Einem. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. 
Zugleich für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 
v. Moltke. Sydow. 
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Anlage 3. 


Geſe tz, 
betreffend 


die Pfarrbeſoldung, das Ruhegehaltsweſen und die Hinterbliebenen⸗ 
fürſorge für die Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirchen. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ne, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, was folgt: 


Artikel 1. 

Die anliegenden Kirchengeſetze: 

a) die Pfarrbeſoldungsgeſetze für die evangeliſche Landeskirche der älteren 
Provinzen, die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, die 

. evangelifch- Iutherijche Kirche der Provinz Schleswig ⸗Holſtein, die erange⸗ 
liſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, die evangeliſche 
Kirche des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden und die evangeliſch- reformierte 
Kirche der Provinz Hannover, 

p) die Ruhegehaltsordnungen für die Geiftlichen der genannten Landeskirchen, 

e) die Kirchengeſetze, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen 
der Geiſtlichen der genannten Landeskirchen, 

werden, ſoweit erforderlich, ſtaatsgeſetzlich beſtätigt. 


Artikel 2. 5 

Die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche, die Ruhegehaltskaſſe für 
evangeliſche Geiſtliche und der Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds werden als je ein 
ſelbſtändiger Fonds mit eigener Rechtsperſönlichkeit fortan nach Maßgabe der den 
anliegenden Kirchengeſetzen beigefügten Satzungen vertreten und verwaltet. 

Schriftliche Willenserklärungen, welche für einen der Fonds Rechte oder Ver⸗ 
pflichtungen begründen, ſind im Namen des Vorſtandes von deſſen Vorſitzenden oder 
ſeinem Stellvertreter unter Beidrückung des Amtsſiegels zu unterzeichnen. 

Die Kaſſengeſchäfte der drei Fonds werden durch die ſtaatlichen Kaſſen un⸗ 
entgeltlich beſorgt. 
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Artikel 3. 
Jedem der drei Fonds wird vom 1. April 1908 ab feitens des Staates eine 
dauernde Rente überwieſen, welche jährlich beträgt: 
a) für die AlterszulagekaſſqQꝙNMNNd̃dũ 8 050 000 Mark; 
p) für die Ruhegehaltskaſ hdd... 1 600 000 - ; 
c) für den Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds unter Fort- 
fall der bisher ſtaatsſeitig an ihn gezahlten Beträge 1924 739 
Die Zahlungen erfolgen nach Bedarf bis zum Schluſſe des Rechnungsjahrs. 


Artikel 4. 
Um den Verwaltungsausſchuß des Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds in die 
Lage zu ſetzen, die Bezüge der Witwen von Geiſtlichen, welche ein Dienſtalter von 
mehr als 15 Dienſtjahren erreicht haben, in ſtärkerem Maße zu erhöhen, als es nach 
dem jetzigen Stande des Fonds möglich iſt, wird dem Fonds vom 1. April 1909 
ab ſeitens des Staates eine weitere dauernde Rente von jährlich 500 000 Mark 
unter der Vorausſetzung überwieſen, daß von demſelben Zeitpunkt ab von dem Fonds 
ſelbſt, erforderlichenfalls unter Inanſpruchnahme landeskirchlicher Beiträge, jährlich 
200 000 Mark für dieſen Zweck zur Verfügung geſtellt werden und daß ein den 
Betrag von 700 000 Mark überſteigender Mehrbedarf des Fonds nur aus kirchlichen 
Mitteln gedeckt wird. a 
Artikel 5. a 
Die für die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche, für die Ruhegehalts— 
kaſſe für evangeliſche Geiſtliche und für den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds zu 
erhebenden allgemeinen kirchlichen Umlagen kommen auf den ſtaatsgeſetzlich für all- 
gemeine Umlagen in den Landeskirchen feſtgeſetzten Höchſtbetrag nicht zur Anrechnung. 


Artikel 6. 
Kirchengeſetze, durch welche die Satzungen eines der drei Fonds geändert 
werden, ſowie Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes 
a) der Alterszulagekaſſe in den Fällen der SS A und 6 Ziffer 2 bis 6 der 


Satzungen, 
bp) der Ruhegehaltskaſſe in den Fällen der SS A und 6 Ziffer 2 bis 4 der 
Satzungen, 


e) des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds in den Fällen der §§ 4 und 6 
Ziffer 2, 3 und 5 der Satzungen, mit Ausnahme des Beſchluſſes über 
Einſtellung eines Betrags in den Etat zur Gewährung von Gnadenbezügen, 

bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Staatsminiſteriums. 


Artikel 7. 

Behufs Gewährung von widerruflichen Beihilfen an leiſtungsunfähige evangeliſche 
Kirchengemeinden, welche zur Aufbringung der Grundgehälter, Alterszulagekaſſen— 
beiträge und Zuſchüſſe für die bei der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen Um⸗ 
lagen ausſchreiben müſſen, wird an Stelle des bisher für dieſen Zweck gewährten 


„ II 


Betrags vom 1. April 1908 ab eine Summe von 6 258 903 Mark jährlich aus 
Staatsmitteln bereitgeſtellt. Für die Verwendung dieſer Mittel ſind die Vorſchriften 
der anliegenden Pfarrbeſoldungsgeſetze maßgebend. 5 

Der jährliche Anteil an der genannten Summe wird beſtimmt: 

I. für die evangelifche Landeskirche der älteren Provinzen auf 4 347 237 Mark; 

II. für die evangeliſch lutheriſche Kirche der Provinz 


er e ,,,, 88 598 6659 ͤ 
III. für die evangeliſchlutheriſche Kirche der Provinz 

Schleswig⸗Holſtein aun n ernennen: 203230 
IV. für die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Kon- 

ſiſtorialbezirkes Caſſel au ale 2 
V. für die evangeliſche Kirche des Konſiſtorialbezirkes Wies- 

Dae ft 8 369309 + ; 
VI. für die evangeliſch reformierte Kirche der Provinz 

fr W 


Artikel 8. 
Behufs Gewährung von Beihilfen für neu zu errichtende Pfarrſtellen 
1. an leiſtungsunfähige evangeliſche Kirchengemeinden, welche zur Aufbringung 
der Grundgehälter, Alterszulagekaſſenbeiträge und Zuſchüſſe Umlagen aus— 
ſchreiben müſſen, 

2. an die Landeskirchen zu den im § 11 der Satzungen der Alterszulage⸗ 

kaſſe bezeichneten Leiſtungen 
wird an Stelle der bisherigen ſtaatlichen Mittel für neu zu errichtende Pfarrſtellen 
vom 1. April 1908 ab ein Betrag von 1200 000 Mark jährlich aus Staatsmitteln 
bereitgeſtellt. 

Die Bewilligung der Beihilfen in den Fällen des Abſ. 1 Ziffer 1 und 2 hat 
zur Vorausſetzung, daß die Kirchenbehörde auch ihrerſeits Mittel für die gleichen 
Zwecke zur Verfügung ſtellt, und im Falle des Abſ. 1 Ziffer 1, daß die Kirchen- 
gemeinde nach Maßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit zu den Laſten der Neugründung beiträgt. 

Die Bewilligung der Beihilfen erfolgt durch den Miniſter der geiſtlichen 
Angelegenheiten und den Finanzminiſter. 

Die jährlichen Erſparniſſe an dem nach Abſ. 1 bereitgeſtellten Betrage werden 
behufs Verwendung zu gleichen Zwecken in das nächſte Jahr übertragen. 


Artikel 9. 

Eine nach § 25 Abſ. 2 der Satzungen der Ruhegehaltskaſſe von der Kirchen⸗ 
behörde getroffene Beſtimmung, an wen die vor dem Tode des Geiſtlichen nicht er⸗ 
hobenen Ruhegehaltsbeträge zu zahlen ſind, ſteht dem Anſpruche des nach dem 
bürgerlichen Rechte zur Hebung dieſer Beträge Berechtigten nicht entgegen. 

Gegen die Entſcheidung der Kirchenbehörden über die Höhe der nach Maßgabe 
der anliegenden Kirchengeſetze zu leiſtenden Beiträge und Abgaben an die Ruhegehalts⸗ 
kaſſe, an die beſtehen bleibenden landeskirchlichen Penſionsfonds (Emeritierungsfonds, 


te 


Ruhegehaltskaſſe) oder an den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds findet der Rechtsweg 
nicht ſtatt. Dieſe Beiträge und Abgaben können im Wege des Verwaltungszwangs— 
verfahrens beigetrieben werden. 

Die Kirchenbehörden beſtimmen unter Ausſchluß des Rechtswegs, an wen die 
Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes nach den anliegenden Kirchengeſetzen gültig 
zu leiſten iſt. Im übrigen findet wegen der Anſprüche auf Witwen- und Waifen- 
geld ſowie wegen der Anſprüche der Geiſtlichen auf die ihnen nach den anliegenden 
Kirchengeſetzen zuſtehenden Ruhegehälter gegen die Entſcheidung der Kirchenbehörden 
der Rechtsweg nur nach Maßgabe des Geſetzes vom 24. Mai 1861 Geſetzſamml. 
S. 241) ſtatt. 

Artikel 10. e 

Die Artikel 3 Abſ. 2 bis 6, Artikel 4, 6, 7 Abſ. 2 und 3, Artikel 8 des Geſetzes 
vom 2. Juli 1898 (Geſetzzamml. S. 155), die Artikel 2 Abſ. 2 bis 4, Artikel 3 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 15. Juli 1889 (Gefeßfamml. S. 139) ſowie die Artikel 4 
Abf. 1 und 2, Artikel 5, 12 und 13 des Geſetzes vom 31. März 1895 Geſetzſamml. 
S. 95) finden Anwendung. 

Im übrigen treten das vorbezeichnete Geſetz vom 2. Juli 1898, die Geſetze 
vom 15. März 1880 (Geſetzſamml. S. 216) und vom 15. Juli 1889 (Geſetzſamml. 
S. 139) ſowie die dazu ergangenen Abänderungsgeſetze, ferner die Geſetze vom 
2. März 1891 (Gefekfamml. S. 22) und vom 31. März 1895 (Geſetzſamml. S. 95) 
inſoweit außer Kraft, als ſich nicht aus dieſem Geſetz und den anliegenden Kirchen— 
geſetzen ein anderes ergibt. 

Artikel 11. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Minifter der geiſtlichen 

Angelegenheiten und der Finanzuiniſter beauftragt. 


Artikel 12. 

Den Vorſchriften dieſes Geſetzes, mit Ausnahme derjenigen des Artikel 4, 
wird rückwirkende Kraft vom 1. April 1908 ab beigelegt. 

Königlicher Verordnung bleibt vorbehalten, Kirchengeſetze über die Ausgeſtaltung 
des Pfarrbeſoldungs-, des Ruhegehaltsweſens und der Hinterbliebenenfürſorge für 
die evangeliſchen Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes Frankfurt a. M., ſoweit erforder— 
lich, ſtaatlich zu beſtätigen und in Abänderung der Geſetze vom 24. März 1902 
(Geſetzſamml. S. 41 und 56) dieſes Geſetz ganz oder zum Teil für den Konfiftorial 
bezirk Frankfurt a. M. in Kraft zu ſetzen. 

Eine Abänderung der Königlichen Verordnung kann nur durch Geſetz erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. 
Zugleich für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 
v. Moltke. Sydow. 


„ III 
Anlage 3a. 


Pfarrbeſoldungsgeſetz 
für 
die evangeliſche Landeskirche der älteren Provinzen. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der 
älteren Provinzen, was folgt: 
8:1; 

Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramte der evangeliſchen Landeskirche 
feſt angeſtellte Geiftliche, deſſen Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche verſichert iſt, erhält ein Dienſteinkommen, welches beſteht: 

a) in einem Grundgehalte; 

b) in Alterszulagen; 

e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Mietsentſchädigung. 

Für die Alterszulagekaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 


or _ 


Das Grundgehalt ift im voraus vierteljährlich zahlbar und beläuft ſich, wenn 
die Verſicherung erfolgt iſt 
in Klaſſe I oder II, auf 2 400 Mark, 
„ 00% 


IV 3600 =, 
. A200 
VI „ 10 0 
I 1 
VIII bs 
58 5 400 
9 3. 


Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber Zuſchüſſe 
auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 
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§ 4. 

Bei Pfarrſtellen, deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Provinzialſynodal⸗Vorſtandes nach 
Anhörung der Kirchengemeinde und des Kreisſynodal⸗Vorſtandes anordnen, daß ein 
Zuſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum Grundgehalt auf die Dauer oder auf 
Zeit gewährt werde. 


9 5. 
Die Dienſtwohnung fol der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen entſprechen. 
Wo die örtlichen Verhältniſſe es tunlich erſcheinen laſſen, iſt als Zubehör der 


Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt bereit- 
zuſtellen. 


§ 6. 
Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienſt⸗ 


wohnung eine angemeſſene Mietsentſchädigung gewährt werden, welche in viertel⸗ 
jährlichen Beträgen im voraus zu zahlen iſt. 


8. 

Über die Höhe der Mietsentſchädigung ſowie über die Frage, ob und in 
welchem Umfang ein Hausgarten zu gewähren tft, beſchließt die Kirchengemeinde. 
Der Beſchluß bedarf zur Gültigkeit der Genehmigung des Konſiſtoriums. Kommt 
kein gültiger Beſchluß zuſtande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Kreisſynodalvorſtandes endgültig. 


9 8. 


Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens iſt nur mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


89. 


Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei den 
beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


9 10. 


Wird eine Pfarrſtelle, deren Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder 
ähnlichen Einrichtungen beſoldet wird, zur Verſicherung zugelaſſen (§ 19 der Satzungen), 
ſo hat die Kirchengemeinde, oder wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz 
von einem größeren Parochialverbande gewährt wird, dieſer jedem Stelleninhaber 
neben dem Grundgehalt als Zuſchuß (88 3, 4) noch diejenigen Beträge zu gewähren, 
um welche die bisher im Regulativ oder in der ähnlichen Einrichtung zugeſicherten 
Bezüge die aus dieſem Kirchengeſetz und aus den Satzungen ſich ergebenden Gehalts- 
ſtufen überſteigen. 


— 


Macht die Kirchengemeinde beziehungsweiſe der größere Parochialverband von 
der Befugnis zur Verſicherung der Pfarrſtelle keinen Gebrauch, ſo haben ſie dem 
Stelleninhaber mindeſtens dieſelben Bezüge zu gewähren, die ihm nach dieſem Kirchen⸗ 
geſetz und den Satzungen zuſtehen würden. 


Sl, 


Die Kirchengemeinde hat dem Stelleninhaber vorbehaltlich der Vorſchrift im 
8 22 der Satzungen das Grundgehalt und die Zuſchüſſe (8 2, 3 und A) ſowie die 
Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung ($$ 5, 6 und 7) zu gewähren. 

Hingegen findet ein Nießbrauch des Stelleninhabers am Stellenvermögen vor— 
behaltlich der Beſtimmungen der §§ 12 und 21 nicht mehr ſtatt. 

Aus den Erträgen des Stellenvermögens, deſſen Verwaltung der Kirchen— 
gemeinde zuſteht, ſind nach Entrichtung der darauf ruhenden Abgaben und Laſten 
die Grundgehälter, die Beiträge zur Alterszulagekaſſe und die Juſchüſſe zu beſtreiten. 
Oer Überſchuß iſt der Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten des Pfarramts 
zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſtwohnung oder zur Miets⸗ 
entſchädigung, beſonders zu Reparaturen, deren Koſten der Stelleninhaber zu tragen 
hat, iſt mit Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 8 

Bei den unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden entſcheidet über das 
Verhältnis, in welchem fie zu den nach dieſem Geſetz ihnen obliegenden Leiſtungen 
beizutragen haben, in Ermangelung vorhandener Beſtimmungen oder rechtsgültiger 
Vereinbarungen das Konſiſtorium nach Anhörung des Kreisſynodalvorſtandes. 


Saba 


Dem Stelleninhaber ſteht bei Beginn der Verſicherung oder bei Übernahme 
der Stelle die Befugnis zu, den Nießbrauch des ganzen Stellenvermögens oder 
einzelner Teile desſelben für die Amtsdauer gegen einen beſtimmten, entweder ein für 
allemal oder auf eine Reihe von mindeſtens 12 Jahren feſtzuſetzenden Übernahme⸗ 
preis zu behalten oder zu übernehmen. Die Nachfolger des bei Beginn der Ver⸗ 
ſicherung im Amte befindlichen Geiſtlichen bedürfen dazu der Genehmigung des Kon⸗ 
ſiſtoriums, welches vor ſeiner Entſcheidung den Kreisſynodalvorſtand zu hören hat. 

In ſolchen Fällen iſt zur Verpachtung oder Vermietung von Pfarrgrundſtücken 
über den Zeitpunkt hinaus, bis zu welchem der Übernahmepreis feſtgeſetzt iſt, die 
Zuſtimmung der kirchlichen Gemeindeorgane erforderlich. 

Der Übernahmepreis beſtimmt ſich bei den Stolgebühren nach dem ſechsjährigen 
Durchſchnitt oder nach einer anzuſtellenden Schätzung, im übrigen nach dem örtlichen 
Werte. Die Höhe und Zahlungsbedingungen des Übernahmepreiſes werden nach 
Anhörung der Beteiligten und des Kreisſynodalvorſtandes von dem Konſiſtorium 


feſtgeſetzt. f 
22 


„ > 


Sala: 

Wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und der Kirchen⸗ 
gemeinde finden die Vorſchriften, welche über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem 
Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten, mit der Maßgabe Anwendung, daß, 
wenn eine Einigung nicht erzielt wird, nach Anhörung des Kreisſynodalvorſtandes 
das Konſiſtorium endgültig entſcheidet. 


$ 14, 
Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Verpflich- 
tungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 


$ 15. 

Im Falle der fpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle auf 
6 000 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. Bei 
einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 6 000 Mark hat die Kirchen⸗ 
gemeinde eine Beſoldung von 6000 Mark zu gewähren, ſofern die Stelle nicht zur 
Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird ($ 25 der Satzungen). Im 
letzteren Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle An⸗ 
wendung. 

8 16. 

Behufs Gewährung von Beihilfen an ſolche Gemeinden, welche zur Aufbringung 
der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für bei der Alterszulage⸗ 
kaſſe verſicherte Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, verbleibt der von dem 
Konſiſtorium zu verwaltende Zuſchußfonds, in welchen die vom Staate für dieſen 
Zweck gewährte Summe fließt. Eine Verwendung des Zuſchußfonds bei der Errich⸗ 
tung neuer Pfarrſtellen hat nicht ſtattzufinden. 

Beihilfen zu den Zuſchüſſen ($$ 3, 4) dürfen aus dem Zuſchußfonds nur dann 
gewährt werden, wenn die Bewilligung oder Anordnung der Zuſchüſſe erfolgt ift, 
weil die Verwaltung der Pfarrſtelle beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt. Die 
einzelne zu dieſem Zwecke gewährte Beihilfe darf den Betrag von 600 Mark jährlich 
nicht überſteigen. 

Über die Gewährung der Beihilfen beſchließt das Konſiſtorium unter Mit⸗ 
wirkung des Provinzialſynodalvorſtandes. 


9 17. 
Die im § 11 der Satzungen bezeichneten Zahlungen werden aus dem Hilfs 
fonds für landeskirchliche Zwecke geleiſtet. 
Die für die übrigen Zahlungen der Landeskirche an die Alterszulagekaſſe 
(88 12, 13 der Satzungen) erforderlichen Mittel find durch landeskirchliche Umlagen 
auf die Kirchengemeinden aufzubringen, deren Höhe der Evangeliſche Oberkirchenrat 
feſtſetzt. 


= 12 


§ 18, 

Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes 
unterliegen, ſtehen im Falle einer Sterbe- und Gnadenzeit während des Sterbemonats 
und des darauf folgenden Monats den Erben — nächſt dieſen ſowie während einer 
weiteren Gnadenzeit von ſechs Monaten den Hinterbliebenen — die Fortſetzung des 
Nießbrauchs der Dienſtwohnung und des Hausgartens beziehungsweiſe die Miets⸗ 
entſchädigung, ſowie das Grundgehalt der Stelle, die Alterszulagen, die Zuſchüſſe 
und die nach 88 29, 31 Abſ. 2 der Satzungen dem Geiſtlichen gewährte Entſchädi⸗ 
gung zu. 

Soweit die Ausnahme des § 12 Platz greift, treten die Erben und Hinter⸗ 
bliebenen bis zum Ablaufe der Sterbe⸗ und Gnadenzeit in die Rechte und Pflichten 
des Stelleninhabers ein. 

Diejenigen Verpflichtungen, welche nach den SS A Abſ. 2, 5 und 6 des 
Kirchengeſetzes vom 18. Juli 1892, betreffend die Sterbe- und Gnadenzeit bei Pfarr⸗ 
ſtellen, Kirchl. Gef.- u. Verordn.⸗Bl. 1893 S. 1) den zum Bezuge der Stellen⸗ 
einkünfte Berechtigten auferlegt find, liegen den Erben und den Hinterbliebenen be 
ziehungsweiſe den vom Konſiſtorium bezeichneten Berechtigten ($ 2 Abſ. 2 a. a. O.) ob. 


9 19. 


Die Höhe des Stelleneinkommens derjenigen Pfarrſtellen, welche vor Inkraft⸗ 
treten dieſes Kirchengeſetzes nicht zur Verſicherung gelangt ſind, wird zum Zwecke 
der Verſicherung durch Beſchluß der Kirchengemeinde ermittelt. 

Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stellen— 
inhabers und des Vorſtandes der Kreisſynode. 


8 20. 


Soweit die bisher nach den 88 3, 4 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſt⸗ 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen, vom 
2. Juli 1898 (Kirchl. Gef.- u. Verordn.⸗Bl. S. 61) bereits bewilligten Zuſchüſſe 
zum Grundgehalte zuſammen mit den ſonſtigen bisherigen Bezügen des Geiſtlichen 
die aus dem gegenwärtigen Kirchengeſetz und den Satzungen ſich ergebenden Gehalts— 
ſätze überſteigen, bleiben ſie beſtehen. Im übrigen bedarf es zur Fortgewährung 
dieſer Zuſchüſſe beſonderer Beſchlußfaſſung. 


1 


Ein Vorbehalt oder eine Übernahme des Nießbrauchs am Stellenvermögen, 
welche auf Grund des § 13 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der 
Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen, vom 2. Juli 1898 
(Kirchl. Gef.- u. Verordn. Bl. S. 61) erfolgt iſt, bleibt unberührt. 
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Im Falle einer Sterbe⸗ und Gnadenzeit, welche vor Inkrafttreten des gegen⸗ 
wärtigen Kirchengeſetzes begonnen hat, beſtimmt ſich die Höhe der den Hinterbliebenen 
zuſtehenden Bezüge auch ferner nach den bisherigen Vorſchriften, insbeſondere nach 
$ 23 des obengenannten Kirchengeſetzes. 


9 22. 
5 Die auf Grund des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Geiſt⸗ 
lichen der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen, vom 2. Juli 1898 
(Kirchl. Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. S. 61) errichtete Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſt⸗ 
liche bleibt mit den ſich aus den anliegenden Satzungen ergebenden Maßgaben be⸗ 
ſtehen. Im übrigen wird das genannte Kirchengeſetz vorbehaltlich der Beſtimmungen 
der §§ 20, 21 aufgehoben. 

„ $ 23. 

In der Provinz Weſtfalen und in der Rheinprovinz bleiben diejenigen Pfarr⸗ 
ſtellen, welche bei Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes noch nicht bei der Alterszulage⸗ 
kaſſe für evangeliſche Geiftliche verſichert find, von den Vorſchriften dieſes Kirchen- 
geſetzes zunächſt ausgenommen. Die Ausdehnung des Geſetzes auch auf dieſe Pfarr⸗ 
ſtellen erfolgt in den genannten Provinzen, ſobald ein entſprechender Beſchluß von 
beiden Provinzialſynoden oder von einer derſelben gefaßt wird, durch kirchliche, vom 
Landesherrn zu erlaſſende Verordnung, welche in der dem § 6 der Generalſynodal⸗ 
ordnung entſprechenden Form zu verkünden iſt. 8 


a § 24. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. f ö 
§ 25. 
Der Evangeliſche Oberkirchenrat wird mit der Ausführung dieſes Kirchen⸗ 
geſetzes beauftragt. N ö g 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Voigts. 
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Satzungen, 
betreffend 5 a 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiftliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


1 
Die für evangeliſche Geiſtliche beſtehende Alterszulagekaſſe bildet eine gemein⸗ 
ſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. Sie 
wird unter dem bisherigen Namen ö f f 5 
„Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ i 
auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. ö N 
8 2, 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
ſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 5 | 


8 3. 

Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 

32 Mitglieder; 

b) die Landesſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 


T er laser 8 33 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 

ee e era. en ee 5 5 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſeek k!! 5 5 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 

bezirkes Wiesbaden 3 f 


) die Geſamtſynode der evangeliſch-reformierten Kirche der 
Provinz Hannvv e:; 8 2 Be 


„ Da a 


Die Gewählten bleiben jo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörig⸗ 
keit verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der 
Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


9 4. 

Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters⸗ 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, be 
ſchließt der Verwaltungsausſchuß. 

85. 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die 
Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der Kirchengemeinden ſowie für die 
Auszahlung der aus der Kaſſe zu gewährenden Leiſtungen, trifft auch die näheren 
Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe für 
jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über jedes 
abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 


§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes alljähr⸗ 
lich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen Vorſitzenden 
und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der er⸗ 
ſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des 
Vorſitzenden entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der Beiträge der Landeskirchen, ſoweit 

dieſe die Beträge der $$ 11 und 12 Abſ. 2 überſteigen, ſowie über die 
Abnahme der Rechnungen; 

2. über Herabſetzung der in den SS 11 und 12 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Beträge; 

3. über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und Ab— 
kürzung der Steigerungsperioden; 

4. über Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden zu ent 
richtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Beiträge nach den Ver⸗ 
ſicherungsklaſſen anderweit abzuftufen; 

5. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen. 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 
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6. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

7. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, welche 
ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 


9175 . 

Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs, 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Rechnungs⸗ 
abnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


§ 8. i 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu⸗— 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulegen iſt. 


N 1 849. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Meife- 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich ander- 
weiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


$ 10. 
Der Alterszulagekaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 
1. die Kaſſenbeiträge der Kirchengemeinden ($ 23); 
2. die Beiträge der Landeskirchen (§§ 11 bis 13); 
3. die Beiträge des Staates. 


9 11. 

Die Landeskirchen ſind verpflichtet, für jede innerhalb ihres Gebiets mit oder 
nach dem 1. April 1908 neu gegründete verſicherungspflichtige Pfarrſtelle einen jähr⸗ 
lichen Zuſchuß von 1400 Mark beziehungsweiſe den im § 17 Abſ. 3 bezeichneten 
Beitrag an die Alterszulagekaſſe zu zahlen. 


§ 12. 

Ferner find die Landeskirchen verpflichtet, der Alterszulagekaſſe diejenigen Be- 
träge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen 
Einnahmen ($ 10 Ziffern 1 und 3, $ 11) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnis, 
beträge zu decken. 

Der Mindeſtbetrag dieſer Leiſtungen wird bis auf weiteres auf 2 370 000 Mark 
jährlich feſtgeſetzt. Soweit dieſer Betrag das rechnungsmäßige Bedürfnis des Jahres 
eüberfteigt, dient er zur Anſammlung eines Reſervefonds. a 
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$ 13. 

Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all. 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein- 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Ein— 
kommenſteuerveranlagung des voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 


§ 14. 
Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die von dem Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Ver— 
waltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


§ 15. 
Die Kirchengemeinden ſind verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarrſtellen, 
mit welchen ein Stelleneinkommen von weniger als 6000 Mark verbunden iſt, bei 
der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


$ 16. 
Die Verſicherung erfolgt . 

bei einem Stelleneinkommen unter .. . ... 3 600 Mark in Klaſſe I, 
RE von 3600 bis 38999 - II, 
90 0 A II Er 

4 200 44999 lux, 

4500 799 ee V, 

JJ0/ N 


5 8 0 e ac vn 

. CCC 

- 500 9 90 00 
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Maßgebend für die Verſicherungspflicht und für die Klaſſe, in welcher die 
Verſicherung zu erfolgen hat, iſt — vorbehaltlich der Beſtimmung des $ 31 — das 
am Tage des Inkrafttretens dieſer Satzungen vorhandene Stelleneinkommen. 

Nach § 15 verſicherungspflichtige Pfarrſtellen, welche mit oder nach Inkraft⸗ 
treten dieſer Satzungen errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Ver⸗ 
ſicherungspflicht mehrerer dauernd verbundener Pfarrämter bemißt fi) nach der Ge- 
ſamtſumme des Stelleneinkommens. 

Werden dauernd verbundene Pfarrämter dauernd getrennt, fo hat die Kirchen- 
regierung zu beſchließen, in welcher Klaſſe die Verſicherung der getrennten Pfarr- 
ftellen erfolgen ſoll. Der Vorſtand ſetzt danach die Höhe der Leiſtungen feſt, welche 
abgeſehen vom Verſicherungsbeitrage der Gemeinden für jede Pfarrſtelle der Kaffe, 
gegenüber zu übernehmen ſind. 
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SS, 


Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, welche mit einem anderen Amte als 
einem kirchlichen dauernd verbunden ſind und deren Inhaber Aufbeſſerungs⸗ und 
Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht berechtigt waren. 


9 19. 


Der Verſicherungspflicht unterliegen ferner diejenigen Pfarrſtellen nicht, deren 
Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder ähnlichen Einrichtungen beſoldet 
werden. 

Jedoch hat der Vorſtand der Alterszulagekaſſe dieſe Stellen auf Antrag der 
Kirchengemeinde und, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von größeren 
Parochialverbänden gewährt wird, auf deren Antrag zur Verſicherung nach Maßgabe 
der Satzungen zuzulaſſen. Der Antrag iſt nur binnen einer Friſt von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieſer Satzungen zuläſſig und muß ſich auf ſämtliche zur Zeit des 
Antrags in der Kirchengemeinde oder innerhalb des Parochialverbandes beſtehende 
Pfarrſtellen der im Abſ. 1 gedachten Art erſtrecken. 

Im Falle der Zulaſſung iſt die Verſicherungsklaſſe vom Vorſtande der Alters. 
zulagekaſſe nach Benehmen mit der Kirchenregierung zu beſtimmen, doch hat die Ver— 
ſicherung mindeſtens in der II. Klaſſe zu erfolgen. 

Werden in einer Gemeinde, die mit ihren im Abſ. 1 bezeichneten Stellen zur 
Verſicherung zugelaſſen iſt, neue Pfarrſtellen errichtet, ſo unterliegen dieſe gemäß 
§ 17 Abſ. 2 der Verſicherungspflicht in Klaſſe I. 


§ 20. 
Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarrſtellen 
Alterszulagen in dreijährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten dergeſtalt, 
daß gewährt werden: 


i ee 


c e e IV V e ee ee TR 
. ĩ Dar Mark Mark | Mark Mark Mark. Mark Mark 
3. Dienſtjahre ab) 400 
6. . 5 0 


vom vollendeten 


800 200 
5 . 1 300 700 100 ö 
12. ; - | 1800| 1200| 600 
15. . 2 300 1700| 1100|) 500 200 
18. 2 800 2200| 1600| 1000|) 700 400 100 
21. ö 3 200 2600 2000| 1400| 1100| 800 500 200 


24. a - 1 3600| 3 000 2 400 1800| 1500| 1200| 900 600 


ee 
§ 21. 
Der Bezug der vierteljährlich im voraus zu zahlenden Alterszulage beginnt mit 
dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſtzeit vollendet wird. 
Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe- 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren 6 Monaten an diejenigen 
Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium als ſolche be- 
zeichnet werden. 
Die Alterszulagekaſſe trägt die Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an 
die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 
§ 22. i 
Die Alterszulagekaſſe zahlt ferner den Kirchengemeinden für jede in Klaſſe I 
verſicherte Pfarrſtelle einen jährlichen Beitrag zum Grundgehalt in Höhe von 600 Mark 
in vierteljährlichen Vorausraten. 
s 8 23. 
Die Kirchengemeinden haben Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alters⸗ 


zulagekaſſe zu entrichten dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


aaf erg 1500 Mark, 

e ee et 1200 2% 

: IN ES ER REN SIE, 

EN ENT FREH 600 »-, 

ee EVEN IE 0 ee N ER 
§ 24. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


§ 25. 

Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 6 000 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Beteiligten 
unabhängig find, unter den Betrag von 6 000 Mark ſinkt, iſt der Vorſtand er⸗ 
mächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. Ein Aus⸗ 
ſcheiden einer zur Verſicherung zugelaſſenen Pfarrſtelle iſt nicht zuläſſig. 


§ 26. 

Für die Ermittelung des Stelleneinkommens ſind folgende Grundſätze maß- 

gebend: 

1. Zum Stelleneinkommen ſind alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während der 
Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern aufkommenden 
Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen Dritten gewährten 
Zuſchüſſe. 
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2. Der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn fie verpachtet 
ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des ortsüblichen Wertes 
vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Verpachtungen und Selbſt⸗ 
bewirtſchaftung nach dem Durchſchnitte des Ertrags der letzten ſechs Wirt⸗ 
ſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen werden 
nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte der Marktpreiſe des nächſten Marktorts berechnet, 
Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 

Stolgebühren und Akzidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte 
berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu ermitteln 
find, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


§ 27. 

Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 

1. die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Mietsentſchädigung; N 

2. Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions⸗, Irren - Kranken- 
und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge ſowie für Lehrtätigkeit 
an Unterrichtsanſtalten; 

3. das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer anderen 
Pfarrſtelle; 

4. freiwillige Gaben. 

§ 28. 

Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 

1. die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen; a 

2. die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und Verluſte; 

3. die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 


§ 29. 

Die bei Beginn der Verſicherung im Amte befindlichen Inhaber derjenigen 
Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern ſind, hat die Alterszulage— 
kaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in ihrem Einkommen da⸗ 
durch erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu bemeſſenden 
Entſchädigung find die Beſtimmungen der $$ 26 bis 28 mit der Maßgabe entſcheidend, 
daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht 
kommen. 
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Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange gezahlt, 
bis der Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem früheren mindeſtens 
gleiches Geſamtdienſteinkommen erreicht oder bis er ſeine bisherige Stelle verläßt. 

Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, jo finden die Vorſchriften des $ 21 
Abſ. 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſamtdienſt⸗ 
einkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums Mit- 
teilung zu machen. 

Auf Stellen der im § 19 bezeichneten Art finden die vorſtehenden Vorſchriften 
keine Anwendung. 

§ 30. 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur Zeit 
bei der Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds maßgebenden Grundſätze 
ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vorgeſchriebenen Wege 
eine Abänderung erfolgt. 


$ 31. 


Die vor Inkrafttreten dieſer Satzungen erfolgten Verſicherungen bleiben mit 
der Maßgabe beſtehen, daß auf ſie fortan ausſchließlich die Vorſchriften dieſer 
Satzungen Anwendung finden. Für die Klaſſe, in welcher die Verſicherung fort- 
geſetzt wird, bewendet es bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Die auf Grund des § 16 der bisherigen Satzungen gewährten Entſchädigungen 
werden um denjenigen Betrag gekürzt, um welchen ſich das bisherige Dienſteinkommen 
des Stelleninhabers durch die in dieſen Satzungen und im Kirchengeſetze gewährten 
Bezüge erhöht. Im übrigen finden auf ſie die Vorſchriften des § 29 Abſ. 3 bis 5 
Anwendung. 


$ 32. 
’ Die bisherigen Satzungen der Alterszulagekaſſe werden mit den ſich aus § 31 
ergebenden Maßgaben aufgehoben. 

5 33. 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

§ 34. 

Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 

der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


== lol 
Anlage 32. 


Pfarrbeſoldungsgeſetz 
für 
die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen für die evangeliſch⸗ lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung 
der Landesſynode, was folgt: 
sl. 


Jeder in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover feſt angeſtellte Geiftliche, deſſen Stelle bei der Alterszulage⸗ 
kaſſe für evangeliſche Geiſtliche verſichert iſt, erhält ein Dienſteinkommen, welches 
beſteht: 

a) in einem Grundgehalte; 

b) in Alterszulagen; 

e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Mietsentſchädigung. 

Für die Alterszulagekaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 
Dauernd vereinigte Pfarrſtellen gelten im Sinne dieſes Geſetzes als . 
Pfarrſtelle. 

Auf Pfarrgehilfenſtellen findet dieſes Geſetz keine Anwendung, auch wenn ſie 
dauernd errichtet ſind. 

8.2. 

Das Grundgehalt ift im voraus vierteljährlich zahlbar und beläuft ſich, wenn 

die Verſicherung erfolgt iſt 
in Klaſſe I oder II, auf 2400 Mark, 
„„ 3000 
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Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber Zu⸗ 
ſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


§ 4. 

Bei Pfarrſtellen, deren Verwaltung beſonders ſchwicrig oder anſtrengend ift, 
kann das Konſiſtorium nach Anhörung des Kirchenvorſtandes und des Bezirksſynodal⸗ 
ausſchuſſes anordnen, daß ein Zuſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum Grund. 
gehalt auf die Dauer oder auf Zeit gewährt werde. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen ($ 1 Abſ. 3) treten behufs Abgabe der 
erforderlichen Erklärung die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaftlichen 
Kirchenvorſtande zuſammen. 

SER 

Die Dienſtwohnung fol der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den ört— 
lichen Verhältniſſen entſprechen. ; 

Wo es nach den örtlichen Verhältniſſen möglich it, ſoll als Zubehör der 
Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt dem 
Stelleninhaber bereitgeſtellt werden. a 


; § 6. 
Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienſt⸗ 
wohnung eine angemeſſene Mietsentſchädigung gewährt werden, welche in viertel⸗ 
jährlichen Beträgen im voraus zu zahlen iſt. 


87. 

Über die Höhe der Mietsentſchädigung ſowie über die Frage, ob und in 
welchem Umfang ein Hausgarten zu gewähren iſt, beſchließt der Kirchenvorſtand. 
Der Beſchluß unterliegt der Genehmigung des Konſiſtoriums. Stimmt das Kon⸗ 
ſiſtorium nicht zu, ſo iſt die vorherige Anhörung des Bezirksſynodalausſchuſſes er⸗ 
forderlich. Kommt kein gültiger Beſchluß zuſtande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium 
nach Anhörung des Bezirksſynodalausſchuſſes. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen ($ 1 Abſ. 3) treten behufs Faſſung des 
Beſchluſſes die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaftlichen Kirchenvorſtande 
zuſammen. 

38. | 

Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens iſt nur mit 

Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


Bun 
Hinſichtlich der Tragung der Koſten für die Unterhaltung der Dienſtwohnung 
behält es bei den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. a 
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§ 10. 

Wird eine Pfarrſtelle, deren Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder 
ähnlichen Einrichtungen beſoldet wird, zur Verſicherung zugelaſſen (§ 19 der Satzungen), 
ſo hat die Kirchengemeinde oder, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von 
einem größeren Parochialverbande gewährt wird, dieſer jedem Stelleninhaber neben 
dem Grundgehalt als Zuſchuß (§8 3, 4) noch diejenigen Beträge zu gewähren, um 
welche die bisher im Regulativ oder in der ähnlichen Einrichtung zugeſicherten Be— 
züge die aus dieſem Kirchengeſetz und aus den Satzungen ſich ergebenden Gehalts: 
ſtufen überſteigen. 

Macht die Kirchengemeinde beziehungsweiſe der größere Parochialverband von 
der Befugnis zur Verſicherung der Pfarrſtelle keinen Gebrauch, ſo haben ſie dem 
Stelleninhaber mindeſtens dieſelben Bezüge zu gewähren, die ihm nach dieſem Kirchen- 
geſetz und den Satzungen zuſtehen würden. 


Sole: 

Die Kirchengemeinde hat dem Stelleninhaber vorbehaltlich der Vorſchrift im 
$ 22 der Satzungen das Grundgehalt und die Zuſchüſſe (SS 2, 3 und 4) ſowie die 
Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung ($$ 5, 6 und 7) zu gewähren. 

Hingegen hört der Nießbrauch des Stelleninhabers am Stellenvermögen vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmungen der $$ 12 und 21 auf. Die Verwaltung des Stellen— 
vermögens ſteht der Kirchengemeinde zu. 

Der Kirchenvorſtand hat über das in eine beſondere Pfarrkaſſe fließende 
Stelleneinkommen eine geſonderte Rechnung zu führen. f 

Aus der Pfarrkaſſe ſind nach Entrichtung der auf dem Stellenvermögen 
ruhenden Abgaben und Laſten die Grundgehälter, die Beiträge zur Alterszulagekaſſe 
und die Zuſchüſſe zu beſtreiten. 

Die Aufbringung der hiernach nicht gedeckten Mittel erfolgt, unbeſchadet einer 
nach § 14 begründeten Verpflichtung, durch Zahlung der Kirchenkaſſe, ſoweit dieſe 
dazu ausreicht, und, vorausgeſetzt, daß nicht im Falle der Unzulänglichkeit Dritte ganz 
oder teilweiſe für ſie einzutreten haben, ſonſt durch Leiſtungen der Kirchengemeinde 
(vgl. jedoch § 16 dieſes Geſetzes). 

Ein bei der Pfarrkaſſe erzielter Überſchuß iſt, ſoweit er nicht zur Anſammlung 
eines zur eventuellen Deckung jener Leiſtungen beſtimmten Reſervefonds erforderlich 
iſt, der Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten des Pfarrdienſtes in der 
Gemeinde zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſtwohnung, 
beſonders zu Reparaturen, oder zur Mietsentſchädigung iſt mit Genehmigung des 
Konſiſtoriums zuläſſig. 

Die für den Fall des Beſtehens eines Patronatsverhältniſſes im § 35 der 
Kirchenvorſtands- und Synodalordnung vom 9. Oktober 1864 und im § 23 des 
Kirchenvorſtandsgeſetzes vom 14. Oktober 1848 gegebenen Vorſchriften bleiben unberührt 
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Über das Verhältnis, in welchem dauernd vereinigte Kirchengemeinden zu den 
Leiſtungen beizutragen haben, entſcheidet bei Mangel einer Vereinbarung zwiſchen den 
beteiligten Kirchenvorſtänden das Konſiſtorium nach Anhörung des Bezirksſynodal— 
ausſchuſſes. 

9 12. 

Dem Inhaber einer unter § 1 fallenden Pfarrſtelle ſteht die Befugnis zu, 
die der Pfarrſtelle gebührenden Naturalgefälle und Akzidenzien (Stolgebühren und 
Opfer) ganz oder teilweiſe ſelbſt zu beziehen. Akzidenzien müſſen fortbezogen werden 
in dem Falle, daß und ſolange als an derſelben Gemeinde ein anderer . 
ſteht, welcher Akzidenzien derſelben Art perſönlich bezieht. 

Auch kann der Stelleninhaber einzelne Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung 
nehmen, wenn und ſoweit ſich für ihn das Bedürfnis ergibt, zur Beſchaffung der 
notwendigen Lebensmittel oder zur Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher DVer- 
ſorgung der Gemeinde Grundſtücke ſelbſt zu bewirtſchaften. Jedoch ſteht dem zeitigen 
Stelleninhaber die Befugnis zu, die bisher von ihm bewirtſchafteten Grundſtücke für 
ſeine Amtsdauer zu behalten. 

Der auf die Leiſtungen der Gemeinde an Grundgehalt und Zuſchüſſen in 
Anrechnung zu bringende Übernahmepreis beſtimmt ſich bei den Akzidenzien nach dem 
ſechsjährigen Durchſchnitt, eventuell nach einer anzuſtellenden Schätzung, im übrigen 
nach dem ortsüblichen Werte. Eine erneute Feſtſetzung des Übernahmepreiſes kann 
von 5 zu 5 Jahren von der Kirchenregierung, dem Stelleninhaber und dem Kirchen- 
vorſtande verlangt werden. 

Auf Anrufen von Beteiligten entſcheidet nach Anhörung des Bezirksſynodal— 
ausſchuſſes das zuſtändige Konſiſtorium endgültig. 


9 
Auf die infolge des Aufhörens des Nießbrauchs des Stelleninhabers erforder: 
liche Auseinanderſetzung zwiſchen dieſem und der Kirchengemeinde finden die Vorſchriften 
Anwendung, welche über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und 
dem Amtsnachfolger gelten. 
§ 14. 
Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Verpflich- 
tungen Dritter werden durch das gegenwärtige Geſetz nicht berührt. 


§ 15. 

Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle auf 
6 000 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. 
Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 6 000 Mark hat die 
Kirchengemeinde eine Beſoldung von 6 000 Mark zu gewähren, ſofern die Stelle 
nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird ($ 25 der Satzungen). 
Im letzteren Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle 
Anwendung. 
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§ 16. 


Behufs Gewährung von in an ſolche Gemeinden, welche zur Auf⸗ 
bringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für bei der 
Alterszulagekaſſe verſicherte Pfarrſtellen Amlagen ausſchreiben müſſen, verbleibt der 
vom Konſiſtorium zu verwaltende Zuſchußfonds (§ 23 des Kirchengeſetzes vom 
2. Juli 1898, betreffend das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch⸗luthe— 
riſchen Kirche der Provinz Hannover, Geſetzſamml. S. 243), in welchen die vom 
Staate für dieſen Zweck gewährte Summe fließt. Eine Verwendung des Zuſchuß— 
fonds bei der Errichtung neuer Pfarrſtellen hat nicht ſtattzufinden. 

Beihilfen zu den Zuſchüſſen (§§ 3, 4) dürfen aus dem Zuſchußfonds nur dann 
gewährt werden, wenn die Bewilligung oder Anordnung der Zuſchüſſe erfolgt iſt, 
weil die Verwaltung der Pfarrſtelle beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt. Die 
einzelne zu dieſem Zwecke gewährte Beihilfe darf den Betrag von 600 Mark jährlich 
nicht überſteigen. 

Über die Gewährung der Beihilfen beſchließt das Konſiſtorium. 

Das Landeskonſiſtorium hat dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode über 
die gewährten Beihilfen alljährlich eine Nachweiſung zu geben. 


e 


Der durch den § 24 des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898, betreffend das 
Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Han⸗ 
nover, (Geſetzſamml. S. 243) begründete landeskirchliche Hilfsfonds bleibt mit der 
Maßgabe beſtehen, daß die für denſelben zu erhebende Umlage um jährlich ½ Prozent 
der für die Mitglieder der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover ver- 
anlagten Staatseinkommenſteuer erhöht wird. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung des voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 

Aus dem landeskirchlichen Hilfsfonds werden neben den ihm bisher ſchon ob— 
liegenden Leiſtungen die im § 11 der Satzungen bezeichneten Zahlungen geleiſtet. 

Die für die übrigen Zahlungen der Landeskirche an die Alterszulagekaſſe (588 12 
und 13 der Satzungen) erforderlichen Mittel ſind durch landeskirchliche Umlagen auf 
die Kirchengemeinden aufzubringen, deren Höhe das Landeskonſiſtorium feſtſetzt. 


$ 18. 

Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den durch das gegenwärtige Kirchengeſetz 
gegebenen Vorſchriften unterliegen, ſtehen im Falle einer Gnadenzeit während des 
Sterbemonats ſowie während einer weiteren Gnadenzeit von ſechs Monaten den nach 
Maßgabe des Kirchengeſetzes, betreffend die Gnadenzeit in der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Hannover, vom 16. Juli 1873 (Geſetzſamml. S. 393) berechtigten 
Hinterbliebenen die Fortſetzung des Nießbrauchs der Dienſtwohnung und des Haus- 
gartens beziehungsweiſe die Mietsentſchädigung ſowie das Grundgehalt der Stelle, 
die Alterszulagen, die Zuſchüſſe und die nach §§ 29, 31 Abſ. 2 der Satzungen dem 
Geiſtlichen gewährte Entſchädigung zu. 
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Soweit die Ausnahme des § 12 Platz greift, treten die zum Genuſſe der 
Gnadenzeit berechtigten Hinterbliebenen bis zum Ablaufe der Gnadenzeit in die Rechte 
und Pflichten des Stelleninhabers ein. 

Soweit nach den Beſtimmungen des angeführten Kirchengeſetzes vom 16. Juli 
1873 die Gnadenzeit nach Inhalt und zeitlicher Ausdehnung abweichend bemeſſen 
war, treten die Beſtimmungen bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den durch das 
gegenwärtige Kirchengeſetz gegebenen Vorſchriften unterliegen, außer Kraft. 

Sind beim Tode eines Pfarrgeiſtlichen, Superintendenten oder Generalfuper- 
intendenten keine zum Genuſſe der Gnadenzeit berechtigte Hinterbliebenen vorhanden, 
ſo treten ſeine geſetzlichen Erben, ſoweit ſie ſeine Hausgenoſſen waren, für die 
Dauer des Sterbe- und des darauffolgenden Monats an die Stelle der Gnadenzeit— 
berechtigten. 

Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen gelten ſinngemäß auch für diejenigen 
Stellen, welche im übrigen den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes nicht unter⸗ 
liegen. 

ö $ 19. 

Die Höhe des Stelleneinkommens derjenigen Pfarrſtellen, welche vor Inkraft— 
treten dieſes Kirchengeſetzes nicht zur Verſicherung gelangt ſind, wird zum Zwecke der 
Verſicherung durch Beſchluß des Kirchenvorſtandes ermittelt. 

Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stellen— 
inhabers und des Bezirksſynodalausſchuſſes. 

Bei dauernd vereinigten Pfarrſtellen (S 1 Abſ. 3) treten behufs Faſſung des 
Beſchluſſes die mehreren Kirchenvorſtände zu einem gemeinſchaftlichen Kirchenvorſtande 
zuſammen. 


§ 20. 

Soweit die bisher nach den §§ 9, 10 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſt⸗ 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
vom 2. Juli 1898 (Geſetzſamml. S. 243) bereits bewilligten Zuſchüſſe zum Grund— 
gehalte zuſammen mit den ſonſtigen bisherigen Bezügen des Geiſtlichen die aus dem 
gegenwärtigen Kirchengeſetz und den Satzungen ſich ergebenden Gehaltsſätze über— 
ſteigen, bleiben ſie beſtehen. Im übrigen bedarf es zur Fortgewährung dieſer Zu— 
ſchüſſe beſonderer Beſchlußfaſſung. 

N21 

Ein Vorbehalt oder eine Übernahme des Nießbrauchs am Stellenvermögen, 
welche auf Grund des § 5 des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898, betreffend das 
Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover, (Geſetzſamml. S. 243) erfolgt iſt, bleibt unberührt. 

Im Falle einer Gnadenzeit, welche vor Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Kirchengeſetzes begonnen hat, beſtimmt ſich die Höhe der den Hinterbliebenen zu— 
ſtehenden Bezüge auch ferner nach den bisherigen Vorſchriften, insbeſondere nach 
§ 27 des obengenannten Kirchengeſetzes. 3 
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9 22. 


In den Fällen der F 3, 4, 5, 7, 8, 11 letzter Abſatz, 13 und 19 ſteht den 
Beteiligten gegen die Entſcheidung des Konſiſtoriums eine binnen vier Wochen nach 
Zuſtellung der betreffenden Verfügung des Konſiſtoriums zu ln Beſchwerde an 
das Landeskonſiſtorium zu, 1 endgültig entſcheidet. 


9 23. 


Die auf Grund des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898, betreffend das Dienft- 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
(Geſetzſamml. S. 243) errichtete Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bleibt 
mit den aus den anliegenden Satzungen ſich ergebenden Maßgaben beſtehen. Im 
übrigen wird das genannte Kirchengeſetz vorbehaltlich der Beſtimmungen der SS 17, 
20 und 21 aufgehoben. 


9 24. 


Die im § 28 des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898, betreffend das Dienft- 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
(Geſetzſamml. S. 243) beziehungsweiſe in dem Kirchengeſetze vom 21. Mai 1906 
(Geſetzſamml. S. 181) enthaltenen Beſtimmungen werden durch die Vorſchrift er— 
ſetzt, daß 

1. in Städten und anderen Ortſchaften, deren ortsanweſende Bevölkerung 

nach der jeweilig letzten allgemeinen Volkszählung mehr als 10 000 Seelen 
beträgt, auf Pfarrſtellen von 6 000 Mark Jahresertrag oder darüber nur 
ſolche Geiſtliche und Kandidaten, welche das 35. Lebensjahr, 

2. im übrigen auf Pfarrſtellen von 6 000 Mark Jahresertrag oder darüber 

nur ſolche, welche das 45. Lebensjahr, 

3. auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalte von 5400 Mark nur ſolche, 

welche das 42. Lebensjahr, 

4. auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalte von 5 100 Mark nur ſolche, 

welche das 39. Lebensjahr, 

5. auf Pfarrſtellen mit einem Grundgehalte von 4800 Mark nur ſolche, 

welche das 36. Lebensjahr 


zurückgelegt haben, gewählt werden dürfen. 


\ Wenn jedoch bei Pfarrſtellen in Ortſchaften, deren ortsanweſende Bevölkerung 
nicht mehr als 10 000 Seelen beträgt, durch eine Stellenabgabe der Jahresertrag 
der Pfarrſtelle zeitweilig unter 6 000 Mark ſinkt, jo finden anſtatt der Nr. 2 die 
Nr. 3, 4 und 5 dieſes Paragraphen ſinngemäße Anwendung. 

Das Landeskonſiſtorium kann mit Zuſtimmung des ſtändigen Ausſchuſſes der 
Landesſynode die vorſtehenden Beſchränkungen in einzelnen Fällen inſoweit ermäßigen, 
als es für erforderlich erachtet, um den Gemeinden ein wirkſames Pfarrwahlrecht 
zu erhalten. i 
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5 $ 25. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
§ 26. 
Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes be— 
auftragt. : 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


9 1. 

Die für evangeliſche Geiſtliche beſtehende Alterszulagekaſſe bildet eine gemein⸗ 
ſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. Sie 
wird unter dem bisherigen Namen 

„Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche““ 
auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet 


8.2. 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
ſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 


a 


83. i 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be— 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 
a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
32 Mitglieder; 
p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Ae e an met. mr. rer 8 ‚ i 
c) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig Holſt eine era 5 . ; 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtortalbezirkes Caſſee le 5 - ; 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 

hezidtes Wiesbaden:: 3 55 
f) die Geſamtſynode der evangeliſch- reformierten Kirche der 
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Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Wa cue bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synbdalangebörig⸗ 
keit verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


§ 4. 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters— 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, be- 
ſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


§ 5. 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die Ein⸗ 
ziehung der Beiträge der Landeskirchen und der Kirchengemeinden ſowie für die Aus- 
zahlung der aus der Kaſſe zu gewährenden Leiſtungen, trifft auch die näheren Be 
ſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe für jedes 
Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung für jedes ab- 
gelaufene Jahr zur Abnahme vor. 

§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes alljährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen Vorſitzenden und 
deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen 
Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden entſcheidet. 


555 


Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 

Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung. ſelbſtändig regelt, hat 

zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der Beiträge der Landeskirchen ſoweit 

dieſe die Beträge der 88 11 und 12 Abſ. 2 überſteigen, ſowie über die 
Abnahme der Rechnungen; 8 

2. über Herabſetzung der in den SS 11 und 12 Abſ. 2 vorgeſchriebenen 
Beträge; 

3. über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden; 

4. über Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden zu ent- 
richtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Beiträge nach den 
Verſicherungsklaſſen anderweit abzuſtufen; 

5. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen— 
einkommens und des Dienſtalters der Geiftlichen; 

6. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

7. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, welche 
ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 


§ 7. 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Rech— 
nungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


§ 8. 


Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszuſtellen 
und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulegen iſt. 


89. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reife 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 4. Rang- 
klaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich anderweiter 
Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 
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810. 


Der Alterszulagekaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 

1. die Kaſſenbeiträge der Kirchengemeinden ($ 23); 

2. die Beiträge der Landeskirchen ($$ 11 bis 13); 

3. die Beiträge des Staates. 


9 


Die Landeskirchen ſind verpflichtet, für jede innerhalb ihres Gebiets mit oder 
nach dem 1. April 1908 neu gegründete verſicherungspflichtige Pfarrſtelle einen jähr- 
lichen Zuſchuß von 1400 Mark beziehungsweiſe den im § 17 Abſ. 3 bezeichneten 
Beitrag an die Alterszulagekaſſe zu zahlen. 


9 12. 


Ferner ſind die Landeskirchen verpflichtet, der Alterszulagekaſſe diejenigen Be⸗ 
träge zuzuführen, welche erforderlich find, um die nach Verrechnung der übrigen Ein- 
nahmen ($ 10 Ziffern 1 und 3, § 11) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge 
zu decken. : 
Der Mindeſtbetrag dieſer Leiſtungen wird bis auf weiteres auf 2370 000 Mark 
jährlich feſtgeſezt. Soweit dieſer Betrag das rechnungsmäßige Bedürfnis des Jahres 
überſteigt, dient er zur Anſammlung eines Reſervefonds. 


§ 13. 

Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode (§ 5 letzter Satz) all- 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung des voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 


8 14. 


Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe beteiligten Landeskirchen 
find die von dem Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Ver⸗ 
waltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


$ 15. 

Die Kirchengemeinden find verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarrſtellen, 
mit welchen ein Stelleneinkommen von weniger als 6 000 Mark verbunden iſt, bei 
der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 
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Maßgebend für die Verſicherungspflicht und für die Klaſſe, in welcher die 
Verſicherung zu erfolgen hat, iſt — vorbehaltlich der Beſtimmung des $ 31 — das 
am Tage des Inkrafttretens dieſer Satzungen vorhandene Stelleneinkommen. 

Nach § 15 verſicherungspflichtige Pfarrſtellen, welche mit oder nach Inkraft⸗ 
treten dieſer Satzungen errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Ver⸗ 
ſicherungspflicht mehrerer dauernd verbundener Pfarrämter bemißt fi) nach der Ge 
ſamtſumme des Stelleneinkommens. a 

Werden dauernd verbundene Pfarrämter dauernd getrennt, ſo hat die Kirchen⸗ 
regierung zu beſchließen, in welcher Klaſſe die Verſicherung der getrennten Pfarrſtellen 
erfolgen fol, Der Vorſtand ſetzt danach die Höhe der Leiſtungen feſt, welche ab- 
geſehen vom Verſicherungsbeitrage der Gemeinden für jede Pfarrſtelle der Kaſſe gegen⸗ 
über zu übernehmen ſind. 

9 18. 


Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, welche mit einem anderen Amte als 


3 


einem kirchlichen dauernd verbunden find und deren Inhaber Aufbeiferungs- und 


Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht berechtigt waren. 


919. 

Der Verſicherungspflicht unterliegen ferner diejenigen Pfarrſtellen nicht, deren 
Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder ähnlichen Einrichtungen beſoldet 
werden. f 

Jedoch hat der Vorſtand der Alterszulagekaſſe dieſe Stellen auf Antrag der 
Kirchengemeinde und, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von größeren 
Parochialverbänden gewährt wird, auf deren Antrag zur Verſicherung nach Maßgabe 
der Satzungen zuzulaſſen. Der Antrag iſt nur binnen einer Friſt von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieſer Satzungen zuläſſig und muß ſich auf ſämtliche zur Zeit des 
Antrags in der Kirchengemeinde oder innerhalb des Parochialverbandes beſtehende 
Pfarrſtellen der im Abſ. 1 gedachten Art erſtrecken. 


1 


Im Falle der Zulaſſung iſt die Verſicherungsklaſſe vom Vorſtande der Alters⸗ 
zulagekaſſe nach Benehmen mit der Kirchenregierung zu beſtimmen, doch hat die Ver⸗ 
ſicherung mindeſtens in der II. Klaſſe zu erfolgen. 

Werden in einer Gemeinde, die mit ihren im Abſ. 1 bezeichneten Stellen zur 
Verſicherung zugelaſſen iſt, neue Pfarrſtellen errichtet, ſo unterliegen dieſe gemäß 
§ 17 Abſ. 2 der Verſicherungspflicht in Klaſſe I. 


8 20. 


Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarrſtellen 
Alterszulagen in dreijährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten dergeſtalt, 
daß gewährt werden: 


in Klaſſe 


vom vollendeten I u II] un I | v Ii II Ii ax 
Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark 
3. Dienſtjahr ab 400 
6. . . 800 200 
9. . . 1 300 700 100 
12: . s 1800| 1200 600 


15 . 2300 1700| 1100] 500] 200 

18. . 2 800 2200| 1600| 1000] 700 400 100 

21. . 3 200 2600| 2 000 1 400 1100] 800] 500] 200 
24. . „3 600 3000| 2400| 1800| 1500| 1200 900] 600 


9 21. 


Der Bezug der vierteljährlich im voraus zu zahlenden Alterszulage beginnt mit 
dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſtzeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren 6 Monaten an diejenigen 
Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium als ſolche ber 
zeichnet werden. a 

Die Alterszulagekaſſe trägt die Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an 
die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 


. 


Die Alterszulagekaſſe zahlt ferner den Kirchengemeinden für jede in Klaſſe I 
verſicherte Pfarrſtelle einen jährlichen Beitrag zum Grundgehalt in Höhe von 600 Mark 


in vierteljährlichen Vorausraten. 
25° 


„ 


9 23. 


Die Kirchengemeinden haben Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alters 
zulagekaſſe zu entrichten, dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


ijI1! ner 1500 Mark, 
)J) 12000 
- F 900 ’ 
JJ. ee 600 
%%% ᷑ ale 

9 24. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


8 25. 


Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 6000 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Beteiligten 
unabhängig ſind, unter den Betrag von 6 000 Mark ſinkt, iſt der Vorſtand er— 
mächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. Ein Aus— 
ſcheiden einer zur Verſicherung zugelaſſenen Pfarrſtelle iſt nicht zuläſſig. 


9 26. 


Für die Ermittelung des Stelleneinkommens ſind folgende Grundſätze maßgebend: 


1. Zum Stelleneinkommen ſind alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während der 
Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern aufkommenden 
Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen Dritten gewährten 
Zuſchüſſe. 

2. Der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie verpachtet 
ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des ortsüblichen Wertes 
vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Verpachtungen und Selbſt— 
bewirtſchaftung nach dem Durchſchnitte des Ertrags der letzten ſechs Wirt— 
ſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen 
werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte der Marktpreiſe des nächſten 
Marktorts berechnet, Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten König— 
lichen Forſtreviers. 


e 


Stolgebühren und Akzidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durch— 
ſchnitte berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu 
ermitteln ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


8 27. 
Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 


1. die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Mietsentſchädigung; 

2. Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions-, Irren, Kranken⸗ 
und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge ſowie für Lehrtätigkeit 
an Unterrichtsanſtalten; 

3. das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer 
anderen Pfarrſtelle; 

4. freiwillige Gaben. 


§ 28. 
Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 


1. die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche 
auf den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen; 

2. die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und Verluſte; 

3. die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts— 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 


8 29. 


Die beim Beginne der Verſicherung im Amte befindlichen Inhaber derjenigen 
Pfarrſtellen, welcher bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern find, hat die Alterszulage— 
kaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in ihrem Einkommen dadurch 
erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu be— 
meſſenden Entſchädigung find die Beſtimmungen der §§ 26 bis 28 mit der Maß⸗ 
gabe entſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen vom Zeitpunkte des 
Wegfalls in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange gezahlt, 
bis der Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem früheren mindeſtens 
gleiches Geſamtdienſteinkommen erreicht oder bis er ſeine bisherige Stelle verläßt. 

Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, ſo finden die Vorſchriften des § 21 
Abſ. 2 Anwendung. 


„ 


Die Geiſtlichen find verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſamtdienſt⸗ 
einkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums Mit⸗ 
teilung zu machen. 

Auf Stellen der im § 19 bezeichneten Art finden die vorſtehenden Vor⸗ 
ſchriften keine Anwendung. 


8 30. 


Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur Zeit 
bei der Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds maßgebenden Grundſätze 
ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vorgeſchriebenen Wege 
eine Abänderung erfolgt. 


831. 


Die vor Inkrafttreten dieſer Satzungen erfolgten Verſicherungen bleiben mit 
der Maßgabe beſtehen, daß auf ſie fortan ausſchließlich die Vorſchriften dieſer 
Satzungen Anwendung finden. Für die Klaſſe, in welcher die Verſicherung fort⸗ 
geſetzt wird, bewendet es bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Die auf Grund des § 16 der bisherigen Satzungen gewährten Entſchädigungen 
werden um denjenigen Betrag gekürzt, um welchen ſich das bisherige Dienſteinkommen 
des Stelleninhabers durch die in dieſen Satzungen und im Kirchengeſetze gewährten 
Bezüge erhöht. Im übrigen finden auf ſie die Vorſchriften des § 29 Abſ. 3 bis 5 
Anwendung. 


$ 32. 

Die bisherigen Satzungen der Alterszulagekaſſe werden mit den ſich aus 831 
ergebenden Maßgaben aufgehoben. 

8 33. 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

§ 34. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


Ze 
Anlage 30. 


Pfarrbeſoldungsgeſetz 
für N 
die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein. 
Vom 26. Mai 1909. f 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein, für dieſe Kirche, was folgt: 


iR 

Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramte der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein feſt angeftellte Geiſtliche, deſſen Pfarrſtelle bei der 
Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche verſichert iſt, erhält ein Dienſteinkommen, 
welches beſteht: 

a) in einem Grundgehalte 

bp) in Alterszulagen; 

e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Mietsentſchädigung. 

Für die Alterszulagekaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 

Das Recht des für ein Pfarramt ernannten Geiſtlichen auf das aus dem- 
ſelben fließende Dienſteinkommen beginnt mit dem Tage, mit welchem er die Ver⸗ 
waltung der Stelle übernimmt. Iſt der Ernannte bisher Inhaber einer anderen 
Pfarrſtelle der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein geweſen, 
ſo hört ſein Recht auf das Dienſteinkommen aus dieſer Stelle erſt mit dem nämlichen 
Tage auf. N 

Auf Hilfsgeiſtlichenſtellen, auch wenn ſie dauernd errichtet ſind, findet dieſes 
Geſetz keine Anwendung. 


9 2. 
Das Grundgehalt iſt vierteljährlich im voraus zahlbar und beläuft ſich, wenn 
die Verſicherung erfolgt iſt l 
5 in Klaſſe JL oder II, auf 2400 Mark, 
I 3000 


I 

. IV 7 3 600 N 
N 4200 0 
al 450% „ 
„ 800 
an: 5700 


X 5400 


— 148 — 
83. 


Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber Zu⸗ 
ſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


§ 4. 

Bei Pfarrſtellen, deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes (8 95 der 
Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 4. November 1876) nach Anhörung der 
Kirchengemeinde und des Propſtei⸗ (Kreis) Synodalausſchuſſes anordnen, daß ein Zu⸗ 
ſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum Grundgehalt auf die Dauer oder auf 
Zeit zu gewähren iſt. = 

85. 

Die Dienſtwohnung foll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den drt- 
lichen Verhältniſſen entſprechen. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es tunlich erſcheinen laſſen, iſt als Zubehör 
der Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt 
bereitzuſtellen. 

§ 6. 

Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienſt⸗ 
wohnung eine angemeſſene Mietsentſchädigung gewährt werden, welche in viertel⸗ 
jährlichen Beträgen im voraus zu zahlen iſt. 


ST: 

Über die Höhe der Mietsentſchädigung ſowie über die Frage, ob und in 
welchem Umfang ein Hausgarten zu gewähren iſt, beſchließt die Kirchengemeinde. 
Der Beſchluß bedarf zur Gültigkeit der Genehmigung des Konſiſtoriums. Kommt 
kein gültiger Beſchluß zuſtande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Propſtei⸗ (Kreis“) Synodalausſchuſſes. 

§ 8. 

Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens iſt nur mit 

Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


8 

Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei den 
beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. Wenn und inſoweit jedoch die Unterhaltung 
der Dienſtwohnung und die Aufbringung, Verzinſung und Amortiſation einer Ein⸗ 
löſungsſumme beziehungsweiſe Garantieſumme für dieſelbe nach dem bisherigen Rechte 
dem Pfarrinhaber oblag, gelten dieſe Leiſtungen als auf dem Stellenvermögen 
ruhende Laſten im Sinne des § 11 Abſ. 2. Zur Bildung eines Fonds behufs 
Unterhaltung des Pfarrhauſes ſowie zur Tilgung der Einlöſungs⸗ beziehungsweiſe 
Garantieſumme darf das Pfarrvermögen in dieſen Fällen dauernd verwendet werden. 


„ 


Die Höhe des hiernach angemeſſenen, nach den örtlichen Verhältniſſen zu ermittelnden 
Betrags iſt von dem Konſiſtorium nach Anhörung des Kirchenvorſtandes endgültig 
feſtzuſetzen. Der dadurch entſtehende Zinsverluſt iſt bei Berechnung der Höhe des 
Stelleneinkommens in Abzug zu bringen. i 


§ 10. i 

Wird eine Pfarrſtelle, deren Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder 
ähnlichen Einrichtungen beſoldet wird, zur Verſicherung zugelaſſen ($ 19 der Satzungen), 
ſo hat die Kirchengemeinde oder, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von 
einem größeren Parochialverbande gewährt wird, dieſer jedem Stelleninhaber neben 
dem Grundgehalt als Zuſchuß ($$ 3, 4) noch diejenigen Beträge zu gewähren, um 
welche die bisher im Regulativ oder in der ähnlichen Einrichtung zugeſicherten 
Bezüge die aus dieſem Kirchengeſetz und aus den Satzungen ſich ergebenden Gehalts- 
ſtufen überſteigen. 5 f 

Macht die Kirchengemeinde beziehungsweiſe der größere Parochialverband von 
der Befugnis zur Verſicherung der Pfarrſtelle keinen Gebrauch, ſo haben ſie dem 
Stelleninhaber mindeſtens dieſelben Bezüge zu gewähren, die ihm nach dieſem 
Kirchengeſetz und den Satzungen zuſtehen würden. Inh 544 % 


§ 11. 
Die Kirchengemeinde hat dem Stelleninhaber vorbehaltlich der Vorſchrift im 
8 22 der Satzungen das Grundgehalt und die Zuſchüſſe (SS 2, 3 und 4) ſowie die 
Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung (88 5, 6 und 7) zu gewähren. Hingegen 
hört der Nießbrauch des Stelleninhabers am Stellenvermögen vorbehaltlich der Be— 
ſtimmungen der SS 12 und 21 auf. a e f 8 
Aus den Erträgen des Stellenvermögens, deſſen Verwaltung der Kirchengemeinde 
zuſteht, ſind nach Entrichtung der darauf ruhenden Abgaben und Laſten die Grund— 
gehälter, die Beiträge zur Alterszulagekaſſe und die Zuſchüſſe zu beſtreiten. Der 
Uberſchuß des Pfarrfonds ift der Beſtimmung des Stellenbermögens zum Beſten des 
Pfarramts zur erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſtwohnung, 
beſonders zu Reparaturen, deren Koſten der Stelleninhaber zu tragen hat, oder zur 
Mietsentſchädigung, iſt mit Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. eee 
Bei den unter einem Pfarramte vereinigten Kirchengemeinden entſcheidet über 
das Verhältnis, in welchem ſie zu den nach dieſem Geſetz ihnen obliegenden Leiſtungen 
beizutragen haben, in Ermangelung vorhandener Beſtimmungen oder rechtsgültiger 
Vereinbarungen das Konſiſtorium nach Anhörung des Propſtei⸗ (Kreis-) Synodal- 
ausſchuſſes. 
§ 12. ER 
Diem Inhaber einer unter § 1 fallenden Pfarrſtelle ſteht bei Beginn der 
Verſicherung oder bei Übernahme der Stelle die Befugnis zu, mit Genehmigung 
des Konſiſtoriums die der Pfarrſtelle gebührenden taturalgefälle ganz oder teilweiſe 
zu übernehmen. 5 5 
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„ 


Auch kann der Stelleninhaber mit Genehmigung des Konſiſtoriums einzelne 
Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung nehmen, wenn und ſoweit ſich für ihn das Be⸗ 
dürfnis ergibt, zur Beſchaffung der notwendigen Lebensmittel oder zur Geſpannhaltung 
behufs beſſerer kirchlicher Verſorgung der Gemeinde Grundſtücke ſelbſt zu bewirtſchaften. 

Der entweder ein für allemal oder auf eine Reihe von mindeſtens 12 Jahren 
feſtzuſetzende Ubernahmepreis beſtimmt ſich nach dem örtlichen Werte. Die Höhe 
und Zahlungsbedingungen des Übernahnpepreiſes werden nach Anhörung der Beteiligten 
und des Propſtei⸗ (Kreis-) Synodalausſchuſſes von dem Konſiſtorium feſtgeſetzt. 


SB. 


Wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und der Kirchen 
gemeinde finden die Vorſchriften, welche über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem 
Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten, mit der Maßgabe Anwendung, daß, 
wenn eine Einigung nicht erzielt wird, nach Anhörung des Propſtei⸗ (Kreis-) Synodal⸗ 
ausſchuſſes das Konſiſtorium endgültig entſcheidet. Im Falle der Anwendbarkeit des 
Kirchengeſetzes, betreffend die Verhältniſſe der Geiſtlichen in den ſchleswigſchen Ge- 
meinden mit däniſchem Kirchenrechte, vom 3. Mai 1890 Kirchl. Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. 
S. 49) iſt die nach § 5 Abſ. 2 des Geſetzes zu zahlende Ausgleichsſumme aus dem 
Stellenvermögen zu entnehmen. Der letzte Satz des 8 9 kommt dabei ſinngemäß in 
Anwendung. 


$ 14. 


Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Verpflich- 
tungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 


815. 


Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle auf 
6 000 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. 
Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 6 000 Mark hat die 
Kirchengemeinde eine Beſoldung von 6 000 Mark zu gewähren, ſofern die Stelle 
nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird (§ 25 der Satzungen). 
Im letzteren Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle 
Anwendung. 


§ 16. 


Behufs Gewährung von Beihilfen an leiſtungsunfähige Kirchengemeinden, 
welche zur Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge 
für bei der Alterszulagekaſſe verſicherte Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, 
verbleibt der vom Konſiſtorium zu verwaltende Zuſchußfonds, in welchen die vom 
Staate für dieſen Zweck gewährte Summe fließt. Eine Verwendung des Zuſchuß⸗ 
fonds bei der Errichtung neuer Pfarrſtellen hat nicht ſtattzufinden. a 


Beihilfen zu den Zuſchüſſen (88 3, 4) dürfen aus dem Zuſchußfonds nur dann 
gewährt werden, wenn die Bewilligung oder Anordnung der Zuſchüſſe erfolgt iſt, 
weil die Verwaltung der Pfarrſtelle beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt. Die 
einzelne zu dieſem Zwecke gewährte Beihilfe darf den Betrag von 600 Mark jährlich 
nicht überſteigen. 

Über die Gewährung von Beihilfen beſchließt das Konſiſtorium, an deſſen 
Beſchlüſſen in dieſen Fällen die Mitglieder des Geſamtſynodalausſchuſſes in der im 
§ 95 der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 4. November 1876 bezeichneten 
Weiſe teilzunehmen haben. 

9 ö 

Behufs Gewährung von Beihilfen an leiſtungsunfähige Kirchengemeinden, welche 
zur Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe, Mietsentſchädigungen und Alters⸗ 
zulagekaſſenbeiträge für neu zu gründende Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, 
zur Remunerierung von Hilfsgeiſtlichen in den großen Gemeinden ſowie zur Leiſtung 
der im § 11 der Satzungen bezeichneten Zahlungen bleibt der gemäß § 23 des 
Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898 (irchl. Geſ.- u. Verordn. Bl. S. 82) gebildete 
landeskirchliche Hilfsfonds beſtehen, an welchen die Geſamtſynodalkaſſe alljährlich 
einen Beitrag in der Höhe von 1½ Prozent der von den Mitgliedern der evangeliſch— 
lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig-Holftein veranlagten Staatseinkommenſteuer 
zu leiſten hat. Dabei iſt das Ergebnis der Staatseinkommenſteuerveranlagung des 
voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 

Der landeskirchliche Hilfsfonds wird von dem Konſiſtorium verwaltet. An 
den Beſchlüſſen des Konſiſtoriums über die Gewährung von Beihilfen aus dem Fonds 
haben die Mitglieder des Geſamtſynodalausſchuſſes in der im § 95 der Kirchen: 
gemeinde- und Synodalordnung vom 4. November 1876 bezeichneten Weiſe teilzu⸗ 
nehmen. 

Die der Landeskirche nach den §§ 12 und 13 der Satzungen obliegenden 
Leiſtungen an die Alterszulagekaſſe ſind aus der Geſamtſynodalkaſſe zu beſtreiten. 


9 8 


Beim Ableben eines Geiſtlichen kommen das Grundgehalt, Zuſchüſſe, Alters- 
zulagen, Entſchädigungen, Dienſtwohnung beziehungsweiſe Mietsentſchädigung während 
des Sterbemonats und des darauffolgenden Monats den Erben zu. An wen zu 
zahlen iſt, beſtimmt das Konſiſtorium. 

Vom Ablaufe der im Abſ. 1 bezeichneten Zeit an gebühren die genannten 
Bezüge noch ein halbes Jahr der gnadenzeitberechtigten Witwe. Dieſelben ſind bei 
den unter § 1 dieſes Geſetzes fallenden Pfarrſtellen auch für das nach § 5 des 
Kirchengeſetzes, betreffend die Gnadenzeit, vom 21. März 1892 (Kirchl. Gef.- u. Ver- 
ordn. Bl. S. 27) zu gewährende Drittel der Dienſteinnahme maßgebend, dergeſtalt, daß 
der Wert der Dienſtwohnung nach Abſ. 2 daſelbſt, eine etwaige Mietsentſchädigung 
aber voll in Anſchlag gebracht wird. 

26* 


„ 


Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes gelten Geiftliche, welche dem 
Geltungsbereiche des genannten Kirchengeſetzes vom 21. März 1892 angehören, dieſem 
ſich bisher aber noch nicht unterſtellt haben, demſelben kraft Geſetzes unterworfen. 

Die Beſtimmungen der Abſ. 1, 2 und 3 finden nur Anwendung auf die 
Inhaber der unter dieſes Geſetz fallenden Pfarrſtellen. 

Das Konſiſtorium iſt berechtigt, in denjenigen Fällen, in denen Gnadenzeit⸗ 
berechtigte nicht vorhanden find, die Gnadenzeitsbezüge ganz oder teilweiſe bis ſpäteſtens 
zum Ablaufe des Sterbevierteljahrs den Erben des Geiſtlichen zuzuſprechen. 


9 5 
Die Höhe des Stelleneinkommens derjenigen Pfarrſtellen, welche vor Inkraft. 
treten dieſes Kirchengeſetzes nicht zur Verſicherung gelangt ſind, wird zum Zwecke der 
Verſicherung durch Beſchluß der Kirchengemeinde ermittelt. 
Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stellen- 
inhabers und des Propſtei- (Kreis-) Synodalausſchuſſes. | 


§ 20. 

Soweit die bisher nach den §§ 3, 4 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienft- 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig 
Holſtein, vom 2. Juli 1898 (Kirchl. Geſ. u. Verordn. Bl. S. 77) bereits bewilligten 
Zuſchüſſe zum Grundgehalte zuſammen mit den ſonſtigen bisherigen Bezügen des 
Geiſtlichen die aus dem gegenwärtigen Kirchengeſetz und den Satzungen ſich ergebenden 
Gehaltsſätze überſteigen, bleiben ſie beſtehen. Im übrigen bedarf es zur Fortgewährung 
dieſer Zuſchüſſe beſonderer Beſchlußfaſſung. 5 


21 


Ein Vorbehalt oder eine Übernahme des Nießbrauchs am Stellenvermögen, 
welche auf Grund des § 13 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der 
Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 
2. Juli 1898 (Kirchl. Geſ. u. Verordn. Bl. S. 77) erfolgt iſt, bleibt unberührt. 

Im Falle einer Sterbe- und Gnadenzeit, welche vor Inkrafttreten des gegen. 
wärtigen Kirchengeſetzes begonnen hat, beſtimmt ſich die Höhe der den Hinterbliebenen 
zuſtehenden Bezüge auch ferner nach den bisherigen Vorſchriften, insbeſondere nach 
§ 25 des obengenannten Kirchengeſetzes. f 


9.22. 
Die auf Grund des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Geift- 
lichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Schleswig-Holſtein, vom 2. Juli 
1898 (Kirchl. Geſ.- u. Verordn. Bl. S. 77) errichtete Alterszulagekaſſe für evangeliſche 
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Geiſtliche bleibt mit den ſich aus den anliegenden Satzungen ergebenden Maßgaben 
beſtehen. Das genannte Kirchengeſetz wird vorbehaltlich der Beſtimmungen der 88 20, 21 
des gegenwärtigen Kirchengeſetzes aufgehoben. 


9 23. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 


§ 24. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beftimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


8 

Die für evangeliſche Geiftliche beſtehende Alterszulagekaſſe bildet eine gemeinſame 
Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landes- 
kirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. Sie wird 
unter dem bisherigen Namen 

„Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ 

auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 


„ N 


8 2. 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle feiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
ſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be— 


teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal- 
periode zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 
a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
32 Mitglieder; 
b) die Landesſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 


e ,,, See 8 a 
c) die Geſamtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig⸗Holſteinnnnssss. 5 er 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſe lll. 5 . 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial— 

Bestes Wiesbaden. = n a. 88 3 1 
f) die Geſamtſynode der evangeliſch reformierten Kirche der 

Probinz Hand ne a ee 2 ’ 


Die Gewählten bleiben fo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörig— 
keit verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der 
Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


9 4. 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters— 


zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geftattet werden kann, be— 
ſchließt der Verwaltungsausſchuß. 
§ 5. 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die Ein- 
ziehung der Beiträge der Landeskirchen und der Kirchengemeinden ſowie für die Aus⸗ 
zahlung der aus der Kaſſe zu gewährenden Leiſtungen, trifft auch die näheren Be— 
ſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe für jedes 
Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung für jedes 
abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 
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8 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes alljähr- 
lich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen Vorſitzenden 
und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der 
erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme 
des Vorſitzenden entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der Beiträge der Landeskirchen, ſoweit 
dieſe die Beträge der SS 11 und 12 Abſ. 2 überſteigen, ſowie über die 
Abnahme der Rechnungen; 
über Herabſetzung der in den SS 11 und 12 Abſ. 2 vorgeſchriebenen 
Beträge; 

3. über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und 
Abkürzung der Steigerungsperioden; 

4. über Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden zu ent⸗ 
richtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Beiträge nach den 
Verſicherungsklaſſen anderweit abzuſtufen; 

5. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen; 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

6. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, welche 

ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 


b 


1 


§ 7. 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs— 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Rech— 
nungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


§ 8. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde aus- 
zuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzu- 
legen iſt. 

§ 9. 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe— 
e aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen 5 vorbehaltlich ander⸗ 
weiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


„ 


§ 10. 
Der Alterszulagekaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 
1. die Kaſſenbeiträge der Kirchengemeinden ($ 23); 
2. die Beiträge der Landeskirchen (§§ 11 bis 13); 
3. die Beiträge des Staates. 


e 
Die Landeskirchen ſind verpflichtet, für jede innerhalb ihres Gebiets mit oder 
nach dem 1. April 1908 neu gegründete verſicherungspflichtige Pfarrſtelle einen jähr⸗ 
lichen Zuſchuß von 1400 Mark beziehungsweiſe den im § 17 Abſ. 3 bezeichneten 
Beitrag an die Alterszulagekaſſe zu leiſten. 


§ 12. 

Ferner ſind die Landeskirchen verpflichtet, der Alterszulagekaſſe diejenigen Be— 
träge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen Ein- 
nahmen (§ 10 Ziffern 1 und 3, § 11) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge 
zu decken. 

Der Mindeſtbetrag dieſer Leiſtungen wird bis auf weiteres auf 2370 000 Mark 
jqährlich feſtgeſetzt. Soweit dieſer Betrag das rechnungsmäßige Bedürfnis des Jahres 
überſteigt, dient er zur Anſammlung eines Reſervefonds. 


§ 13. 

Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all- 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein. 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommen— 
ſteuerveranlagung des voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 


9 14. 


Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die von dem Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Ver⸗ 
waltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


8 15. 


Die Kirchengemeinden ſind verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarrſtellen, 
mit welchen ein Stelleneinkommen von weniger als 6 000 Mark verbunden iſt, bei 
der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. a 
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§ 16. 
Die Verſicherung erfolgt 

bei einem Stelleneinkommen unter. 3 600 Mark in Klaſſe I, 
+ - von 3 600 bis 3899 = - ö 
e 74,199: 2 III, 
4200 % 1 8 IV, 
000 UI 2a V. 
d d 2 2. 2 2 NW 
, 2 VE 
33 . e 20,090 2 VIII, 
. . 352.002. ,, Re 

9 17. 


Maßgebend für die Verſicherungspflicht und für die Klaſſe, in welcher die 
Verſicherung zu erfolgen hat, iſt — vorbehaltlich der Beſtimmung des § 31 — 
das am Tage des Inkrafttretens dieſer Satzungen vorhandene Stelleneinkommen. 

Nach § 15 verſicherungspflichtige Pfarrſtellen, welche mit oder nach Inkraft⸗ 
treten dieſer Satzungen errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Ver⸗ 
ſicherungspflicht mehrerer dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der Ge— 
ſamtſumme des Stelleneinkommens. 

Werden dauernd verbundene Pfarrämter dauernd getrennt, jo hat die Kirchen— 
regierung zu beſchließen, in welcher Klaſſe die Verſicherung der getrennten Pfarr⸗ 
ſtellen erfolgen ſoll. Der Vorſtand ſetzt danach die Höhe der Leiſtungen feſt, welche 
abgeſehen vom Verſicherungsbeitrage der Gemeinden für jede Pfarrſtelle der Kaſſe⸗ 
gegenüber zu übernehmen ſind. t i 


9 18. 


Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, welche mit einem anderen Amte als 
einem kirchlichen dauernd verbunden find und deren Inhaber Aufbeſſerungs- und, 
Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht berechtigt waren. 


8 19. 


Der Verſicherungspflicht unterliegen ferner diejenigen Pfarrſtellen nicht, deren 
Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder ähnlichen Einrichtungen beſoldet 
werden. 5 

Jedoch hat der Vorſtand der Alterszulagekaſſe dieſe Stellen, auf Antrag der 
Kirchengemeinde und, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von größeren. 
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„„ 


Parochialverbänden gewährt wird, auf deren Antrag zur Verſicherung nach Maßgabe 
der Satzungen zuzulaſſen. Der Antrag iſt nur binnen einer Friſt von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieſer Satzungen zuläſſig und muß ſich auf ſämtliche zur Zeit des 
Antrags in der Kirchengemeinde oder innerhalb des Parochialverbandes beſtehende 
Pfarrſtellen der im Abſ. 1 gedachten Art erſtrecken. 

Im Falle der Zulaſſung iſt die Verſicherungsklaſſe vom Vorſtande der Alters- 
zulagekaſſe nach Benehmen mit der Kirchenregierung zu beſtimmen; doch hat die Ver⸗ 
ſicherung mindeſtens in der II. Klaſſe zu erfolgen. 

Werden in einer Gemeinde, die mit ihren im Abſ. 1 bezeichneten Stellen zur 
Verſicherung zugelaſſen iſt, neue Pfarrſtellen errichtet, ſo unterliegen dieſe gemäß 
§ 17 Abſ. 2 der Verſicherungspflicht in Klaſſe I. 


9 20. 


Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarrſtellen 
Alterszulagen in dreijährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten dergeſtalt, 
daß gewährt werden: 


in Klaſſe 


3. Dienſtjahr ab 400 — 3 — 
6. . . 800 200 — — 
9 ‚ 1 300] 700| 100 — 
12. . 1800 1200| 600 — 
15. . 2300 1700 1100 500 200 — — 

18. . 2800 2200| 1600| 1000 700 400| 100 
21. . 3 200 2 600 2 000 1400| 1100| 800 500 | 200 
24. , 3 600 3 000 2400| 1800| 1500| 1200| 900 | 600 


9 91. 


Der Bezug der vierteljährlich im voraus zu zahlenden Alterszulagen beginnt mit 
dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienftzeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren 6 Monaten an diejenigen 
Bezugs berechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium als ſolche 
bezeichnet werden. 

Die Alterszulagekaſſe trägt die Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an 
die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 5 i 
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Die Alterszulagekaſſe zahlt ferner den Kirchengemeinden für jede in Klaſſe I 
verſicherte Pfarrſtelle einen jährlichen Beitrag zum Grundgehalt in Höhe von 
600 Mark in vierteljährlichen Vorausraten. 


§ 23. 
Die Kirchengemeinden haben Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alters- 
zulagekaſſe zu entrichten dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


n Kae, 8 1500 Mark, 
i , 1200 
- IE RE 900 ' 
Ve ee 600 | 
. , / ee 300 
§ 24. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


§ 25. 

Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 6000 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Beteiligten 
unabhängig ſind, unter den Betrag von 6000 Mark ſinkt, iſt der Vorſtand er⸗ 
mächtigt, auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. Ein Aus⸗ 
ſcheiden einer zur Verſicherung zugelaſſenen Pfarrſtelle iſt nicht zuläſſig. 


8 26. 


Für die Ermittelung des Stelleneinkommens ſind folgende Grundſätze maß— 
gebend: 

1. Zum Stelleneinkommen find alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während der 
Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern aufkommenden 
Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen Dritten gewährten 
Zuſchüſſe 5 

2. Der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie verpachtet 
ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des ortsüblichen Wertes 
vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Verpachtungen und Selbſt⸗ 
bewirtſchaftung nach dem Durchſchnitte des Ertrags der letzten ſechs Wirt⸗ 
ſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 

27 
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Naturalbezüge an Getreide ſowie fonftigen Früchten und Erzeugniſſen werden 
nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte der Marktpreiſe des nächſten Marktorts berechnet, 
Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 

Stolgebühren und Akzidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte 
berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu ermitteln 
ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


827. 
Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 


1. die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Mietsentſchädigung; 

2. Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions-, Irren, Kranken- 
und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge ſowie für Lehrtätigkeit 
an Unterrichtsanſtalten; 

3. das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer anderen 
Pfarrſtelle; 

4. freiwillige Gaben. 


9 28. 
Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 


1. die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche auf 
den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen; 

2. die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und Verluſte; 

3. die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts— 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 

§ 29. 

Die beim Beginne der Verſicherung im Amte befindlichen Inhaber derjenigen 
Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern find, hat die Alterszulage⸗ 
kaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in ihrem Einkommen dadurch 
erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu bemeſſenden 
Entſchädigung find die Beſtimmungen der $$ 26 bis 28 mit der Maßgabe entſcheidend, 
daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht 
kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange gezahlt, 

bis der Stelleninhaber durch anderweitige Verbeſſerung ein dem früheren mindeſtens 
gleiches Geſamtdienſteinkommen erreicht, oder bis er ſeine bisherige Stelle verläßt. 


„ 


Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, ſo finden die Vorſchriften des § 21 
Abſ. 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſamtdienſt⸗ 
einkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums Mit⸗ 
teilung zu machen. 


Auf Stellen der im § 19 bezeichneten Art finden die vorſtehenden Vorſchriften 
keine Anwendung. 


8 30. 
Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur Zeit 
bei der Verwaltung des Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds maßgebenden Grundſätze 


ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vorgeſchriebenen Wege 
„eine Abänderung erfolgt. 


$ 31. 

Die vor Inkrafttreten dieſer Satzungen erfolgten Verſicherungen bleiben mit 
der Maßgabe beſtehen, daß auf ſie fortan ausſchließlich die Vorſchriften dieſer 
Satzungen Anwendung finden. Für die Klaſſe, in welcher die Verſicherung fort— 
geſetzt wird, bewendet es bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Die auf Grund des § 16 der bisherigen Satzungen gewährten Entſchädigungen 
werden um denjenigen Betrag gekürzt, um welchen ſich das bisherige Dienſteinkommen 
des Stelleninhabers durch die in dieſen Satzungen und im Kirchengeſetze gewährten 
Bezüge erhöht. Im übrigen finden auf ſie die Vorſchriften des § 29 Abſ. 3 bis 5 
Anwendung. 


$ 32. 

Die bisherigen Satzungen der Alterszulagekaſſe werden mit den ſich aus § 31 

ergebenden Maßgaben aufgehoben. 
$ 33. 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

§ 34. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


„ 
Anlage 34. 


Pfarrbeſoldungsgeſetz 
für 
die evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen vc 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, was folgt: 


SL. 

Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramte der evangeliſchen Landeskirche 
feſt angeſtellte Geiſtliche, deſſen Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche verſichert iſt, erhält ein Dienſteinkommen, welches beſteht: 

a) in einem Grundgehalt; f 

b) in Alterszulagen; 8 

e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Mietsentſchädigung. 

Für die Alterszulagekaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 


8 2. 
Das Grundgehalt iſt im voraus vierteljährlich zahlbar und beläuft ſich, wenn 
die Verſicherung erfolgt iſt 


in Klaſſe I oder II, auf 2 400 Mark, 
III „ e 
IV i 
1 2000 
I 4.500 
VII 4 800 - 5, 
VIII - 5100 N 

IX 5 400 

9 3. 


Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber Zuſchüſſe 
auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 
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8 4. 

Bei Pfarrſtellen, deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes nach An- 
hörung des Presbyteriums und des Dibözeſanſynodalvorſtandes anordnen, daß ein 
Zuſchuß bis zum Betrage von 600 Mark zum Grundgehalt auf die Dauer oder auf 
Zeit gewährt werde. 

9 5. 

Dem Stelleninhaber ſteht die Dienſtwohnung im Pfarrhauſe zu. Wo ein 
Pfarrhaus nicht vorhanden iſt, hat die Kirchengemeinde eine Dienſtwohnung ohne 
Anrechnung auf das Grundgehalt zu gewähren. Die Wohnung ſoll der Amtsſtellung 
des Stelleninhabers und den örtlichen Verhältniſſen entſprechen. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es tunlich erſcheinen laſſen, iſt als Zubehör der 
Dienſtwohnung auch ein Garten von angemeſſener Größe ohne Anrechnung auf das 
Grundgehalt bereitzuſtellen. 

Gehört Gartenland zur Stelle, ſo muß dem Stelleninhaber auf ſein Verlangen 
ein Garten von angemeſſener Größe ohne Anrechnung auf das Grundgehalt zu— 
gewieſen werden. 


§ 6. 
Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienſt⸗ 


wohnung eine angemeſſene Mietsentſchädigung gewährt werden, welche in vierteljähr⸗ 
lichen Beträgen im voraus zu zahlen iſt. 


9 7. 
uber die Höhe der Mietsentſchädigung ſowie über die Frage, ob und in 
welchem Umfang ein Garten zu gewähren iſt, beſchließt das Presbyterium. Der 
Beſchluß bedarf zur Gültigkeit der Genehmigung des Konſiſtoriums. Kommt kein 
gültiger Beſchluß zuſtande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Diözeſanſynodalvorſtandes endgültig. 


§ 8. 
Die gänzliche oder teilweiſe Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Gartens 


iſt nur mit Genehmigung des Konſiſtoriums und, ſolange die Stelle beſetzt iſt, nicht 
gegen den Widerſpruch des Stelleninhabers zuläſſig. 


89. 


Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei den 
beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


I Wo 


§ 10. 


Wird eine Pfarrſtelle, deren Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder 
ähnlichen Einrichtungen beſoldet wird, zur Verſicherung zugelaffen (§ 19 der Satzungen), 
ſo hat die Kirchengemeinde oder, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von 
einem größeren Parochialverbande gewährt wird, dieſer jedem Stelleninhaber neben 
dem Grundgehalt als Zuſchuß (§8 3, 4) noch diejenigen Beträge zu gewähren, um 
welche die bisher im Regulativ oder in der ähnlichen Einrichtung zugeſicherten Be— 
züge die aus dieſem Kirchengeſetz und aus den Satzungen ſich ergebenden Gehalts— 
ſtufen überſteigen. 

Macht die Kirchengemeinde beziehungsweiſe der größere Parochialverband von 
der Befugnis zur Verſicherung der Pfarrſtelle keinen Gebrauch, ſo haben ſie dem 
Stelleninhaber mindeſtens dieſelben Bezüge zu gewähren, die ihm nach dieſem Kirchen⸗ 
geſetz und den Satzungen zuſtehen würden. 


Sl 


Vom Tage des Inkrafttretens dieſes Kirchengeſetzes an hört der Nießbrauch 
des Stelleninhabers am Stellenvermögen, ſoweit er noch beſteht, unbeſchadet der Be— 
ſtimmungen des § 5 auf. Verwaltung und Vertretung des Stellenvermögens gehen 
auf die Kirchengemeinde über. 

Aus den Erträgen des Stellenvermögens ſind nach Entrichtung der darauf 
ruhenden Abgaben und Laſten, vorbehaltlich der Vorſchrift im § 22 der Satzungen, 
die Grundgehälter ($ 2), die Zuſchüſſe ($$ 3, 4) und die Beiträge zur Alterszulage— 
kaſſe zu beſtreiten. Der Überſchuß ift der Beſtimmung des Stellenvermögens zum 
Beſten des Pfarramts zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſt— 
wohnung oder zur Mietsentſchädigung iſt mit Genehmigung des Konſiſtoriums in 
Ausnahmefällen zuläſſig. 

Reichen die Erträge des Stellenvermögens zur Beſtreitung der bezeichneten 
Ausgaben nicht aus, ſo hat die Kirchengemeinde das Fehlende aufzubringen. Zu 
dieſen Leiſtungen kann ihr nach Maßgabe des § 16 eine Beihilfe gewährt werden. 

Bei den unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden entſcheidet über das 
Verhältnis, in welchem ſie zu den nach dieſem Kirchengeſetz ihnen obliegenden 
Leiſtungen beizutragen haben, in Ermangelung vorhandener Beſtimmungen oder rechts— 
gültiger Vereinbarungen das Konſiſtorium nach Anhörung des Dibzeſanſynodal— 
vorſtandes. i 


12 
Dem Stelleninhaber fteht die Befugnis zu, die der Pfarrſtelle gebührenden 
Naturalgefälle, desgleichen die Stolgebühren und die zur Stelle gehörigen Dienft- 
gebäude über den Umfang des Bedarfs für ſeine Dienſtwohnung hinaus ganz oder 
teilweife zu übernehmen. Auch kann derſelbe einzelne Pfarrgrundſtücke in eigene 
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Nutzung nehmen, wenn und joweit ſich für ihn das Bedürfnis ergibt, zur Be⸗ 
ſchaffung der notwendigen Lebensmittel oder zur Geſpannhaltung behufs beſſerer 
kirchlicher Verſorgung der Gemeinde Grundſtücke ſelbſt zu bewirtſchaften. 

Der gegenwärtige Inhaber einer erſt durch dieſes Kirchengeſetz verſicherungs— 
pflichtig gewordenen Pfarrſtelle iſt berechtigt, die bisher von ihm ſelbſt bewirtſchafteten 
Grundſtücke für die Dauer ſeiner Amtsführung ſelbſt zu übernehmen. ö 

Der Übernahmepreis beſtimmt ſich bei den Stolgebühren nach dem ſechsjährigen 
Durchſchnitt oder nach einer anzuſtellenden Schätzung, im übrigen nach dem ört— 
lichen Werte. 

uber die Vorausſetzungen der Übernahme, die Höhe des Übernahmepreiſes und 
die Zahlungsbedingungen entſcheidet nach Anhörung der Beteiligten und des Diözefan- 
ſynodalvorſtandes das Konſiſtorium. 


x $ 13. 

Wegen der Auseinanderfegung zwiſchen dem Stelleninhaber und der Kicchen- 
gemeinde finden die Vorſchriften, welche über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem 
Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten, mit der Maßgabe Anwendung daß, 
wenn eine Einigung nicht erzielt wird, nach Anhörung des Diözeſanſynodalvorſtandes 
das Konſiſtorium endgültig entſcheidet. 


§ 14. 


Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Ver⸗ 
pflichtungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 


9 15. 


Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle auf 
6000 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. Bei 
einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 6000 Mark hat die 
Kirchengemeinde eine Beſoldung von 6000 Mark zu gewähren, ſofern die Stelle 
nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird ($ 25 der Satzungen). 
Im letzteren Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle 
Anwendung. 

§ 16. 5 

Behufs Gewährung von Beihilfen an ſolche Kirchengemeinden, welche zur Auf- 
bringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für bei der 
Alterszulagekaſſe verſicherte Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, verbleibt der von 
dem Konſiſtorium zu verwaltende Zuſchußfonds, in welchen die vom Staate für 
dieſen Zweck gewährte Summe fließt. Eine Verwendung des Zuſchußfonds bei der 
Errichtung neuer Pfarrſtellen hat nicht ſtattzufinden. 
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Beihilfen zu den Zuſchüſſen (88 3, 4 dürfen aus dem Zuſchußfonds nur dann 
gewährt werden, wenn die Bewilligung oder Anordnung der Zuſchüſſe erfolgt iſt, 
weil die Verwaltung der Pfarrſtelle beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt. Die 
einzelne zu dieſem Zwecke gewährte Beihilfe darf den Betrag von 600 Mark jährlich 
nicht überſteigen. 

Über die Gewährung der Beihilfen beſchließt das Konſiſtorium unter Mit, 
wirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes. 


Salze 

Behufs Gewährung von Beihilfen an leiftungsunfähige Kirchengemeinden, welche 
zur Aufbringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe, Mietsentſchädigungen und Alters- 
zulagekaſſenbeiträge für neu zu gründende Pfarrſtellen und behufs Beſoldung von 
Hilfspfarrern Umlagen ausſchreiben müſſen, verbleibt der durch § 22 des Kicchen- 
geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſchen Kirchen— 
gemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, vom 2. Juli 1898 (Kirchl. Amtsbl. 
S. 39) gebildete landeskirchliche Hilfsfonds. 

Aus dieſem Fonds, für welchen vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
an eine jährliche Umlage von 1½ Prozent der für die Mitglieder der evangeliſchen 
Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel veranlagten Einkommenſteuer er⸗ 
hoben wird, werden auch die im § 11 der Satzungen bezeichneten Zahlungen geleiſtet. 
Der Erhebung iſt das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung des voraufgegangenen 
Steuerjahrs zu Grunde zu legen. a 

Die für die übrigen Zahlungen der Landeskirche an die Alterszulagekaſſe 
(88 12, 13 der Satzungen) erforderlichen Mittel ſind aus der Geſamtſynodalkaſſe zu 
beſtreiten. Die Höhe der hierzu notwendigen landeskirchlichen Umlagen ſetzt das 
Konſiſtorium feſt. 


8 18. 


Bis zum Erlaß eines anderweitigen Kirchengeſetzes erhalten im Falle des Todes 
eines Geiſtlichen, deſſen Pfarrſtelle den Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes unterliegt, 
die in der Sterbe⸗ und Gnadenzeit Bezugsberechtigten vorbehaltlich ihres Anſpruchs 
auf Fortgewährung der Dienſtwohnung oder der Mietsentſchädigung die nach Maß⸗ 
gabe dieſes Kirchengeſetzes und der SS 29, 31 Abſ. 2 der Satzungen zu zahlenden 
Beträge an Grundgehalt, Zuſchüſſen, Alterszulagen und Entſchädigungen während 
des Sterbemonats und weiterer ſechs Monate. In der Diözefe Grafſchaft Schaum— 
burg erſtreckt ſich das Bezugsrecht auf den Sterbemonat und ſieben weitere Monate. 

Soweit die Ausnahme des § 12 Platz greift, treten die Bezugsberechtigten 
bis zum Ablaufe der Sterbe- und Gnadenzeit in die Rechte und Pflichten des Stellen⸗ 
inhabers ein. f 

Wem die nach Abſ. 1 zu gewährenden Beträge auszuzahlen oder die Dienft- 
wohnung zu überlaſſen ift, beſtimmt das Konfiftorium. 5 
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Falls in der Sterbe- und Gnadenzeit Bezugsberechtigte nicht vorhanden find, 
kann das Konſiſtorium auch unverſorgten, zum Hausſtande gehörenden Familienan⸗ 
gehörigen des Pfarrers die Bezüge nach Abſ. 1 gewähren. 


9 19. 
Die Höhe des Stelleneinkommens derjenigen Pfarrſtellen, welche vor Inkraft— 
treten dieſes Kirchengeſetzes nicht zur Verſicherung gelangt ſind, wird zum Zwecke der 
Verſicherung durch Beſchluß des Presbyteriums ermittelt. g 


Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stellen- 
inhabers und des Dibözeſanſynodalvorſtandes. 


§ 20. 

Soweit die bisher nach den §§ 3, 4 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſt⸗ 
einkommen der Geiſtlichen der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konfiftorial- 
bezirkes Caſſel, vom 2. Juli 1898 (Kirchl. Amtsbl. S. 39) bereits bewilligten Zu⸗ 
ſchüſſe zum Grundgehalte zuſammen mit den ſonſtigen bisherigen Bezügen des Geift- 
lichen die aus dem gegenwärtigen Kirchengeſetz und den Satzungen ſich ergebenden 
Gehaltsſätze überſteigen, bleiben ſie beſtehen. 

Im übrigen bedarf es zur Fortgewährung dieſer Zuſchüſſe beſonderer Be— 
ſchlußfaſſung. 


SON: 


Eine Übernahme der zur Pfarrſtelle gehörigen Dienſtgebäude oder Grundſtücke 
oder ihrer Naturalgefälle oder Stolgebühren, welche auf Grund des § 13 des Kirchen- 
geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Geiſtlichen der evangeliſchen Kirchen- 
gemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, vom 2. Juli 1898 (Kirchl. Amtsbl. 
S. 39) erfolgt iſt, bleibt unberührt. 

Im Falle einer Sterbe- und Gnadenzeit, welche vor Inkrafttreten des gegen⸗ 
wärtigen Kirchengeſetzes begonnen hat, beſtimmt ſich die Höhe der den Hinterbliebenen 
zuſtehenden Bezüge auch ferner nach den bisherigen Vorſchriften, insbeſondere nach 
§ 24 des obengenannten Kirchengeſetzes. 
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Die auf Grund des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Geift- 
lichen der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, vom 
2. Juli 1898 (Kirchl. Amtsbl. S. 39) errichtete Alterszulagekaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche bleibt mit den ſich aus den anliegenden Satzungen ergebenden Maßgaben 
beſtehen. Im übrigen wird das genannte Kirchengeſetz vorbehaltlich der Beſtimmungen 
der §8 20, 21 aufgehoben. 
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823. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 


$ 24. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


8 1. 

Die für evangeliſche Geiſtliche beſtehende Alterszulagekaſſe bildet eine gemein⸗ 
ſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. Sie 
wird unter dem bisherigen Namen 

„Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ 
auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 


982. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle feiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
ſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. e 
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983 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be— 
teiligten Landeskirche aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal- 
periode zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
32 Mitglieder; 
b) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Nr ee ee 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


eddi Se dig Holten 5 ; 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſeůůn n. 5 ; 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ | 

bezirkes Wiesbaden 3 ; 
) die Geſamtſynode der evangelifch- reformierten Kirche der 

Provinz Hannover JGG 2 : 


Die Gewählten bleiben jo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörig— 
keit verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


8 4 
8 + 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters- 


zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geftattet werden kann, be— 
ſchließt der Verwaltungsausſchuß. f N 


8 5. 
Der Vorſtand vertritt die Alterszulagefaffe und führt die laufenden Geſchäfte 

derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die 
Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der Kirchengemeinden ſowie für die 
Auszahlung der aus der Kaſſe zu gewährenden Leiſtungen, trifft auch die näheren 
Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe für 
jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über jedes 
abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 
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Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes alljähr⸗ 
lich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen Vorſitzenden 
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und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der 

erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme 

des Vorſitzenden entſcheidet. 
Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 

Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 

hat zu beſchließen: f 

1. über Feſtſtellung des Etats und der Beiträge der Landeskirchen, ſoweit 
dieſe die Beträge der SS 11 und 12 Abſ. 2 überſteigen, ſowie über die 
Abnahme der Rechnungen; 

. über Herabſetzung der in den §§ 11 und 12 Abſ. 2 vorgeſchriebenen 

Beträge; 

3. über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und Ab- 
kürzung der Steigerungsperioden; 

4. über Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden zu ent⸗ 
richtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Beiträge nach den 
Verſicherungsklaſſen anderweit abzuſtufen; 

5. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

6. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

7. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, welche 
ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 
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5 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs- 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Rech 
nungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


$ 8. 
Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu⸗ 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulegen iſt. 


5 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reife 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 4. Rang⸗ 
klaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich anderweiter 
Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. N 
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$ 10. . 
Der Alterszulagekaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: a 
1. die Kaſſenbeiträge der Kirchengemeinden ($ 23); 
2. die Beiträge der Landeskirchen (58 11 bis 13); 
3. die Beiträge des Staates. 


9 
Die Landeskirchen ſind verpflichtet, für jede innerhalb ihres Gebiets mit oder 
nach dem 1. April 1908 neu gegründete verſicherungspflichtige Pfarrſtelle einen jähr- 
lichen Zuſchuß von 1 400 Mark beziehungsweiſe den im § 17 Abſ. 3 bezeichneten 
Beitrag an die Alterszulagekaſſe zu zahlen. 


§ 12. 


Ferner find die Landeskirchen verpflichtet, der Alterszulagekaſſe diejenigen Be 
träge zuzuführen, welche erforderlich find, um die nach Verrechnung der übrigen Ein- 
nahmen (§ 10 Ziffern 1 und 3, § 11) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge 
zu decken. l 

Der Mindeftbetrag dieſer Leiſtungen wird bis auf weiteres auf 2370 000 Mark 
jährlich feſtgeſetzt. Soweit dieſer Betrag das rechnungsmäßige Bedürfnis des Jahres 
überſteigt, dient er zur Anſammlung eines Reſervefonds. 


§ 13. 

Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all- 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Einfommen- 
ſteuerveranlagung des voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 


8 1A. 


Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe beteiligten Landeskirchen 
find die pon dem Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Ver⸗ 
waltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


8 15. 


Die Kirchengemeinden ſind verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarrſtellen, mit 
welchen ein Stelleneinkommen von weniger als 6 000 Mark verbunden iſt, bei der 
Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


5 f § 16. 
Die Verſicherung erfolgt: 

bei einem Stelleneinkommen unter 3 600 Mark in Klaſſe I, 
RE + von 3 600 bis 38999 II/ 
. . 232900. ine, ae N, 
er + - 42008 AI Re EV, 
er - 71500 , eV 
ee - , ee], 
d VL, 
. . HAN ,,, VI, 
RE . eee II eat: 

Ser. 


Maßgebend für die Verſicherungspflicht und für die Klaſſe, in welcher die Ver- 
ſicherung zu erfolgen hat, iſt — vorbehaltlich der Beſtimmung des $ 31 — das 
am Tage des Inkrafttretens dieſer Satzungen vorhandene Stelleneinkommen. 

Nach § 15 verficherungspflichtige Pfarrſtellen, welche mit oder nach Inkraft⸗ 
treten dieſer Satzungen errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Ver⸗ 
ſicherungspflicht mehrerer dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der Ge— 
ſamtſumme des Stelleneinkommens. 

Werden dauernd verbundene Pfarrämter dauernd getrennt, jo hat die Kirchen— 
regierung zu beſchließen, in welcher Klaſſe die Verſicherung der getrennten Pfarrſtellen 
erfolgen ſoll. Der Vorſtand ſetzt danach die Höhe der Leiſtungen feſt, welche ab- 
geſehen vom Verſicherungsbeitrage der Gemeinden für jede Pfarrſtelle der Kaſſe 
gegenüber zu übernehmen ſind. 


9 18 


Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, welche mit einem anderen Amte als 
einem kirchlichen dauernd verbunden find und deren Inhaber Aufbeſſerungs- und 
Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht berechtigt waren. 


8 19. 


Der Verſicherungspflicht unterliegen ferner diejenigen Pfarrſtellen nicht, deren 
Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder ähnlichen Einrichtungen beſoldet 
werden. 

Jedoch hat der Vorſtand der Alterszulagekaſſe dieſe Stellen auf Antrag der 
Kirchengemeinde und, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von größeren 
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Parochialverbänden gewährt wird, auf deren Antrag zur Verſicherung nach Maßgabe 
der Satzungen zuzulaſſen. Der Antrag iſt nur binnen einer Friſt von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieſer Satzungen zuläſſig und muß ſich auf ſämtliche zur Zeit 
des Antrags in der Kirchengemeinde oder innerhalb des Parochialverbandes beſtehende 
Pfarrſtellen der im Abſ. 1 gedachten Art erſtrecken. 

Im Falle der Zulaſſung iſt die Verſicherungsklaſſe vom Vorſtande der Alters- 
zulagekaſſe nach Benehmen mit der Kirchenregierung zu beſtimmen, doch hat die 
Verſicherung mindeſtens in der II. Klaſſe zu erfolgen. 

Werden in einer Gemeinde, die mit ihren im Abſ. 1 bezeichneten Stellen zur 
Verſicherung zugelaſſen iſt, neue Pfarrſtellen errichtet, ſo unterliegen dieſe gemäß 
§ 17 Abſ. 2 der Verſicherungspflicht in Klaſſe J. 


§ 20. 
Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarrſtellen 
Alterszulagen in dreijährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten dergeſtalt, 
daß gewährt werden: 


in Klaſſe 
eee , ß 
Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark 


3. Dienſtjahr ab| 400 
6. . . 0 


800 200 

9. . 1 300 700 100 
12 1 800 1 200 600 
15 . 2 300 1700| 1100 500 200 
18. 5 2 800 2200| 1600 | 1000 700 400 | 100 
2 5 3 200 2600| 2000| 1400| 1100 800 500 200 
24. . » | 3600 3 000 2400| 1800| 1500| 1200| 900 | 600 

921. 


Der Bezug der vierteljährlich im voraus zu zahlenden Alterszulage beginnt mit 
dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſtzeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Eterbe- 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren 6 Monaten an diejenigen 
Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium als ſolche be— 
zeichnet werden. ö 

Die Alterszulagekaſſe trägt die Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an 
die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 
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Die Alterszulagekaſſe zahlt ferner den Kirchengemeinden für jede in Klaſſe I 
verſicherte Pfarrſtelle einen jährlichen Beitrag zum Grundgehalt in Höhe von 
600 Mark in vierteljährlichen Vorausraten. 


9 23. 


Die Kirchengemeinden haben Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alters- 
zulagekaſſe zu entrichten dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


if, ae 1500 Mark, 

111!!! 86 1200 

FF! 8 900 | 

b ee 600 — 

. ß 3002 2 
§ 24. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


9 25. 

Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 6000 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Beteiligten 
unabhängig find, unter den Betrag von 6000 Mark ſinkt, iſt der Vorſtand ermächtigt, 
auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. Ein Ausſcheiden einer 
zur Verſicherung zugelaſſenen Pfarrſtelle iſt nicht zuläſſig. 


§ 26. 

Für die Ermittelung des Stelleneinkommens find folgende Grundſätze maß— 

gebend: 

Zum Stelleneinkommen ſind alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während der 
Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern aufkommenden 
Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen Dritten ge⸗ 
währten Zuſchüſſe. 

2. Der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie verpachtet 
ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des ortsüblichen Wertes 
vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Verpachtungen und Selbſt⸗ 
bewirtſchaftung nach dem Durchſchnitte des Ertrags der letzten ſechs Wirt⸗ 
ſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 
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Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen werden 
nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte der Marktpreiſe des nächſten Marktorts berechnet, 
Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 

0 Stolgebühren und Akzidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte 
berechnet. 


Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu ermitteln 
find, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feftzuftellen. 
9 27 
Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 
1. die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Mietsentſchädigung; 
2. Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions⸗, Irren⸗, Kranken⸗ 


und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge 179 0 für Cehetätigkit 
an Unterrichtsanftalten; 


3. das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer anderen 
Pfarrſtelle; 
4. freiwillige Gaben. 
$ 28. 

Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 

1. die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche auf 
den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen; 

die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und Verluſte; 


3. die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts⸗ 
handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten waren. 
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§ 29. 


Die beim Beginne der Verſicherung im Amte befindlichen Inhaber derjenigen 
Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern ſind, hat die Alterszulagekaſſe 
für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in ihrem Einkommen dadurch erwachſen, 
daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu bemeſſenden 
Entſchädigung find die Beſtimmungen der SS 26 bis 28 mit der Maßgabe entſcheidend, 
daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen vom Zeitpunkte des Wegfalls in Betracht 
kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange gezahlt, 
bis der Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem früheren mindeſtens 
gleiches Geſamtdienſteinkommen erreicht oder bis er ſeine bisherige Stelle verläßt. 
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Stirbt der berechtigte Geiftliche vorher, jo finden die Vorſchriften des § 21 
Abſ. 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen find verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſamtdienſt⸗ 
einkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums Mit⸗ 
teilung zu machen. 

Auf Stellen der im § 19 bezeichneten Art finden die vorſtehenden Vorſchriften 
keine Anwendung. 


§ 30. 8 
Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur Zeit 
bei der Verwaltung des Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds maßgebenden Grundſätze 
ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vorgeſchriebenen Wege 
eine Abänderung erfolgt. 


8.31. 


Die vor Inkrafttreten dieſer Satzungen erfolgten Verſicherungen bleiben mit 
der Maßgabe beſtehen, daß auf ſie fortan ausſchließlich die Vorſchriften dieſer Satzungen 
Anwendung finden. Für die Klaſſe, in welcher die Verſicherung fortgeſetzt wird, be— 
wendet es bei den bisherigen Feſtſetzungen. f 

Die auf Grund des § 16 der bisherigen Satzungen gewährten Entſchädigungen 
werden um denjenigen Betrag gekürzt, um welchen ſich das bisherige Dienſteinkommen 
des Stelleninhabers durch die in dieſen Satzungen und im Kirchengeſetze gewährten 
Bezüge erhöht. Im übrigen finden auf fie die Vorſchriften des § 29 Abſ. 3 bis 5 
Anwendung. 


§ 32. 
Die bisherigen Satzungen der Alterszulagekaſſe werden mit den fi aus § 31 
ergebenden Maßgaben aufgehoben. 
a8 
Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 
§ 34. 
Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


Anlage 3e. 


Pfarrbeſoldungsgeſetz 
für 8 
den Konſiſtorialbezirk Wiesbaden. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 
verordnen für den Amtsbezirk des Konſiſtoriums zu Wiesbaden, mit Zuſtimmung der 
Bezirksſynode, was folgt: 
9 
Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramte des Konſiſtorialbezirkes Wies⸗ 
baden feſt angeſtellte Geiſtliche, deſſen Pfarrſtelle bei der Alterszulagekaſſe für 
evangeliſche Geiſtliche verſichert iſt, erhält ein Dienſteinkommen, welches beſteht: 
a) in einem Grundgehalte; 
b) in Alterszulagen; 
e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Mietsentſchädigung. 
Für die Alterszulagekaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 8 
§ 2. 
Das Grundgehalt iſt im voraus vierteljährlich zahlbar und beläuft ſich, wenn 
die Verſicherung erfolgt iſt 
in Klaſſe I oder II, auf 2400 Mark, 
. . T 
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Mit Genehmigung des Konſiſtoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber Zuſchüſſe 
auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


„ 8: 


8 4. 

Bei Pfarrſtellen, deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Bezirksſynodalausſchuſſes nach Anhörung 
der Kirchengemeinde und des Kreisſynodalvorſtandes anordnen, daß ein Zuſchuß bis 
zum Betrage von 600 Mark zum Grundgehalt auf die Dauer oder auf Zeit 
gewährt werde. 


SD. 

Die Dienſtwohnung ſoll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den örtlichen 
Verhältniſſen entſprechen. 

Zur Dienſtwohnung gehören auch die vorhandenen, zur Bewirtſchaftung der 
Pfarrgrundſtücke nicht notwendigen Wirtſchaftsgebäude. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es tunlich erſcheinen laſſen, iſt als Zubehör 
der Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt 
bereitzuſtellen. 


6 
N 8 
Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienft- 


wohnung eine ausreichende Mietsentſchädigung gewährt werden, welche in viertel; 
jährlichen Beträgen im voraus zu zahlen iſt. 


Sum 


Über die Höhe der Mietsentſchädigung ſowie über die Frage, ob und in 
welchem Umfang ein Hausgarten zu gewähren iſt, beſchließt die Kirchengemeinde. 
Der Beſchluß bedarf zur Gültigkeit der Genehmigung des Konſiſtoriums. Kommt 
kein gültiger Beſchluß zuſtande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Kreisſynodalvorſtandes endgültig. 


Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens iſt nur mit 
Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


9 9. 


Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei den 
beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 


8 10. 


Wird eine Pfarrſtelle, deren Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder 
ähnlichen Einrichtungen beſoldet wird, zur Verſicherung zugelaffen (§ 19 der Satzungen), 
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ſo hat die Kirchengemeinde oder, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von 
einem größeren Parochialverbande gewährt wird, dieſer jedem Stelleninhaber neben 
dem Grundgehalt als Zuſchuß (§§ 3, 4) noch diejenigen Beträge zu gewähren, um 
welche die bisher im Regulativ oder in der ähnlichen Einrichtung zugeſicherten Bezüge 
die aus dieſem Kirchengeſetz und aus den Satzungen ſich ergebenden Gehaltsſtufen 
überſteigen. 

Macht die Kirchengemeinde beziehungsweiſe der größere Parochialverband von 
der Befugnis zur Verſicherung der Pfarrſtelle keinen Gebrauch, ſo haben ſie dem 
Stelleninhaber mindeſtens dieſelben Bezüge zu gewähren, die ihm nach dieſem Kirchen⸗ 
geſetz und den Satzungen zuſtehen würden. 
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Die Kirchengemeinde hat dem Stelleninhaber vorbehaltlich der Vorſchrift im 
§ 22 der Satzungen das Grundgehalt und die Zuſchüſſe (88 2, 3 und 4) ſowie die 
Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung ($$ 5, 6 und 7) zu gewähren. 

Hingegen findet ein Nießbrauch des Stelleninhabers am Stellenvermögen vor⸗ 
behaltlich der Beſtimmungen der §§ 12 und 21 nicht mehr ſtatt und geht mit allen 
damit verbundenen Rechten und Pflichten auf die Kirchengemeinde über. 

Aus den Erträgen des Stellenvermögens, deſſen Verwaltung der Kirchen⸗ 
gemeinde zuſteht, ſind nach Entrichtung der darauf ruhenden Abgaben und Laſten 
die Grundgehälter, die Beiträge zur Alterszulagekaſſe und die Zuſchüſſe zu beſtreiten. 
Der Überſchuß iſt der Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten des Pfarr- 
dienſtes zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſtwohnung oder 
zur Mietsentſchädigung, beſonders zu Reparaturen, deren Koſten der Stelleninhaber 
zu tragen hat, iſt mit Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 8 

Bei den unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden entſcheidet über das 
Verhältnis, in welchem ſie zu den nach dieſem Geſetz ihnen obliegenden Leiſtungen 
beizutragen haben, in Ermangelung vorhandener Beſtimmungen oder rechtsgültiger 
Vereinbarungen das Konſiſtorium nach Anhörung des Kreisſynodalvorſtandes. 


12, 

Dem Stelleninhaber fteht die Befugnis zu, unter Genehmigung des Kon- 
ſiſtoriums gegen Schadloshaltung der Kirchengemeinde die der Pfarrſtelle gebührenden 
Naturalgefälle ganz oder teilweiſe zu übernehmen. Auch kann derſelbe unter gleichen 
Vorausſetzungen einzelne Pfarrgrundſtücke in eigene Nutzung nehmen, wenn und ſo⸗ 
weit ſich für ihn das Bedürfnis ergibt, zur Beſchaffung der notwendigen Lebens⸗ 
mittel oder zur Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher Verſorgung der Gemeinde 
Grundſtücke ſelbſt zu bewirtſchaften. 5 | 3 

Der Übernahmepreis beſtimmt ſich nach dem örtlichen Werte. Die Höhe und 
Zahlungsbedingungen des Übernahmepreiſes werden nach Anhörung der Beteiligten und 
des Kreisſynodalvorſtandes von dem Konſiſtorium feſtgeſetzt. 


— 180 — 
813. 
Wegen der Auseinanderfegung zwiſchen dem Stelleninhaber und der Kirchen- 


gemeinde finden die Vorſchriften Anwendung, welche über die Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten. 


9 14. 


Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Ver— 
pflichtungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 


$ 15. 
Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle auf 
6 000 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. 
Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 6 000 Mark hat 
die Kirchengemeinde eine Beſoldung von 6 000 Mark zu gewähren, ſofern die Stelle 
nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird (§ 25 der Satzungen). 
Im letzteren Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle 
Anwendung. 
$ 16. 

Behufs Gewährung von Beihilfen an ſolche Gemeinden, welche zur Auf— 
bringung der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für bei der 
Alterszulagekaſſe verſicherte Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, verbleibt der 
vom Konſiſtorium zu verwaltende Zuſchußfonds, in welchen die vom Staate für 
dieſen Zweck gewährte Summe fließt. Eine Verwendung des Zuſchußfonds bei der 
Errichtung neuer Pfarrſtellen hat nicht ſtattzufinden. 

Beihilfen zu den Zuſchüſſen (§§ 3, 4) dürfen aus dem Zuſchußfonds nur dann 
gewährt werden, wenn die Bewilligung oder Anordnung der Zuſchüſſe erfolgt ift, 
weil die Verwaltung der Pfarrſtelle beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt. Die 
einzelne zu dieſem Zwecke gewährte Beihilfe darf den Betrag von 600 Mark jährlich 
nicht überſteigen. 

Über die Gewährung der Beihilfen beſchließt das Konſiſtorium. 
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Die im § 11 der Satzungen bezeichneten Zahlungen werden aus dem landes— 
kirchlichen Hilfsfonds (§ 22 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der 
Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden, vom 2. Juli 1898 — Kirchl. Amtsbl. 
S. 37 — geleiſtet. Demſelben gewährt der Evangeliſche Zentralkirchenfonds alljähr- 
lich einen Zuſchuß von ½ Prozent der von den Mitgliedern der evangeliſchen 
Kirche des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden im Vorjahre gezahlten Staatseinkommenſteuer. 

Die für die übrigen Zahlungen der Landeskirche an die Alterszulagekaſſe 
(88 12, 13 der Satzungen) erforderlichen Mittel werden auf den Evangeliſchen Zentral— 
kirchenfonds übernommen. 
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§ 18. 


Bei denjenigen Pfarrſtellen, welche den Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes unter- 
liegen, ſtehen während des Sterbemonats den Erben — nächſt dieſen ſowie während 
einer weiteren Gnadenzeit von 3 Monaten den Hinterbliebenen — die Fortſetzung 
des Nießbrauchs der Dienſtwohnung und des Hausgartens beziehungsweiſe die Miets⸗ 
entſchädigung ſowie das Grundgehalt der Stelle, die Alterszulagen, die Zuſchüſſe 
und die nach $$ 29, 31 Abſ. 2 der Satzungen dem Geiſtlichen gewährte Ent⸗ 
ſchädigung zu. 

Wo die Gnadenzeit länger als 3 Monate dauert, wird den Hinterbliebenen 
der gleiche Anſpruch entſprechend dieſer längeren Dauer bis zum Höchſtbetrage von 
6 Monaten gewährt. 

Soweit die Ausnahme des § 12 Platz greift, treten die Erben und Hinter⸗ 
bliebenen bis zum Ablaufe der Sterbe- und Gnadenzeit in die Rechte und Pllichten 
des Stelleninhabers ein. 

Als Hinterbliebene im Sinne dieſes Geſetzes ſind bezugsberechtigt, ſoweit ſie 
nicht rechtmäßig enterbt ſind, die Witwe ſowie die ehelichen Nachkommen, ferner 
ſolche Stiefkinder und an Kindesſtatt angenommene Kinder des verſtorbenen Geift- 
lichen, welche während der Sterbe- oder Gnadenzeit berechtigt geweſen wären, ihren 
Unterhalt von ihm zu empfangen. Sind bezugsberechtigte Hinterbliebene nicht vor— 
handen, jo iſt das Konſiſtorium befugt, den Eltern, Geſchwiſtern und Gefchwifter- 
kindern des verſtorbenen Geiſtlichen, welche wegen Mangels eigener Mittel von ihm 
ihren Unterhalt empfangen haben, in beſonderen Fällen die Gnadenzeit auf 3 Monate 
zu gewähren. 

Den Hinterbliebenen ſteht der Anſpruch gemeinſchaftlich zu. 

ö ft eine Witwe vorhanden, fo gebührt ihr allein die Erhebung und — un—⸗ 
beſchadet der Rechte der Beteiligten — die einſtweilige Verfügung über die Ver⸗ 
wendung der Bezüge. a 

Iſt eine Witwe nicht vorhanden oder erhebt dieſelbe die Bezüge nicht, ſo 
erfolgt die Erhebung durch einen gemeinſamen Vertreter. Bis die Beſtellung eines 
ſolchen ſeitens der Nächſtbeteiligten bewirkt iſt, kann das Konſiſtorium eine einſt⸗ 
weilige Vertretung anordnen. In dieſem Falle werden Einwendungen über die Ver⸗ 
wendung der Bezüge durch das Konſiſtorium entſchieden. 


$ 19. 

Die Höhe des Stelleneinkommens derjenigen Pfarrſtellen, welche vor Inkraft⸗ 
treten dieſes Kirchengeſetzes nicht zur Verſicherung gelangt ſind, wird zum Zwecke der 
Verſicherung durch Beſchluß der Kirchengemeinde ermittelt. 

Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stellen— 
inhabers und des Vorſtandes der Kreisſynode. 

Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10952.) 30 


In gleicher Weiſe können im Bedarfsfalle die Stelleneinkommen anderer Pfarr⸗ 
ſtellen erneut ermittelt und feſtgeſetzt werden; auf die Verſicherungspflicht und die 
Verſicherungsklaſſe aber bleiben ſolche Feſtſetzungen ohne Einfluß. 


8 20. 


Soweit die bisher nach den §§ 3, 4 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienft- 
einkommen der Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden, vom 2. Juli 1898 
(EKirchl. Amtsbl. S. 37) bereits bewilligten Zuſchüſſe zum Grundgehalte zuſammen 
mit den ſonſtigen bisherigen Bezügen des Geiſtlichen die aus dem gegenwärtigen 
Kirchengeſetz und den Satzungen ſich ergebenden Gehaltsſätze überſteigen, bleiben ſie 
beſtehen. Im übrigen bedarf es zur Fortgewährung dieſer Zuſchüſſe beſonderer Be- 


ſchlußfaſſung. 
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Ein Vorbehalt oder eine Übernahme des Nießbrauchs am Stellenvermögen, 
welche auf Grund des § 14 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der 
Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden, vom 2. Juli 1898 Girchl. Amtsbl. 
S. 37) erfolgt iſt, bleibt unberührt. 

Im Falle einer Sterbe- und Gnadenzeit, welche vor Inkrafttreten des gegen- 
wärtigen Kirchengeſetzes begonnen hat, beſtimmt ſich die Höhe der den Hinterbliebenen 
zuſtehenden Bezüge auch ferner nach den bisherigen Vorſchriften, insbeſondere nach 
§ 24 des oben genannten Kirchengeſetzes. 


9 22. 


Die auf Grund des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Geift- 
lichen des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden, vom 2. Juli 1898 (Kirchl. Amtsbl. S. 37) 
errichtete Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche bleibt mit den ſich aus den 
anliegenden Satzungen ergebenden Maßgaben beſtehen. Im übrigen wird das genannte 
Kirchengeſetz vorbehaltlich der Beſtimmungen der vorſtehenden SS 17, 20, 21 aufgehoben; 
inſoweit in anderen Kirchengeſetzen darauf Bezug genommen iſt, tritt das vorliegende 
Kirchengeſetz an ſeine Stelle. 


9 23. 


Die Beſtimmung im § 18 Nr. 7 des naſſauiſchen Edikts vom 8. April 1818, 
betreffend die Feſtſetzung der äußeren Verhältniſſe der evangeliſch⸗chriſtlichen Kirche, 
ſowie das Kirchengeſetz, betreffend die Anderung der Beſtimmung im § 18 Nr. 7 des 
Edikts vom 8. April 1818 bezüglich der Feſtſtellung der äußeren Verhältniſſe der 
evangeliſchen Kirche im vormaligen Herzogtume Naſſau, vom 30. November 1887 
(Kirchl. Amtsbl. S. 61) werden aufgehoben. 


. 


§ 24. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
§ 25. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 
v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


8 1. 

Die für evangeliſche Geiſtliche beſtehende Alterszulagekaſſe bildet eine gemein⸗ 
ſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. Sie 
wird unter dem bisherigen Namen 

„Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiftlichel! 
auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 

b 982. 

Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
ſitzende, fein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
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8 3. 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der beteiligten 
Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode zu 
wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 


a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
32 Mitglieder; 
b) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
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) die Geſamtſynode der li, lutheriſchen Kirche der 
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d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

Beassnnfitneralbezirtes Caſſetete 5 . ; 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial— 
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) die Geſamtſynode der evangelifch reformierten Kirche der 
. l 8 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des g es, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörig- 
keit verlieren oder behindert ſind, an ben Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der 
Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


9 4. 


Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters. 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, beſchließt 
der Verwaltungsausſchuß. 


85. 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die Ein⸗ 
ziehung der Beiträge der Landeskirchen und der Kirchengemeinden ſowie für die Aus- 
zahlung der aus der Kaffe zu gewährenden Leiſtungen, trifft auch die näheren Be⸗ 
ſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe für jedes 
Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über jedes 
abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 


9 6. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes alljähr⸗ 
lich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen Vorſitzenden 
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und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der er- 
ſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des 
Vorſitzenden entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 

hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der Beiträge der Landeskirchen, ſoweit 
dieſe die Beträge der 88 11 und 12 Abſ. 2 überſteigen, ſowie über die 
Abnahme der Rechnungen; 

2. über Herabſetzung der in den $$ 11 und 12 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Beträge; 

3. über Erhöhung der den Geiſtlichen zu gewährenden Alterszulagen und Ab- 
kürzung der Steigerungsperioden; 

4. über Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden zu ent- 
richtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Beiträge nach den 
Verſicherungsklaſſen anderweit abzuſtufen; 

5. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

6. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

7. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, welche 
ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 


SR 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwal⸗ 
tungsausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Rech- 
nungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 5 


§ 8. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszus 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzu⸗ 
legen iſt. 


8.9. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 4. Rang⸗ 
klaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich anderweiter Re⸗ 
gelung durch den Verwaltungsausſchuß. 
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f 8 10. 
Der Alterszulagekaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: | 
1. die Kaſſenbeiträge der Kirchengemeinden ($ 23); 
2. die Beiträge der Landeskirchen (SS 11 bis 13) 
3. die Beiträge des Staates. 


1 
Die Landeskirchen ſind verpflichtet, für jede innerhalb ihres Gebiets mit oder 
nach dem 1. April 1908 neu gegründete verſicherungspflichtige Pfarrſtelle einen jähr⸗ 
lichen Zuſchuß von 1 400 Mark beziehungsweiſe den im § 17 Abſ. 3 bezeichneten 
Beitrag an die Alterszulagekaſſe zu zahlen. 


8 12. 

Ferner find die Landeskirchen verpflichtet, der Alterszulagekaſſe diejenigen Be⸗ 
träge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen Ein⸗ 
nahmen ($ 10 Ziffern 1 und 3, § 11) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge 
zu decken. 

Der Mindeſtbetrag dieſer Leiſtungen wird bis auf weiteres auf 2370 000 Mark 
jährlich feſtgeſetzt. Soweit dieſer Betrag das rechnungsmäßige Bedürfnis des Jahres 
überſteigt, dient er zur Anſammlung eines Reſervefonds. 


8135 
Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all⸗ 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung des voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 


§ 14. 

Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die von dem Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Ver⸗ 
waltung der Kaſſe durch die Vermittelung der zuständigen Kirchenbehörden mit · 
zuteilen. | 

Sl, 

Die Kirchengemeinden find verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarrſtellen, 
mit welchen ein Stelleneinkommen von weniger als 6 000 Mark verbunden iſt, bei 
der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


e 
Die Verſicherung erfolgt 

bei einem Stelleneinkommen unter 3 600 Mark in Klaſſe I, 
- . + von 3 600 bis 38999 II, 
- - . 3900 419 za Sl 
. . . i ,,,, 
. 5 . I II ee V, 
. . . „ih d 
. - . 8 5100 5 a 
. . ‚ 5 400 5699 VD, 
. . 5 700 9 Fr mer  SDDS: 

817. 


Maßgebend für die Verſicherungspflicht und für die Klaſſe, in welcher die 
Verſicherung zu erfolgen hat, iſt — vorbehaltlich der Beſtimmung des § 31 — 
das am Tage des Inkrafttretens dieſer Satzungen vorhandene Stelleneinkommen. 

Nach § 15 verſicherungspflichtige Pfarrſtellen, welche mit oder nach Inkraft⸗ 
treten dieſer Satzungen errichtet werden, find in Klaſſe I zu verſichern. Die Ver⸗ 
ſicherungspflicht mehrerer dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der 
Geſamtſumme des Stelleneinkommens. 

Werden dauernd verbundene Pfarrämter dauernd getrennt, ſo hat die Kirchen⸗ 
regierung zu beſchließen, in welcher Klaſſe die Verſicherung der getrennten Pfarr⸗ 
ſtellen erfolgen ſoll. Der Vorſtand ſetzt danach die Höhe der Leiſtungen feſt, welche 
abgeſehen vom Verſicherungsbeitrage der Gemeinden für jede Pfarrſtelle der Kaſſe 
gegenüber zu übernehmen ſind. N . 


§ 18. 

Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, welche mit einem anderen Amte als einem 
kirchlichen dauernd verbunden ſind und deren Inhaber Aufbeſſerungs- und Alters- 
zulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht berechtigt waren. 


8 195 
Der Verſicherungspflicht unterliegen ferner diejenigen Pfarrſtellen nicht, deren 
Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder ähnlichen Einrichtungen beſoldet 
werden. 
Jedoch hat der Vorſtand der Alterszulagekaſſe dieſe Stellen auf Antrag der 
Kirchengemeinde und, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von größeren 


„ 


Parochialverbänden gewährt wird, auf deren Antrag zur Verſicherung nach Maßgabe 
der Satzungen zuzulaſſen. Der Antrag iſt nur binnen einer Friſt von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieſer Satzungen zuläffig und muß ſich auf ſämtliche zur Zeit des 
Antrags in der Kirchengemeinde oder innerhalb des Parochialverbandes beſtehende 
Pfarrſtellen der im Abſ. 1 gedachten Art erſtrecken. 


Im Falle der Zulaſſung iſt die Verſicherungsklaſſe vom Vorſtande der Alters⸗ 
zulagekaſſe nach Benehmen mit der Kirchenregierung zu beſtimmen, doch hat die Ver⸗ 
ſicherung mindeſtens in der II. Klaſſe zu erfolgen. f 

Werden in einer Gemeinde, die, mit ihren im Abſ. 1 bezeichneten Stellen zur 
Verſicherung zugelaſſen iſt, neue Pfarrſtellen errichtet, ſo unterliegen dieſe gemäß 
$ 17 Abſ. 2 der Verſicherungspflicht in Klaſſe I. 


§ 20. 


Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarrſtellen 
Alterszulagen in dreijährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten dergeſtalt / 
daß gewährt werden: 

r 0000000000000 


U e e 


you bollenpefen een e en nr 


Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark 


3. Dienſtjahr ab | 400 
6. . . 800 200 
5 55 1 300 700 100 
12. . 1800 1 200 600 


15. . 2300 1700| 1100| 500] 200 

18. . 2800 2 200 1600| 1000 700 400 100 

2% . 3 200 2600| 2 000 1400| 1100 800 500 200 
24. . 3 600 3 000 2400| 1800| 1500| 1200| 900 | 600 


9 21. 


Der Bezug der vierteljährlich im voraus zu zahlenden Alterszulage beginnt mit 
dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienftzeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren 6 Monaten an diejenigen 
Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium als ſolche be— 
zeichnet werden. 

Die Alterszulagekaſſe trägt die Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an 
die bezugsberechtigten Geiſtlichen. i 8 
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§ 22. 
Die Alterszulagekaſſe zahlt ferner den Kirchengemeinden für jede in Klaſſe I 
verſicherte Pfarrſtelle einen jährlichen Beitrag zum Grundgehalt in Höhe von 600 Mark 
in vierteljährlichen Vorausraten. 


7 


823. | 


Die Kirchengemeinden haben Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alters- 
zulagekaſſe zu entrichten dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


ü Klaſſ ß 8 1500 Mark, 
p d 12000 
HFF B 300.3 25, 
.. ĩ ĩ EENERT RE 600 % 
CCTV 300 - 
§ 24. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


§ 25. 

Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 6 000 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Beteiligten 
unabhängig ſind, unter den Betrag von 6000 Mark ſinkt, iſt der Vorſtand ermächtigt, 
auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. Ein Ausſcheiden einer 
zur Verſicherung zugelaſſenen Pfarrſtelle iſt nicht zuläſſig. N 


. 


Für die Ermittelung des Stelleneinkommens ſind folgende Grundſätze maß— 
gebend: ; 
1. Zum Stelleneinkommen find alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während der 
Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern aufkommenden 
Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen Dritten gewährten 

Zuſchüſſe. 

2. Der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie verpachtet 
find, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des ortsüblichen Wertes 
vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Verpachtungen und Selbft- 
bewirtſchaftung nach dem Durchſchnitte des Ertrags der letzten ſechs 

f Wirtſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 
Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10952.) 3¹ 


\ 


„ 


Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen werden 
nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte der Marktpreiſe des nächſten Marktorts berechnet, 
Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 
Stolgebühren und Akzidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte 
berechnet. 
5 Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu ermitteln 
ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feſtzuſtellen. 


9 27 

Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 

1. die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Mietsentſchädigung; 5 

2. Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korrektions-, Irren-, Kranken 
und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge ſowie für Lehrtätigkeit an 
Unterrichtsanſtalten; 

3. das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer anderen 
Pfarrſtelle; 5 

4. freiwillige Gaben. 
d 9 28. 

Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 


1. die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leiſtenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche auf 
den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen; 

2. die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koſten und Verluſte; 

3. die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amtshand— 
lungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten waren 


9 29. 


Die beim Beginne der Verſicherung im Amte befindlichen Inhaber derjenigen 
Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern ſind, hat die Alterszulage— 
kaſſe für die Verluste ſchadlos zu halten, welche ihnen in ihrem Einkommen dadurch 
erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu bemeſſenden 
Entſchädigung find die Beſtimmungen der SS 26 bis 28 mit der Maßgabe ent— 
scheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen vom Zeitpunkte des Wegfalls 
in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und ſo lange gezahlt, 
bis der Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem früheren mindeſtens 
gleiches Geſamtdienſteinkommen erreicht oder bis er ſeine bisherige Stelle verläßt. 


= 10 


Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, fo finden die Vorſchriften des § 21 
Abſ. 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen ſind verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſamtdienſt⸗ 
einkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums Mit⸗ 
teilung zu machen 

Auf Stellen der im § 19 bezeichneten Art finden die vorſtehenden Vorſchriften 
keine Anwendung. 


8 30. 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur Zeit 
bei der Verwaltung des Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds maßgebenden Grundſätze 
ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vorgeſchriebenen Wege 
eine Abänderung erfolgt. b 

i $ 31. 

Die vor Inkrafttreten dieſer Satzungen erfolgten Verſicherungen bleiben mit 
der Maßgabe beſtehen, daß auf ſie fortan ausſchließlich die Vorſchriften dieſer 
Satzungen Anwendung finden. Für die Klaſſe, in welcher die Verſicherung fortgeſetzt 
wird, bewendet es bei den bisherigen Feſtſetzungen. N 

Die auf Grund des § 16 der bisherigen Satzungen gewährten Entſchädigungen 
werden um denjenigen Betrag gekürzt, um welchen ſich das bisherige Dienſteinkommen 
des Stelleninhabers durch die in dieſen Satzungen und im Kirchengeſetze gewährten 
Bezüge erhöht. Im übrigen finden auf ſie die Vorſchriften des § 29 Abſ. 3 bis 5 
Anwendung. 


8 32. 


Die bisherigen Satzungen der Alterszulagekaſſe werden mit den ſich aus § 31 
ergebenden Maßgaben aufgehoben. 


Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 5 


§ 34. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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Anlage 3/ 


Pfarrbeſoldungsgeſetz 
für 
die evangeliſch- reformierte Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſamtſynode der evangeliſch-reformierten Kirche der 
Provinz Hannover, was folgt: 
gl. 

Jeder in einem dauernd errichteten Pfarramte der evangeliſch reformierten Kirche 
der Provinz Hannover feſt angeſtellte Geiſtliche, deſſen Pfarrſtelle bei der Alters- 
zulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche verſichert iſt, erhält ein Dienſteinkommen, 
welches beſteht: 

a) in einem Grundgehalte, 

b) in Alterszulagen; 

e) in Dienſtwohnung oder angemeſſener Mietsentſchädigung. 

Für die Alterszulagekaſſe ſind die anliegenden Satzungen maßgebend. 


$ 2. 
Das Grundgehalt iſt im voraus vierteljährlich zahlbar und beläuft ſich, wenn 
die Verſicherung erfolgt iſt 


in Klaſſe U oder II, auf 2 400 Mark, 
I 8 00.0181 
IV i 
V 4 200 , 
VI 4.500 „ 
VII 4 800 ’ 
VIII 00 6 
IX 5400 
83. | 


Mit Genehmigung des Konfiftoriums können neben dem Grundgehalt einer 
Pfarrſtelle feſte Zuſchüſſe dauernd bewilligt, auch können dem Stelleninhaber Zu— 
ſchüſſe auf Zeit oder auf die Amtsdauer gewährt werden. 


Sa 
Bei Pfarrſtellen, deren Verwaltung beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt, 
kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes nach Anhörung 
der Kirchengemeinde und des Bezirksſynodalvorſtandes anordnen, daß ein Zuſchuß 
bis zum Betrage von 600 Mark zum Grundgehalt auf die Dauer oder auf Zeit 
gewährt werde. 


§ 5. 

Die Dienſtwohnung ſoll der Amtsſtellung des Stelleninhabers und den ört— 
lichen Verhältniſſen entſprechen. 

Wo die örtlichen Verhältniſſe es tunlich erſcheinen laſſen, iſt als Zubehör der 
Dienſtwohnung auch ein Hausgarten ohne Anrechnung auf das Grundgehalt bereit; 
zuſtellen. | 

§ 6. 

Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Konſiſtoriums ſtatt der Dienſt⸗ 
wohnung eine angemeſſene Mietsentſchädigung gewährt werden, welche in viertel 
jährlichen Beträgen im voraus zu zahlen iſt. 


8 7 
über die Höhe der Mietsentſchädigung ſowie über die Frage, ob und in 
welchem Umfang ein Hausgarten zu gewähren iſt, beſchließt die Kirchengemeinde. 
Der Beſchluß bedarf zur Gültigkeit der Genehmigung des Konſiſtoriums. Kommt 
kein gültiger Beſchluß zuſtande, ſo entſcheidet das Konſiſtorium nach Anhörung des 
Bezirksſynodalvorſtandes endgültig. 


§ 8. 


Die Einziehung einer Dienſtwohnung oder eines Hausgartens iſt nur mit Ge— 
nehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 


89. 


Hinſichtlich der Koſten der Unterhaltung der Dienſtwohnung behält es bei 
den beſtehenden Vorſchriften fein Bewenden. 


9 

Wird eine Pfarrſtelle, deren Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder 
ähnlichen Einrichtungen beſoldet wird, zur Verſicherung zugelaffen (8 19 der Satzungen / 
ſo hat die Kirchengemeinde oder, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz 
von einem größeren Parochialverbande gewährt wird, dieſer jedem Stelleninhaber 
neben dem Grundgehalt als Zuſchuß (88 3, 4) noch diejenigen Beträge zu gewähren, 
um welche die bisher im Regulativ oder in der ähnlichen Einrichtung zugeſicherten 
Bezüge die aus dieſem Kirchengeſetz und aus den Satzungen ſich ergebenden Gehalts 
ſtufen überſteigen. 


194 —= 


Macht die Kirchengemeinde beziehungsweiſe der größere Parochialverband von 
der Befugnis zur Verſicherung der Pfarrſtelle keinen Gebrauch, ſo haben ſie dem 
Stelleninhaber mindeſtens dieſelben Bezüge zu gewähren, die ihm nach dieſem Kirchen⸗ 
geſetz und den Satzungen zuſtehen würden. 


1 

Die Kirchengemeinde hat dem Stelleninhaber vorbehaltlich der Vorſchrift im 
8 22 der Satzungen das Grundgehalt und die Zuſchüſſe (88 2, 3 und 4) ſowie die 
Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung (SS 5, 6 und 7) zu gewähren. 

Hingegen hört der Nießbrauch des Stelleninhabers am Stellenvermögen vor 
behaltlich der Beſtimmungen der §§ 12 und 21 auf. 

Aus den Erträgen des Stellenvermögens, deſſen Verwaltung der Kirchen⸗ 
gemeinde zuſteht, ſind nach Entrichtung der darauf ruhenden Abgaben und Laſten 
die Grundgehälter, die Beiträge zur Alterszulagekaſſe und die Zuſchüſſe zu beſtreiten. 
Der Überſchuß iſt der Beſtimmung des Stellenvermögens zum Beſten des Pfarramts 
zu erhalten. Die Verwendung zur Unterhaltung der Dienſtwohnung oder zur Miets— 
entſchädigung, beſonders zu Reparaturen, deren Koſten der Stelleninhaber zu tragen 
hat, iſt mit Genehmigung des Konſiſtoriums zuläſſig. 

Bei den unter einem Pfarramte vereinigten Gemeinden entſcheidet über das 
Verhältnis, in welchem ſie zu den nach dieſem Geſetz ihnen obliegenden Leiſtungen 
beizutragen haben, in Ermangelung vorhandener Beſtimmungen oder rechtsgültiger 
Vereinbarungen das Konſiſtorium nach Anhörung des Bezirksſynodalvorſtandes. 


Sa} 

Dem Stelleninhaber ſteht bei Beginn der Verſicherung oder bei Übernahme 
der Stelle die Befugnis zu, die der Pfarrſtelle gebührenden Naturalgefälle ganz 
oder teilweiſe zu übernehmen. Auch kann derſelbe einzelne Pfarrgrundſtücke in eigene 
Nutzung nehmen, wenn und ſoweit ſich für ihn das Bedürfnis ergibt, zur Beſchaffung 
der notwendigen Lebensmittel oder zur Geſpannhaltung behufs beſſerer kirchlicher Ver⸗ 
ſorgung der Gemeinde Grundſtücke ſelbſt zu bewirtſchaften. 

Der Übernahmepreis beſtimmt ſich nach dem ortsüblichen Werte. Die Höhe 
und Zahlungsbedingungen des Übernahmepreifes werden nach Anhörung der Beteiligten 
und des Bezirksſynodalvorſtandes von dem Konſiſtorium feſtgeſetzt. 


9.18. 

Wegen der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Stelleninhaber und der Kicchen- 
gemeinde finden die Vorſchriften, welche über die Auseinanderſetzung zwiſchen dem 
Stelleninhaber und dem Amtsnachfolger gelten, mit der Maßgabe Anwendung, daß, 
wenn eine Einigung nicht erzielt wird, nach Anhörung des Bezirksſynodalvorſtandes 
das Konſiſtorium endgültig entſcheidet. 


9.14. 
Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf öffentlichem Rechte beruhende Verpflich⸗ 
tungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle bleiben beſtehen. 


| — 15 — 


i $ 15. 

Im Falle der ſpäteren Erhöhung des Stelleneinkommens einer Pfarrſtelle auf 
6000 Mark und darüber verbleibt es bei der Anwendung dieſes Kirchengeſetzes. 
Bei einer ſpäteren Verminderung des Stelleneinkommens unter 6000 Mark hat die 
Kirchengemeinde eine Beſoldung von 6000 Mark zu gewähren, ſofern die Stelle 
nicht zur Verſicherung bei der Alterszulagekaſſe zugelaſſen wird ($ 25 der Satzungen). 
Im letzteren Falle finden die Vorſchriften dieſes Kirchengeſetzes auf dieſe Pfarrſtelle 
Anwendung. 

§ 16. 

Behufs Gewährung von Beihilfen an ſolche Gemeinden, welche zur Aufbringung 
der Grundgehälter, Zuſchüſſe und Alterszulagekaſſenbeiträge für die bei der Alters⸗ 
zulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen, verbleibt der von 
dem Konſiſtorium zu verwaltende Zuſchußfonds, in welchen die vom Staate für 
dieſen Zweck gewährte Summe fließt. Eine Verwendung des Zuſchußfonds bei der 
Errichtung neuer Pfarrſtellen hat nicht ſtattzufinden. ' 

Beihilfen zu den Zuſchüſſen (88 3, 4) dürfen aus dem Zuſchußfonds nur dann 
gewährt werden, wenn die Bewilligung oder Anordnung der Zuſchüſſe erfolgt iſt, 
weil die Verwaltung der Pfarrſtelle beſonders ſchwierig oder anſtrengend iſt. Die 
einzelne zu dieſem Zwecke gewährte Beihilfe darf den Betrag von 600 Mark jährlich 
nicht überſteigen. 

Über die Gewährung der Beihilfen beſchließt das Konſiſtorium unter Mitwir⸗ 
kung des Geſamtſynodalausſchuſſes. 

1 

Die im $ 11 der Satzungen bezeichneten Zahlungen werden aus dem Hilfs- 
fonds für landeskirchliche Zwecke, § 22 des Kirchengeſetzes vom 2. Juli 1898 (nirchl. 
Gef.- u. Verordn.⸗Bl. Bd. II S. 313), geleiſtet. Zu dem Zwecke wird die zu er⸗ 
hebende Umlage von einem Prozent auf 1½ Prozent der für die Mitglieder der 
evangeliſch⸗reformierten Kirche der Provinz Hannover veranlagten Staatseinkommen⸗ 
ſteuer erhöht. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung des vorauf— 
gegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 

Die für die übrigen Zahlungen der evangeliſch⸗reformierten Kirche der Provinz 
Hannover an die Alterszulagekaſſe (§8 12, 13 der Satzungen) erforderlichen Mittel 
ſind aus der Geſamtſynodalkaſſe zu beſtreiten. 


§ 18. 

Im Falle des Todes des Inhabers einer Pfarrſtelle, welche den Vorſchriften 
dieſes Kirchengeſetzes unterliegt, ſtehen den Sterbe— beziehungsweiſe Gnadenzeitberech— 
tigten während des Sterbemonats und weiterer 6 Monate die Fortſetzung des Nieß⸗ 
brauchs der Dienſtwohnung und des Hausgartens beziehungsweiſe die Mietsentſchädi⸗ 
gung ſowie das Grundgehalt der Stelle, die Alterszulagen, die Zuſchüſſe und die 
nach §§ 29, 31 Abſ. 2 der Satzungen dem Geiſtlichen gewährte Entſchädigung zu. 
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Soweit die Ausnahme des § 12 Platz greift, treten die Sterbe⸗ und Gnaden⸗ 
zeitberechtigten bis zum Ablaufe der Sterbe⸗ und Gnadenzeit in die Rechte und 
Pflichten des Stelleninhabers ein. \ 

Die Sterbe⸗ und Gnadenzeitberechtigten müſſen geeignete Räume für das Be⸗ 
dürfnis der Pfarrverwaltung zur Verfügung ſtellen. Zur Tragung der Koſten für 
Fuhren und Verpflegung des vikarierenden Geiſtlichen ſind ſie nicht verpflichtet. 


8 19. 


Die Höhe des Stelleneinkommens derjenigen Pfarrſtellen, welche vor Inkraft⸗ 
treten dieſes Kirchengeſetzes nicht zur Verſicherung gelangt ſind, wird zum Zwecke der 
Verſicherung durch Beſchluß der Kirchengemeinde ermittelt. 

Die Feſtſetzung erfolgt durch das Konſiſtorium nach Anhörung des Stellen— 
inhabers und des Vorſtandes der Bezirksſynode. 


§ 20. 

Soweit die bisher nach den SS 3, 4 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienft- 
einkommen der Geiſtlichen der evangelich-reformierten Kirche der Provinz Hannover, 
vom 2. Juli 1898 (Kirchl. Geſ.- u. Verordn. Bl. Bd. II S. 313) bereits bewilligten 
Zuſchüſſe zum Grundgehalte zuſammen mit den ſonſtigen bisherigen Bezügen des Geift- 
lichen die aus dem gegenwärtigen Kirchengeſetz und den Satzungen ſich ergebenden 
Gehaltsſätze überſteigen, bleiben ſie beſtehen. Im übrigen bedarf es zur Fort⸗ 
gewährung dieſer Zuſchüſſe beſonderer Beſchlußfaſſung. 


921 


Ein Vorbehalt oder eine Übernahme des Nießbrauchs am Stellenvermögen, 
welche auf Grund des § 13 des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der 
Geiſtlichen der evangeliſch-reformierten Kirche der Provinz Hannover, vom 2. Juli 
1898 (Kirchl. Gef.- u. Verordn. Bl. Bd. II S. 313) erfolgt iſt, bleibt unberührt. 

Im Falle einer Sterbe- und Gnadenzeit, welche vor Inkrafttreten des gegen- 
wärtigen Kirchengeſetzes begonnen hat, beſtimmt ſich die Höhe der den Hinterbliebenen 
zuſtehenden Bezüge auch ferner nach den bisherigen Vorſchriften, insbeſondere nach 
§ 23 des obengenannten Kirchengeſetzes. a 
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Die auf Grund des Kirchengeſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der Geiſt— 
lichen der evangeliſch-reformierten Kirche der Provinz Hannover, vom 2. Juli 1898 
(Kirchl. Geſ.- u. Verordn.⸗Bl. Bd. II S. 313) errichtete Alterszulagekaſſe für evan⸗ 
geliſche Geiſtliche bleibt mit den ſich aus den anliegenden Satzungen ergebenden 
Maßgaben beſtehen. Im übrigen wird das genannte Kirchengeſetz vorbehaltlich der 
Beſtimmungen der SS 20, 21 und 22 aufgehoben. 


§ 23. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
8 24. 
Das Konſiſtorium in Aurich wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes 
beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 
v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


die Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


81. 

Die für evangeliſche Geiftliche beſtehende Alterszulagekaſſe bildet eine gemein 
ſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen 
Landeskirchen behufs Verſicherung der Zahlung von Alterszulagen an Geiſtliche. Sie 
wird unter dem bisherigen Namen 

„Alterszulagekaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ 
auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 


8.2. 
Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden einem im 
Falle feiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der 
Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. i 
Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10952.) 32 


ts, 


83. 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be- 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 


a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
; 32 Mitglieder; 
b) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Prinz ben une 8 5 ö 
c) die Geſamtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 

Mödinz Schleswig Hölſtei n 5 5 ; 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Könſiſtorjalbezirkes Caſſeeeetet 5 . j 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 

i,, a re ee 3 e ; 
) die Geſamtſynode der evangelifch-reformierten Kirche der 

ien ee a ee re 2 


Die Gewählten bleiben jo lange Mitglieder des Ne e bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teilzu- 
nehmen, werden ebenſoviele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl zu 
beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


§ 4. 


Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters— 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, be, 
ſchließt der Verwaltungsausſchuß. 

9 5. 

Der Vorſtand vertritt die Alterszulagekaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die Ein- 
ziehung der Beiträge der Landeskirchen und der Kirchengemeinden ſowie für die Aus: 
zahlung der aus der Kaſſe zu gewährenden Leiſtungen, trifft auch die näheren Beſtim⸗ 
mungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Alterszulagekaſſe für jedes 
Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über jedes 
abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 

§ 6. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes all- 
jährlich mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeinen Mitgliedern ſeinen Vor⸗ 
ſitzenden und deſſen Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit 
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der erſchienenen Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme 

des Vorſitzenden entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 

Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 

hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der Beiträge der Landeskirchen, ſoweit 
dieſe die Beträge der §§ 11 und 12 Abſ. 2 überſteigen, ſowie über die 
Abnahme der Rechnungen; 

. über Herabſetzung der in den §§ 11 und 12 Abſ. 2 vorgeſchriebenen 

Beträge; 

3. über Erhöhung der den Geiftlichen zu gewährenden Alterszulagen und Ab- 
kürzung der Steigerungsperioden; 

4. über Erhöhung oder Verminderung der von den Kirchengemeinden zu ent⸗ 
richtenden Kaſſenbeiträge, wobei es zuläſſig iſt, die Beiträge nach den 
Verſicherungsklaſſen anderweit abzuſtufen; 

5. über Abänderung der Grundfäge, betreffend die Berechnung des Stellen. 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

6. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Alterszulagekaſſe, welche 

ihm von dem Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 
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SER 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs⸗ 

ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 

Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


Ss 


Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu⸗ 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulcgen iſt. 


9 0% 


Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Alterszulagekaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich ander⸗ 
weiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 
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§ 10. 
Der Alterszulagekaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 
1. die Kaſſenbeiträge der Kirchengemeinden ($ 23) 
2. die Beiträge der Landeskirchen (59 11 bis 13); 
3. die Beiträge des Staates. 
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Die Landeskirchen find verpflichtet, für jede innerhalb ihres Gebiets mit oder 
nach dem 1. April 1908 neu gegründete verſicherungspflichtige Pfarrſtelle einen jähr⸗ 
lichen Zuſchuß von 1 400 Mark beziehungsweiſe den im § 17 Abſ. 3 bezeichneten 
Beitrag an die Alterszulagekaſſe zu zahlen. 


$ 12. 

Ferner ſind die Landeskirchen verpflichtet, der Alterszulagekaſſe diejenigen 
Beträge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen 
Einnahmen (8 10 Ziffern 1 und 3, § 11) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnis; 
beträge zu decken. 

Der Mindeſtbetrag dieſer Leiſtungen wird bis auf weiteres auf 2 370 000 Mark 
jährlich feſtgeſetzt. Soweit dieſer Betrag das rechnungsmäßige Bedürfnis des Jahres 
überſteigt, dient er zur Anſammlung eines Reſervefonds. 


$ 13. 

Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode (8 5 letzter Satz) all, 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatseinkommen⸗ 
ſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuer⸗ 


veranlagung des voraufgegangenen Steuerjahrs zu Grunde zu legen. 


9 14. 


Den oberſten Synoden der an der Alterszulagekaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die von dem Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Verwaltung 
der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


$ 15. 


Die Kirchengemeinden ſind verpflichtet, die dauernd errichteten Pfarrſtellen, 
mit welchen ein Stelleneinkommen von weniger als 6 000 Mark verbunden ift, bei 
der Alterszulagekaſſe behufs Gewährung von Alterszulagen zu verſichern. 


§ 16. 
Die Verſicherung erfolgt: 

bei einem Stelleneinkommen unter. 3 600 Mark in Klaſſe I, 
. . von 3600 bis 38999 . ö 
EN . % 900 fi 9 III, 
. 4200 449) „ 
3 . ie ee, V, 
. . 800% %%% N 
. ö - 8100. ,,,, ea 
» - 5 00 %% 0 9.2 N, 
I - ,,,, ee 
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Maßgebend für die Verſicherungspflicht und für die Klaſſe, in welcher die 
Verſicherung zu erfolgen hat, iſt — vorbehaltlich der Beſtimmung des § 31 — 
das am Tage des Inkrafttretens dieſer Satzungen vorhandene Stelleneinkommen. 

Nach § 15 verſicherungspflichtige Pfarrſtellen, welche mit oder nach Inkraft⸗ 
treten dieſer Satzungen errichtet werden, find in Klaſſe I zu verfichern. Die Ver- 
ſicherungspflicht mehrerer dauernd verbundener Pfarrämter bemißt ſich nach der 
Geſamtſumme des Stelleneinkommens. N 

Werden dauernd verbundene Pfarrämter dauernd getrennt, ſo hat die Kirchen⸗ 
regierung zu beſchließen, in welcher Klaſſe die Verſicherung der getrennten Pfarr⸗ 
ſtellen erfolgen ſoll. Der Vorſtand ſetzt danach die Höhe der Leiſtungen feſt, welche 
abgeſehen vom Verſicherungsbeitrage der Gemeinden für jede Pfarrſtelle der Kaſſe 
gegenüber zu übernehmen ſind. f 


g § 18. 

Der Verſicherungspflicht unterliegen nicht die Pfarrſtellen der Militär- und 
Anſtaltsgeiſtlichen, ferner ſolche Pfarrſtellen, welche mit einem anderen Amte als 
einem kirchlichen dauernd verbunden ſind und deren Inhaber Aufbeſſerungs: und 
Alterszulagen aus Staatsfonds zu erhalten nicht berechtigt waren. 


9 19. 

Der Verſicherungspflicht unterliegen ferner diejenigen Pfarrſtellen nicht, 
deren Inhaber nach beſonderen Gehaltsregulativen oder ähnlichen Einrichtungen 
beſoldet werden. N 

Jedoch hat der Vorſtand der Alterszulagekaſſe dieſe Stellen auf Antrag der 
Kirchengemeinde und, wenn das Dienſteinkommen teilweiſe oder ganz von größeren 
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Parochialverbänden gewährt wird, auf deren Antrag zur Verſicherung nach Maßgabe 
der Satzungen zuzulaſſen. Der Antrag iſt nur binnen einer Friſt von zwei Jahren 
nach Inkrafttreten dieſer Satzungen zuläſſig und muß ſich auf ſämtliche zur Zeit 
des Antrags in der Kirchengemeinde oder innerhalb des Parochialverbandes beſtehende 
Pfarrſtellen der im Abſ. 1 gedachten Art erſtrecken. 

Im Falle der Zulaſſung iſt die Verſicherungsklaſſe vom Vorſtande der Alters- 
zulagekaſſe nach Benehmen mit der Kirchenregierung zu beſtimmen, doch hat die 
Verſicherung mindeſtens in der II. Klaſſe zu erfolgen. g 

Werden in einer Gemeinde, die mit ihren im Abſ. 1 bezeichneten Stellen 
zur Verſicherung zugelaſſen iſt, neue Pfarrſtellen errichtet, ſo unterliegen dieſe gemäß 
§ 17 Abſ. 2 der Verſicherungspflicht in Klaſſe J. 


§ 20. . 
Die Alterszulagekaſſe zahlt den Inhabern der bei ihr verſicherten Pfarrſtellen 
Alterszulagen in dreijährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten dergeſtalt, 
daß gewährt werden: 


in Klaſſe 


vom vollendeten 1 u III III IV v |vı VII VIII IX 
Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark Mark 


3. Dienſtjahr ab 400 
6. ‚ . 800 200 
9 . 1300 700 100 
125 . 1800 1200 600 
15. . 2300 1700| 1100 500 200 
18. . - | 2800 2200 1600 1000 700 400 100 
21. . 3200 2600 2 000 1400 1100 800 500 200 
24. . 3 600 3 000 2 400 1800| 1 500 1200 900 600 


§ 21. 

Der Bezug der vierteljährlich im voraus zu zahlenden Alterszulage beginnt mit 
dem Ablaufe desjenigen Monats, in welchem die erforderliche Dienſtzeit vollendet wird. 

Im Falle des Todes des Geiſtlichen wird die Alterszulage für den Sterbe⸗ 
monat, den darauf folgenden Monat und bis zu weiteren 6 Monaten an diejenigen 
Bezugsberechtigten gewährt, welche von dem zuſtändigen Konſiſtorium als ſolche 
bezeichnet werden. 

Die Alterszulagekaſſe trägt die Koſten der Zuſendung der Alterszulagen an 
die bezugsberechtigten Geiſtlichen. 


„ 7; 


9 22 


Die Alterszulagekaſſe zahlt ferner den Kirchengemeinden für jede in Klaſſe I 
verſicherte Pfarrſtelle einen jährlichen Beitrag zum Grundgehalt in Höhe von 
600 Mark in vierteljährlichen Vorausraten. 


8 23 
Die Kirchengemeinden haben Alterszulagekaſſenbeiträge jährlich an die Alters- 
zulagekaſſe zu entrichten dergeſtalt, daß der Jahresbeitrag beträgt: 


e e,, ER 1500 Mark, 
Il! 8 3200 
l!!! ee E 99 
// ĩͤ ¼ͤ•dũd‚.... 600 
Ve DIS ze!!! 8 300 u 

§ 24. 


Der Vorſtand der Alterszulagekaſſe entſcheidet endgültig, ob die geſetzlichen 
Vorausſetzungen für die Verſicherungspflicht vorliegen. 


925 
Falls das Stelleneinkommen einer Pfarrſtelle, welches ſich auf 6000 Mark 
oder darüber belief, durch Ereigniſſe, welche von der Entſchließung der Beteiligten 
unabhängig find, unter den Betrag von 6 000 Mark ſinkt, ift der Vorſtand ermächtigt, 
auf Antrag der Kirchengemeinde die Verſicherung zuzulaſſen. Ein Ausſcheiden einer 
zur Verſicherung zugelaſſenen Pfarrſtelle iſt nicht zuläſſig. 


§ 26. 


Für die Ermittelung des Stelleneinkommens ſind folgende Grundſätze maßgebend: 


1. Zum Stelleneinkommen ſind alle Einnahmen und Nutzungen zu rechnen, 
welche dem Geiſtlichen in Rückſicht auf ſein kirchliches Amt während der 
Amtsdauer zufließen, einſchließlich der aus Kirchenſteuern aufkommenden 
Beträge und der aus der Kirchenkaſſe oder von ſonſtigen Dritten gewährten 
Zuſchüſſe. 

2. Der Ertrag der zur Stelle gehörigen Grundſtücke iſt, wenn ſie verpachtet 
ſind, nach dem laufenden Pachtzins mit Einſchluß des ortsüblichen Wertes 
vertragsmäßiger Nebenleiſtungen, bei kürzeren Verpachtungen und Selbſt⸗ 
bewirtſchaftung nach dem Durchſchnitte des Ertrags der letzten ſechs 
Wirtſchaftsjahre in Anſatz zu bringen. 
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Naturalbezüge an Getreide ſowie ſonſtigen Früchten und Erzeugniſſen werden 
nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte der Marktpreiſe des nächſten Marktorts berechnet, 
Holzbezüge nach der Forſttaxe des nächſten Königlichen Forſtreviers. 

8 Stolgebühren und Akzidenzien werden nach dem ſechsjährigen Durchſchnitte 
berechnet. 

Wo die vorſtehend erwähnten Einzelbeträge nicht mit Sicherheit zu ermitteln 
ſind, iſt der Durchſchnittsbetrag durch Schätzung feftzuftellen. 


§ 27. 

Bei der Berechnung des Stelleneinkommens bleiben außer Anſatz: 

1. die Dienſtwohnung nebſt Hausgarten ſowie die an ihrer Stelle gewährte 
Mietsentſchädigung; 

2. Nebeneinnahmen für geiſtliche Bedienung der Korreftions-, Irren, Kranken- 
und ähnlichen Anſtalten, für die Militärſeelſorge ſowie für Lehrtätigkeit 
an Unterrichtsanſtalten; 

3. das Einkommen aus vorübergehender gleichzeitiger Verwaltung einer anderen 
Pfarrſtelle ; 

4. freiwillige Gaben. 


§ 28. 
Von dem Stelleneinkommen ſind abzuſetzen: 


1. die aus demſelben auf Grund ſpezieller rechtlicher Verpflichtung dauernd 
zu leitenden Zahlungen, insbeſondere die Abgaben und Laſten, welche auf 
den zur Stelle gehörigen Grundſtücken ruhen; 

2. die bei Erhebung der Stelleneinkünfte unvermeidlichen Koften und Verluſte; 

3. die Fuhrkoſten der Geiſtlichen zu Gottesdienſten und anderen Amts— 

handlungen, ſoweit ſie bisher aus dem Stelleneinkommen zu beſtreiten 
waren. 


9 29. 


Die beim Beginne der Verſicherung im Amte befindlichen Inhaber derjenigen 
Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe zu verſichern ſind, hat die Alterszulage— 
kaſſe für die Verluſte ſchadlos zu halten, welche ihnen in ihrem Einkommen dadurch 
erwachſen, daß die Einkünfte der Pfarrſtelle auf die Kirchengemeinde übergehen. 

Für die Berechnung des Einkommens und die Höhe der hiernach zu bemeſſenden 
Entſchädigungen find die Beſtimmungen der $$ 26 bis 28 mit der Maßgabe ent⸗ 
ſcheidend, daß vorübergehende Belaſtungen der Stellen vom Zeitpunkte des Wegfalls 
in Betracht kommen. 

Die Entſchädigungen werden vom Vorſtande feſtgeſetzt und jo lange gezahlt, 
bis der Stelleninhaber durch anderweite Verbeſſerung ein dem früheren mindeſtens 
gleiches Geſamtdienſteinkommen erreicht oder bis er ſeine bisherige Stelle verläßt. 
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Stirbt der berechtigte Geiſtliche vorher, jo finden die Vorſchriften des § 21 
Abſ. 2 Anwendung. 

Die Geiſtlichen find verpflichtet, von jeder Verbeſſerung ihres Geſamtdienſt⸗ 
einkommens dem Vorſtande durch Vermittelung des zuſtändigen Konſiſtoriums Mit⸗ 
teilung zu machen. 

Auf Stellen der im § 19 bezeichneten Art finden die vorſtehenden Vorſchriften 
keine Anwendung. 


§ 30. 

Hinſichtlich der Berechnung des Dienſtalters der Geiſtlichen ſind die zur Zeit 
bei der Verwaltung des Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds maßgebenden Grundſätze 
ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vorgeſchriebenen Wege 
eine Abänderung erfolgt. 


9 31. 


Die vor Inkrafttreten dieſer Satzungen erfolgten Verſicherungen bleiben mit 
der Maßgabe beſtehen, daß auf ſie fortan ausſchließlich die Vorſchriften dieſer Satzungen 
Anwendung finden. Für die Klaſſe, in welcher die Verſicherung fortgeſetzt wird, be— 
wendet es bei den bisherigen Feſtſetzungen. 8 

Die auf Grund des § 16 der bisherigen Satzungen gewährten Entſchädigungen 
werden um denjenigen Betrag gekürzt, um welchen ſich das bisherige Dienſteinkommen 
des Stelleninhabers durch die in dieſen Satzungen und im Kirchengeſetze gewährten 
Bezüge erhöht. Im übrigen finden auf ſie die Vorſchriften des § 29 Abſ. 3 bis 5 
Anwendung. 

§ 32. 

Die bisherigen Satzungen der Alterszulagekaſſe werden mit den ſich aus 8 a1 
ergebenden Maßgaben aufgehoben. 

833 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, find die auf fie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

§ 34. 

Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 

der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10952.) 33 


re AND Eee 
Anlage 38. 


Ruhegehaltsordnung 
für 
die Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen. 
Vom 26. Mai 1909. ö 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Generalſynode für die evangeliſche Landeskirche der 
älteren Provinzen, was folgt: 


; Sale 

Ein in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als 
Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen Lehranſtalt unter Beſtätigung des Kirchen⸗ 
regiments auf Lebenszeit angeftellter Geiſtlicher kann, wenn er infolge eines körper— 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur 
Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt, in den Ruheſtand verſetzt werden. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung der Verſetzung in den Ruheſtand. 


9 2. 
Geiſtliche im Ruheſtand erhalten ein Ruhegehalt nach Maßgabe der anliegenden 


Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete 
des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


8 3. 

Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zur 
Ruhegehaltskaſſe befindet der Evangeliſche Oberkirchenrat auf beſonderen Antrag der 
Beteiligten. 

Für Geiſtliche an Anſtalten oder Vereinen im Dienſte der inneren oder äußeren 
Miſſion iſt dabei, ſofern ihr Einkommen den Betrag von 5 999 Mark überfteigt, 
für die Dauer ihres Anſchluſſes an die Ruhegehaltskaſſe die Verpflichtung zur Leiſtung 
einer Stellenabgabe nach Maßgabe des § 15 zu übernehmen. 
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Auf die bisher zum Penſionsfonds der evangeliſchen Landeskirche zugelaſſenen 
Geiſtlichen finden die vorſtehenden Vorſchriften ebenfalls Anwendung, ſoweit der 
Evangeliſche Oberkirchenrat es innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieſes 
Kirchengeſetzes mit den Beteiligten vereinbart. Andernfalls bleiben die bisher ge⸗ 
troffenen Vereinbarungen in Kraft. 


8 4. 

Das Ruhegehalt in den Fällen des § 17 des Kirchengeſetzes, betreffend die 
mit der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen in Verbindung ſtehenden 
deutſchen Kirchengemeinden außerhalb Deutſchlands, vom 7. Mai 1900 Girchl. Geſ.⸗ 
u. Verordn.⸗Bl. S. 27) iſt nach Maßgabe der SS 19ff. der Satzungen zu berechnen. 


§ 5. 

Das Ruhegehalt in den Fällen des § 11 Abſ. 2 des Kirchengeſetzes, betreffend 
die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten, vom 16. Juli 1886 Girchl. Gef.- u. Ver⸗ 
ordn⸗Bl. S. 81) darf die Hälfte der im § 19 der Satzungen vorgeſchriebenen Teil⸗ 
ſätze und den Betrag von 2 400 Mark nicht überſteigen. 

Durch Beſchluß des Evangeliſchen Oberkirchenrats kann auch außer den 
Fällen des Abſ. 1 ſolchen Geiftlichen der im $ 1 des gegenwärtigen Kirchengeſetzes 
bezeichneten Art, welche ſich ihrer aus diſziplinariſchen Gründen erforderlichen Ent⸗ 
fernung aus dem Amte zur Vermeidung eines förmlichen oder zur Erledigung eines 
bereits eingeleiteten Diſziplinarverfahrens freiwillig unterwerfen, auch wenn ſie noch 
dienſtfähig ſind, ein nach Abſ. 1 zu bemeſſendes Ruhegehalt auf Zeit oder Lebens⸗ 
dauer bewilligt werden, falls Umſtände vorliegen, welche die Abſtandnahme von dem 
förmlichen Diſziplinarverfahren im kirchlichen Intereſſe angezeigt erſcheinen laſſen. 


8 6. 


Der Evangeliſche Oberkirchenrat iſt ermächtigt, einen von ihm unter Zu⸗ 
ſtimmung des Generalſynodalvorſtandes feſtgeſetzten jährlichen Betrag zu einmaligen 
und wiederkehrenden Unterſtützungen für ſolche frühere Geiftliche zu verwenden, welche 
den Anſpruch auf Ruhegehalt infolge diſziplinariſcher oder ſtrafgerichtlicher Entſcheidung 
oder infolge Verzichts auf das Kirchenamt oder die Rechte des geiſtlichen Standes 
zur Vermeidung von Diſziplinarunterſuchungen verloren haben. 

Die einzelne Unterſtützung darf die im § 5 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Höchſt⸗ 
ſätze nicht überſteigen. 

St. 


Die Verſetzung in den Ruheſtand erfolgt durch das Konſiſtorium, bei Geift- 
lichen im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands durch den Evangeliſchen Ober⸗ 
kirchenrat. 5 5 
Gegen die Verfügungen der Konſiſtorien ſteht den Beteiligten die Berufung 
an den Evangeliſchen Oberkirchenrat offen. 
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ul 
8. 


Der Evangeliſche Oberkirchenrat kann einzelne ihm nach dieſem Kirchengeſetze 
zuſtehende Befugniſſe auf die Konſiſtorien übertragen. 


8 9. 


Dem Evangeliſchen Oberkirchenrate ſteht die Verwaltung und Vertretung des 
im Eigentume der Landeskirche verbleibenden Penſionsfonds der evangeliſchen Landes— 
kirche zu. 

$ 10. 

Der Landeskirche ſtehen für die ihr nach den §§ 12, 13 der Satzungen ob⸗ 
liegenden Leiſtungen an die Ruhegehaltskaſſe ſowie für die auf Grund dieſes Kicchen- 
geſetzes zu gewährenden, nicht von der gemeinſamen Ruhegehaltskaſſe zu tragenden 
Ruhegehälter und Anterſtützungen die Zinſen der bei dem Penſionsfonds der evange- 
liſchen Landeskirche vorhandenen Kapitalien ſowie die in dem § 15 feſtgeſetzten Pfarr⸗ 
ſtellenabgaben zur Verfügung. 

Soweit diefe Einnahmen nicht ausreichen, find die Mittel durch landeskirch⸗ 
liche Umlagen auf die Kirchengemeinden aufzubringen, deren Höhe der Evangeliſche 
Oberkirchenrat feſtſetzt. 


9 


Zur Wahrnehmung der finanziellen Intereſſen der evangeliſchen Landeskirche 
bei Verſetzung in den Ruheſtand wird von dem Evangeliſchen Oberkirchenrat ein 
Kaſſenanwalt beſtellt. 

Dem Kaſſenanwalt iſt von jeder Verſetzung in den Ruheſtand und, ſoweit die 
in dieſem Geſetze beſtimmten Ruhegehälter und Unterftüßungen nicht aus der Ruhe— 
gehaltskaſſe zu zahlen find, auch von jeder nicht in einem Diſziplinarerkenntnis 
erfolgenden Feſtſetzung eines Ruhegehalts oder einer Anterſtützung, vor Ausfertigung 
der Entſcheidung des Konſiſtoriums, unter Mitteilung der zur Prüfung erforderlichen 
Unterlagen, Kenntnis zu geben. 

Der Kaſſenanwalt kann innerhalb einer Friſt von vier Wochen Erinnerungen 
gegen die Entſcheidung geltend machen und ſie, ſoweit er damit nicht durchdringt, 
binnen zwei weiteren Wochen, vom Tage des Empfanges der ablehnenden Beſcheidung 
ab gerechnet, durch Beſchwerde beim Evangeliſchen Oberkirchenrate verfolgen. 

Über die Gewährung einer Entſchädigung an den Kaſſenanwalt aus den im 
§ 10 bezeichneten Mitteln entſcheidet der Evangeliſche Oberkirchenrat. 


§ 12. . 

Den gegenwärtig im Ruheſtande befindlichen Geiſtlichen verbleiben ihre bis- 
herigen Bezüge. Denjenigen Emeriten, welche ſich der durch das Kirchengeſetz, be— 
treffend das Ruhegehalt der emeritierten Geiſtlichen, vom 26. Januar 1880 (Kirchl. 
Gef.» u. Verordn.⸗Bl. S. 37) und durch die ergänzenden Staatsgeſetze geſchaffenen 
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neuen Ordnung des Ruhegehaltsweſens nicht angeſchloſſen haben, kann der Evan⸗ 
geliſche Oberkirchenrat auch fernerhin eine jährliche Zulage von 500 Mark zu ihrem 
Ruhegehalte gewähren; im übrigen vergleiche § 14 Abſ. 2. 


9.13. 


Auf die gegenwärtig im Amte befindlichen Geiftlichen finden vorbehaltlich des 
§3 Abſ. 3 für den Fall ihrer Verſetzung in den Ruheſtand die Beſtimmungen dieſes 
Kirchengeſetzes auch dann Anwendung, wenn ſie ſich der durch das Kirchengeſetz, be⸗ 
treffend das Ruhegehalt der emeritierten Geiſtlichen, vom 26. Januar 1880 GKirchl. 
Gef., u. Verordn.⸗Bl. S. 37) und durch die ergänzenden Geſetze geſchaffenen neuen 
Ordnung nicht angeſchloſſen haben. 

Wenn ein ſolcher Geiſtlicher bei ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand nach den 
bisher für ihn maßgebend geweſenen Vorſchriften ein höheres Ruhegehalt als nach 
dieſem Kirchengeſetz und den Satzungen zu beanſpruchen haben würde, ſo wird ihm 
der Mehrbetrag aus den im § 10 bezeichneten Mitteln gezahlt. 


9 14. 


Unbeſchadet der Vorſchrift im § 29 der Satzungen bleiben die auf Grund des 
9 19 Abſ. 4 des Kirchengeſetzes vom 26. Januar 1880 (Kirchl. Geſ. u. Verordn.⸗Bl. 
S. 37) in der Faſſung des Kirchengeſetzes vom 16. März 1892 (Kirchl. Gef.- u. Ver⸗ 
ordn.⸗Bl. S. 49) begründeten Rechtsverhältniſſe unberührt. ar 

Dasselbe gilt von den auf dem Penſionsfonds der evangeliſchen Landeskirche 
ruhenden Zuſchüſſen zu den Emeritenbezügen alter Ordnung. 


f § 15. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes kommt für die bei der Alters- 
zulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen die Verpflichtung zur Leiſtung noch nicht fälliger 
Pfründenabgaben in Wegfall. 

Das Gleiche gilt von der Verpflichtung zur Leiſtung von Pfarrbeiträgen. 

Für die nicht bei der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen tritt an die 
Stelle der Pfarrbeiträge und der Pfründenabgaben eine jährliche Stellenabgabe nach 
Maßgabe der anliegenden Tabelle. Die Feſtſtellung des Dienſteinkommens erfolgt 
nach Anhörung des Stelleninhabers und des Kreisſynodalvorſtandes durch das Kon— 
ſiſtorium ohne Anrechnung des Wertes der Dienſtwohnung oder Mietsentſchädigung. 

Durch dieſe Abgabe darf das Dienſteinkommen nicht unter denjenigen Betrag 
ſinken, den der Stelleninhaber, ſtände er in der Gehaltsklaſſe IX des § 2 des Pfarr- 
beſoldungsgeſetzes, nach ſeinem Dienſtalter beziehen würde. 

Den beim Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes im Amte befindlichen Geiſtlichen 
ſteht es frei, für die Dauer ihres gegenwärtigen Amtes ſtatt der neuen Stellenabgabe 
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die ihnen bisher obliegenden Pfarrbeiträge beziehungsweiſe Pfründenabgaben weiter zu 
entrichten, doch muß die dahin gehende Abſicht dem Konſiſtorium vor Ablauf von 
6 Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erklärt werden. 

Dem Cvangeliſchen Oberkirchenrate bleibt unter Mitwirkung des General- 
ſynodalvorſtandes die Entſcheidung darüber vorbehalten, ob und inwieweit eine bei 
Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes bereits beſtehende Verpflichtung zur Leiſtung von 
Nachzahlungen gemäß den SS 13 und 19 Abſ. 2 des Kirchengeſetzes, betreffend das 
Ruhegehalt der emeritierten Geiſtlichen, vom 26. Januar 1880 (Kirchl. Geſ.⸗ u. Ver⸗ 
ordn.⸗Bl. S. 37) auch ferner fortdauern ſoll, ebenſo darüber, ob und inwieweit 
den im § 13 bezeichneten Geiſtlichen Nachzahlungen unter entſprechender Anwendung 
der Vorſchriften im § 21 Abſ. 2 bis 5 der Satzungen auferlegt werden können. 

Eine Erſtattung bereits geleiſteter Zahlungen findet nicht ſtatt. 


§ 16. 
Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere das Kirchen⸗ 
geſetz, betreffend das Ruhegehalt der emeritierten Geiſtlichen, vom 26. Januar 1880 
(Kirchl. Gef.“ u. Verordn.⸗Bl. S. 37) mit ſeinen Abänderungen und Ergänzungen, 
werden mit den ſich aus dieſem Kirchengeſetz ergebenden Maßgaben aufgehoben. 
5 


Die zur Ausführung dieſes Kirchengeſetzes erforderliche Anweiſung wird vom 


Evangeliſchen Oberkirchenrat unter Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes erlaſſen. 


§ 18. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 
(L. S.) Wilhelm. 
Voigts. 


Tabelle zur Ruhegehaltsordnung. 
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Pfründen⸗ 
einkommen 
Mark 
6 000 bis 6 099 
6 100 » 6 199 
6 200 » 6 299 
6 300 » 6399 
6 400 » 6 499 
6 500 » 6 599 
6 600 » 6 699 
6 700 » 6799 
6 800 » 6 899 
6 900 » 6 999 
7000 » 7099 
7100 » 7199 
7200 » 7299 
7300 » 7399 
7400 » 7499 
7500 » 7599 
7600 » 7699 
7700 » 7799 
7800 » 7899 
7900 » 7999 
8000 » 8099 
8100 » 8199 
8200 » 8299 
8300 » 8399 
8400 » 8499 
8500 » 8599 
8600 » 8699 
8 700 » 8799 
8 800 » 8 899 
8 900 » 8 999 
9 000 » 9 099 
9 100 » 9199 
9 200 » 9299 
9 300 » 9 399 
9 400 » 9 499 
9 500 » 9 599 
9 600 » 9 699 
9 700 » 9799 
9 800 » 9 899 
9 900 » 9 999 


Bei 10 000 Mark Pfründeneinkommen und darüber beträgt die Ab⸗ 
gabe 10 Prozent des auf volle Hundert Mark nach unten abgerundeten 


Einkommens. 


Prozent⸗ 


ſatz 


0 ο O O O O ο n n m en E 


Das der Beſteue⸗ 
rung zu Grunde 
gelegte abgerundete 
Pfründen⸗ 
einkommen beträgt 


Mark 


6 000 
6 100 
6 200 
6 300 
6 400 
6 500 
6 600 
6 700 
6 800 
6 900 
7000 
7100 
7200 
7300 
7400 
7500 
7 600 
7700 
7 800 
7 900 
8 000 
8 100 
8 200 
8 300 
8 400 
8 500 
8 600 
8700 
8 800 
8 900 
9 000 
9 100 
9 200 
9 300 
9 400 
9 500 
9 600 
9 700 
9 800 
9 900 


Jahres- 
betrag der 
Abgabe 


Mark 


60 
61 
78 
79 
96 
98 


616 
712 
720 
728 
736 
744 
752 
855 
864 
873 
882 
891 


Anlage. 


A 


Satzungen, 
betreffend 


die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


ir 9 1. 

Die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiftliche bildet eine gemeinſame Ein⸗ 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landes— 
kirchen behufs Gewährung von Ruhegehältern an emeritierte Geiſtliche. Sie wird 
unter dem Namen 

„Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ 
von einem Vorſtand und Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger Fonds verwaltet. 


92. 

Der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
ſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 

§ 3. 

Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be— 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal— 
periode zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 

32 Mitglieder; 

p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Se e,, ae ee iaker: 8 7 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 

See eee, een 5 1 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſe!!!l 5 . 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial— 

beziktes Wisad ii er 3 1 0 
f) die Geſamtſynode der evangeliſch- reformierten Kirche der — 

Ga e s N 2 


ae) kr 


Die Gewählten bleiben fo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert find, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teil⸗ 
zunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


8 4. 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Ruhe 


gehaltskaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, be⸗ 
ſchließt der Verwaltungsausſchuß. 
8 5. 

Der Vorſtand vertritt die Ruhegehaltskaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die Ein⸗ 
ziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an die Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Ruhegehälter, trifft auch die näheren Be⸗ 
ſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Ruhegehaltskaſſe für jedes 
Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über jedes 
abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 


§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit⸗ 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, fo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im 8 12 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; 

2. über Erhöhung der den Emeriten zu zahlenden Ruhegehälter durch Ab- 
änderung der im § 19 feſtgeſetzten Skala; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds, 

5. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Ruhegehaltskaſſe, welche 
ihm vom Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des Aus- 
ſchuſſes angeregt werden. 
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8 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwal⸗ 
tungsausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen — abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme — zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


8 8. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu⸗ 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzu— 
legen iſt. 

1 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Ruhegehaltskaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden Beſtimmungen, vorbehaltlich einer anderweiten 
Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


$ 10. 
Die Nuhegehaltskaffe hat einen Reſervefonds anzuſammeln. 


e 
Der Ruhegehaltskaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: ö 
1. die in den SS 17, 21 bezeichneten Beiträge; 
2. die Beiträge der Landeskirchen ($$ 12, 13); 
3. die Beiträge des Staates. 
$ 12. 
Die Landeskirchen find verpflichtet, der Ruhegehaltskaſſe diejenigen Beträge 


zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen Einnahmen 
G 11 Ziffer 1, 3) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge zu decken. 


$ 13. 

Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all- 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung für das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 8 

Wenn und ſolange die Geſamtzahl der in einer Landeskirche in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzten Geiſtlichen zwölf vom Hundert der Anzahl ihrer Pfarrſtellen be⸗ 
ziehungsweiſe Geiſtlichen (§ 15, 16) überſchreitet, iſt der Vorſtand ermächtigt, falls 
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die finanzielle Belaſtung der Kaffe es erforderlich erſcheinen läßt, von dieſer Landes⸗ 
kirche für jeden weiteren Emeritierungsfall einen jährlichen Sonderbeitrag in der Höhe 
der durch dieſen Fall der Kaſſe erwachſenden Mehrleiſtung zu erheben. 


9 14. 


Den oberſten Synoden der an der Ruhegehaltskaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Verwaltung 
der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


§ 15. 

Jeder innerhalb einer beteiligten Landeskirche in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle 
einer Kirchengemeinde oder als Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen Lehranſtalt unter 
Beſtätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angeſtellte Geiſtliche erhält, wenn er 
infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder 
geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig und deshalb von 
der zuſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzt worden ift, ein lebensläng⸗ 
liches Ruhegehalt aus der Ruhegehaltskaſſe. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt. 

Darüber, ob eine Pfarrſtelle als dauernd errichtet anzuſehen ift, entſcheidet 
endgültig der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe. 


8 16. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf ordinierte Geiftliche 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchands, wenn entweder die Geiſt⸗ 
lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Yandes- 
kirche angeſchloſſen find, 

p) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
jedoch zu a) und b) nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an 
die Ruhegehaltskaſſe von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Ver⸗ 
einbarung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß $ 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Ruhegehalts. 

Der Anſchluß an die Ruhegehaltskaſſe kann den vorbezeichneten Geiſtlichen ge⸗ 
ſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt und wenn außer⸗ 
dem die Verſetzung in den Ruheſtand bei Geiſtlichen im kirchlichen Dienſte außerhalb 
Deutſchlands der Kirchenbehörde überlaſſen, bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen 
im Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion von der Zuſtimmung der Kirchenbehörde 
abhängig gemacht wird. ; 
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In den Fällen des $ 16 iſt für jeden zur Ruhegehaltskaſſe zugelaſſenen Geift- 
lichen während der Dauer ſeines Amtes ein jährlicher Beitrag an die Ruhegehalts— 
kaſſe zu leiſten, welcher, wenn das Dienſteinkommen unter 4 000 Mark beträgt, auf 
1 Prozent, wenn es höher iſt, aber unter 6 000 Mark bleibt, auf 1½ Prozent, 
wenn es 6 000 Mark und darüber beträgt, auf 2 Prozent des durch 100 teilbaren 
Geſamtbetrags des Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. Der Beitrag muß in den 
Fällen des § 16 unter b von der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen 
werden. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig 
und portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen ſind ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


§ 18. 

Die Beſtimmungen des § 15 finden auf Militärpfarrer ſowie auf die nicht 
unter § 16 fallenden Geiſtlichen bei Straf, Kranken- und ſonſtigen öffentlichen 
Anſtalten keine Anwendung. 

Sal 

Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor voll⸗ 
endetem 11. Dienſtjahr eintritt, / und ſteigt mit jedem weiter zurückgelegten 
Dienſtjahre bis zum vollendeten 30. Dienſtjahr um ) von da ab um 1/120 bis 
zum Höchſtbetrage von /¼ des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 22). 

Das Ruhegehalt fol in dieſen Fällen nicht unter 1800 Mark und nicht 
über 6 000 Mark, bei Emeritierung vor vollendetem 10. Dienſtjahre nicht über 
1 800 Mark betragen. 

Überſteigt das hiernach berechnete Ruhegehalt das ruhegehaltsfähige Dienſt⸗ 
einkommen, ſo wird nur der Betrag des letzteren als Ruhegehalt gezahlt. 

Überſchießende Teile einer Mark werden zu einer vollen Mark abgerundet. 


§ 20. 

Hinſichtlich der Berechnung des anrechnungsfähigen Dienſtalters der Geiſtlichen 
ſind die zur Zeit bei der Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds maß 
gebenden Grundſätze ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen 
vorgeſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 

Hat der Geiſtliche in Erfüllung der aktiven Dienſtpflicht im ſtehenden Heere 
oder in der Marine gedient, ſo wird die darauf verwendete Zeit ſeinem Dienſtalter 
zugerechnet. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bei Geiſtlichen, welche ihrer aktiven 
Dienſtpflicht während ihres theologiſchen Studiums genügt haben, nur inſoweit An⸗ 
wendung, als das letztere über ſechs Semeſter ausgedehnt worden iſt. 


„„ 


Für jeden Krieg, an welchem ein Geiſtlicher im preußifchen oder im Reichs⸗ 
heer oder in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine oder bei den Kaiſerlichen 
Schutztruppen teilgenommen hat, wird demſelben zu der wirklichen Dauer der Dienſt⸗ 
zeit ein Jahr hinzugerechnet; jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr fallende 
Kriege die Anrechnung nur eines Kriegsjahrs zuläſſig. 8 


§ 21. 

Bei Bemeſſung des Ruhegehalts werden nur ſolche Dienſtjahre berückſichtigt, 
während welcher der Geiftliche in einem nach § 15 Rechte auf Ruhegehalt ge— 
währenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an die Ruhegehaltskaſſe angeſchloſſen 
geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiftlichen. ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vor⸗ 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zur 
Ruhegehaltskaſſe zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr gemäß § 17 
Abſ. 1 nach der Höhe desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche 
zur Zeit ſeines Antrags (Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die bei der Emeritierung noch nicht gezahlten Beiträge können nach Ermeſſen 
des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Ruhegehalt eingezogen werden. 
Im Falle des Todes erſtreckt ſich der Anſpruch der Ruhegehaltskaſſe nur auf die 
bis dahin fällig gewordenen Beträge. 

N $ 22. 

Der Betrag des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 19) wird für die 
Zwecke der Ruhegehaltskaſſe nach Maßgabe der folgenden Grundſätze feſtgeſetzt: 

1. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe verſichert find, 
werden das Grundgehalt, die Alterszulagen und eine etwa aus der Alters⸗ 
zulagekaſſe zu leiſtende Entſchädigung zuſammengerechnet. Zuſchüſſe zum 
Grundgehalte werden eingerechnet, ſoweit ſie dauernd für die Pfarrſtelle 
oder auf die Amtsdauer des Stelleninhabers bewilligt und von der 
Kirchenregierung im Einvernehmen mit dem Vorſtand ausdrücklich als 
ruhegehaltsfähig anerkannt worden find. 

2. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind, 
iſt das kirchenbehördlich feftgeftellte Pfründeneinkommen oder, wenn der 
Stelleninhaber nach Maßgabe beſonderer Gehaltsregulative oder ähnlicher 
Einrichtungen beſoldet wird, das hierin feſtgeſtellte Dienſteinkommen 
maßgebend. 

3. Inländiſche kirchliche Amter welche mit einem inländiſchen geiſtlichen 
Hauptamte dauernd vereinigt ſind, werden als zu letzterem gehörig be— 
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handelt, wenn ſie keinen beſonderen Ruhegehaltsanſpruch gewähren. Die 
den Superintendenten (Dekanen, Pröpſten) und in ähnlichen Stellungen 
befindlichen Geiſtlichen gewährten Ephoralbezüge können von der Kirchen⸗ 
regierung bis zum Höchſtbetrage von 750 Mark als ruhegehaltsfähig 
erklärt werden. 

4. Das Einkommen aus einem mit einer geiſtlichen Stelle verbundenen 
Schulamt iſt dem Einkommen der Stelle nur inſoweit zuzurechnen, als 
das Schulamt nicht einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Ruhegehalt gewährt. 

5. Die Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung wird mit dem feſten 
Betrage von 800 Mark angerechnet. 


$ 23. 

Die Verſetzung in den Ruheſtand und die Entſcheidung über die Höhe des 
aus der Ruhegehaltskaſſe zu gewährenden Ruhegehalts erfolgt durch die zuſtändige 
Kirchenbehörde. Die Entſcheidung über die Höhe des Ruhegehalts bedarf der Zu— 
ſtimmung des Vorſtandes der Ruhegehaltskaſſe, welche jedoch nur dann verſagt 
werden darf, wenn der Geiſtliche nicht Inhaber einer der nach den §§ 15 und 16 
zum Ruhegehalte berechtigenden Stellen oder wenn das Ruhegehalt nicht nach Maf- 
gabe der $$ 19 bis 22 berechnet iſt. 


§ 24. 
Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes Kalendervierteljahr im voraus. 


§ 25. 

Hinterläßt ein Geiftlicher, welcher Ruhegehalt bezieht, eine Witwe oder ehe⸗ 
liche Nachkommen, ſo wird das Ruhegehalt noch für die auf den Sterbemonat 
folgenden drei Monate (Gnadenvierteljahr) gezahlt. Die Zahlung erfolgt im voraus 
in einer Summe. { 

An welchen der Beteiligten die vor dem Tode des Emeritus nicht erhobenen 
und die nach Abf. 1 zu leiſtenden Beträge gültig zu zahlen find, beſtimmt die zu⸗ 
ſtändige Kirchenbehörde. 

Die im Abſ. 1 beſtimmte Zahlung findet auf Anordnung der zuſtändigen 
Kirchenbehörde auch dann ſtatt, wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden 
Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder 
überwiegend geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt oder wenn und ſoweit der 
Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung 
zu decken. 5 

§ 26. 

Bezieht ein Emeritus infolge anderweiter Anſtellung in einem öffentlichen 
Amte ein Dienſteinkommen, ſo ruht das Recht auf Ruhegehalt, ſoweit der Betrag 
des neuen Einkommens mit dem Ruhegehalte zuſammen das bei der Verſetzung in 
den Ruheſtand bezogene Dienſteinkommen überſteigt. 


„ 


Der Anſpruch auf Ruhegehalt hört auf, wenn dem Emeritus ſtrafrechtlich 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden oder wenn er durch eine im Difziplinar- 
verfahren ergangene rechtskräftige Entſcheidung der Kirchenbehörde oder durch Ent- 
ſagung die Rechte des geiſtlichen Standes in der evangeliſchen Kirche verliert. 


$ 27. 

Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
bereits im Amte befindlichen Geiſtlichen bewendet es, unbeſchadet der Vorſchriften 
des § 20, bei den bisherigen Feſtſetzungen ihrer Kirchenbehörde. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des $ 21 Abſ. 2 bis 5. 


§ 28. 

Zuſchüſſe zum Grundgehalt oder andere Zulagen, welche vor Inkrafttreten 
dieſer Satzungen bewilligt worden ſind und nach § 20 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes 
beſtehen bleiben, gelten inſoweit als ruhegehaltsfähig, als ſie es nach bisherigem 
Rechte waren. 

§ 29. 

Den bei Errichtung der Ruhegehaltskaſſe in den beteiligten Landeskirchen 
bereits in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen und deren Hinterbliebenen zahlt die 
Ruhegehaltskaſſe ihre bisherigen, aus einem landeskirchlichen Fonds geleiſteten Bezüge, 
ſoweit dieſe die nach den §§ 19 bis 22 zu zahlenden Beträge nicht überſteigen. 

Auf die Entſcheidung über die Höhe der hiernach von der Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen finden die Vorſchriften des § 23 entſprechende Anwendung. 


§ 30. 
Die Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 tritt erſt am 1. April 1916 in Kraft. 


i $ 31. 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, find die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

$ 32. 

Anderungen dieſer Satzungen find nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 

der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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Aubegebaltsordnung 
für 
die Geiftlichen der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung 
der Landesſynode, was folgt: 


8 1. 

Ein in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als 
Lehrer einer landeskirchlichen theologischen Lehranſtalt unter Beſtätigung des Kirchen⸗ 
regiments auf Lebenszeit angeſtellter Geiſtlicher kann, wenn er infolge eines körper⸗ 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur 
Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt, in den Ruheſtand verſetzt werden. 
Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 

Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung der Verſetzung in den Ruheſtand. 


8 2. 
Geiſtliche im Ruheſtand erhalten ein Ruhegehalt nach Maßgabe der anliegenden 
Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete 
des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


1803. 

Über die Zulaſſung der im $ 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zur 
Ruhegehaltskaſſe befindet das Landeskonſiſtorium auf beſonderen Antrag der Beteiligten. 

Auf die bisher zur Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover zugelaſſenen Geiſtlichen findet dieſe Vorſchrift ebenfalls Anwendung, 
ſoweit das Landeskonſiſtorium es binnen eines Jahres nach Inkrafttreten dieſes 
Kirchengeſetzes mit den Beteiligten vereinbart. Andernfalls bleiben die bisher ge- 
troffenen Vereinbarungen in Kraft. 


„ 


84. 

Die Beſtimmungen des § 1 finden auch auf Geiſtliche Anwendung, welche in 
einer ftändigen Pfarrgehilfenſtelle feſt angeſtellt jind. 

Das Ruhegehalt der ſtändigen Pfarrgehilfen iſt nach Maßgabe des § 19 ff. 
der Satzungen zu berechnen. Auch im übrigen finden die Beſtimmungen über das 
Ruhegehalt der im § 1 bezeichneten Geiſtlichen auf dasjenige der ſtändigen Pfarr⸗ 
gehilfen ſinngemäße Anwendung. 

§ 5. 

Das Ruhegehalt in den Fällen des § 8 Abi. 2 des Kirchengeſetzes, betreffend 
die Dienſtvergehen der im Dienſte der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hännover Angeſtellten, vom 24. April 1894 (Geſetzſamml. S. 93) darf die Hälfte 
der im § 19 der Satzungen vorgeſchriebenen Teilſätze und den Betrag von 2400 Mark 
nicht überſteigen. 

Durch Beſchluß der Kirchenbehörde kann auch außer den Fällen des Abſ.! 
ſolchen Geiſtlichen der in den SS 1 und 4 des gegenwärtigen Kirchengeſetzes bezeichneten 
Art, welche ſich ihrer aus diſziplinariſchen Gründen erforderlichen Entfernung aus 
dem Amte zur Vermeidung eines förmlichen oder zur Erledigung eines bereits ein- 
geleiteten Diſziplinarverfahrens freiwillig unterwerfen, auch wenn ſie noch dienſtfähig 
find, ein nach Abſ. 1 zu bemeſſendes Ruhegehalt auf Zeit oder Lebensdauer bewilligt 
werden, falls Umſtände vorliegen, welche die Abſtandnahme von dem förmlichen 
Diſziplinarverfahren im kirchlichen Intereſſe angezeigt erſcheinen laſſen. 


§ 6. 

Das Landeskonſiſtorium iſt ermächtigt, einen von ihm unter Zuſtimmung des 
ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode feſtgeſetzten jährlichen Betrag zu einmaligen 
und wiederkehrenden Unterſtützungen für ſolche frühere Geiſtliche zu verwenden, welche 
den Anſpruch auf Ruhegehalt infolge diſziplinariſcher oder ſtrafgerichtlicher Entjchei- 
dung oder infolge Verzichts auf das Kirchenamt oder die Rechte des geiſtlichen 
Standes zur Vermeidung von Diſziplinarunterſuchungen verloren haben. 

Die einzelne Unterſtützung darf die im § 5 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Höchſtſätze 


nicht überſteigen. 
9 7. 
Iſt ein Geiſtlicher noch fähig, einen weſentlichen Teil ſeines Dienſtes zu ver- 


ſehen, ſo kann ſtatt der Verſetzung in den Ruheſtand die Beiordnung eines Pfarr- 
gehilfen (Kollaborators) erfolgen. 

Wird die Beiordnung eines Pfarrgehilfen verfügt, ſo liegt die Beſoldung des 
letzteren dem Geiſtlichen ob. 

Wird nach Abzug der dem Geiſtlichen dadurch entſtehenden Koſten das Dienſt⸗ 
einkommen unter den Betrag herabgemindert, welcher ihm als Ruhegehalt zukommen 
würde, wenn er zu derſelben Zeit in den Ruheſtand verſetzt wäre, ſo iſt der Fehl- 
betrag auf die Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Hannover zu übernehmen. 
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Das Landeskonſiſtorium iſt ermächtigt, mit Zuſtimmung des ſtändigen Aus⸗ 
ſchuſſes der Landesſynode ausnahmsweiſe eine weitergehende Übernahme der im Abſ. 2 
bezeichneten Koſten auf die Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover zu bewilligen. 


§ 8. 

Die Verſetzung eines Geiſtlichen in den Ruheſtand und die Entſcheidung 
darüber, ob und welches Ruhegehalt demſelben zuſteht oder in den Fällen des § 5 
Abſ. 2 zu bewilligen iſt, ſowie die Beiordnung eines Pfarrgehilfen (§ 7), die Feſt⸗ 
ſetzung der dieſem zu gewährenden Beſoldung wie des Geldwerts des als Beſoldungs— 
teil etwa zu gewährenden freien Unterhalts, ferner die Feſtſetzung des im § 7 Ab. 3 
bezeichneten Fehlbetrags, erfolgt durch das Konſiſtorium. i 

Wird die Verſetzung in den Ruheſtand oder die Beiordnung eines Pfarr⸗ 
gehilfen nicht vom Geiſtlichen ſelbſt beantragt, ſo iſt er oder der ihm etwa gerichtlich 
beſtellte Vormund oder Pfleger vor der zu treffenden Entſcheidung zu hören. 

In allen Fällen muß die Anhörung des Geiſtlichen oder des Vormundes be- 
ziehungsweiſe Pflegers erfolgen über den Vetrag des Ruhegehalts oder der von dem 
Geiſtlichen zu übernehmenden Beſoldung des Pfarrgehilfen. 

Auch dem Kirchenvorſtande der beteiligten Gemeinde muß in jedem Falle zu 
einer Außerung über die beabſichtigte Verſetzung in den Ruheſtand oder Beiordnung 
eines Pfarrgehilfen Gelegenheit gegeben werden. 

Gegen die Verfügungen der Konſiſtorien ſteht den Beteiligten die binnen vier 
Wochen nach der Zuſtellung zu erhebende Beſchwerde an das Landeskonſiſtorium zu, 
welches endgültig entſcheidet. 

Bei Geiſtlichen im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands erfolgt die Ver- 
ſetzung in den Ruheſtand durch das Landeskonſiſtorium. 


8 9. 


Die Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover 
1 und 13 des Kirchengeſetzes vom 15. Mai 1900, Geſetzſamml. S. 136) bleibt 
beſtehen und deren Vermögen verbleibt der genannten Kirche. Die Verwaltung und 
Vertretung der Kaſſe ſteht dem Landeskonſiſtorium zu. 

Das Landeskonſiſtorium hat jährlich die über die Kaſſe geführte Rechnung, 
nachdem ſie revidiert iſt, dem ſtändigen Ausſchuſſe der Landesſynode zur Einſicht vor- 
zulegen. | 


$ 10. 

Der evangeliſch-⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover ſtehen für die ihr 
nach den §§ 12, 13 der Satzungen obliegenden Leiſtungen an die Ruhegehaltskaſſe 
ſowie für die auf Grund dieſes Kirchengeſetzes zu gewährenden, nicht von der ge- 
meinſamen Ruhegehaltskaſſe zu tragenden Ruhegehälter und Unterſtützungen, abgeſehen 


— 


von den ihr etwa für dieſen Zweck zufließenden Geſchenken und Vermächtniſſen, 

folgende Einnahmen zur Verfügung: 

1. die Zuſchüſſe, welche aus Staatsfonds beziehungsweiſe aus dem Hannoverſchen 
Kloſterfonds gewährt werden; 

. die Zinſen der bei der Ruhegehaltskaſſe der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover angeſammelten und weiter anzuſammelnden Kapi— 
talien; 

3. die in dem § 15 feſtgeſetzten Pfarrſtellenabgaben; 

4. der Zuſchuß der Landesſynodalkaſſe. 


Der Zuſchuß der Landesſynodalkaſſe (Ziffer 4) iſt nach Maßgabe des vor— 
handenen Bedürfniſſes alljährlich durch Beſchluß des Landeskonſiſtoriums feſtzuſtellen 
und durch Beiträge der Bezirksſynodalkaſſen aufzubringen. 

Die Erhebung der Beiträge erfolgt nach dem von der Landesſynode mit Ge— 
nehmigung der Kirchenregierung hierfür feſtgeſetzten Fuße und bis zu dem Zeitpunkte, 
wo ſolche Feſtſetzung erfolgt, nach dem Fuße, welcher für die nach dem Kirchengeſetze, 
betreffend die Errichtung eines Landeskirchenfonds zur Abſtellung kirchlicher Notſtände, 
vom 30. Mai 1894 (Geſetzſamml. S. 91) zu erhebende Kirchenſteuer gilt. 


2 
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Die Wahrnehmung der finanziellen Intereſſen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover bei Verſetzung in den Ruheſtand erfolgt durch das Landes— 
konſiſtorium. 

Dem Landeskonſiſtorium iſt von jeder Verſetzung in den Ruheſtand und, ſo— 
weit die in dieſem Geſetze beſtimmten Ruhegehälter und Unterſtützungen nicht aus 
der gemeinſamen Ruhegehaltskaſſe zu zahlen ſind, auch von jeder nicht in einem 
Diſziplinarerkenntnis erfolgenden Feſtſetzung eines Ruhegehalts oder einer Unter— 
ſtützung vor Ausfertigung der Entſcheidung des Konſiſtoriums, unter Mitteilung der 
zur Prüfung erforderlichen Unterlagen, Kenntnis zu geben. 


812 
d . 
Den gegenwärtig in dem Ruheſtande befindlichen Geiftlichen ſowie deren Witwen 
und Abkömmlingen verbleiben ihre bisherigen Bezüge. 


§ 13. 

Iſt das nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Ruhegehalt geringer als das 
Ruhegehalt, welches dem Geiſtlichen hätte gewährt werden müſſen, wenn er beim 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen in 
den Ruheſtand verſetzt worden wäre, ſo wird dieſes letztere Ruhegehalt an Stelle 
des erſteren bewilligt. 
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$ 14. 

Die Witwe eines in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen hat an dem mit der 
letzten Dienſtſtelle ihres verſtorbenen Ehemanns verbundenen Wittum dieſelben Rechte, 
welche ſie haben würde, wenn ihr Ehemann als Inhaber der Stelle verſtorben wäre, 
und zwar ſoll ſie gegenüber Witwen ſpäter auf derſelben Stelle angeſtellter Geift- 
lichen als erſte Witwe gelten. Vorausſetzung iſt, daß die Ehe vor der Verſetzung 
in den Ruheſtand geſchloſſen war. ö 

5 § 15. f 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes kommt für alle Pfarren die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung noch nicht fälliger Pfründenabgaben in Wegfall. 

Das Gleiche gilt von der Verpflichtung zur Leiſtung von Pfarrbeiträgen. 

Für die nicht bei der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen, mit welchen 
ein Einkommen von mehr als 6 200 Mark verbunden ift, bleibt der bisherige Pfarr⸗ 
beitrag von 2½ Prozent des Dienſteinkommens beſtehen. Die Feſtſtellung des Dienſt⸗ 
einkommens erfolgt nach Anhörung des Stelleninhabers und des Bezirksſynodalaus— 
ſchuſſes durch das Konſiſtorium ohne Anrechnung des Wertes der Dienſtwohnung oder 
Mietsentſchädigung. 

$ 16. 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere das Kirchen⸗ 
geſetz, betreffend Ruhegehaltsordnung für die Geiſtlichen der evangelifch - Lutherifchen 
Kirche der Provinz Hannover, vom 15. Mai 1900 (Geſetzſamml. S. 136), werden 
mit den ſich aus dieſem Kirchengeſetz ergebenden Maßgaben aufgehoben. 


§ 17. 
Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes be- 
auftragt. 
$ 18. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Minifter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 
v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 
die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


s 1. 

Die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame Ein⸗ 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landes- 
kirchen behufs Gewährung von Ruhegehältern an emeritierte Geiſtliche. Sie wird 
unter dem Namen 

„Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ 
von einem Vorſtand und Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger Fonds verwaltet. 


9 2. 

Der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle feiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor- 
ſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 

Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be, 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal— 
periode zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 

32 Mitglieder; 

p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Provinz Haundde nnn 8 8 „ 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig⸗Holſteii ns 5 1 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſe˖e˖nunnmn. 5 SEHE; 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial— 

bezirkes Wiesbadeem nnn. 5 - f 


) die Geſamtſynode der evangeliſch- reformierten Kirche der 
Provinz Hannoveãe⸗ee rr 2 


6 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teil⸗ 
zunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


§ 4. 


Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Ruhe- 
gehaltskaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 

§ 5. 

Der Vorſtand vertritt die Ruhegehaltskaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die 
Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an die Kaſſe zu 
leiſtenden Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Ruhegehälter, trifft auch die 
näheren Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Ruhegehalts⸗ 
kaſſe für jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes 
für mehrere Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung 
über jedes abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 


§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen 
Mitglieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im § 12 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen 
2. über Erhöhung der den Emeriten zu zahlenden Ruhegehälter durch 
Abänderung der im $ 19 feſtgeſetzten Skala; 
3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen- 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 
Rüber die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds 
über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Ruhegehaltskaſſe, welche 
ihm vom Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 


S 


Die Mitglieder des Vorftandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs- 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 


Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen — abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme — zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 
§ 8. 


Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszuſtellen 
und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulegen iſt. 


8 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Neije- 
koſtenvergütung aus der Ruhegehaltskaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden Beſtimmungen, vorbehaltlich einer anderweiten 
Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


§ 10 
3 + 
Die Ruhegehaltskaſſe hat einen Reſervefonds anzuſammeln. 


9 16 
Der Ruhegehaltskaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 
1. die in den §§ 17, 21 bezeichneten Beiträge; 
2. die Beiträge der Landeskirchen ($$ 12, 13); 
3. die Beiträge des Staates. 
i § 12. 


Die Landeskirchen ſind verpflichtet, der Ruhegehaltskaſſe diejenigen Beträge 
zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen Einnahmen 
($ 11 Ziffer 1, 3) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge zu decken. 


9 13. 


Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode (§ 5 letzter Satz) 
alljährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staats- 
einkommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagung für das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 

Wenn und ſolange die Geſamtzahl der in einer Landeskirche in den Ruheſtand 
verſetzten Geiſtlichen zwölf vom Hundert der Anzahl ihrer Pfarrſtellen beziehungs- 


nn 


weiſe Geiſtlichen (8 15, 16) überſchreitet, iſt der Vorſtand ermächtigt, falls die 
finanzielle Belaſtung der Kaſſe es erforderlich erſcheinen läßt, von dieſer Landeskirche 
für jeden weiteren Emeritierungsfall einen jährlichen Sonderbeitrag in der Höhe der 


durch dieſen Fall der Kaſſe erwachſenden Mehrleiſtung zu erheben. 


§ 14. 
Den oberſten Synoden der an der Ruhegehaltskaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Verwaltung 
der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


9 5 
Jeder innerhalb einer beteiligten Landeskirche in einer dauernd errichteten 
Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen 
Lehranſtalt unter Beſtätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angeſtellte Geiſt⸗ 
liche erhält, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche 
ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd 
unfähig und deshalb von der zuſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzt 
worden iſt, ein lebenslängliches Ruhegehalt aus der Ruhegehaltskaſſe. 
Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt. 
Darüber, ob eine Pfarrſtelle als dauernd errichtet anzuſehen iſt, entſcheidet 
endgültig der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe. 


§ 16. 
Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf ordinierte Geiſtliche 
a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geift- 
lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landes, 
kirche angeſchloſſen ſind, 

b) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miffion ſtehenden lechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
jedoch zu a) und b) nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an 
die Ruhegehaltskaſſe von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Der- 
einbarung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Ruhegehalts. 

Der Anſchluß an die Ruhegehaltskaſſe kann den vorbezeichneten Geiſtlichen ge» 
ſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt und wenn außer⸗ 
dem die Verſetzung in den Ruheſtand bei Geiſtlichen im kirchlichen Dienſte außerhalb 
Deutſchlands der Kirchenbehörde überlaſſen, bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen 
im Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion von der Zuſtimmung der Kirchenbehörde 
abhängig gemacht wird. 


5 
917. 

In den Fällen des § 16 iſt für jeden zur Ruhegehaltskaſſe zugelaſſenen Geijt- 
lichen während der Dauer ſeines Amtes ein jährlicher Beitrag an die Ruhegehalts⸗ 
kaſſe zu leiſten, welcher, wenn das Dienſteinkommen unter 4 000 Mark beträgt, auf 
1 Prozent, wenn es höher iſt, aber unter 6 000 Mark bleibt, auf 1½ Prozent, 
wenn es 6 000 Mark und darüber beträgt, auf 2 Prozent des durch 100 teilbaren 
Geſamtbetrags des Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. Der Beitrag muß in den 
Fällen des $ 16 unter b von der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen 
werden. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig 
und portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen ſind ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


9518. 

Die Beſtimmungen des § 15 finden auf Militärpfarrer ſowie auf die nicht 
unter $ 16 fallenden Geiſtlichen bei Straf-, Kranken- und ſonſtigen öffentlichen An⸗ 
ſtalten keine Anwendung. 

919. 

Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor voll- 
endetem 11. Dienſtjahr eintritt, % und ſteigt mit jedem weiter zurückgelegten 
Dienſtjahre bis zum vollendeten 30. Dienſtjahr um % von da ab um ¼2 bis zum 
Höchſtbetrage von ¼ des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 22). 

Das Ruhegehalt ſoll in dieſen Fällen nicht unter 1800 Mark und nicht 
über 6 000 Mark, bei Emeritierung vor vollendetem 10. Dienſtjahre nicht über 
1800 Mark betragen. 

Überſteigt das hiernach berechnete Ruhegehalt das ruhegehaltsfähige Dienſt⸗ 
einkommen, ſo wird nur der Betrag des letzteren als Ruhegehalt gezahlt. 

Überſchießende Teile einer Mark werden zu einer vollen Mark abgerundet. 


§ 20. 

Hinſichtlich der Berechnung des anrechnungsfähigen Dienſtalters der Geiſtlichen 
ſind die zur Zeit bei der Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds maß— 
gebenden Grundſätze ſolange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen 
vorgeſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. N 

Hat der Geiſtliche in Erfüllung der aktiven Dienſtpflicht im ſtehenden Heere 
oder in der Marine gedient, ſo wird die darauf verwendete Zeit ſeinem Dienſtalter 
zugerechnet. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bei Geiſtlichen, welche ihrer aktiven 
Dienſtpflicht während ihres theologiſchen Studiums genügt haben, nur inſoweit An⸗ 
wendung, als das letztere über ſechs Semeſter ausgedehnt worden iſt. 
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Für jeden Krieg, an welchem ein Geiſtlicher im preußiſchen oder im Reichs⸗ 
heer oder in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine oder bei den Kaiſerlichen 
Schutztruppen teilgenommen hat, wird demſelben zu der wirklichen Dauer der Dienſt⸗ 
zeit ein Jahr hinzugerechnet; jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr fallende 
Kriege die Anrechnung nur eines Kriegsjahrs zuläſſig. 


98.21. 

Bei Bemeſſung des Ruhegehalts werden nur ſolche Dienſtjahre berückſichtigt, 
während welcher der Geiſtliche in einem nach § 15 Rechte auf Ruhegehalt ge⸗ 
währenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an die Ruhegehaltskaſſe angeſchloſſen 
geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach 8 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vor⸗ 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiftliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zur Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe zu leiſten übernimmt. i 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr gemäß 817 
Abſ. 1 nach der Höhe desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche 
zur Zeit ſeines Antrags (Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Ein- 
tritt in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen 
und muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die bei der Emeritierung noch nicht gezahlten Beiträge können nach Ermeſſen 
des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Ruhegehalt eingezogen werden. 
Im Falle des Todes erſtreckt ſich der Anſpruch der Ruhegehaltskaſſe nur auf die bis 
dahin fällig gewordenen Beträge. 

§ 22. 


Der Betrag des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens (§ 19) wird für die 

Zwecke der Ruhegehaltskaſſe nach Maßgabe der folgenden Grundſätze feſtgeſetzt: 

1. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe verſichert ſind, 
werden das Grundgehalt, die Alterszulagen und eine etwa aus der Alters- 
zulagekaſſe zu leiſtende Entſchädigung zuſammengerechnet. Zuſchüſſe zum 
Grundgehalte werden eingerechnet, ſoweit fie dauernd für die Pfarrſtelle 
oder auf die Amtsdauer des Stelleninhabers bewilligt und von der 
Kirchenregierung im Einvernehmen mit dem Vorſtand ausdrücklich als 
ruhegehaltsfähig anerkannt worden ſind. 

„Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind, 
iſt das kirchenbehördlich feſtgeſtellte Pfründeneinkommen oder, wenn der 
Stelleninhaber nach Maßgabe beſonderer Gehaltsregulative oder ähnlicher 
Einrichtungen beſoldet wird, das hierin feſtgeſtellte Dienſteinkommen 
maßgebend. i f 

3. Inländiſche kirchliche Amter, welche mit einem inländiſchen geiſtlichen 
Hauptamte dauernd vereinigt ſind, werden als zu letzterem gehörig be⸗ 
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handelt, wenn fie keinen beſonderen Ruhegehaltsanſpruch gewähren. Die 
den Superintendenten (Dekanen, Pröpſten) und in ähnlichen Stellungen 
befindlichen Geiſtlichen gewährten Ephoralbezüge können von der Kirchen⸗ 
regierung bis zum Höchſtbetrage von 750 Mark als ruhegehaltsfähig 
erklärt werden. 

4. Das Einkommen aus einem mit einer geiſtlichen Stelle verbundenen Schul⸗ 
amt iſt dem Einkommen der Stelle nur inſoweit zuzurechnen, als das 
Schulamt nicht einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Ruhegehalt gewährt. 

„Die Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung wird mit dem feſten 
Betrage von 800 Mark angerechnet. 


oO 


9 23. 


Die Verſetzung in den Ruheſtand und die Entſcheidung über die Höhe des 
aus der Ruhegehaltskaſſe zu gewährenden Ruhegehalts erfolgt durch die zuſtändige 
Kirchenbehörde. Die Entſcheidung über die Höhe des Ruhegehalts bedarf der Zu— 
ſtimmung des Vorſtandes der Ruhegehaltskaſſe, welche jedoch nur dann verſagt 
werden darf, wenn der Geiſtliche nicht Inhaber einer der nach den SS 15 und 16 
zum Ruhegehalte berechtigenden Stellen oder wenn das Ruhegehalt nicht nach Maß⸗ 
gabe der §§ 19 bis 22 berechnet iſt. N 


N § 24. 
Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes Kalendervierteljahr im voraus. 


9 25. 


Hinterläßt ein Geiſtlicher, welcher Ruhegehalt bezieht , eine Witwe oder eheliche 
Nachkommen, ſo wird das Ruhegehalt noch für die auf den Sterbemonat folgenden 
drei Monate (Gnadenvierteljahr) gezahlt. Die Zahlung erfolgt im voraus in einer 
Summe. 

An welchen der Beteiligten die vor dem Tode des Emeritus nicht erhobenen 
und die nach Abſ. 1 zu leiſtenden Beträge gültig zu zahlen find, beſtimmt die zu- 
ſtändige Kirchenbehörde. 

Die im Abſ. 1 beſtimmte Zahlung findet auf Anordnung der zuſtändigen 
Kirchenbehörde auch dann ſtatt, wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden 
Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder 
überwiegend geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt oder wenn und ſoweit der 
Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung 
zu decken. 

§ 26. 


Bezieht ein Emeritus infolge anderweiter Anſtellung in einem öffentlichen 
Amte ein Dienſteinkommen, ſo ruht das Recht auf Ruhegehalt, ſoweit der Betrag 
des neuen Einkommens mit dem Ruhegehalte zuſammen das bei der Verſetzung in 
den Ruheſtand bezogene Dienſteinkommen überſteigt. 
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Der Anſpruch auf Ruhegehalt hört auf, wenn dem Emeritus ſtrafrechtlich 
die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden oder wenn er durch eine im Diſziplinar⸗ 
verfahren ergangene rechtskräftige Entſcheidung der Kirchenbehörde oder durch Ent⸗ 
ſagung die Rechte des geiſtlichen Standes in der evangeliſchen Kirche verliert. 


§ 27. 

Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
bereits im Amte befindlichen Geiſtlichen bewendet es, unbeſchadet der Vorſchriften 
des § 20, bei den bisherigen Feſtſetzungen ihrer Kirchenbehörde. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des § 21 Abſ. 2 bis 5. 


§ 28. 

Zuſchüſſe zum Grundgehalt oder andere Zulagen, welche vor Inkrafttreten 
dieſer Satzungen bewilligt worden ſind und nach § 20 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes 
beſtehen bleiben, gelten inſoweit als ruhegehaltsfähig, als ſie es nach bisherigem 
Rechte waren. 

9 209. 

Den bei Errichtung der Ruhegehaltskaſſe in den beteiligten Landeskirchen 
bereits in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen und deren Hinterbliebenen zahlt die 
Ruhegehaltskaſſe ihre bisherigen aus einem landeskirchlichen Fonds geleiſteten Bezüge, 
ſoweit dieſe die nach den 88 19 bis 22 zu zahlenden Beträge nicht überſteigen. 

Auf die Entſcheidung über die Höhe der hiernach von der Kaffe zu leiſtenden 
Zahlungen finden die Vorſchriften des § 23 entſprechende Anwendung. 


8 30. 
Die Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 tritt erſt am 1. April 1916 in Kraft. 


8 
Dj € 
Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 
ö § 32. 
Anderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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Ruhegehaltsordnung 
für 


die Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz 
Schleswig⸗-Holſtein. 
Vom 26. Mai 1909. 


. i DR Ä 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſamtſynode der evangeliſch- lutheriſchen Kirche der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein, für die genannte Kirche, was folgt; 
See 

Ein in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als 
Lehrer an einer landeskirchlichen theologiſchen Lehranſtalt unter Beſtätigung des 
Kirchenregiments auf Lebenszeit angeſtellter Geiſtlicher kann, wenn er infolge eines 
körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte 
zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt, in den Ruheſtand verſetzt werden. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung der Verſetzung in den Ruheſtand. 


8.2. 
Geiftliche im Ruheſtand erhalten ein Ruhegehalt nach Maßgabe der anliegenden 


Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete 


des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


8.3. 

Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiftlichen zur 
Ruhegehaltskaſſe befindet das Konſiſtorium auf beſonderen Antrag der Beteiligten. 

Für Geiſtliche an Anſtalten oder Vereinen im Dienſte der inneren oder äußeren 
Miſſion iſt dabei, ſofern ihr Einkommen den Betrag von 5 999 Mark überſteigt, 
für die Dauer ihres Anſchluſſes an die Ruhegehaltskaſſe die Beſtimmung im § 11 
Abſ. 3 maßgebend. 5 

Auf die bisher zum Emeritierungsfonds der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein zugelaſſenen Geiſtlichen des Abſ. 1 finden die vorſtehenden 
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Vorſchriften ebenfalls Anwendung; kommt eine neue Vereinbarung innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten des Kirchengeſetzes mit den Beteiligten nicht zuſtande, ſo 
bleiben die bisher getroffenen Vereinbarungen in Kraft. 

Vorſtehende Vorſchriften finden hinſichtlich des Emeritierungsfonds auf die 
Pfarrgeiſtlichen derjenigen Perſonalgemeinden ($ 112 der Kicchengemeinde- und Sy⸗ 
nodalordnung vom 4. November 1876), welche der evangeliſch⸗ lutheriſchen Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein angehören, entſprechende Anwendung. 


ö SA. 

Das Ruhegehalt in den Fällen des § 12 Abſ. 2 des Kirchengeſetzes, betreffend 
die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten, vom 15. September 1889 (Kicchl. Gef.- u. 
Verordn.⸗Bl. S. 67ff.) darf die Hälfte der im § 19 der Satzungen vorgeſchriebenen 
Teilſätze und den Betrag von 2 400 Mark nicht überſteigen. 

Durch Beſchluß des Konſiſtoriums kann auch außer den Fällen des Abſ. 1 
ſolchen Geiſtlichen der im § 1 des gegenwärtigen Kirchengeſetzes bezeichneten Art, 
welche ſich ihrer aus diſziplinariſchen Gründen erforderlichen Entfernung aus dem 
Amte zur Vermeidung eines förmlichen oder zur Erledigung eines bereits eingeleiteten 
Diſziplinarverfahrens freiwillig unterwerfen, auch wenn ſie noch dienſtfähig ſind, ein 
nach Abſ. 1 zu bemeſſendes Ruhegehalt auf Zeit oder Lebensdauer bewilligt werden, 
falls Umftände vorliegen, welche die Abſtandnahme von dem förmlichen Difziplinar- 
verfahren im kirchlichen Intereſſe angezeigt erſcheinen laſſen. : 

Das Konſiſtorium ift ermächtigt, ſolchen früheren Geiftlichen, welche den An- 
ſpruch auf Ruhegehalt infolge diſziplinariſcher oder ſtrafgerichtlicher Entſcheidung oder 
infolge Verzichts auf das Kirchenamt oder die Rechte des geiſtlichen Standes zur 
Vermeidung von Diſziplinarunterſuchungen verloren haben, einmalige oder wieder— 
kehrende Unterſtützungen zu gewähren. 

Die Unterſtützung darf die im Abſ. 1 vorgeſchriebenen Höchſtſätze nicht überſteigen. 


§ 5. 

Das Konſiſtorium iſt ermächtigt, dienſtunfähig gewordenen Hilfsgeiſtlichen ein 
Ruhegehalt zu gewähren, welches die im $ A Abſ. 1 vorgeſchriebenen Höchſtſätze nicht 
überſteigen darf. 

6 ö 

Die Verſetzung in den Ruheſtand erfolgt durch das Konſiſtorium. 

Die beſtehenden Vorſchriften über das Verfahren bei Verſetzungen in den Ruhe— 
ſtand bleiben unberührt, ſoweit ſich nicht aus dieſem Kirchengeſez oder aus den 
Satzungen der Ruhegehaltskaſſe ein anderes ergibt. 


85275 
Dem Konſiſtorium ſteht die Verwaltung und Vertretung des im Eigentume der 
Landeskirche verbleibenden Emeritieruugsfonds für die evangeliſch-lutheriſche Kirche 
der Provinz Schleswig⸗Holſtein zu. 


„ 


88. | 

Der Landeskirche ſtehen zur Deckung der ihr nach den §§ 12 und 13 der 
Satzungen obliegenden Leiſtungen an die Ruhegehaltskaſſe ſowie der auf Grund dieſes 
Kirchengeſetzes zu gewährenden, nicht von der gemeinſamen Ruhegehaltskaſſe zu tragenden 
Ruhegehalte und Unterſtützungen folgende Einnahmen zur Verfügung: 

a) die Zuſchüſſe, welche ihr aus Staatsfonds gewährt werden; 

p) die Sinfen der bei dem Emeritierungsfonds für die evangeliſch⸗lutheriſche 

Kirche der Provinz Schleswig ⸗Holſtein bisher angeſammelten und weiter 
anzuſammelnden Kapitalien; 

e) die in dem § 11 erwähnten Abgaben; 

d) ein Zuſchuß der Geſamtſynodalkaſſe, deſſen jährlicher Betrag nach Maß⸗ 
gabe des Bedürfniſſes durch Beſchluß des Konſiſtoriums alljährlich feſt⸗ 
geſtellt wird. 

§ 9. 

Den gegenwärtig im Ruheſtande befindlichen Geiſtlichen verbleiben ihre bis⸗ 

herigen Bezüge. 

§ 10. i 

8 Auf die gegenwärtig im Amte befindlichen Geiſtlichen finden vorbehaltlich des 
83 Abſ. 3 für den Fall ihrer Verſetzung in den Ruheſtand die Beſtimmungen dieſes 
Kirchengeſetzes auch dann Anwendung, wenn ſie ſich der durch das Kirchengeſetz, 
betreffend die Emeritierungsordnung für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein, vom 2. März 1891 G(irchl. Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. S. 20) und 
durch die ergänzenden Geſetze geſchaffenen neuen Ordnung nicht angeſchloſſen haben. 

Wenn ein ſolcher Geiſtlicher bei ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand nach den 
bisher für ihn maßgebend geweſenen Vorſchriften ein höheres Ruhegehalt als nach 
dieſem Kirchengeſetz und den Satzungen zu beanſpruchen haben würde, jo wird ihm 
der Mehrbetrag unbeſchadet der Verpflichtungen Dritter aus den im § 8 bezeichneten 
Mitteln gezahlt. f 

§ 11. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes kommt für die bei der Alters- 
zulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen die Verpflichtung zur Leiſtung noch nicht fälliger 
Pfründen⸗ (Stellen-) Abgaben in Wegfall. 

Das Gleiche gilt von der Verpflichtung zur Leiſtung von Pfarrbeiträgen 
(Prozentabgaben). 

Für die nicht bei der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen verbleibt es bei 
den bisherigen Beſtimmungen mit der Maßgabe, daß durch die Pfründenabgaben und 
Pfarrbeiträge das Dienſteinkommen nicht unter denjenigen Betrag ſinken darf, den 
der Stelleninhaber, ſtände er in der Gehaltsklaſſe IX des 8 2 des Pfarrbeſoldungs⸗ 
geſetzes, nach ſeinem Dienſtalter beziehen würde. a 

Dem Konſiſtorium bleibt die Entſcheidung darüber vorbehalten, ob und inwie⸗ 
weit eine bei Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes bereits beſtehende Verpflichtung zur 
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Leiſtung einer einmaligen Abgabe gemäß § 14 Ziffer 3 der Emeritierungsordnung 

vom 13. Dezember 1904 (Kirchl. Gef.- u. Verordn.⸗Bl. ©. 94) auch ferner fort⸗ 

dauern ſoll, ebenſo darüber, ob und inwieweit den im § 10 bezeichneten Geiſtlichen 

Nachzahlungen unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften im § 21 Abſ. 2 bis 5 

der Satzungen auferlegt werden können. g 
Eine Erſtattung bereits geleiſteter Zahlungen findet nicht ſtatt. 


§ 12. 

Die Mitglieder des Ausſchuſſes der Geſamtſynode haben in der im § 95 der 
Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 4. November 1876 bezeichneten Weiſe 
an den Entſchließungen des Konſiſtoriums teilzunehmen bei nachfolgenden Ent- 
ſcheidungen: 

a) über die gegen den Willen eines Geiſtlichen oder des demſelben beſtellten 

Vormundes ftattfindende Emeritierung; 

p) über die Höhe des Ruhegehalts, inſoweit von den Geiſtlichen Einwen⸗ 

dungen erhoben werden; 

e) über die Bewilligung eines Ruhegehalts oder einer Unterſtützung in den 

Fällen der SS 4 und 5 dieſes Kirchengeſetzes; 

d) über Entlaſtung der Rechnungen des Emeritierungsfonds; 

e) über den Antrag der Beteiligten auf Zulaſſung der im $ 16 der Satzungen 

bezeichneten Geiſtlichen zur Ruhegehaltskaſſe; 

) in den Fällen des § 11 Abſ. 4. 


§ 13. 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen insbeſondere des Kirchen— 
geſetzes, betreffend die Emeritierungsordnung der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Schleswig-Holſtein, vom 2. März 1891 (Kirchl. Gef.» u. Verordn.⸗Bl. 
S. 20) mit ſeinen Abänderungen und Ergänzungen, werden mit den ſich aus dieſem 
Kirchengeſetz ergebenden Maßgaben aufgehoben. 

§ 14. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 
| 8.10. 

Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(J. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 
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Satzungen, 
betreffend 


die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


Sale 
Die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame Ein⸗ 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landes, 
kirchen behufs Gewährung von Ruhegehältern an emeritierte Geiſtliche. Sie wird 
unter dem Namen 
„Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ 
von einem Vorſtand und Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger Fonds verwaltet. 


9 2. 
Der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
ſizende, fein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 
9 3. a 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be⸗ 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 
a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 


32 Mitglieder; 
p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover 8 eh 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein .ecrnneeeneeen ne 5 . 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
des Konſiſtorialbezirkes Caſſel rer ncenn: 5 + 3 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 
bezirkes Wiesbaden . en 3 . ; 
) die Geſamtſynode der evangeliſch-reformierten Kirche der 
Pro bing ano ee 2 + 
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Die Gewählten bleiben fo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teilzu⸗ 
nehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


9 4. 


Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geftattet werden kann, De 
ſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


8 5. 


Der Vorſtand vertritt die Ruhegehaltskaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuftändigen Kirchenbehörden für die Ein⸗ 
ziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an die Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Ruhegehälter, trifft auch die näheren Be⸗ 
ſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Ruhegehaltskaſſe für jedes 
ſtechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung für jedes ab- 
gelaufene Jahr zur Abnahme vor. 


§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit⸗ 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im $ 12 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; 

2. über Erhöhung der den Emeriten zu zahlenden Ruhegehälter durch Ab- 

änderung der im § 19 feſtgeſetzten Skala; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 

einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

5. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Ruhegehaltskaſſe, welche 


ihm vom Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des Aus⸗ 
ſchuſſes angeregt werden. 


7 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs- 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen — abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme — zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


9 8. 5 
Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu- 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzu⸗ 
legen iſt. 
98 9 


Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Ruhegehaltskaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden Beſtimmungen, vorbehaltlich einer anderweiten 
Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


8 10 a 
3 + 
Die Ruhegehaltskaſſe hat einen Reſervefonds anzuſammeln. 


§ 11. 
Der Ruhegehaltskaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 
1. die in den SS 17 und 21 bezeichneten Beiträge; 
2. die Beiträge der Landeskirchen (88 12, 13); 
3. die Beiträge des Staates. 
§ 12. 


Die Landeskirchen find verpflichtet, der Ruhegehaltskaſſe diejenigen Beträge 
zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen. Ein- 
nahmen (8 11 Ziffer 1, 3) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge zu decken. 


9 13. 


Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all- 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staats⸗ 
einkommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagung für das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 

Wenn und ſolange die Geſamtzahl der in einer Landeskirche in den Ruheſtand 
verſetzten Geiſtlichen zwölf vom Hundert der Anzahl ihrer Pfarrſtellen beziehungs⸗ 
weiſe Geiſtlichen ($$ 15, 16) überſchreitet, iſt der Vorſtand ermächtigt, falls die 
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finanzielle Belaftung der Kaffe es erforderlich erſcheinen läßt, von dieſer Landeskirche 
für jeden weiteren Emeritierungsfall einen jährlichen Sonderbeitrag in der Höhe der 
durch dieſen Fall der Kaſſe erwachſenden Mehrleiſtung zu erheben. 


9 14. 


Den oberſten Synoden der an der Ruhegehaltskaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Verwaltung 
der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


9 15. 


Jeder innerhalb einer beteiligten Landeskirche in einer dauernd errichteten 
Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen 
Lehranſtalt unter Beſtätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angeftellte Geiſtliche 
erhält, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner 
körperlichen oder geiftigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig 
und deshalb von der zuſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzt worden 
iſt, ein lebenslängliches Ruhegehalt aus der Ruhegehaltskaſſe. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt. 

Darüber, ob eine Pfarrſtelle als dauernd errichtet anzuſehen iſt, entſcheidet 
endgültig der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe. 


8 16. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf ordinierte Geiſtliche 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſtlichen 
für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landeskirche 
angeſchloſſen find, 

p) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
jedoch zu a) und b) nur dann, wenn und ſolange dem Geiſtlichen der Anſchluß an 
die Ruhegehaltskaſſe von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer 
Vereinbarung geſtattet wird. Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den 
Beteiligten gemäß § 17 zu übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Voraus- 
ſetzung für die Gewährung des Ruhegehalts. 

Der Anſchluß an die Ruhegehaltskaſſe kann den vorbezeichneten Geiſtlichen 
geſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt und wenn 
außerdem die Verſetzung in den Ruheſtand bei Geiſtlichen im kirchlichen Dienſte 
außerhalb Deutſchlands der Kirchenbehörde überlaſſen, bei Geiſtlichen an Anſtalten 
und Vereinen im Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion von der Zuſtimmung 
der Kirchenbehörde abhängig gemacht wird. 


Ze 


9 17 


In den Fällen des § 16 iſt für jeden zur Ruhegehaltskaſſe zugelaſſenen 
Geiſtlichen während der Dauer ſeines Amtes ein jährlicher Beitrag an die Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe zu leiſten, welcher, wenn das Dienſteinkommen unter 4000 Mark 
beträgt, auf 1%, wenn es höher iſt, aber unter 6000 Mark bleibt, auf 1½%, 
wenn es 6000 Mark und darüber beträgt, auf 2% des durch 100 teilbaren 
Geſamtbetrags des Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. Der Beitrag muß in den 
Fällen des § 16 unter b von der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig 
und portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen find ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


9 18. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auf Militärpfarrer ſowie auf die nicht 
unter § 16 fallenden Geiſtlichen bei Straf-, Kranken- und ſonſtigen öffentlichen 
a Anſtalten keine Anwendung. 


§ 19. 


Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor vollendetem 
11. Dienſtjahr eintritt, ¾0 und ſteigt mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre 
bis zum vollendeten 30. Dienſtjahr um 0, von da ab um ½20 bis zum Höchſt— 
betrage von ½ des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 22). 

Das Ruhegehalt ſoll in dieſen Fällen nicht unter 1800 Mark und nicht 
über 6000 Mark, bei Emeritierung vor vollendetem 10. Dienſtjahre nicht über 
1800 Mark betragen. 

Überſteigt das hiernach berechnete Ruhegehalt das ruhegehaltsfähige Dienft- 
einkommen, ſo wird nur der Betrag des letzteren als Ruhegehalt gezahlt. 

Überſchießende Teile einer Mark werden zu einer vollen Mark abgerundet. 


§ 20. 

Hinſichtlich der Berechnung des anrechnungsfähigen Dienſtalters der Geiſtlichen 
find die zur Zeit bei der Verwaltung des Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds maß⸗ 
gebenden Grundſätze ſolange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen 
vorgeſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. f 

Hat der Geiſtliche in Erfüllung der aktiven Dienſtpflicht im ſtehenden Heere 
oder in der Marine gedient, ſo wird die darauf verwendete Zeit ſeinem Dienſtalter 
zugerechnet. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bei Geiſtlichen, welche ihrer aktiven 
Dienſtpflicht während ihres theologiſchen Studiums genügt haben, nur inſoweit 
Anwendung, als das letztere über ſechs Semeſter ausgedehnt worden iſt. 


„ N Ve 


Für jeden Krieg, an welchem ein Geiſtlicher im preußiſchen oder im Reichs⸗ 
heer oder in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine oder bei den Kaiſerlichen 
Schutztruppen teilgenommen hat, wird demſelben zu der wirklichen Dauer der Dienſt⸗ 
zeit ein Jahr hinzugerechnet; jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr fallende 
Kriege die Anrechnung nur eines Kriegsjahrs zuläſſig. 


§ 21. 

Bei Bemeſſung des Ruhegehalts werden nur ſolche Dienftjahre berückſichtigt, 
während welcher der Geiftliche in einem nach $ 15 Rechte auf Ruhegehalt gewährenden 
Amte geſtanden hat oder nach § 16 an die Ruhegehaltskaſſe angeſchloſſen geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Bor- 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zur Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe zu leiſten übernimmt. a 

Der Beitrag iſt für jedes nach Ab. 2 anzurechnende Dienſtjahr gemäß $ 17 
Abſ. 1 nach der Höhe desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche 
zur Zeit feines Antrags (Abs. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen 
und muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die bei der Emeritierung noch nicht gezahlten Beiträge können nach Ermeſſen 
des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Ruhegehalt eingezogen werden. 
Im Falle des Todes erſtreckt ſich der Anſpruch der Ruhegehaltskaſſe nur auf die 
bis dahin fällig gewordenen Beträge. 

a $ 22. 

Der Betrag des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 19) wird für die 
Zwecke der Ruhegehaltskaſſe nach Maßgabe der folgenden Grundſätze feſtgeſetzt: 

1. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe verſichert find, werden 
das Grundgehalt, die Alterszulagen und eine etwa aus der Alterszulage- 
kaſſe zu leiſtende Entſchädigung zuſammengerechnet. Zuſchüſſe zum Grund⸗ 
gehalte werden eingerechnet, ſoweit fie dauernd für die Pfarrſtelle oder 
auf die Amtsdauer des Stelleninhabers bewilligt und von der Kirchen⸗ 
regierung im Einvernehmen mit dem Vorſtand ausdrücklich als ruhegehalts⸗ 
fähig anerkannt worden ſind. 

2. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind, 
iſt das kirchenbehördlich feſtgeſtellte Pfründeneinkommen oder, wenn der 
Stelleninhaber nach Maßgabe beſonderer Gehaltsregulative oder ähnlicher 
Abend beſoldet wird, das hierin feſtgeſtellte Dienſteinkommen map- 
gebend. ; 

3, Inländiſche kirchliche Amter, welche mit einem inländischen geiſtlichen 
Hauptamte dauernd vereinigt find, werden als zu letzterem gehörig be- 
handelt, wenn ſie keinen beſonderen Ruhegehaltsanſpruch gewähren. Die 


„ Ba3:- - 


den Superintendenten (Dekanen, Pröpſten) und in ähnlichen Stellungen 
befindlichen Geiſtlichen gewährten Ephoralbezüge können von der Kirchen⸗ 
regierung bis zum Höchſtbetrage von 750 Mark als ruhegehaltsfähig 
erklärt werden. 

4. Das Einkommen aus einem mit einer geiſtlichen Stelle verbundenen Schul⸗ 
amt iſt dem Einkommen der Stelle nur inſoweit zuzurechnen, als das 
Schulamt nicht einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Ruhegehalt gewährt. 

5. Die Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung wird mit dem feſten 
Betrage von 800 Mark angerechnet. 


9 23. 


Die Verſetzung in den Ruheſtand und die Entſcheidung über die Höhe des 
aus der Ruhegehaltskaſſe zu gewährenden Ruhegehalts erfolgt durch die zuſtändige 
Kirchenbehörde. Die Entſcheidung über die Höhe des Ruhegehalts bedarf der Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſtandes der Ruhegehaltskaſſe, welche jedoch nur dann verſagt 
werden darf, wenn der Geiſtliche nicht Inhaber einer der nach den §§ 15 und 16 
zum Ruhegehalte berechtigenden Stellen oder wenn das Ruhegehalt nicht nach Maß⸗ 
gabe der §§ 19 bis 22 berechnet iſt. 


§ 24. 
Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes Kalendervierteljahr im voraus. 


8 25. 


Hinterläßt ein Geiſtlicher, welcher Ruhegehalt bezieht, eine Witwe oder eheliche 
Nachkommen, ſo wird das Ruhegehalt noch für die auf den Sterbemonat folgenden 
drei Monate (Gnadenvierteljahr) gezahlt. Die Zahlung erfolgt im voraus in einer 
Summe. 

An welchen der Beteiligten die vor dem Tode des Emeritus nicht erhobenen 
und die nach Abſ. 1 zu leiſtenden Beträge gültig zu zahlen find, beſtimmt die zu⸗ 
ſtändige Kirchenbehörde. 

Die im Abf. 1 beſtimmte Zahlung findet auf Anordnung der zuſtändigen 
Kirchenbehörde auch dann ſtatt, wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden 
Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder 
überwiegend geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt oder wenn und ſoweit der 
Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung 
zu decken. 


8 26. 


Bezieht ein Emeritus infolge anderweiter Anſtellung in einem öffentlichen 
Amte ein Dienſteinkommen, ſo ruht das Recht auf Ruhegehalt, ſoweit der Betrag 
des neuen Einkommens mit dem Ruhegehalte zuſammen das bei der Verſetzung in den 
Ruheſtand bezogene Dienſteinkommen überſteigt. 


— 244 — 


Der Anſpruch auf Ruhegehalt hört auf, wenn dem Emeritus ſtrafrechtlich die 
bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden oder wenn er durch eine im Diſziplinar⸗ 
verfahren ergangene rechtskräftige Entſcheidung der Kirchenbehörde oder durch Ent- 
ſagung die Rechte des geiſtlichen Standes in der evangeliſchen Kirche verliert. 


U 


8 27. 


Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
bereits im Amte befindlichen Geiſtlichen bewendet es, unbeſchadet der Vorſchriften des 
$ 20, bei den bisherigen Feſtſetzungen ihrer Kirchenbehörde. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des § 21 Abſ. 2 bis 5. 


9 28. 


Zuſchüſſe zum Grundgehalt oder andere Zulagen, welche vor Inkrafttreten 
dieſer Satzungen bewilligt worden find und nach § 20 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes 
beſtehen bleiben, gelten inſoweit als ruhegehaltsfähig, als ſie es nach bisherigem 
Rechte waren. 

8 29. 


Den bei Errichtung der Ruhegehaltskaſſe in den beteiligten Landeskirchen bereits 
in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen und deren Hinterbliebenen zahlt die Ruhe— 
gehaltskaſſe ihre bisherigen, aus einem landeskirchlichen Fonds geleiſteten Bezüge, 
ſoweit dieſe die nach den SS 19 bis 22 zu zahlenden Beträge nicht überſteigen. 

Auf die Entſcheidung über die Höhe der hiernach von der Kaſſe zu leiſtenden 


Zahlungen finden die Vorſchriften des § 23 entſprechende Anwendung. 


§ 30. 
Die Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 tritt erſt am 1. April 1916 in Kraft. 


§ 31. 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

$ 32. 


Anderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


Anlage 3%. 


Ruhegehaltsordnung 
für 


die Geiftlichen der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorial⸗ 
bezirkes Caſſel. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſamtſynode für die evangeliſchen Kirchengemein⸗ 
ſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, was folgt: 


Sk 

Ein in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als 
Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen Lehranſtalt unter Beſtätigung des Kirchen- 
regiments auf Lebenszeit angeftellter Geiftlicher kann, wenn er infolge eines körper⸗ 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte 
zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt, in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt werden. N 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung der Verſetzung in den Ruheſtand. 


§ 2. ö 
Geiſtliche im Ruheſtand erhalten ein Ruhegehalt nach Maßgabe der an- 


liegenden Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der 
im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


8 3. 
Das Konfiftorium kann unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes 
auch einem Hilfspfarrer, welcher aus einem der im § 1 Abſ. 1 angeführten Gründe 
aus dem Kirchendienſt ausſcheidet, ein Ruhegehalt auf Zeit oder Lebensdauer be- 
willigen. 
Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10 952.) 38 
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§ 4. 

über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zur 
Ruhegehaltskaſſe befindet das Konſiſtorium auf beſonderen Antrag der Beteiligten. 

Für Geiſtliche an Anſtalten oder Vereinen im Dienſte der inneren oder 
äußeren Miſſion iſt dabei, ſofern ihr Einkommen den Betrag von 5 999 Mark 
überſteigt, für die Dauer ihres Anſchluſſes an die Ruhegehaltskaſſe die Verpflichtung 
zur Leiſtung einer Stellenabgabe nach Maßgabe des 8 13 zu übernehmen. 

Auf die bisher zur Ruhegehaltskaſſe des Konſiſtorialbezirkes Caſſel zugelaſſenen 
Geiſtlichen findet die Vorſchrift des Abſ. 1 ebenfalls Anwendung, ſoweit das 
Konſiſtorium es innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes mit 
den Beteiligten vereinbart. Andernfalls bleiben die bisher getroffenen Vereinbarungen 
in Kraft. 

8 5. 

Wenn ein Geiſtlicher, gegen welchen das förmliche Diſziplinarverfahren ein⸗ 
geleitet worden iſt, aus dem Kirchendienſt ausſcheidet, oder wenn ein Geiſtlicher aus 
diſziplinariſchen Gründen entlaſſen wird, ſo kann das Konſiſtorium unter Mitwirkung 
des Geſamtſynodalausſchuſſes demſelben bei vorhandener Bedürftigkeit ein Ruhe⸗ 
gehalt entweder auf Zeit oder Lebensdauer bewilligen. 

Das Ruhegehalt darf die Hälfte der im § 19 der Satzungen vorgeſchriebenen 
Teilſätze und den Betrag von 2 400 Mark nicht überſteigen. 


; 8 6. 

Das Konſiſtorium iſt ermächtigt, unter Mitwirkung des Geſamtſynodalaus⸗ 
ſchuſſes einmalige und wiederkehrende Unterſtützungen für ſolche frühere Geiſtliche zu 
bewilligen, welche den Anſpruch auf Ruhegehalt infolge diſziplinariſcher oder ftraf- 
gerichtlicher Entſcheidung oder infolge Verzichts auf das Kirchenamt oder die 
Rechte des geiſtlichen Standes zur Vermeidung von Diſziplinarunterſuchungen ver- 
loren haben. 

Die einzelne Unterſtützung darf die im § 5 Abf. 2 vorgeſchriebenen Höchſtſätze 
nicht überſteigen. 


§ 7. 


Die Verſetzung in den Ruheſtand erfolgt durch das Konſiſtorium. 
Gegen die Verfügung des Konſiſtoriums ſteht den Beteiligten die Berufung 
an den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten zu. 


88. 


Dem Konſiſtorium ſteht die Verwaltung und Vertretung der im Eigentume 
der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel verbleibenden 
Ruhegehaltskaſſe des Konſiſtorialbezirkes Caſſel zu. ̃ 
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§ 9. 


Den evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel ſtehen 
für die ihnen nach den § 12, 13 der Satzungen obliegenden Leiſtungen an die 
Ruhegehaltskaſſe ſowie für die auf Grund dieſes Kirchengeſetzes zu gewährenden, nicht 
von der gemeinſamen Ruhegehaltskaſſe zu tragenden Ruhegehälter, Anterſtützungen 
und Beihilfen folgende Einnahmen zur Verfügung: — 

1. Zuſchüſſe, welche ihnen aus kirchlichen, Stiftungs- ſowie Staatsfonds ge⸗ 

währt werden; 

2. die Zinſen der bei der Ruhegehaltskaſſe des Konſiſtorialbezirkes Caſſel vor. 

handenen Kapitalien; 

3. die in den §§ 4 Abſ. 2 und 13 feſtgeſetzten Pfarrſtellenabgaben. 

Soweit dieſe Einnahmen nicht ausreichen, ſind die Mittel aus der Geſamt⸗ 
ſynodalkaſſe zu beſtreiten. Die Höhe der hierzu notwendigen landeskirchlichen Umlagen 
ſetzt das Konſiſtorium feſt. 

§ 10. 

Den gegenwärtig im Ruheſtande befindlichen Geiſtlichen verbleiben ihre bis. 
herigen Bezüge. 

Das Konſiſtorium iſt ermächtigt, unter Mitwirkung des Geſamtſynodalaus⸗ 
ſchuſſes den vor dem 1. April 1901 in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen bei nach⸗ 
gewieſener Bedürftigkeit einmalige Unterſtützungen zu gewähren. 


911. 


Unbeſchadet der Vorſchrift im § 29 der Satzungen bleiben die beſtehenden 
Nechtsverhältniſſe der Ruhegehaltskaſſe des Konſiſtorialbezirkes Caſſel unberührt. 


r $ 12. 

Die Beſtimmungen der $$ 19, 20, 22, 23 Satz 1 und 24 bis 26 der 
Satzungen finden auch in den Fällen Anwendung, in denen das Ruhegehalt aus der 
Ruhegehaltskaſſe des Konſiſtorialbezirkes Caſſel gezahlt wird, ſoweit ſich nicht aus 
dieſem Kirchengeſetz ein anderes ergibt. 

Si 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes kommt für die bei der Alters⸗ 
zulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen die Verpflichtung zur Leiſtung noch nicht fälliger 
Pfründenabgaben in Wegfall. 

Das Gleiche gilt von der Verpflichtung zur Leiſtung von Pfarrbeiträgen. 

Für die nicht bei der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen tritt an die 
Stelle der Pfarrbeiträge und der Pfründenabgaben eine jährliche Stellenabgabe nach 
Maßgabe der anliegenden Tabelle. Die Feſtſtellung des Dienſteinkommens erfolgt 


nach Anhörung des Stelleninhabers und des Diözeſanſynodalvorſtandes durch das N 


Konſiſtorium ohne Anrechnung des Wertes der Dienſtwohnung oder Mietsentſchädigung. 
38* 
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Durch dieſe Abgabe darf das Dienſteinkommen nicht unter denjenigen Betrag 
ſinken, den der Stelleninhaber, ſtände er in der Gehaltsklaſſe IX des § 2 des Pfarr⸗ 
beſoldungsgeſetzes, nach ſeinem Dienſtalter beziehen würde. 

Den beim Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes im Amte befindlichen Geiſtlichen 
ſteht es frei, für die Dauer ihres gegenwärtigen Amtes ſtatt der neuen Stellenabgabe 
die ihnen bisher obliegenden Pfarrbeiträge beziehungsweiſe Pfründenabgaben weiter zu 
entrichten, doch muß die dahingehende Abſicht dem Konſiſtorium vor Ablauf von ſechs 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes erklärt werden. 

Eine Erſtattung bereits geleiſteter Zahlungen findet nicht ſtatt. 


§ 14. 


Alle dieſem Kirchengeſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere des 
Kirchengeſetzes, betreffend Ruhegehaltsordnung für die Geiſtlichen der evangeliſchen 
Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, vom 11. März 1901 (Richt. 
Amtsbl. S. 25), werden mit den ſich aus den SS 8, 10 und 11 des gegenwärtigen 
Kirchengeſetzes ergebenden Maßgaben aufgehoben. Die §8 3, 5, 8, 12, 19 und 21 
Abſ. 1 des Kirchengeſetzes vom 11. März 1901 bleiben in Kraft. 


§ 15. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 


N $ 16. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 
(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter der geiftlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 


Tabelle zur Ruhegehaltsordnung. 
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Das der Beſteue⸗ 
rung zu Grunde 


Pfründen⸗ Prozent. gelegte abgerundete 
einkommen ſatz Pfründen⸗ 
einkommen beträgt 

Mark Mark 
6 000 bis 6 099 1 6 000 
6100 » 6199 1 6 100 
6200 » 6299 17 6200 
6 300 » 6 399 „ 6 300 
6 400 » 6 499 5 ů—5 6 400 
6500 „ 6 599 155 6 500 
6 600 » 6 699 18555 6 600 
6 700 » 6 799 15 6 700 
6 800 » 6 899 2 6 800 
6 900 » 6 999 2 6 900 
7000 » 7099 2¼ 7 000 
7 100 » 7199 271 7100 
7 200 » 7299 27 7200 
7300 » 7399 2½ 7 300 
7400 » 7499 3 7 400 
7500 » 7599 3 7500 
7600 » 7.699 3 7 600 
7700 » 7799 4 7700 
7800 » 7899 4 7800 
7900 » 7 999 4 7 900 
8 000 » 8 099 5 8 000 
8100 » 8 199 5 8 100 
8 200 » 8 299 5 8 200 
8 300 » 8 399 6 8 300 
8 400 » 8 499 6 8 400 
8 500 » 8599 6 8 500 
8 600 » 8 699 7 8 600 
8 700 » 8 799 7 8 700 
8 800 » 8 899 7 8 800 
8 900 » 8 999 8 8 900 
9 000 » 9 099 8 9 000 
9100 » 9199 8 9100 
9200 » 9299 8 9 200 
9 300 » 9 399 8 9 300 
9 400 » 9 499 8 9 400 
9 500 » 9599 9 9500 
9600 » 9699 9 9 600 
9 700 » 9799 9 9 700 
9 800 » 9899 9 9 800 
9 900 » 9 999 9 9 900 


Bei 10000 Mark Pfründe 


gabe 10 Prozent des auf volle 
Einkommens. 


neinkommen und darüber beträgt die Ab⸗ 
Hundert Mark nach unten abgerundeten 


Jahres- 
betrag der 
Abgabe 


Mark 


602 
609 
616 
712 
720 
728 
736 
744 
752 
855 
864 
873 
882 
891 


Anlage. 


Satzungen, 
betreffend 


die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


Sl; 

Die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame Ein- 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landes⸗ 
kirchen behufs Gewährung von Ruhegehältern an emeritierte Geiſtliche. Sie wird 
unter dem Namen N 

„Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiftliche‘! 
von einem Vorſtand und Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger Fonds verwaltet. 


Der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
figende, fein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 

| 9 8. 

Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der beteiligten 
Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode zu 
wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 

f 32 Mitglieder; 

p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Provinz Hannove⸗eerr rr 8 . N 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig⸗Holſte inn. 5 . ; 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſel . B 5 + g 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 

Bezirkes Wiesbaden VV 3 . 0 


f) die Geſamtſynode der evangeliſch⸗reformierten Kirche der 
Provinz Hannover.... 11 en 2 . 
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Die Gewählten bleiben fo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigfeit 
verlieren oder behindert find, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teil⸗ 
zunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


8 4. | 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Alters⸗ 
zulagekaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften gejtattet werden kann, beſchließt 
der Verwaltungsausſchuß. : 
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§ 5. 

Der Vorſtand vertritt die Ruhegehaltskaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die 
Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an die Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Ruhegehälter trifft auch die näheren Be⸗ 
ſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Ruhegehaltskaſſe für jedes 
Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über jedes 
abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 

§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal versammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit- 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im 8 12 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; N 

2. über Erhöhung der den Emeriten zu zahlenden Ruhegehälter durch Ab— 

änderung der im § 19 feſtgeſetzten Skala; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 

einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

A. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; f 

5. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Ruhegehaltskaſſe, welche 

ihm vom Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. BR 
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8 7. i 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen — abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme — zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


§ 8. i 
Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu- 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzu⸗ 
legen iſt. 8 
8 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſekoſten⸗ 
vergütung aus der Ruhegehalskaſſe nach den für die Staatsbeamten der 4. Rangklaſſe 
gegenwärtig geltenden Beſtimmungen, vorbehaltlich einer anderweiten Regelung durch 
den Verwaltungsausſchuß. 
5 $ 10. 
Die Ruhegehaltskaſſe hat einen Nefervefonds anzuſammeln. 


She 
Der Ruhegehaltskaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 
1. die in den §§ 17, 21 bezeichneten Beiträge 
2. die Beiträge der Landeskirchen ($$ 12, 13); 
3. die Beiträge des Staates. 
§ 12. 
Die Landeskirchen ſind verpflichtet, der Ruhegehaltskaſſe diejenigen Beträge zu- 
zuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen Einnahmen 
($ 11 Ziffer 1, 3) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge zu decken. 


91 

Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all- 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatseinkommen⸗ 
ſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuer— 
veranlagung für das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 

Wenn und ſolange die Geſamtzahl der in einer Landeskirche in den Ruheſtand 
verſetzten Geiſtlichen zwölf vom Hundert der Anzahl ihrer Pfarrſtellen beziehungs; 
weiſe Geiſtlichen (88 15, 16) überſchreitet, iſt der Vorſtand ermächtigt, falls die 
finanzielle Belaſtung der Kaſſe es erforderlich erſcheinen läßt, von dieſer Landeskirche 
für jeden weiteren Emeritierungsfall einen jährlichen Sonderbeitrag in der Höhe der 
durch dieſen Fall der Kaſſe erwachſenden Mehrleiſtung zu erheben. 


age 


914. 


Den oberſten Synoden der an der Ruhegehaltskaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Verwaltung 
der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


815. 


Jeder innerhalb einer beteiligten Landeskirche in einer dauernd errichteten 
Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen 
Lehranſtalt unter Beſtätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angeſtellte Geiſt⸗ 
liche erhält, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche 
ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd 
unfähig und deshalb von der zuſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzt 
worden ift, ein lebenslängliches Ruhegehalt aus der Ruhegehaltskaſſe. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt. 

Darüber, ob eine Pfarrſtelle als dauernd errichtet anzuſehen ift, entſcheidet end- 
gültig der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe. 

$ 16. 
Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf ordinierte Geiſtliche 
a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geift- 
lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landes, 
kirche angeſchloſſen ſind, 

p) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
jedoch zu a) und b) nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an 
die Ruhegehaltskaſſe von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Verein- 
barung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Ruhegehalts. 5 

Der Auſchluß an die Ruhegehaltskaſſe kann den vorbezeichneten Geiſtlichen ge- 
ſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt und wenn außer⸗ 
dem die Verſetzung in den Ruheſtand bei Geiſtlichen im kirchlichen Dienſte außerhalb 
Deutſchlands der Kirchenbehörde überlaſſen, bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen 
im Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion von der Zuſtimmung der Kirchenbehörde 
abhängig gemacht wird. 

8 

In den Fällen des § 16 iſt für jeden zur Ruhegehaltskaſſe zugelaſſenen Geiſt⸗ 
lichen während der Dauer ſeines Amtes ein jährlicher Beitrag an die Ruhegehalts- 
kaſſe zu leiſten, welcher, wenn das Dienſteinkommen unter 4000 Mark beträgt, auf 
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1 Prozent, wenn es höher iſt, aber unter 6 000 Mark bleibt, auf 1½ Prozent, wenn 
es 6 000 Mark und darüber beträgt, auf 2 Prozent des durch 100 teilbaren Geſamt⸗ 
betrags des Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. Der Beitrag muß in den Fällen 
des § 16 unter b) von der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig 
und portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen ſind ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


8618. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auf Militärpfarrer ſowie auf die nicht 
unter § 16 fallenden Geiſtlichen bei Straf- Kranken- und ſonſtigen öffentlichen 
Anſtalten keine Anwendung. 


9 19. 


Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor vollendetem 
11. Dienſtjahr eintritt, 5¼ und ſteigt mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre 
bis zum vollendeten 30. Dienftjahe um 0, von da ab um 120 bis zum Höchſt⸗ 
betrage von ½ des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 22). 

Das Ruhegehalt fol in dieſen Fällen nicht unter 1800 Mark und nicht 
über 6000 Mark, bei Emeritierung vor vollendetem 10. Dienſtjahre nicht über 
1800 Mark betragen. 

Überſteigt das hiernach berechnete Ruhegehalt das ruhegehaltsfähige Dienft- 
einkommen, ſo wird nur der Betrag des letzteren als Ruhegehalt gezahlt. 

Überſchießende Teile einer Mark werden zu einer vollen Mark abgerundet. 


§ 20. 


Hinſichtlich der Berechnung des anrechnungsfähigen Dienſtalters der Geiſtlichen 
ſind die zur Zeit bei der Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds maß⸗ 
gebenden Grundſätze ſolange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen 
vorgeſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 

Hat der Geiſtliche in Erfüllung der aktiven Dienſtpflicht im ſtehenden Heere 
oder in der Marine gedient, ſo wird die darauf verwendete Zeit ſeinem Dienſtalter 
zugerechnet. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bei Geiſtlichen, welche ihrer aktiven 
Dienſtpflicht während ihres theologiſchen Studiums genügt haben, nur inſoweit An- 
wendung, als das letztere über ſechs Semeſter ausgedehnt worden iſt. 

Für jeden Krieg, an welchem ein Geiſtlicher im preußiſchen Heere oder im 
Reichsheer oder in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine oder bei den Kaiſerlichen 
Schutztruppen teilgenommen hat, wird demſelben zu der wirklichen Dauer der Dienft- 
zeit ein Jahr hinzugerechnet; jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr fallende 
Kriege die Anrechnung nur eines Kriegsjahrs zuläſſig. 
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Bei Bemeſſung des Ruhegehalts werden nur ſolche Dienſtjahre berückſichtigt, 
während welcher der Geiſtliche in einem nach § 15 Rechte auf Ruhegehalt ge⸗ 
währenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an die Ruhegehaltskaſſe angeſchloſſen 
geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vor⸗ 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zur 
Ruhegehaltskaſſe zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr gemäß §17 
Abſ. 1 nach der Höhe desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche 
zur Zeit ſeines Antrags (Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abf. 2 erfolgt. 

Die bei der Emeritierung noch nicht gezahlten Beiträge können nach Ermeſſen 
des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Ruhegehalt eingezogen werden. 
Im Falle des Todes erſtreckt ſich der Anſpruch der Ruhegehaltskaſſe nur auf die 
bis dahin fällig gewordenen Beträge. 


9 5 


Der Betrag des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 19) wird für die 
Zwecke der Ruhegehaltskaſſe nach Maßgabe der folgenden Grundſätze feſtgeſetzt: 

1. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe verſichert find, werden 
das Grundgehalt, die Alterszulagen und eine etwa aus der Alterszulage⸗ 
kaſſe zu leiſtende Entſchädigung zuſammengerechnet. Zuſchüſſe zum Grund⸗ 
gehalte werden eingerechnet, ſoweit ſie dauernd für die Pfarrſtelle oder 
auf die Amtsdauer des Stelleninhabers bewilligt und von der Kirchen⸗ 
regierung im Einvernehmen mit dem Vorſtand ausdrücklich als ruhegehalts— 
fähig anerkannt worden ſind. 

Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert find, 

iſt das kirchenbehördlich feſtgeſtellte Pfründeneinkommen oder, wenn der 

Stelleninhaber nach Maßgabe beſonderer Gehaltsregulative oder ähnlicher 

Einrichtungen beſoldet wird, das hierin feſtgeſtellte Dienſteinkommen maß⸗ 

gebend. 

3. Inländiſche kirchliche Amter, welche mit einem inländiſchen geiſtlichen 
Hauptamte dauernd vereinigt ſind, werden als zu letzterem gehörig 
behandelt, wenn ſie keinen beſonderen Ruhegehaltsanſpruch gewähren. 
Die den Superintendenten (Dekanen, Pröpſten) und in ähnlichen Stellungen 
befindlichen Geiſtlichen gewährten Ephoralbezüge können von der Kirchen- 
regierung bis zum Höchſtbetrage von 750 Mark als ruhegehaltsfähig 
erklärt werden. f 8 


> 
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„ es; 


4. Das Einkommen aus einem mit einer geiſtlichen Stelle verbundenen 
Schulamt iſt dem Einkommen der Stelle nur inſoweit zuzurechnen, als 
das Schulamt nicht einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Ruhegehalt gewährt. 

5. Die Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung wird mit dem feſten 
Betrage von 800 Mark angerechnet. 


§ 23. 

Die Verſetzung in den Ruheſtand und die Entſcheidung über die Höhe des 
aus der Ruhegehaltskaſſe zu gewährenden Ruhegehalts erfolgt durch die zuſtändige 
Kirchenbehörde. Die Entſcheidung über die Höhe des Ruhegehalts bedarf der Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſtandes der Ruhegehaltskaſſe, welche jedoch nur dann verſagt 
werden darf, wenn der Geiſtliche nicht Inhaber einer der nach den SS 15 und 16 
zum Ruhegehalte berechtigenden Stellen oder wenn das Ruhegehalt nicht nach Maßgabe 
der §§ 19 bis 22 berechnet iſt. 


§ 24. 
Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes Kalenderviertelſahr im voraus. 


§ 25. 

Hinterläßt ein Geiſtlicher, welcher Ruhegehalt bezieht, eine Witwe oder eheliche 
Nachkommen, ſo wird das Ruhegehalt noch für die auf den Sterbemonat folgenden 
drei Monate (Gnadenvierteljahr) gezahlt. Die Zahlung erfolgt im voraus in einer 
Summe. 

An welchen der Beteiligten die vor dem Tode des Emeritus nicht erhobenen 
und die nach Abſ. 1 zu leiſtenden Beträge gültig zu zahlen find, beſtimmt die zu— 
ſtändige Kirchenbehörde. 

Die im Abf. 1 beſtimmte Zahlung findet auf Anordnung der zuſtändigen 
Kirchenbehörde auch dann ſtatt, wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden 
Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder 
überwiegend geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt oder wenn und ſoweit der 
Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung 
zu decken. 

f 8 

Bezieht ein Emeritus infolge anderweiter Anſtellung in einem öffentlichen Amte 
ein Dienſteinkommen, ſo ruht das Recht auf Ruhegehalt, ſoweit der Betrag des 
neuen Einkommens mit dem Ruhegehalte zuſammen das bei der Verſetzung in den 
Ruheſtand bezogene Dienſteinkommen überfteigt. 

Der Anſpruch auf Ruhegehalt hört auf, wenn dem Emeritus ſtrafrechtlich die 
bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden oder wenn er durch eine im Diſziplinar⸗ 
verfahren ergangene rechtskräftige Entſcheidung der Kirchenbehörde oder durch Ent⸗ 


ſagung die Rechte des geiſtlichen Standes in der evangeliſchen Kirche verliert. 
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8 
Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
bereits im Amte befindlichen Geiſtlichen bewendet es, unbeſchadet der Vorſchriften des 
§ 20, bei den bisherigen Feſtſetzungen ihrer Kirchenbehörde. 
Für die Anrechnung weiterer nach $ 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des § 21 Abſ. 2 bis 5. 


§ 28. 

Zuſchüſſe zum Grundgehalt oder andere Zulagen, welche vor Inkrafttreten 
dieſer Satzungen bewilligt worden ſind und nach § 20 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes 
beſtehen bleiben, gelten inſoweit als ruhegehaltsfähig, als fie es nach bisherigem 
Rechte waren. 

872). 

Den bei Errichtung der Ruhegehaltskaſſe in den beteiligten Landeskirchen bereits 
in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen und deren Hinterbliebenen zahlt die Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe ihre bisherigen, aus einem landeskirchlichen Fonds geleiſteten Bezüge, 
ſoweit dieſe die nach den 85 19 bis 22 zu zahlenden Beträge nicht überſteigen. 

Auf die Entſcheidung über die Höhe der hiernach von der Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen finden die Vorſchriften des § 23 entſprechende Anwendung. 


§ 30. 
Die Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 tritt erſt am 1. April 1916 in Kraft. 


§ 31. 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

$ 32. 

Anderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 

der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


„ 
Anlage 3“. 


Ruhegehaltsordnung 
für 
die Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden. 


Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 
verordnen, mit Zuſtimmung der Bezirksſynode für den Konſiſtorialbezirk Wiesbaden, 
was folgt: 
8 
Ein in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als 
Lehrer an einer landeskirchlichen theologiſchen Lehranſtalt unter Beſtätigung des Kirchen, 
regiments auf Lebenszeit angeſtellter Geiſtlicher kann, wenn er infolge eines körper⸗ 
lichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur 
Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig iſt, in den Ruheſtand verſetzt 
werden. 
Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung der Verſetzung in den Ruheſtand. 
$ 2. 
Geiſtliche im Ruheſtand erhalten ein Ruhegehalt nach Maßgabe der anliegenden 


. Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete 


des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zur 
Ruhegehaltskaſſe befindet das Konſiſtorium auf beſonderen Antrag der Beteiligten. 

Auf die bisher zur Ruhegehaltskaſſe des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden zuge: 
laſſenen Geiſtlichen findet die vorſtehende Vorſchrift ebenfalls Anwendung. Kommt 
eine neue Vereinbarung innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Kirchengeſetzes 
mit den Beteiligten nicht zuſtande, ſo bleiben die bisher getroffenen Vereinbarungen 
in Kraft. 
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8 4. 

Das Ruhegehalt in den Fällen des § 11 Abſ. 2 des Kirchengeſetzes betreffend 
die Dienſtvergehen der Kirchenbeamten, vom 14. März 1892 (Kirchl. Amtsbl. S. 19) 
darf die Hälfte der im § 19 der Satzungen vorgeſchriebenen Teilſätze und den Betrag 
von 2400 Mark nicht überſteigen. 

Durch Beſchluß des Konſiſtoriums kann auch außer den Fällen des Abf. 1 
ſolchen Geiſtlichen der im § 1 des gegenwärtigen Kirchengeſetzes bezeichneten Art, 
welche ſich ihrer aus diſziplinariſchen Gründen erforderlichen Entfernung aus dem 
Amte zur Vermeidung eines förmlichen oder zur Erledigung eines bereits eingeleiteten 
Diſziplinarverfahrens freiwillig unterwerfen, auch wenn ſie noch dienſtfähig ſind, bei 
vorhandener Bedürftigkeit ein nach Abſ. 1 zu bemeſſendes Ruhegehalt auf Zeit oder 
Lebensdauer bewilligt werden, falls Umſtände vorliegen, welche die Abſtandnahme 
von einem förmlichen Diſziplinarverfahren im kirchlichen Intereſſe angezeigt er- 
ſcheinen laſſen. 

§ 5. 

Das Konſiſtorium iſt ermächtigt, einen von ihm unter Zuſtimmung des Be, 
zirksſynodalausſchuſſes feſtgeſetzten jährlichen Betrag zu einmaligen und wiederkehrenden 
Unterſtützungen für ſolche frühere Geiſtliche zu verwenden, welche den Anſpruch auf 
Ruhegehalt infolge diſziplinariſcher oder ſtrafgerichtlicher Entſcheidung oder infolge 
Verzichts auf das Kirchenamt oder die Rechte des geiſtlichen Standes zur Vermeidung 
von Diſziplinarunterſuchungen verloren haben. 

Die einzelne Unterſtützung darf die im § 4 Abſ. 1 vorgeſchriebenen Höchſtſätze 
nicht überſteigen. b 

§ 6. 

Die Verſetzung in den Ruheſtand erfolgt durch das Konſiſtorium. 

Gegen die Verfügungen des Konſiſtoriums ſteht den Beteiligten die Berufung 
an den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten zu. 


87. 

Dem Konſiſtorium ſteht nach Maßgabe der für den Evangeliſchen Zentral- 
kirchenfonds geltenden Verwaltungsordnung die Verwaltung und Vertretung der als 
Abteilung des Evangeliſchen Zentralkirchenfonds gebildeten Ruhegehaltskaſſe zu, welche 
die Bezeichnung „Bezirks-Ruhegehaltskaſſe“ erhält. 

Der Bezirks⸗Ruhegehaltskaſſe ſtehen für die der evangeliſchen Kirche des Kon— 
ſiſtorialbezirkes Wiesbaden nach §§ 12, 13 der Satzungen obliegenden Leiſtungen an 
die gemeinſame Ruhegehaltskaſſe ſowie für die auf Grund dieſes Kirchengeſetzes zu 
gewährenden, nicht von der gemeinſamen Ruhegehaltskaſſe zu tragenden Ruhegehälter 
und Unterſtützungen folgende Einnahmen zu: 

1. Die Zuſchüſſe, welche ihr aus Staatsfonds gewährt werden, ſowie etwaige 

ſonſtige Zuwendungen; ; 

2. die Zinſen der bei ihr angeſammelten oder künftig anzuſammelnden 

Kapitalien; N 
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3. die Beiträge der Kirchengemeinden ($ 8); 
4. die Beiträge der im $ 3 dieſes Geſetzes bezeichneten Anſtalten und Vereine 
G N 
5. der Zuſchuß aus der Bezirksſynodalkaſſe (§ 10); 
6. die Zuſchüſſe aus dem Evangeliſchen Zentralkirchenfonds ($ 11). 
Das Kapitalvermögen der Bezirks⸗Ruhegehaltskaſſe ift, ſoweit erforderlich, als 
Betriebsfonds zu verwenden, im übrigen aber als Reſervefonds zu erhalten. 


§8. 
Jede Kirchengemeinde des Konſiſtorialbezirkes hat einen Beitrag an die Bezirks- 
Ruhegehaltskaſſe portofrei zu entrichten. 
Das Konſiſtorium beſtimmt Zeit und Art der jährlichen Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung. 
Der Beitrag wird auf 1½ Prozent der von den Mitgliedern der Kirchen⸗ 
gemeinde aufzubringenden Staatseinkommenſteuer feſtgeſetzt. 


89. 


Die im 8 3 dieſes Geſetzes bezeichneten Anſtalten und Vereine find verpflichtet, 
für jeden der bei ihnen angeſtellten Geiſtlichen einen unter Berückſichtigung des Dienft- 
einkommens und des Dienſtalters zu bemeſſenden, vom Konſiſtorium feſtzuſtellenden 
Beitrag von 100 bis 200 Mark jährlich an die Bezirks⸗Ruhegehaltskaſſe im voraus 
zu gewähren. 

$ 10. 


Der aus der Bezirksſynodalkaſſe zu gewährende Zuſchuß wird vorbehaltlich 
weiterer, von der Bezirksſynode zu beſchließender Erhöhungen auf 18 128 Mark 
feſtgeſetzt. 

N 
| Der Evangeliſche Zentralkirchenfonds leiſtet alljährlich einen feſten Zuſchuß von 
24133 Mark zur Bezirks⸗Ruhegehaltskaſſe. 

Soweit die Einnahmen der Bezirks-Ruhegehaltskaſſe nicht ausreichen, find die 
Mittel durch einen weiteren Zuſchuß des Zentralkirchenfonds aufzubringen, deſſen Höhe 
das Konſiſtorium feſtſetzt. 

812. 

Im Falle eines nachweislich verminderten Bedürfniſſes kann die Bezirksſynode 
ſowohl die Herabſetzung der in den §§ 8 und 9 feſtgeſetzten Beiträge, als auch die 
Herabminderung der in den SS 10 und 11 gedachten Zuſchüſſe beſchließen. 

Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung des Konſiſtoriums. 


i 5 8 
Di.iie beſtehenden Vorſchriften über die Beiordnung von Pfarrgehilfen ſowie 
über das Verfahren bei Verſetzungen in den Ruheſtand bleiben unberührt, ſoweit 


201: 


ſich nicht aus dieſem Geſetz oder aus den Satzungen der Ruhegehaltskaſſe ein 
anderes ergibt. 

Gegen die Verfügungen des Konſiſtoriums ſteht den Beteiligten die Beſchwerde 
an den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten offen. 


§ 14. 

Den gegenwärtig im Ruheſtande befindlichen Geiſtlichen ſowie ihren Witwen 
und Abkömmlingen verbleiben ihre bisherigen Bezüge. Inſoweit ihnen anſtatt eines 
baren Ruhegehalts die Naturalnutzung der Pfründe ganz oder teilweiſe überwieſen 
iſt, wird die Kirchengemeinde in entſprechender Höhe entſchädigt. : 


8.15. 

Iſt das nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Ruhegehalt eines Geiſtlichen, 
welcher eine bei der Alterszulagekaſſe verſicherte Pfarrſtelle bei Verkündung dieſes 
Geſetzes inne hat, geringer als das Ruhegehalt, welches dem Geiſtlichen gewährt 
werden müßte, wenn er nach den zu dieſem Zeitpunkte für ihn geltenden Gehalts- 
und Ruhegehaltsbeſtimmungen in den Ruheſtand verſetzt würde, ſo iſt ihm der 
Unterſchied für den Fall, daß die Verſetzung in den Ruheſtand in der gegenwärtigen 
Stelle erfolgt, aus der Bezirks-Ruhegehaltskaſſe zu vergüten. Dasſelbe gilt auch 
von dem derzeitigen Leiter des theologiſchen Seminars in Herborn, falls er auf dieſer 
Stelle in den Ruheſtand tritt. 

Die Rechte derjenigen Geiſtlichen, welche am 11. März 1901 eine bei der 
Alterszulagekaſſe nicht verſicherte Pfarrſtelle inne hatten, bleiben für den Fall, daß 
die Verſetzung in den Ruheſtand in derſelben Stelle erfolgt, unverändert mit der 
Maßgabe, daß ihnen an Stelle der Naturalnutzung der Pfründe Barbezüge, welche 
der letzten von dem Konſiſtorium feſtgeſtellten Nachweiſung des Stelleneinkommens 
entſprechen, überwieſen werden. 

In allen Fällen hat der in den Ruheſtand Verſetzte die Dienſtwohnung nebſt 
Zubehör zu räumen. 

Der Wert dieſer Dienſtwohnung, der ihm gegebenenfalles durch Zahlung 
einer baren Entſchädigung ganz oder anteilsweiſe zu vergüten iſt, kommt bei An- 
wendung des Abſ. 2 und behufs Berechnung der größeren Ziffer im Falle der An- 
wendung des Abf. 1 dieſes Paragraphen mit 10 vom Hundert des ſonſtigen Dienſt⸗ 
einkommens (8 22 der Satzungen), höchſtens aber mit 800 Mark, in Anrechnung. 

Die Feſtſetzung des im Abſ. ! bezeichneten Unterſchieds und des im Abſ. 4 
gedachten Wertes der Dienſtwohnung erfolgt durch das Konſiſtorium. 


§ 16. 

Die bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in einer ſtändigen Hilfspredigerſtelle 
des Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden feſt angeſtellten Geiſtlichen erhalten, wenn ſie in 
derſelben Stelle nach Maßgabe des § 1 in den Ruheſtand verſetzt werden, ein 
lebenslängliches Ruhegehalt von jährlich 1800 Mark. 
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Salze 

Die auf Grund dieſes Kirchengeſetzes zu leiſtenden Zahlungen liegen, inſoweit 
ſie nicht aus der Ruhegehaltskaſſe erfolgen, der Bezirks-Ruhegehaltskaſſe ob. 

Die Zahlung dieſer Bezüge erfolgt für jedes Vierteljahr am Beginne dieſes 
Zeitraums aus der Bezirks-Ruhegehaltskaſſe oder auf Verlangen des Berechtigten 
auf deſſen Gefahr und Koſten durch die Poſt gegen Vorlegung einer ordnungsmäßigen 
Quittung. 

§ 18. 

Verpflichtungen Dritter zur Gewährung von Leiſtungen in Fällen der Ver⸗ 
ſetzung von Geiſtlichen in den Ruheſtand oder der Beiordnung eines Pfarrgehilfen 
werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. f 

Soweit hierdurch das Ruhegehalt oder die Beſoldung des Pfarrgehilfen ($ 15) 
beſchafft wird, mindern ſich die Leiſtungen der Bezirks-Ruhegehaltskaſſe beziehungs- 
weiſe des Geiſtlichen für den Pfarrgehilfen. 


93195 d 

Bei der Aufhebung der Verpflichtung des Evangeliſchen Zentralkirchenfonds 
zur Zahlung eines jährlichen Beitrags von 1 200 Mark für jede Pfarrſtelle, bei 
welcher ein Emeritus vorhanden iſt, behält es ſein Bewenden. 

N 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderliche Anweiſung wird vom 
Konſiſtorium erlaſſen. 

N 21. 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere das Kirchen, 
geſetz, betreffend Ruhegehaltsordnung für die Geiſtlichen des Konſiſtorialbezirkes 
Wiesbaden, vom 11. März 1901 (Kirchl. Amtsbl. S. 21), werden mit den ſich 
aus den §§ 7, 13, 14, 15 und 19 ergebenden Maßgaben aufgehoben. 


SD 


Der Tag des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Königliche Verordnung 
beſtimmt. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 
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Satzungen, 
betreffend 


die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


SIE 
Die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame Ein- 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landes⸗ 
kirchen behufs Gewährung von Ruhegehältern an emeritierte Geiſtliche. Sie wird 
unter dem Namen 
„Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiftliche! 
von einem Vorſtand und Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger Fonds verwaltet. 


9 2. 
Der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der Vor⸗ 
ſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden vom 
König ernannt. 
a § 3. 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be— 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal— 
periode zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 

32 Mitglieder; 

p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Prbvißz Hanndsem nnn aa ee 8 . 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig⸗Holſtei·nnsssN&GG 5 5 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſch offen 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſee ad 5 f 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial— 

bezirkes Wiesbaden ae 3 N 
) die Geſamtſynode der. evangelifch reformierten Kirche der 

Provinz Hannove-reõr‚rrnn 2 . 
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Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörig⸗ 
keit verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der 
Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


9 4. 


Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Ruhegehalts⸗ 
kaſſe auch andern landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, beſchließt 
der Verwaltungsausſchuß. 

§ 5. 

Der Vorſtand vertritt die Ruhegehaltskaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die Ein⸗ 
ziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an die Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Ruhegehälter, trifft auch die näheren Be- 
ſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Ruhegehaltskaſſe für jedes 
Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über jedes 
abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 

§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit- 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im § 12 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; N 

2. über Erhöhung der den Emeriten zu zahlenden Ruhegehälter durch Ab- 

änderung der im § 19 feſtgeſetzten Skala, 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen. 

einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

5. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Ruhegehaltskaſſe, welche 

ihm vom Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 


BODEN 


7% 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs- 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen — abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme — zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


§ 8. 


Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu⸗ 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzu⸗ 
legen iſt. 

N 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Ruhegehaltskaſſe nach den für die Staatsbeamten der 
4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden Beſtimmungen, vorbehaltlich einer anderweiten 
Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


$ 10. 
Die Ruhegehaltskaſſe hat einen Reſervefonds anzuſammeln. 


§ 11. 
Der Ruhegehaltskaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: 
1. die in den §§ 17, 21 bezeichneten Beiträge; 
2. die Beiträge der Landeskirchen (§§ 12, 13); 
3. die Beiträge des Staates. 
§ 12. 
Die Landeskirchen ſind verpflichtet, der Ruhegehaltskaſſe diejenigen Beträge 
zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen Einnahmen 
($ 11 Ziffer 1, 3) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge zu decken. 


$ 13. 

Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei ift das Ergebnis der Ein- 
kommenſteuerveranlagung für das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 

Wenn und ſolange die Geſamtzahl der in einer Landeskirche in den Ruheſtand 
verſetzten Geiſtlichen zwölf vom Hundert der Anzahl ihrer Pfarrſtellen beziehungs- 
weiſe Geiſtlichen (88 15, 16) überſchreitet, iſt der Vorſtand ermächtigt, falls die 
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finanzielle Belaſtung der Kaſſe es erforderlich erſcheinen läßt, von dieſer Landeskirche 
für jeden weiteren Emeritierungsfall einen jährlichen Sonderbeitrag in der Höhe der 
durch dieſen Fall der Kaſſe erwachſenden Mehrleiſtung zu erheben. 


§ 14. 


Den oberſten Synoden der an der Ruhegehaltskaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Verwaltung 
der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


§ 15. 


Jeder innerhalb einer beteiligten Landeskirche in einer dauernd errichteten Pfarr— 
ftelle einer Kirchengemeinde oder als Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen Lehr— 
anftalt unter Beſtätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angeſtellte Geiftliche 
erhält, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner 
körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig 
und deshalb von der zuſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzt worden iſt, 
ein lebenslängliches Ruhegehalt aus der Ruhegehaltskaſſe. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt. 

Darüber, ob eine Pfarrſtelle als dauernd errichtet anzuſehen iſt, entſcheidet 
endgültig der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe. . 


§ 16. 
Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf ordinierte Geiſtliche 
a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geift- 
lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landes— 
kirche angeſchloſſen ſind, 

bp) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
jedoch zu a) und b) nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an die 
Ruhegehaltskaſſe von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Verein— 
barung geſtattet wird. g 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Ruhegehalts. 

Der Anſchluß an die Ruhegehaltskaſſe kann den vorbezeichneten Geiſtlichen ge— 
ſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt und wenn außer⸗ 
dem die Verſetzung in den Ruheſtand bei Geiſtlichen im kirchlichen Dienſte außerhalb 
Deutſchlands der Kirchenbehörde überlaſſen, bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen 
im Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion von der Zuſtimmung der Kirchenbehörde 
abhängig gemacht wird. 


„ 
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In den Fällen des § 16 iſt für jeden zur Ruhegehaltskaſſe zugelaſſenen Geiſt⸗ 
lichen während der Dauer feines Amtes ein jährlicher Beitrag an die Ruhegehalts⸗ 
kaſſe zu leiſten, welcher, wenn das Dienſteinkommen unter 4000 Mark beträgt, auf 
1 Prozent, wenn es höher iſt, aber unter 6 000 Mark bleibt, auf 1½ Prozent, 
wenn es 6 000 Mark und darüber beträgt, auf 2 Prozent des durch 100 teilbaren 
Geſamtbetrags des Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. Der Beitrag muß in den 
Fällen des § 16 unter b von der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig und 
portofrei einzuzahlen. f 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen ſind ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


818. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auf Militärpfarrer ſowie auf die nicht 
unter § 16 fallenden Geiſtlichen bei Straf-, Kranken- und ſonſtigen öffentlichen An- 
ſtalten keine Anwendung. 
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Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor vollendetem 
11. Dienſtjahr eintritt, ¾ und ſteigt mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre 
bis zum vollendeten 30. Dienſtjahr um ¼0 von da ab um ¼ bis zum Höchſt— 
betrage von ½ des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 22). 

Das Ruhegehalt ſoll in dieſen Fällen nicht unter 1 800 Mark und nicht über 
6000 Mark, bei Emeritierung vor vollendeten 10. Dienſtjahre nicht über 1800 Mark 
betragen. 5 

Überſteigt das hiernach berechnete Ruhegehalt das ruhegehaltsfähige Dienſtein— 
kommen, ſo wird nur der Betrag des letzteren als Ruhegehalt gezahlt. 

Überſchießende Teile einer Mark werden zu einer vollen Mark abgerundet. 


§ 20. 

Hinſichtlich der Berechnung des anrechnungsfähigen Dienſtalters der Geiſtlichen 
find die zur Zeit bei der Verwaltung des Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds maßgebenden 
Grundſätze ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen vorgeſchriebenen 
Wege eine Abänderung erfolgt. 

Hat der Geiſtliche in Erfüllung der aktiven Dienſtpflicht im ſtehenden Heere 
oder in der Marine gedient, ſo wird die darauf verwendete Zeit ſeinem Dienſtalter 
zugerechnet. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bei Geiſtlichen, welche ihrer aktiven 
Dienſtpflicht während ihres theologiſchen Studiums genügt haben, nur inſoweit An- 
wendung, als das letztere über ſechs Semeſter ausgedehnt worden iſt. 


„ 

Für jeden Krieg, an welchem ein Geiſtlicher im preußiſchen oder im Reichs, 
heer oder in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine oder bei den Kaiſerlichen 
Schutztruppen teilgenommen hat, wird demſelben zu der wirklichen Dauer der Dienſt⸗ 
zeit ein Jahr hinzugerechnet) jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr fallende 
Kriege die Anrechnung nur eines Kriegsjahrs zuläſſig. 


8121. 


Bei Bemeſſung des Ruhegehalts werden nur ſolche Dienſtjahre berückſichtigt, 
während welcher der Geiſtliche in einem nach § 15 Rechte auf Ruhegehalt ge— 
währenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an die Ruhegehaltskaſſe angeſchloſſen 
geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vor⸗ 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zur Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abi. 2 anzurechnende Dienſtjahr gemäß §17 
Abſ. 1 nach der Höhe desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche 
zur Seit feines Antrags (Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die bei der Emeritierung noch nicht gezahlten Beiträge können nach Ermeſſen 
des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Ruhegehalt eingezogen werden. 
Im Falle des Todes erſtreckt ſich der Anſpruch der Ruhegehaltskaſſe nur auf die 
bis dahin fällig gewordenen Beträge. 
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Der Betrag des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 19) wird für die 
Zwecke der Ruhegehaltskaſſe nach Maßgabe der folgenden Grundſätze feſtgeſetzt: 

1. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe verfichert find, werden 

das Grundgehalt, die Alterszulagen und eine etwa aus der Alterszulagekaſſe 
zu leiſtende Entſchädigung zuſammengerechnet. Zuſchüſſe zum Grundgehalte 
werden eingerechnet, ſoweit ſie dauernd für die Pfarrſtelle oder auf die 
Amtsdauer des Stelleninhabers bewilligt und von der Kirchenregierung 
im Einvernehmen mit dem Vorſtand ausdrücklich als ruhegehaltsfähig an- 
erkannt worden ſind. 
Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert find, 
iſt das kirchenbehördlich feſtgeſtellte Pfründeneinkommen oder, wenn der 
Stelleninhaber nach Maßgabe beſonderer Gehaltsregulative oder ähnlicher 
Einrichtungen beſoldet wird, das hierin feſtgeſtellte Dienſteinkommen 
maßgebend. 
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3. Inländiſche kirchliche Amter, welche mit einem inländiſchen geiftlichen Haupt- 
amte dauernd vereinigt ſind, werden als zu letzterem gehörig behandelt, 
wenn ſie keinen beſonderen Ruhegehaltsanſpruch gewähren. Die den Super⸗ 
intendenten (Dekanen, Pröpſten) und in ähnlichen Stellungen befindlichen 
Geiſtlichen gewährten Ephoralbezüge können von der Kirchenregierung bis 
zum Höchſtbetrage von 750 Mark als ruhegehaltsfähig erklärt werden. 

4. Das Einkommen aus einem mit einer geiſtlichen Stelle verbundenen Schul⸗ 
amt iſt dem Einkommen der Stelle nur inſoweit zuzurechnen, als das 
Schulamt nicht einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Ruhegehalt gewährt. 

5. Die Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung wird mit dem feſten Be⸗ 
trage von 800 Mark angerechnet. 


§ 23. 

Die Verſetzung in den Ruheſtand und die Entſcheidung über die Höhe des 
aus der Ruhegehaltskaſſe zu gewährenden Ruhegehalts erfolgt durch die zuſtändige 
Kirchenbehörde. Die Entſcheidung über die Höhe des Ruhegehalts bedarf der Zu⸗ 
ſtimmung des Vorſtandes der Ruhegehaltskaſſe, welche jedoch nur dann verſagt 
werden darf, wenn der Geiſtliche nicht Inhaber einer der nach den §§ 15 und 16 
zum Ruhegehalte berechtigenden Stellen oder wenn das Ruhegehalt nicht nach Maß 
gabe der §§ 19 bis 22 berechnet iſt. 


§ 24. 
Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes Kalendervierteljahr im voraus. 


§ 25. 

Hinterläßt ein Geiſtlicher, welcher Ruhegehalt bezieht, eine Witwe oder ehe 
liche Nachkommen, ſo wird das Ruhegehalt noch für die auf den Sterbemonat 
folgenden drei Monate (Gnadenvierteljahr) gezahlt. Die Zahlung erfolgt im voraus 
in einer Summe. 

An welchen der Beteiligten die vor dem Tode des Emeritus nicht erhobenen 
und die nach Abſ. 1 zu leiſtenden Beträge gültig zu zahlen find, beſtimmt die zu- 
ſtändige Kirchenbehörde. 

Die im Abf. 1 beſtimmte Zahlung findet auf Anordnung der zuſtändigen 
Kirchenbehörde auch dann ſtatt, wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden 
Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder 
überwiegend geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt oder wenn und ſoweit der 
Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung 
zu decken. 

$ 26. 

Bezieht ein Emeritus infolge anderweiter Anſtellung in einem öffentlichen Amte 
ein Dienſteinkommen, ſo ruht das Recht auf Ruhegehalt, ſoweit der Betrag des 
neuen Einkommens mit dem Ruhegehalte zuſammen das bei der Verſetzung in den 
Ruheſtand bezogene Dienſteinkommen überſteigt. 
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Der Anſpruch auf Ruhegehalt hört auf, wenn dem Emeritus ſtrafrechtlich die 
bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden oder wenn er durch eine im Diſziplinar⸗ 
verfahren ergangene rechtskräftige Entſcheidung der Kirchenbehörde oder durch Ent- 
ſagung die Rechte des geiſtlichen Standes in der evangeliſchen Kirche verliert. 


§ 27. 

Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen be— 
reits im Amte befindlichen Geiſtlichen bewendet es, unbeſchadet der Vorſchriften des 
8 20, bei den bisherigen Feſtſetzungen ihrer Kirchenbehörde. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des § 21 Abſ. 2 bis 5. 


8 28. 

Zuſchüſſe zum Grundgehalt oder andere Zulagen, welche vor Inkrafttreten 
dieſer Satzungen bewilligt worden find und nach § 20 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes 
beſtehen bleiben, gelten inſoweit als ruhegehaltsfähig, als ſie es nach bisherigem 
Rechte waren. 

§ 29. 

Den bei Errichtung der Ruhegehaltskaſſe in den beteiligten Landeskirchen be 
reits in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen und deren Hinterbliebenen zahlt die 
Ruhegehaltskaſſe ihre bisherigen, aus einem landeskirchlichen Fonds geleiſteten Bezüge, 
ſoweit dieſe die nach den §§ 19 bis 22 zu zahlenden Beträge nicht überſteigen. 

Auf die Entſcheidung über die Höhe der hiernach von der Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen finden die Vorſchriften des § 23 entſprechende Anwendung. 


§ 30. 
Die Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 tritt erſt am 1. April 1916 in Kraft. 


5 8 31 
Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 
$ 32. 
Anderungen dieſer Satzungen find nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


\ 
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Anlage 3m. 


Ruhegehaltsordnung 
für 
die Geiſtlichen der evangeliſch-reformierten Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſamtſynode für die evangeliſch reformierte Kirche 
der Provinz Hannover, was folgt: 
SE 

Ein in einer dauernd errichteten Pfarrſtelle einer Kirchengemeinde oder als 
Lehrer einer theologiſchen Lehranſtalt der evangeliſch-reformierten Kirche der Provinz 
Hannover unter Beſtätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angeſtellter Geiſtlicher 
kann, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner 
körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten dauernd unfähig 
iſt, in den Ruheſtand verſetzt werden. 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, tft eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung der Verſetzung in den Ruheſtand. 


9.2 
Geiſtliche im Ruheſtand erhalten ein Ruhegehalt nach Maßgabe der anliegen⸗ 
den Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Ge 
biete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zur 
Ruhegehaltskaſſe befindet das Konſiſtorium auf beſonderen Antrag der Beteiligten. 
Für Geiſtliche an Anſtalten oder Vereinen im Dienſte der inneren oder äußeren 
Miſſion iſt dabei, ſofern ihr Einkommen den Betrag von 5 999 Mark überſteigt, 
für die Dauer ihres Anſchluſſes an die Ruhegehaltskaſſe die Verpflichtung zur Lei⸗ 
ſtung einer Stellenabgabe nach Maßgabe des § 10 zu übernehmen. 
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9 4. 


Ordinierten Hilfsgeiſtlichen, welche in den Ruheſtand verſetzt werden, kann 
durch Beſchluß des Konſiſtoriums unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes 
ein mäßiges Ruhegehalt bewilligt werden. 

Desgleichen kann Geiſtlichen der im 8 1 des gegenwärtigen Kirchengeſetzes be- 
zeichneten Art, welche ſich ihrer aus diſziplinariſchen Gründen erforderlichen Entfer- 
nung aus dem Amte zur Vermeidung eines förmlichen oder zur Erledigung eines 
bereits eingeleiteten Diſziplinarverfahrens freiwillig unterwerfen, auch wenn ſie noch 
dienſtfähig ſind, ein nach Abſ. 1 zu bemeſſendes Ruhegehalt auf Zeit oder Lebens 
dauer bewilligt werden, falls Umſtände vorliegen, welche die Abſtandnahme von dem 
förmlichen Diſziplinarverfahren im kirchlichen Intereſſe angezeigt erſcheinen laſſen. 


8 5. 

Das Konſiſtorium iſt ermächtigt, einen von ihm unter Zuſtimmung des Ge 
ſamtſynodalausſchuſſes feſtgeſetzten jährlichen Betrag zu einmaligen und wiederkehren⸗ 
den Unterſtützungen für ſolche frühere Geiſtliche zu verwenden, welche den Anſpruch 
auf Ruhegehalt infolge diſziplinariſcher oder ſtrafgerichtlicher Entſcheidung oder infolge 
Verzichts auf das Kirchenamt oder die Rechte des geiſtlichen Standes zur Vermei- 
dung von Diſziplinarunterſuchungen verloren haben. 


9 6. 


Die Verſetzung in den Ruheſtand erfolgt durch das Konſiſtorium. 
Gegen die Verfügungen des Konſiſtoriums ſteht den Beteiligten die Berufung 
an den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten offen. 


57 

Dem Konſiſtorium ſteht die Verwaltung und Vertretung des im Eigentume der 
evangeliſch⸗ reformierten Kirche der Provinz Hannover verbleibenden „Emeritierungs⸗ 
fonds“ ($ 13 des Kirchengeſetzes vom 4. September 1895, Kirchl. Gef. u. Verordn. Bl. 
Bd. II S. 221) zu. i 

2 

Der evangeliſch⸗ reformierten Kirche der Provinz Hannover ſtehen für die ihr 
nach den §8 12,13 der Satzungen obliegenden Leiſtungen an die Ruhegehaltskaſſe 
ſowie für die auf Grund dieſes Kirchengeſetzes zu gewährenden, nicht von der gemein⸗ 
ſamen Ruhegehaltskaſſe zu tragenden Ruhegehälter und Unterſtützungen die Mittel 
des Emeritierungsfonds ($ 7) ſowie die in dem § 10 feſtgeſetzten Pfarrſtellenabgaben 
zur Verfügung. 

Soweit die Einnahmen des Emeritierungsfonds nicht ausreichen, ſind die 
Mittel aus der Geſamtſynodalkaſſe zu beſtreiten. 
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8:9. 

Den gegenwärtig im Ruheſtande befindlichen Geiſtlichen verbleiben ihre bis 

herigen Bezüge. 
§ 10. 

Mit dem Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes kommt für die bei der Alters⸗ 
zulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen die Verpflichtung zur Leiſtung noch nicht fälliger 
Pfründenabgaben in Wegfall. 

Das Gleiche gilt von der Verpflichtung zur Leiſtung von Pfarrbeiträgen. 

Für die nicht bei der Alterszulagekaſſe verſicherten Pfarrſtellen tritt an die 
Stelle der Pfarrbeiträge und der Pfründenabgaben eine jährliche Stellenabgabe nach 
Maßgabe der anliegenden Tabelle. Die Feſtſtellung des Dienſteinkommens erfolgt 
nach Anhörung des Stelleninhabers und des Bezirksſynodalvorſtandes durch . 
Konſiſtorium ohne Anrechnung des Wertes der Dienſtwohnung oder der Mietsent⸗ 
ſchädigung. 

Durch dieſe Abgabe darf das Dienſteinkommen nicht unter denjenigen Betrag 
ſinken, den der Stelleninhaber, ſtände er in der Gehaltsklaſſe IX des $ 2 des Pfarr- 
beſoldungsgeſetzes, nach ſeinem Dienſtalter beziehen würde. 

Den beim Inkrafttreten dieſes Kirchengeſetzes im Amte befindlichen Geiſtlichen 
ſteht es frei, für die Dauer ihres gegenwärtigen Amtes ſtatt der neuen Stellenabgabe 
die ihnen bisher obliegenden Pfarrbeiträge beziehungsweiſe Pfründenabgaben weiter zu 
entrichten, doch muß die dahingehende Abſicht dem Konſiſtorium vor Ablauf von 
6 Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes erklärt werden. 


5 Sal: 

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere des Kirchen; 
geſetzes, betreffend die Emeritierungsordnung für die evangeliſch-reformierte Kirche der 
Provinz Hannover, vom 4. September 1895 (Kirchl. Geſ.⸗ u. Verordn.⸗Bl. Bd. II 
S. 221), werden mit den ſich aus dieſem Kirchengeſetz ergebenden Maßgaben aufgehoben. 


$ 12. 
Die zur Ausführung dieſes Kirchengeſetzes erforderliche Anweiſung wird vom 


Konſiſtorium unter Mitwirkung des Geſamtſynodalausſchuſſes erlaſſen. 0 


1 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 
v. Moltke. 


Anlage. 


Tabelle zur Ruhegehaltsordnung. 


Das der Beſteue⸗ 


5 rung zu Grunde Jahres⸗ 
Pfründen⸗ Prozent. gelegte abgerundete] betrag der 
einkommen ſatz Pfründen. Abgabe 

einkommen beträgt 
Mark Mark Mark 
6 000 bis 6 099 1 6 000 60 
6 100 » 6 199 1 6 100 61 
6200 » 6299 2165 6200 78 
6 300 » 6.399 eh 6 300 79. 
6400 » 6 499 er 6 400 96 
6 500 » 6 599 15 6 500 98 
6 600 » 6 699 NE 6 600 116 
6700 » 6799 12, 6 700 118 
6800 » 6 899 2 6 800 136 
6 900 „ 6 999 2 6 900 138 
7000 » 7099 27 7000 158 
7100 » 7199 21), 7100 160 
7 200 » 7299 2313 7200 180 
7 300 » 7399 27 7300 183 
7 400 » 7 499 3 7 400 222 
7 500 » 7 599 3 7500 225 
7600 » 7 699 3 7 600 228 
7 700 » 7799 4 7 700 308 
7800 » 7899 4 7800 312 
7900 » 7999 4 7900 316 
8000 » 8 099 5 8 000 400 
8 100 » 8 199 5 8 100 405 
8200 » 8 299 5 8 200 410 
8 300 „8 399 6 8 300 498 
8400 » 8499 6 8 400 504 
8 500 » 8599 6 8 500 510 
8 600 » 8 699 7 8 600 602 
8700 » 8799 77 8700 609 
8 800 » 8899 7 8 800 616 
8 900 » 8999 8 8 900 712 
9 000 » 9 099 8 9 000 720 
9100 » 9199 8 9 100 728 
9 200 » 9 299 8 9 200 736 
9 300 » 9 399 8 9 300 744 
9 400 » 9 499 8 9 400 752 
9 500 » 9599 9 9 500 855 
9 600 » 9 699 9 9 600 864 
9 700 » 9 799 9 9700 873 
9800 » 9899 9 9 800 882 
9 9 900 891 


9 900 » 9 999 


Bei 10 000 Mark Pfründeneinkommen und darüber beträgt die Ab- 
gabe 10 Prozent des auf volle Hundert Mark nach unten abgerundeten 
Einkommens. 


Satzungen, 
betreffend 


die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


i Sa 

Die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche bildet eine gemeinſame Ein- 
richtung der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landes— 
kirchen behufs Gewährung von Ruhegehältern an emeritierte Geiſtliche. Sie wird 
unter dem Namen 

„Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche“ 

von einem Vorſtand und Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger Fonds verwaltet. 
92 


5 


Der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe beſteht aus dem Vorſitzenden, einem im 
Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. Der 
Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden 
vom König ernannt. 

9 3. 

Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der 
beteiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodal— 
periode zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 

32 Mitglieder; 

b) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Pröbinz Gaundde n. 8 „ 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig Holte 0 5 . 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſe ll 5 SH 
e) die Bezirksſynode der evangelifchen Kirche des Konfiftorial- 

heziztes, Wehnde nm. ee 3 . 


) die Geſamtſynode der evangeliſch- reformierten Kirche der 
rb binz Hannodee nr: 2 . 
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Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis eine 
Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teil⸗ 
zunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


5 SA. 

Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an die Ruhegehalts— 
kaſſe auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, beſchließt 
der Verwaltungsausſchuß. 

9 05 

Der Vorſtand vertritt die Ruhegehaltskaſſe und führt die laufenden Geſchäfte 
derſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden für die 
Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an die Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Ruhegehälter, trifft auch die näheren 
Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den Etat der Ruhegehaltskaſſe für 
jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungsausſchuſſes für mehrere 
Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die Rechnung über jedes 
abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 

§ 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit⸗ 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im § 12 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; 
2. über Erhöhung der den Emeriten zu zahlenden Ruhegehälter durch 
Abänderung der im § 19 feſtgeſetzten Skala; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen— 

einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

5. über wichtige Angelegenheiten der Verwaltung der Ruhegehaltskaſſe, welche 

ihm vom Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des 
Ausſchuſſes angeregt werden. 


N 


9 


Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen — abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme — zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


§ 8. 
Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 


erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuftändigen Kirchenbehörde auszuſtellen 
und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulegen iſt. 


ER 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus der Ruhegehaltskaſſe nach den für die Staatsbeamten der 4. Rang⸗ 
klaſſe gegenwärtig geltenden Beſtimmungen, vorbehaltlich einer anderweiten Regelung 
durch den Verwaltungsausſchuß. 
8 $ 10. 


Die Ruhegehaltskaſſe hat einen Reſervefonds anzuſammeln. 


§ 11. 
Der Ruhegehaltskaſſe fließen zur Beſtreitung der ihr ſatzungsgemäß obliegenden 
Ausgaben folgende Einnahmen zu: . 
1. die in den 88 17, 21 bezeichneten Beiträge; 
2. die Beiträge der Landeskirchen (88 12, 13); 
3. die Beiträge des Staates. 
$ 12. 


Die Landeskirchen ſind verpflichtet, der Ruhegehaltskaſſe diejenigen Beträge 
zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der übrigen Einnahmen 
($ 11 Ziffer 1, 3) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge zu decken. 


8 13. 


Die Verteilung der im § 12 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) 
alljährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staats⸗ 
einkommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Dabei iſt das Ergebnis der Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagung für das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 

Wenn und ſolange die Geſamtzahl der in einer Landeskirche in den Ruheſtand 
verſetzten Geiftlichen zwölf vom Hundert der Anzahl ihrer Pfarrſtellen beziehungsweiſe 
Geiſtlichen ($$ 15, 16) überſchreitet, iſt der Vorſtand ermächtigt, falls die finanzielle 
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Belaſtung der Kaſſe es erforderlich erſcheinen läßt, von dieſer Landeskirche für jeden 
weiteren Emeritierungsfall einen jährlichen Sonderbeitrag in der Höhe der durch dieſen 
Fall der Kaſſe erwachſenden Mehrleiſtung zu erheben. 


9 14. 


Den oberſten Synoden der an der Ruhegehaltskaſſe beteiligten Landeskirchen 
ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die Verwaltung 
der Kaſſe durch die Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


9 15. 


Jeder innerhalb einer beteiligten Landeskirche in einer dauernd errichteten Pfarr⸗ 
ſtelle einer Kirchengemeinde oder als Lehrer einer landeskirchlichen theologiſchen Lehr— 
anſtalt unter Beſtätigung des Kirchenregiments auf Lebenszeit angeſtellte Geiſtliche 
erhält, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner 
körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig 
und deshalb von der zuſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzt worden 
iſt, ein lebenslängliches Ruhegehalt aus der Ruhegehaltskaſſe. 5 

Bei Geiſtlichen, welche das 70. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene 
Dienſtunfähigkeit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Ruhegehalt. ö 

Darüber, ob eine Pfarrſtelle als dauernd errichtet anzuſehen iſt, entſcheidet 
endgültig der Vorſtand der Ruhegehaltskaſſe. 


9 16. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf ordinierte Geiſtliche 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſtlichen 
für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landeskirche 
angeſchloſſen ſind, 

b) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
jedoch zu a) und b) nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an 
die Ruhegehaltskaſſe von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Ver⸗ 
einbarung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Ruhegehalts. 

Der Anſchluß an die Ruhegehaltskaſſe kann den vorbezeichneten Geiſtlichen 
geſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt und wenn 
außerdem die Verſetzung in den Ruheſtand bei Geiſtlichen im kirchlichen Dienſte 
außerhalb Deutſchlands der Kirchenbehörde überlaſſen, bei Geiſtlichen an Anſtalten 
und Vereinen im Dienſte der inneren oder äußeren Miſſion von der Zuſtimmung 
der Kirchenbehörde abhängig gemacht wird. 


9 75 


In den Fällen des § 16 iſt für jeden zur Ruhegehaltskaſſe zugelaſſenen 
Geiſtlichen während der Dauer ſeines Amtes ein jährlicher Beitrag an die Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe zu leiſten, welcher, wenn das Dienſteinkommen unter 4000 Mark beträgt, 
auf 1 Prozent, wenn es höher iſt, aber unter 6000 Mark bleibt, auf 1½ Prozent, 
wenn es 6 000 Mark und darüber beträgt, auf 2 Prozent des durch 100 teilbaren 
Geſamtbetrags des Dienſteinkommens zu bemeſſen iſt. Der Beitrag muß in den Fällen 
des § 16 unter b) von der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig 
und portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen ſind ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


9 18. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auf Militärpfarrer ſowie auf die nicht 
unter $ 16 fallenden Geiſtlichen bei Straf-, Kranken- und ſonſtigen öffentlichen An⸗ 
ſtalten keine Anwendung. 


9 19. 


Das Ruhegehalt beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand vor voll⸗ 
endetem 11. Dienſtjahr eintritt, ¾ und ſteigt mit jedem weiter zurückgelegten 
Dienſtjahre bis zum vollendeten 30. Dienſtjahr um /, von da ab um "io bis 
zum Höchſtbetrage von ¼ des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens (§ 22). 

Das Ruhegehalt ſoll in dieſen Fällen nicht unter 1800 Mark und nicht über 
6000 Mark, bei Emeritierung vor vollendetem 10. Dienſtjahre nicht über 1800 Mark 
betragen. 

Überſteigt das hiernach berechnete Ruhegehalt das ruhegehaltsfähige Dienſt⸗ 
einkommen, ſo wird nur der Betrag des letzteren als Ruhegehalt gezahlt. 

Überſchießende Teile einer Mark werden zu einer vollen Mark abgerundet. 


8 20. 


Hinſichtlich der Berechnung des anrechnungsfähigen Dienſtalters der Geiſtlichen 
find die zur Zeit bei der Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds maß⸗ 
gebenden Grundſätze ſo lange entſcheidend, als nicht auf dem in dieſen Satzungen 
vorgeſchriebenen Wege eine Abänderung erfolgt. 

Hat der Geiſtliche in Erfüllung der aktiven Dienſtpflicht im ſtehenden Heere 
oder in der Marine gedient, ſo wird die darauf verwendete Zeit ſeinem Dienſtalter 
zugerechnet. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bei Geiſtlichen, welche ihrer aktiven 
Dienſtpflicht während ihres theologiſchen Studiums genügt haben, nur inſoweit An⸗ 
wendung, als das letztere über ſechs Semeſter ausgedehnt worden 143 


20 


Für jeden Krieg, an welchem ein Geiſtlicher im preußiſchen oder im Reichs⸗ 
heer oder in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine oder bei den Kaiſerlichen 
Schutztruppen teilgenommen hat, wird demſelben zu der wirklichen Dauer der Dienſt⸗ 
zeit ein Jahr hinzugerechnet, jedoch iſt für mehrere in ein Kalenderjahr fallende 

Kriege die Anrechnung nur eines Kriegsjahrs zuläſſig. 


8 


Bei Bemeſſung des Ruhegehalts werden nur ſolche Dienſtjahre berückſichtigt, 
während welcher der Geiſtliche in einem nach $ 15 Rechte auf Ruhegehalt gewährenden 
Amte geſtanden hat oder nach § 16 an die Ruhegehaltskaſſe angeſchloſſen geweſen iſt. 


Die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienftjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vor⸗ 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zur Ruhe⸗ 
gehaltskaſſe zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr gemäß 8 17 
Abſ. 1 nach der Höhe desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche 
zur Zeit ſeines Antrags (Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 


Die bei der Emeritierung noch nicht gezahlten Beiträge können nach Ermeſſen 
des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Ruhegehalt eingezogen werden. 
Im Falle des Todes erſtreckt ſich der Anſpruch der Ruhegehaltskaſſe nur auf die bis 
dahin fällig gewordenen Beträge. 


9 22. 


Der Betrag des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ($ 19) wird für die 
Zwecke der Ruhegehaltskaſſe nach Maßgabe der folgenden Grundſätze feſtgeſetzt: 


1. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe verſichert ſind, werden 
das Grundgehalt, die Alterszulagen und eine etwa aus der Alterszulage⸗ 
kaſſe zu leiſtende Entſchädigung zuſammengerechnet. Zuſchüſſe zum Grund: 
gehalte werden eingerechnet, ſoweit ſie dauernd für die Pfarrſtelle oder 
auf die Amtsdauer des Stelleninhabers bewilligt und von der Kirchen⸗ 
regierung im Einvernehmen mit dem Vorſtand ausdrücklich als ruhegehalts⸗ 
fähig anerkannt worden ſind. 

2. Bei den Pfarrſtellen, welche bei der Alterszulagekaſſe nicht verſichert ſind, 
iſt das kirchenbehördlich feſtgeſtellte Pfründeneinkommen oder, wenn der 
Stelleninhaber nach Maßgabe beſonderer Gehaltsregulative oder ähnlicher 
1 beſoldet wird, das hierin feſtgeſtellte Dienſteinkommen maß⸗ 
gebend. 


BT 
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3. Inländiſche kirchliche Amter, welche mit einem inländischen geiſtlichen 
Hauptamte dauernd vereinigt ſind, werden als zu letzterem gehörig be⸗ 
behandelt, wenn ſie keinen beſonderen Ruhegehaltsanſpruch gewähren. Die 
den Superintendenten (Dekanen, Pröpſten) und in ähnlichen Stellungen 
befindlichen Geiſtlichen gewährten Ephoralbezüge können von der Kirchen⸗ 
regierung bis zum Höchſtbetrage von 750 Mark als ruhegehaltsfähig er⸗ 
klärt werden. 

4. Das Einkommen aus einem mit einer geiſtlichen Stelle verbundenen 
Schulamt iſt dem Einkommen der Stelle nur inſoweit zuzurechnen, als 
das Schulamt nicht einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Ruhegehalt gewährt. 

5. Die Dienſtwohnung oder die Mietsentſchädigung wird mit dem feſten 
Betrage von 800 Mark angerechnet. 


8 23 
Die Verſetzung in den Ruheſtand und die Entſcheidung über die Höhe des 
aus der Ruhegehaltskaſſe zu gewährenden Ruhegehalts erfolgt durch die zuſtändige 
Kirchenbehörde. Die Entſcheidung über die Höhe des Ruhegehalts bedarf der Zu— 
ſtimmung des Vorſtandes der Ruhegehaltskaſſe, welche jedoch nur dann verſagt 
werden darf, wenn der Geiſtliche nicht Inhaber einer der nach den SS 15 und 16 zum 
Ruhegehalte berechtigenden Stellen oder wenn das Ruhegehalt nicht nach Maßgabe 
der §§ 19 bis 22 berechnet iſt. 
§ 24. 
Die Zahlung des Ruhegehalts erfolgt für jedes Kalendervierteljahr im voraus. 


$ 25. 

Hinterläßt ein Geiſtlicher, welcher Ruhegehalt bezieht, eine Witwe oder eheliche 
Nachkommen, fo wird das Nuhegehalt noch für die auf den Sterbemonat folgenden drei 
Monate (Gnadenvierteljahr) gezahlt. Die Zahlung erfolgt im voraus in einer Summe. 

An welchen der Beteiligten die vor dem Tode des Emeritus nicht erhobenen 
und die nach Abſ. 1 zu leiſtenden Beträge gültig zu zahlen find, beſtimmt die zu- 
ſtändige Kirchenbehörde. 

Die im Abſ. 1 beſtimmte Zahlung findet auf Anordnung der zuſtändigen 
Kirchenbehörde auch dann ſtatt, wenn der Verſtorbene Verwandte der aufſteigenden 
Linie, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ganz oder 
überwiegend geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt oder wenn und ſoweit der Nachlaß 
nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung zu decken. 


8 26. 
Bezieht ein Emeritus infolge anderweiter Anſtellung in einem öffentlichen Amte 
ein Dienſteinkommen, ſo ruht das Recht auf Ruhegehalt, ſoweit der Betrag des neuen 
Einkommens mit dem Ruhegehalte zuſammen das bei der Verſetzung in den Ruhe 


ſtand bezogene Dienſteinkommen überſteigt. 


„ de Ve 


Der Anſpruch auf Ruhegehalt hört auf, wenn dem Emeritus ſtrafrechtlich die 
bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt werden oder wenn er durch eine im Diſziplinar⸗ 
verfahren ergangene rechtskräftige Entſcheidung der Kirchenbehörde oder durch Ent- 
ſagung die Rechte des geiſtlichen Standes in der evangeliſchen Kirche verliert. 


gan 


Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
bereits im Amte befindlichen Geiſtlichen bewendet es, unbeſchadet der Vorſchriften des 
$ 20, bei den bisherigen Feſtſetzungen ihrer Kirchenbehörde. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 20 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des $ 21 Abſ. 2 bis 5. 


9 28. 


Zuſchüſſe zum Grundgehalt oder andere Zulagen, welche vor Inkrafttreten 
dieſer Satzungen bewilligt worden find und nach § 20 des Pfarrbeſoldungsgeſetzes 
beſtehen bleiben, gelten inſoweit als ruhegehaltsfähig, als ſie es nach bisherigem 
Rechte waren. 

§ 29. 


Den bei Errichtung der Ruhegehaltskaſſe in den beteiligten Landeskirchen bereits 
in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen und deren Hinterbliebenen zahlt die Ruhe- 
gehaltskaſſe ihre bisherigen, aus einem landeskirchlichen Fonds geleiſteten Bezüge, fo- 
weit dieſe die nach den 88 19 bis 22 zu zahlenden Beträge nicht überſteigen. 

Auf die Entſcheidung über die Höhe der hiernach von der Kaſſe zu leiſtenden 
Zahlungen finden die Vorſchriften des § 23 entſprechende Anwendung. 


$ 30. 
Die Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 tritt erſt am 1. April 1916 in Kraft. 


8 JI. 

Solange eine Landeskirche ſich nicht durch Kirchengeſetz den gegenwärtigen 
Satzungen angeſchloſſen hat, ſind die auf ſie bezüglichen Vorſchriften dieſer Satzungen 
als ruhend zu behandeln. 

$ 32. 


Anderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


zen 289: 
Anlage In. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 
die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Generalſynode für die evangeliſche Landeskirche der 
älteren Provinzen, was folgt: 
SH: 


Die Witwen und Waiſen der Geiftlichen erhalten Witwen⸗ und Waiſengeld 
nach Maßgabe der anliegenden Satzungen, betreffend den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
fonds der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


$ 2. 

Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zum 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds befindet der Evangeliſche Oberkirchenrat auf be- 
ſonderen Antrag der Beteiligten. 

835 
g Für den im § 21 der Satzungen erwähnten Beſchluß iſt das durch das letzte 
Amt des verſtorbenen Geiſtlichen bezeichnete Konſiſtorium, für die im § 23 der 
Satzungen unter I, 2 erwähnten Beſchlüſſe der Evangeliſche Oberkirchenrat zuſtändig. 
Vor der Beſchlußfaſſung iſt der durch das letzte Amt des Geiſtlichen bezeichnete 
Kreisſynodalvorſtand und, ſoweit die Beſchlußfaſſung durch den Evangeliſchen 
Oberkirchenrat erfolgt, auch das entſprechende Konſiſtorium zu hören. 


ö 9 4. 
Die der Landeskirche nach den §§ 11 bis 13 der Satzungen obliegenden Leiſtungen 
an den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds find durch landeskirchliche Umlagen aufzu⸗ 
bringen, deren Höhe der Evangeliſche Oberkirchenrat feſtſetzt. 


9 5. 
Der Evangeliſche Oberkirchenrat kann einzelne ihm nach dieſem Kirchengeſetze 
zuſtehende Befugniſſe auf die Konſiſtorien übertragen. e 


8 6. 

Der durch das Kirchengeſez vom 31. März 1895, betreffend die Verwaltung 
des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds, (Kirchl. Gef - u. Verordn.⸗Bl. S. 17) gebildete 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds bleibt mit den ſich aus den anliegenden Satzungen 
ergebenden Maßgaben beſtehen. Im übrigen wird das genannte Kirchengeſetz ſowie 
das Kirchengeſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen, 
vom 15. Juli 1889 (Kirchl. Gef.- u. Verordn.⸗Bl. S. 37) nebſt den dazu gehörigen 
Ergänzungsgeſetzen inſoweit aufgehoben, als ſich nicht aus dem gegenwärtigen Kirchen⸗ 
geſetz oder aus den Satzungen ein anderes ergibt. 


SR 
Der Evangeliſche Oberkirchenrat wird mit der Ausführung dieſes Kirchen, 
geſetzes beauftragt. 
§ 8. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Voigts. 


Satzungen, 
betreffend 
den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


9 

Der für Hinterbliebene evangeliſcher Geiſtlicher beſtehende Pfarr⸗Witwen- und 
Waiſenfonds bildet eine gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſorgung der Hinter 
bliebenen evangeliſcher Geiſtlicher. Er wird unter dem bisherigen Namen 

„Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds“ 

auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 


„„ 


9 2. 


Der Vorſtand des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds beſteht aus dem Vorſitzenden, 
einem im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mitgliedern. 
Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vorſtandes werden 
vom König ernannt. 

8. 35 


Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be- 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 

32 Mitglieder; 

b) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Provinz Hennd en! D. 8 2. 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Propinz Schleswig ff! 5 „ 


d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
des Konſiſtorialbezirkes Caſſel 


FCC 8 N 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konfiftorial- 
bezirkes Wiesbaden FFF » 3 j 
f) die Geſamtſynode der evangeliſch-reformierten Kirche der 
Win nnoberſaAa 2 : 


Die Gewählten bleiben fo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert find, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teil- 
zunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


SM 


Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an den Pfarr-Witwen⸗ 
und Waiſenfonds auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet werden kann, 
beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 

§ 5. 

Der Vorſtand vertritt den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds und führt die 
laufenden Geſchäfte desſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde für die Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an den 
Fonds zu leiſtenden Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Witwen- und Waiſen⸗ 
gelder, trifft auch die näheren Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ftellt den 
Etat des Fonds für jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes für mehrere Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die 
Rechnung über jedes abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 

Geſetſammlung 1909. (Nr. 10952.) = 43 
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9 6. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit⸗ 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 5 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im § 11 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; 

2. über Erhöhung und in den Grenzen der §§ 13, 24 über Verminderung 
der den Witwen und Waiſen zu gewährenden Bezüge, über Verlängerung 
der Bezugsdauer der Waiſengelder und über Einſtellung eines Betrags in 
den Etat zur Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen ſolcher 
Geiſtlichen, welche die Zugehörigkeit zum Fonds durch ein nicht im Wege 
ordnungsmäßiger Emeritierung erfolgtes Ausſcheiden aus dem Amte verloren 
haben, oder ſolcher zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Satzungen im Amte 
befindlichen Geiſtlichen, welche nach Maßgabe der bisherigen Vorſchriften 
auf Witwengeld verzichtet haben; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen- 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über Verminderung oder Erlaß der von Geiſtlichen nach bisherigem Rechte 
übernommenen Nachzahlungen; 


5. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; g 
6. über wichtige Angelegenheiten der Fondsverwaltung, welche ihm von dem 


Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des Ausſchuſſes 
angeregt werden. 


87 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwal⸗ 
tungsausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müffen jederzeit gehört werden. 


Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Rech⸗ 
nungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


88. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu⸗ 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzu- 
legen iſt. 


„5 s2ON 


89. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reife, 
koſtenvergütung aus dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds nach den für die Staats⸗ 
beamten der 4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehalt⸗ 
lich anderweiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


$ 10. 
Dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds fließen zur Beftreitung der ihm ſatzungs⸗ 
gemäß obliegenden Ausgaben folgende Einnahmen zu — abgeſehen von den ihm 


überwieſenen Witwenkaſſenbeiträgen aus den ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt ſchwebenden Verſicherungen (§ 29) —: 

1. die Zinſen der bei ihm vorhandenen Kapitalien; 

2. die in den §§ 17, 26 bezeichneten Beiträge; 

3. die Beiträge der Landeskirchen ($$ 11 bis 13); 

4. die Beiträge des Staates. 


Sale 
Die Landeskirchen find verpflichtet, dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
diejenigen Beträge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung 
der übrigen Einnahmen ($ 10 Ziffer 1, 2, 4) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnis⸗ 
beträge zu decken. 


Ser 


Die Verteilung der im § 11 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all⸗ 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Bis auf weiteres ſind von jeder Landes⸗ 
kirche / Prozent der in ihr veranlagten Staatseinkommenſteuer an den Fonds ab- 
zuführen, ſofern der Verwaltungsausſchuß nicht einen niedrigeren Prozentſatz für aus⸗ 
reichend erachtet. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung für das 
voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 


$ 13. 5 
Reichen die nach § 12 erhobenen Beiträge der Landeskirchen zur Erfüllung 
aller Verpflichtungen des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds nicht aus, ſo iſt der 
Verwaltungsausſchuß befugt: 
a) die Beiträge der Landeskirchen bis zu 1 Prozent der in ihnen veran⸗ 
lagten Staatseinkommenſteuer zu erhöhen; 
b) das Witwengeld bis zu den im § 24 beſtimmten Mindeſtſätzen herabzuſetzen. 
„ 43 * 


„ 


9 14. 


Den oberſten Synoden der am Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds beteiligten 
Landeskirchen ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die 
Verwaltung des Fonds durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mit⸗ 
zuteilen. 

$ 15. 


Die Witwen und die Hinterbliebenen noch nicht 18 Jahre alten ehelichen 
Kinder derjenigen evangeliſchen Geiſtlichen, welchen zur Zeit ihres Ablebens gemäß 
$ 15 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche, der 
Anſpruch zuſteht, bei Verſetzung in den Ruheſtand ein lebenslängliches Ruhegehalt 
aus der Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche zu empfangen, ſowie derjenigen, 
welche ſich bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befinden oder ſpäter in 
denſelben verſetzt werden und zur Zeit ihres Ablebens ein Ruhegehalt nach den Vor— 
ſchriften der Saar, betreffend die Ruhegehaltskaſſe, beziehen, e Witwen⸗ 
und Waiſengeld nach Maßgabe der Beſtimmungen der §§ 18 ff. 


8 16. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf die Hinterbliebenen 
ordinierter Geiſtlicher 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſt— 

lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine e Landes- 

kirche angeſchloſen find, 

b) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anftalten und Vereine, 
ſowie auf die Hinterbliebenen der aus ſolchen Dienſten mit Genehmigung der zu— 
ſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen, jedoch zu a) und b) 
nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an den Pfarr-Witwen- und 
Waiſenfonds von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Vereinbarung 
geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Witwen- und Waiſengeldes. 

Der Anſchluß an den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds kann den vorbezeichneten 
Geiſtlichen geſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt, und 
bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen im Dienſte der inneren und äußeren 
Miſſion, wenn außerdem der Geiſtliche auch an die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche angeſchloſſen iſt. 

9 


In den Fällen des § 16 iſt für jeden zum Pfarr-Witwen und Waiſenfonds 
zugelaſſenen Geiſtlichen während der Dauer ſeines Amtes und, wenn er aus dieſem 
Amte oder Dienſte in den Ruheſtand verſetzt wird, auch während der Dauer des 


„ 


Ruheſtandes bis zu ſeinem Ableben ein jährlicher Beitrag von 1½ Prozent des 
Dienſteinkommens beziehungsweiſe des Ruhegehalts an den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
fonds zu leiſten. Der Beitrag muß in den Fällen des § 16 unter b) von der 
Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Bei emeritierten Geiſtlichen, welche weder verheiratet ſind noch eheliche Kinder 
unter 18 Jahren beſitzen, fällt die vorſtehende Verpflichtung von dem Zeitpunkt ab 
fort, wo die vorgedachten Vorausſetzungen zuſammentreffen. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig und 
portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen find ermächtigt, im Ein, 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


818. 
Das Witwengeld beträgt bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiftlichen 
oder Emeriten 


bis zum vollendeten 5. Dienſtjahre 700 Mark, 
. 0 - 750 . 


von mehr als 5 - . 10. | 
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„ e + 25. . 900 »- | 

3 2Drreree - 30. . 1000 h 

; Er . 35. . 1100 

VV 40. + 22007 

40 Dienitjahrenenen. 32a nen 1300 2% 

8 125 


Das Waiſengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Geiſtlichen 

zum Bezuge des Witwengeldes berechtigt war, 250 Mark für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 

Geiſtlichen zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, 400 Mark 
für jedes Kind. 

Waiſen, deren Mutter zum Bezuge des Witwengeldes nur deshalb nicht be— 
rechtigt war, weil der Geiſtliche auf dasſelbe verzichtet hatte, erhalten das Waifen- 
geld der Ziffer 1. 

$ 20. 

War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird 
das nach Maßgabe des § 18 berechnete Witwengeld für jedes angefangene Jahr des 
Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um Yo gekürzt. Hat jedoch 
die Ehe fünf Jahre gedauert, ſo wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren 
Dauer dem gekürzten Betrag ¼0 des nach § 18 zu berechnenden Witwengeldes jo lange 
wieder hinzugeſetzt, bis der volle Betrag des letzteren erreicht iſt. 
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9 21. 

Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Ehe mit dem ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen innerhalb dreier Monate vor feinem Ableben geſchloſſen war und 
die zuſtändige Kirchenbehörde durch Beſchluß die Überzeugung ausſpricht, daß die Ehe⸗ 
ſchließung zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Witwe den Bezug des Witwengeldes 
zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Witwen, und Waiſengeld haben die Witwe und die 
hinterbliebenen Kinder eines Geiſtlichen aus einer Ehe, welche erſt nach deſſen Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 


$ 22. 

Die Zahlung des Witwen, und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe der 
den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten zuſtehenden Gnadenzeit und erfolgt 
für jedes Kalendervierteljahr bei deſſen Beginn. 

An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die zuſtändige Kirchen⸗ 
behörde. 

Der Anſpruch auf die Leiſtung des einzelnen Teilbetrags von Witwen- und 
Waiſengeld erliſcht, wenn dieſer binnen vier Jahren von Ablauf des Kalenderjahrs, 
in welchem der Teilbetrag fällig geworden iſt, nicht abgehoben iſt, zu Gunſten des 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds. 

§ 23. 

Das Recht auf den Bezug des Witwen⸗ und Waiſengeldes erliſcht: 

I. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, 

1. in welchem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels auf dem 
kirchengeſetzlich vorgeſchriebenen Wege durch die zuſtändige Kirchen⸗ 
behörde entzogen wird; bei nachhaltiger Beſſerung darf der entzogene 
Anſpruch durch die zuſtändige Kirchenbehörde wieder gewährt werden; 

II. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie das 

18. Lebensjahr vollendet. 
$ 24, 

Die im $ 13 vorgeſehene Herabſetzung des Witwengeldes kann bis zu fol- 
genden Mindeſtſätzen erfolgen: 

bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen oder Emeriten 


bis zum vollendeten 10. Dienſtjahre bis auf 600 Mark, 
. 0. s 700 5 


von mehr als 10 -- 2 . h 
9 5 5 20 5 5 * 30. 0 „ 0 800 * N 
30, . 35. . ee 
u Bel OR Es - 40. . ION, 
ee 40 . 45. . e 
„ Dienſtſahre n e 


5 


9 25. 


Die Feſtſtellung des Dienſtalters für den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
erfolgt nach den bisherigen Grundſätzen. 


§ 26. 


Bei Bemeſſung des Witwengeldes werden nur ſolche Dienſtjahre des ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen berückſichtigt, während welcher er in einem nach § 15 Rechte 
auf Witwengeld gewährenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an den Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds angeſchloſſen geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vor⸗ 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zum Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr auf 1 Prozent 
desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche zur Zeit ſeines An⸗ 
trags (Abſ. 2) bezieht. ; 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die beim Tode des Geiſtlichen noch nicht gezahlten Beiträge können nach Er⸗ 
meſſen des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Witwengeld eingezogen 
werden. Im Falle des Todes der Witwe erſtreckt ſich der Anſpruch des Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds nur auf die bis dahin fällig gewordenen Beträge. 


9277 
Für die Berechnung des Dienſteinkommens der Geiſtlichen finden die Vor⸗ 


ſchriften des § 22 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche, entſprechende Anwendung. 


§ 28. 
An Stelle einer durch dieſe Satzungen beſtimmten, den Geiſtlichen und 
Gemeinden obliegenden Leiftung kann durch Kirchengeſetz eine andere Leiſtung feſt⸗ 


geſetzt werden, falls dieſelbe durch den Verwaltungsausſchuß als gleichwertig aner⸗ 
kannt wird. 


§ 29. 

Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds und 
denjenigen Geiſtlichen und Emeriten, deren ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt eingegangenes Verſicherungsverhältnis auf den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds übergegangen iſt, ſowie die Rechtsverhältniſſe ihrer Hinterbliebenen 


ä 


regeln ſich ausſchließlich nach den bisherigen Vorſchriften; insbeſondere bleiben die 
Wirkungen eines nach den bisherigen Beſtimmungen ausgeſprochenen Verzichts auf 
Witwengeld unberührt. 5 

Für diejenigen bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befindlichen 
Geiſtlichen, denen nach den bisherigen Beſtimmungen ein Anſpruch gegen den Pfarr⸗ 
Witwen⸗ und Waiſenfonds nicht zuſtand, oder für ihre Hinterbliebenen wird auch 
durch die gegenwärtigen Satzungen ein Anſpruch nicht begründet. 


§ 30. 

Auf diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften über den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds an dieſen angeſchloſſen waren, 
ihm aber künftig nach den §8 15, 16 dieſer Satzungen nicht mehr angehören, ſowie 
auf ihre künftigen Hinterbliebenen finden die Vorſchriften dieſer Satzungen An⸗ 
wendung, ſofern der Geiſtliche bereits bei Inkrafttreten dieſer Satzungen in einem 
kirchlichen Dienſte ſteht oder im Ruheſtande lebt. 


9 31. 

Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds bereits angeſchloſſenen Geiſtlichen bewendet es 
bei der bisherigen Feſtſetzung ihres Dienſtalters. 

Ebenſo bewendet es hinſichtlich einer von ihnen bereits übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Nachzahlungen, unbeſchadet der Vorſchrift des § 6 Ziffer 4, 
bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 2 

bis 


f die Vorſchriften des $ 26 Abf. 2 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
ortan die Vorſchriften de 6 Abſ. 2 


5 
5. 
§ 32. 


Die den Witwen und Waiſen der vor Inkrafttreten dieſer Satzungen ver⸗ 
ſtorbenen Geiftlichen und Emeriten zuſtehenden Anſprüche bleiben unberührt. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 5 
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Anlage 30. 


Kirchengeſetz, 
betreffend 
die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen der 
evangeliſch-lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc, 


verordnen für die evangeliſch-lutheriſche Kirche der Provinz Hannover, mit Zuſtimmung 
der Landesſynode, was folgt: 
. 
Die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen erhalten Witwen⸗ und Waiſengeld 
nach Maßgabe der anliegenden Satzungen, betreffend den Pfarr-Witwen- und Waiſen⸗ 
fonds der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. Be 


§ 2. 

Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zum 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds befindet das Landeskonſiſtorium auf beſonderen 
Antrag der Beteiligten. 

Für den im § 21 der Satzungen erwähnten Beſchluß iſt das durch das letzte 
Amt des verſtorbenen Geiſtlichen bezeichnete Konſiſtorium, für die im § 23 der 
Satzungen unter I, 2 erwähnten Beſchlüſſe das Landeskonſiſtorium zuſtändig. Vor 
der Beſchlußfaſſung iſt der durch das letzte Amt des Geiſtlichen bezeichnete Bezirks— 
ſynodalausſchuß und, ſoweit die Beſchlußfaſſung durch das Landeskonſiſtorium erfolgt, 
auch das entſprechende Konſiſtorium zu hören. 


§ 4. 

Die der evangelifch-Iutherifchen Kirche der Provinz Hannover nach den 8811 bis 13 
der Satzungen obliegenden Leiſtungen an den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds find 
durch Beiträge der Bezirksſynodalkaſſen aufzubringen, deren Höhe das Landes— 
konſiſtorium feſtſetzt. 

Die Beiträge erfolgen nach dem von der Landesſynode mit Genehmigung der 
Kirchenregierung hierfür feſtzuſetzenden Fuße und bis zu dem Zeitpunkte, wo ſolche 
Feſtſetzung erfolgt, nach dem Fuße, welcher für die nach dem Kirchengeſetze, betreffend 
die Errichtung eines Landeskirchenfonds zur Abſtellung kirchlicher Notſtände, vom 
30. Mai 1894 (Geſetzſamml. S. 91) zu erhebende Kirchenſteuer gilt. 

Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10952.) 44 
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SAL 
Der durch das Kirchengeſetz vom 31. März 1895, betreffend die Verwaltung 
des Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds, (Geſetzſamml. S. 100ff.) gebildete Pfarr⸗ 
Wittwen- und Waiſenfonds bleibt mit den fi) aus den anliegenden Satzungen er— 
gebenden Maßgaben beſtehen. Im übrigen wird das Kirchengeſetz, betreffend die 
Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen der evangelifch- Iutherifchen Kirche 
der Provinz Hannover, vom 31. März 1895 (Geſetzſamml. S. 137ff.) inſoweit auf; 
gehoben, als ſich nicht aus dem gegenwärtigen Kirchengeſetz oder aus den Satzungen 
ein anderes ergibt. a 
86. 
Das Landeskonſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes be— 
auftragt. 
STB 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. a 


Urkundlich unter Anſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 
(J. S. Wilhelm. 


Für den Minifter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


den Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


9 

Der für Hinterbliebene evangeliſcher Geiſtlicher beſtehende Pfarr⸗Wittwen⸗ und 
Waiſenfonds bildet eine gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſorgung der Hinterbliebenen 
evangeliſcher Geiſtlicher. Er wird unter dem bisherigen Namen 

„Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds“ 

auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 


. 


a 
82. 

Der Vorſtand des Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds beſteht aus dem Vor- 
ſitzenden, einem im Falle ſeiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier 
Mitgliedern. Der Vorſitzende, fein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des 
Vorſtandes werden vom König ernannt. 


8 3. N 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be⸗ 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 
a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
32 Mitglieder; 
p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Probinz Ganoven. 8 8 . 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig-Holſtei nnn 5 - 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes CaſſelͤUUUU 5 . ; 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial— 

bezirkes Wiesbaden. 3 . 
) die Geſamtſynode der ewangelifch-reformierten Kirche der 1 

Provinz Hannovernnr sente 2 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert find, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teilzu⸗ 
nehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


§ 4. 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an den Pfarr— 
Witwen- und Waiſenfonds auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet 
werden kann, beſchließt der Verwaltungsausſchuß. f 


§ 5. 

Der Vorſtand vertritt den Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds und führt die 
laufenden Geſchäfte desſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde für die Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an den 
Fonds zu leiſtenden Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Witwen- und Waiſen⸗ 
gelder, trifft auch die näheren Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den 
Etat des Fonds für jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes für mehrere Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die 
Rechnung über jedes abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 

44 * 


— 2960 


§ 6. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit⸗ 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im § 11 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; 

2. über Erhöhung und in den Grenzen der §§ 13, 24 über Verminderung 
der den Witwen und Waiſen zu gewährenden Bezüge, über Verlängerung 
der Bezugsdauer der Waiſengelder und über Einſtellung eines Betrags 
in den Etat zur Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen 
ſolcher Geiſtlichen, welche die Zugehörigkeit zum Fonds durch ein nicht 
im Wege ordnungsmäßiger Emeritierung erfolgtes Ausſcheiden aus dem 
Amte verloren haben, oder ſolcher zur Zeit des Inkrafttretens dieſer 

„Satzungen im Amte befindlichen Geiſtlichen, welche nach Maßgabe der 
bisherigen Vorſchriften auf Witwengeld verzichtet haben; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen- 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über Verminderung oder Erlaß der von Geiſtlichen nach bisherigem Rechte 

übernommenen Nachzahlungen; 

über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; * 

6. über wichtige Angelegenheiten der Fondsverwaltung, welche ihm von dem 
Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des Ausſchuſſes 
angeregt werden. 
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SR. 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs; 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


8 8. N 
Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu- 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzu⸗ 
legen iſt. 


89. 


Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reife 
koſtenvergütung aus dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds nach den für die Staats. 
beamten der 4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbe— 
haltlich anderweiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


§ 10. i 
Dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds fließen zur Beſtreitung der ihm ſatzungs⸗ 
gemäß obliegenden Ausgaben folgende Einnahmen zu — abgeſehen von den ihm 


überwieſenen Witwenkaſſenbeiträgen aus den ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt ſchwebenden Verſicherungen ($ 29) —: 

. die Zinſen der bei ihm vorhandenen Kapitalien; 

2. die in den §§ 17, 26 bezeichneten Beiträge; 

3. die Beiträge der Landeskirchen ($$ 11 bis 13); 

4. die Beiträge des Staates. 


— 


lie 

Die Landeskirchen find verpflichtet, dem Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds die⸗ 
jenigen Beträge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der 
übrigen Einnahmen ($ 10 Ziffer 1, 2, 4) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnis⸗ 
beträge zu decken. 

§ 12. 

Die Verteilung der im § 11 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all- 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Bis auf weiteres find von jeder Yandes- 
kirche / Prozent der in ihr veranlagten Staatseinkommenſteuer an den Fonds ab- 
zuführen, ſofern der Verwaltungsausſchuß nicht einen niedrigeren Prozentſatz für aus- 
reichend erachtet. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung für das 
voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 


9.13. 

Reichen die nach § 12 erhobenen Beiträge der Landeskirchen zur Erfüllung 
aller Verpflichtungen des Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds nicht aus, jo iſt der Ver⸗ 
waltungsausſchuß befugt: 

a) die Beiträge der Landeskirchen bis zu 1 Prozent der in ihnen veran⸗ 

lagten Staatseinkommenſteuer zu erhöhen; 

b) das Witwengeld bis zu den im § 24 beſtimmten Mindeſtſätzen herabzuſetzen. 
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§ 14. 

Den oberſten Synoden der am Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds beteiligten 
Landeskirchen find die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung des Fonds durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mit- 
zuteilen. 

§ 15. 

Die Witwen und die hinterbliebenen noch nicht 18 Jahre alten ehelichen Kinder 
derjenigen evangeliſchen Geiſtlichen, welchen zur Zeit ihres Ablebens gemäß § 15 der 
Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche, der Anſpruch 
zuſteht, bei Verſetzung in den Ruheſtand ein lebenslängliches Ruhegehalt aus der 
Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiftliche zu empfangen, ſowie derjenigen, welche 
ſich bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befinden oder ſpäter in den⸗ 
ſelben verſetzt werden und zur Zeit ihres Ablebens ein Ruhegehalt nach den Vor- 
ſchriften der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe, beziehen, erhalten Witwen- 
und Waiſengeld nach Maßgabe der Beſtimmungen der SS 18 ff. 


§ 16. 

Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf die Hinterbliebenen 
ordinierter Geiſtlicher 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſt⸗ 

lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landes⸗ 
kirche angeſchloſſen ſind, 

p) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
ſowie auf die Hinterbliebenen der aus ſolchen Dienſten mit Genehmigung der zu- 
ſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen, jedoch zu a) und b) 
nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Verein⸗ 
barung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Witwen- und Waiſengeldes. 

Der Anſchluß an den Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds kann den vorbe⸗ 
zeichneten Geiſtlichen geftattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert 
iſt, und bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen im Dienſte der inneren oder 
äußeren Miſſion, wenn außerdem der Geiſtliche auch an die Ruhegehaltskaſſe für 
evangeliſche Geiſtliche angeſchloſſen iſt. 

§ 17. g 

In dem Falle des 8 16 iſt für jeden zum Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
zugelaſſenen Geiſtlichen während der Dauer ſeines Amtes und, wenn er aus dieſem 
Amte oder Dienſte in den Ruheſtand verſetzt wird, auch während der Dauer des 
Ruheſtandes bis zu ſeinem Ableben ein jährlicher Beitrag von 1½ Prozent 


II 


des Dienſteinkommens beziehungsweiſe des Ruhegehalts an den Pfarr-Witwen⸗ 
und Waiſenfonds zu leiſten. Der Beitrag muß in den Fällen des § 16 unter b) 
von der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Bei emeritierten Geiſtlichen, welche weder verheiratet ſind noch eheliche Kinder 
unter 18 Jahren beſitzen, fällt die vorſtehende Verpflichtung von dem Zeitpunkt ab 
fort, wo die vorgedachten Vorausſetzungen zuſammentreffen. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig 
und portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen ſind ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. ; 


$ 18 
8 + 
Das Witwengeld beträgt bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiftlichen 
oder Emeriten 
bis zum vollendeten 5. Dienſtjahre 700 Mark, 
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von mehr als 5 10. ; 
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Das Waiſengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Geiſtlichen 

zum Bezuge des Witwengeldes berechtigt war, 250 Mark für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 

Geiſtlichen zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, 400 Mark 
für jedes Kind. 

Waiſen, deren Mutter zum Bezuge des Witwengeldes nur deshalb nicht be— 
rechtigt war, weil der Geiſtliche auf dasſelbe verzichtet hatte, erhalten das Waijen- 
geld der Ziffer 1. 

ö § 20. 

War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird das 
nach Maßgabe des § 18 berechnete Witwengeld für jedes angefangene Jahr des 
Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um o gekürzt. Hat jedoch 
die Ehe fünf Jahre gedauert, ſo wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren 
Dauer dem gekürzten Betrage / des nach § 18 zu berechnenden Witwengeldes ſo 
lange wieder hinzugeſetzt, bis der volle Betrag des letzteren erreicht iſt. 


„ 300 


9 21 

Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Ehe mit dem 
verſtorbenen Geiſtlichen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen war 
und die zuſtändige Kirchenbehörde durch Beſchluß die Überzeugung ausſpricht, daß die 
Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Witwe den Bezug des Witwengeldes 
zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld haben die Witwe und die 
hinterbliebenen Kinder eines Geiſtlichen aus einer Ehe, welche erſt nach deſſen Verſetzung 
in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 

$ 22. 

Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe der 
den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten zuſtehenden Gnadenzeit und erfolgt 
für jedes Kalendervierteljahr bei deſſen Beginn. 

An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die zuſtändige Kirchen⸗ 
behörde. 
Der Anſpruch auf die Leiſtung des einzelnen Teilbetrags von Witwen- und 
Waiſengeld erliſcht, wenn dieſer binnen vier Jahren von Ablauf des Kalenderjahrs, 
in welchem der Teilbetrag fällig geworden ift, nicht abgehoben iſt, zu Gunſten des. 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds. 

n 8:23. 

Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes erliſcht: 

I. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, 

1. in welchem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels auf dem 
kirchengeſetzlich vorgeſchriebenen Wege durch die zuſtändige Kirchen⸗ 
behörde entzogen wird; bei nachhaltiger Beſſerung darf der entzogene 
Anſpruch durch die zuſtändige Kirchenbehörde wieder gewährt werden; 

II. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie das 

18. Lebensjahr vollendet. 


§ 24. 
Die im $ 13 vorgeſehene Herabſetzung des Witwengeldes kann bis zu folgenden 
Mindeſtſätzen erfolgen: 
bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiftlichen oder Emeriten 
b bis zum vollendeten 10. Dienſtjahre bis auf 600 Mark, 
. + „„ 
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9 25. 


Die Feſtſtellung des Dienſtalters für den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds 
erfolgt nach den bisherigen Grundſätzen. 


8 26. 


Bei Bemeſſung des Witwengeldes werden nur ſolche Dienſtjahre des verſtor⸗ 
benen Geiſtlichen berückſichtigt, während welcher er in einem nach § 15 Rechte auf 
Witwengeld gewährenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds angeſchloſſen geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vorſtande 
zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zum Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr auf 1 Prozent 
desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiftliche zur Zeit ſeines Antrags 
(Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die beim Tode des Geiſtlichen noch nicht gezahlten Beiträge können nach Er⸗ 
meſſen des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Witwengeld eingezogen 
werden. Im Falle des Todes der Witwe erſtreckt ſich der Anſpruch des Pfarr-Witwen⸗ 
und Waiſenfonds nur auf die bis dahin fällig gewordenen Beträge. 


N $ 27. i 
Für die Berechnung des Dienſteinkommens der Geiſtlichen finden die Vor 
ſchriften des § 22 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche, entſprechende Anwendung. 


9 28. 


An Stelle einer durch dieſe Satzungen beſtimmten, den Geiſtlichen und 
Gemeinden obliegenden Leiſtung kann durch Kirchengeſetz eine andere Leiſtung feſt⸗ 
geſetzt werden, falls dieſelbe durch den Verwaltungsausſchuß als gleichwertig 
anerkannt wird. N 


9 29 
Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds und 
denjenigen Geiſtlichen und Emeriten, deren ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt eingegangenes Verſicherungsverhältnis auf den Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds übergegangen iſt, ſowie die Rechtsverhältniſſe ihrer Hinterbliebenen regeln 
Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10052.) 45 
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ſich ausſchließlich nach den bisherigen Vorfchriften; insbeſondere bleiben die Wir⸗ 
kungen eines nach den bisherigen Beſtimmungen ausgeſprochenen Verzichts auf Witwen⸗ 
geld unberührt. 

Für diejenigen bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befindlichen 
Geiſtlichen, denen nach den bisherigen Beſtimmungen ein Anſpruch gegen den Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds nicht zuſtand, oder für ihre Hinterbliebenen wird auch 
durch die gegenwärtigen Satzungen ein Anſpruch nicht begründet. 


§ 30. 

Auf diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche nach den bisherigen Vorſchriften 
über den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds an dieſen angeſchloſſen waren, ihm aber 
künftig nach den 88 15, 16 dieſer Satzungen nicht mehr angehören, ſowie auf ihre 
künftigen Hinterbliebenen finden die Vorſchriften dieſer Satzungen Anwendung, ſofern 
der Geiſtliche bereits bei Inkrafttreten dieſer Satzungen in einem kirchlichen Dienſte 
ſteht oder im Ruheſtande lebt. 


931. 


Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
dem Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds bereits angeſchloſſenen Geiſtlichen bewendet es 
bei der bisherigen Feſtſetzung ihres Dienſtalters. 

Ebenſo bewendet es hinſichtlich einer von ihnen bereits übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Nachzahlungen, unbeſchadet der Vorſchrift des § 6 Ziffer 4, 
bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des $ 26 Abſ. 2 bis 5. 


9 32. 


Die den Witwen und Waiſen der vor Inkrafttreten dieſer Satzungen ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen und Emeriten zuſtehenden Anſprüche bleiben unberührt. 


9 33. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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Kirchengeſetz, 
betreffend 
die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ir, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſamtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein, für dieſe Kirche, was folgt: N 


Sal; 
Die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen erhalten Witwen⸗ und Waiſengeld 
nach Maßgabe der anliegenden Satzungen, betreffend den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
fonds der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


8 2. 

Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zum 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds befindet das Konſiſtorium auf beſonderen Antrag 
der Beteiligten. 

8 3. 

Für den im § 21 der Satzungen erwähnten Beſchluß ſowie für die im § 23 

der Satzungen unter I, 2 vorgeſehenen Beſchlüſſe iſt das Konſiſtorium zuſtändig. 
Vor der Beſchlußfaſſung iſt der durch das letzte Amt des Geiſtlichen bezeichnete 
Propſtei⸗ (Kreis,) Synodalausſchuß zu hören. 


SA. 

In den Fällen der SS 2 und 3 haben die Mitglieder des Ausſchuſſes der 
Geſamtſynode in der im § 95 der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 
4. November 1876 bezeichneten Weiſe an den Entſchließungen des Konſiſtoriums 
teilzunehmen. 


5. 

Die der Landeskirche nach den 88 11 bis 13 der Satzungen obliegenden 
Leiſtungen an den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds ſind aus der Geſamtſynodalkaſſe 
zu beſtreiten. 

8 6. 

Der durch das Kirchengeſetz für die evangeliſche Landeskirche der älteren 

Provinzen vom 31. März 1895, betreffend die Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und 
45 
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Waiſenfonds, (Kirchl. Gef.- u. Verordn.⸗Bl. des Evangeliſchen Oberkirchenrats S. 17) 
gebildete Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds bleibt mit den ſich aus den anliegenden 
Satzungen ergebenden Maßgaben beſtehen. Im übrigen wird das Kirchengeſetz, betreffend 
die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſch-lutheriſchen 
Kirche der Provinz Schleswig ⸗Holſtein, vom 31. März 1895 (Kirchl. Gef.» u. 
Verordn.⸗Bl. S. 3) mit Ausnahme des § 19 inſoweit aufgehoben, als ſich nicht 
aus dem gegenwärtigen Kirchengeſetz oder aus den Satzungen ein anderes ergibt. 


8 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 


88. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


§ 1. a 

Der für Hinterbliebene evangeliſcher Geiſtlicher beſtehende Pfarr-Witwen⸗ und 
Waiſenfonds bildet eine gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſorgung der Hinterbliebenen 
evangeliſcher Geiſtlicher. Er wird unter dem bisherigen Namen 

„Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds“ 

auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 


„0 


5 92 

Der Vorſtand des Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds beſteht aus dem Vor⸗ 
ſitzenden, einem im Falle feiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier 
Mitgliedern. Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des 
Vorſtandes werden vom König ernannt. 


8 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be⸗ 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 


a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 


32 Mitglieder; 

p) die Landessynode der evangelifch-Lutherifchen Kirche der 
Provinz Hannoveeerere nns. 8 „ 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der s 
Provinz Schleswig⸗Holſteinnndnd ceeeeenennnn: 5 53 

d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
des Konſiſtorialbezirkes Caſſeeeel u 5 f 

e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 
bezirkes Wies baden 3 Ren 

f) die Geſamtſynode der evangelifch-veformierten Kirche der 
Provinz Hannoveererenadandand nenne 2 3 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörigkeit 
verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes teil» 
zunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


§ 4. 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an den Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet 
werden kann, beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


85. 

Der Vorſtand vertritt den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds und führt die 
laufenden Geſchäfte desſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde für die Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an den 
Fonds zu leiſtenden Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Witwen- und Waiſen⸗ 
gelder, trifft auch die näheren Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den 
Etat des Fonds für jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungs⸗ 
ausſchuſſes für mehrere Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die 
Rechnung über jedes abgelaufene Rechnungsjahr zur Abnahme vor. 
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8 6. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit⸗ 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im § 11 bezeichneten Beiträge der 

Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; 

2. über Erhöhung und in den Grenzen der 85 13, 24 über Verminderung 
der den Witwen und Waiſen zu gewährenden Bezüge, über Verlängerung 
der Bezugsdauer der Waiſengelder und über Einſtellung eines Betrags in 
den Etat zur Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen 
ſolcher Geiſtlichen, welche die Zugehörigkeit zum Fonds durch ein nicht im 
Wege ordnungsmäßiger Emeritierung erfolgtes Ausſcheiden aus dem Amte 
verloren haben, oder ſolcher zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Satzungen 
im Amte befindlichen Geiſtlichen, welche nach Maßgabe der bisherigen Vor⸗ 
ſchriften auf Witwengeld verzichtet haben; 

„über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen⸗ 

einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über Verminderung oder Erlaß der von Geiſtlichen nach bisherigem Rechte 
übernommenen Nachzahlungen; 

5. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

6. über wichtige Angelegenheiten der Fondsverwaltung, welche ihm von dem 
Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des Ausſchuſſes 
angeregt werden. 
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8 7. 
Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 
Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Rechnungs⸗ 
abnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


5 


Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Sydonalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszuſtellen 
und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulegen iſt. 


„ 


8 
Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus dem Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds nach den für die Staats⸗ 
beamten der 4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich 
anderweiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


9 10. 
Dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds fließen zur Beſtreitung der ihm ſatzungs⸗ 
gemäß obliegenden Ausgaben folgende Einnahmen zu — abgeſehen von den ihm 


überwieſenen Witwenkaſſenbeiträgen aus den ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt ſchwebenden Verſicherungen ($ 29) —: 

1. die Zinſen der bei ihm vorhandenen Kapitalien; 

2. die in den §§ 17, 26 bezeichneten Beiträge; 

3. die Beiträge der Landeskirchen (SS 11 bis 13); 

4. die Beiträge des Staates. 


1 


Die Landeskirchen find verpflichtet, dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
diejenigen Beträge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der 
übrigen Einnahmen ($ 10 Ziffer 1, 2, 4) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge 
zu decken. 


812, 


Die Verteilung der im § 11 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) 
alljährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staats⸗ 
einkommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Bis auf weiteres ſind von jeder 
Landeskirche ¼ Prozent der in ihr veranlagten Staatseinkommenſteuer an den Fonds 
abzuführen, ſofern der Verwaltungsausſchuß nicht einen niedrigeren Prozentſatz für 
ausreichend erachtet. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung für 
das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 


9.13. f 
Reichen die nach § 12 erhobenen Beiträge der Landeskirchen zur Erfüllung 
aller Verpflichtungen des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds nicht aus, jo iſt der Ver⸗ 
waltungsausſchuß befugt: i 
a) die Beiträge der Landeskirchen bis zu 1 Prozent der in ihnen ver⸗ 
anlagten Staatseinkommenſteuer zu erhöhen 
b) das Witwengeld bis zu den im $ 24 beſtimmten Mindeſtſätzen herabzuſetzen. 


„ 


9 14. 
Den oberſten Synoden der am Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds beteiligten 
Landeskirchen ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die 
Verwaltung des Fonds durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


SR 

Die Witwen und die Hinterbliebenen noch nicht 18 Jahre alten ehelichen 
Kinder derjenigen evangeliſchen Geiſtlichen, welchen zur Zeit ihres Ablebens gemäß 
$ 15 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche, der 
Anſpruch zusteht, bei Verſetzung in den Ruheſtand ein lebenslängliches Ruhegehalt 
aus der Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche zu empfangen, ſowie derjenigen, 
welche ſich bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befinden oder ſpäter in 
denſelben verſetzt werden und zur Zeit ihres Ablebens ein Ruhegehalt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe, beziehen, erhalten Witwen⸗ 
und Waiſengeld nach Maßgabe der Beſtimmungen der 89 18 ff. 


$ 16. 

Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf die Hinterbliebenen 
ordinierter Geiſtlicher 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſtlichen 

für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landeskirche 
angeſchloſſen ſind, 

b) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
ſowie auf die Hinterbliebenen der aus ſolchen Dienſten mit Genehmigung der zu⸗ 
ſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen, jedoch zu a) und b) 
nur dann, wenn und folange den Geiſtlichen der Anſchluß an den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Ver⸗ 
einbarung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Witwen- und Waiſengeldes. 

Der Anſchluß an den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds kann den vorbezeichneten 
Geiſtlichen geſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt, und 
bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen im Dienſte der inneren oder äußeren 
Miſſion, wenn außerdem der Geiſtliche auch an die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 


Geiſtliche angeſchloſſen iſt. 
SEHR 


In den Fällen des § 16 iſt für jeden zum Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds 
zugelaſſenen Geiſtlichen während der Dauer ſeines Amtes und, wenn er aus dieſem 
Amte oder Dienſte in den Ruheſtand verſetzt wird, auch während der Dauer des 
Ruheſtandes bis zu feinem Ableben ein jährlicher Beitrag von 1¼ Prozent des Dienſt⸗ 


0 


einkommens beziehungsweiſe des Ruhegehalts an den Dfarr-Witwen- und Waiſenfonds 
zu leiſten. Der Beitrag muß in den Fällen des § 16 unter b) von der Anſtalt 
oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Bei emeritierten Geiſtlichen, welche weder verheiratet ſind noch eheliche Kinder 
unter 18 Jahren beſitzen, fällt die vorſtehende Verpflichtung von dem Zeitpunkt ab 
fort, wo die vorgedachten Vorausſetzungen zuſammentreffen. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig 
und portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen find ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


$ 18. 
Das Witwengeld beträgt bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen 
oder Emeriten 
bis zum vollendeten 5. Dienſtjahre 700 Mark, 
i . 0. ; 


von mehr als 5 1 O0: 2 
% + 15. . 800 
„„ a + 20. - 850 „ 
„„ 20 - 25. - 9900 
„ 2 ne - 30. - 1000 
„ ee ‚ 35. - 1100 2,27 
VVV ‚ 40. - 1200 
. rs), Dienitiahrenese rennen 13003. > 


9 19. 
Das Waiſengeld beträgt: N 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Geiſtlichen 

zum Bezuge des Witwengeldes berechtigt war, 250 Mark für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 

Geiſtlichen zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, 400 Mark 
für jedes Kind. 

Waiſen, deren Mutter zum Bezuge des Witwengeldes nur deshalb nicht be⸗ 
rechtigt war, weil der Geiſtliche auf dasſelbe verzichtet hatte, erhalten das Waiſen⸗ 
geld der Ziffer 1. 

§ 20. 

War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird das 
nach Maßgabe des § 18 berechnete Witwengeld für jedes angefangene Jahr des 
Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um U gekürzt. Hat jedoch 
die Ehe 5 Jahre gedauert, ſo wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer 
dem gekürzten Betrag / des nach § 18 zu berechnenden Witwengeldes fo lange 
wieder hinzugefügt, bis der volle Betrag des letzteren erreicht iſt. 
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Sa 

Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Ehe mit dem 
verſtorbenen Geiftlichen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen war 
und die zuständige Kirchenbehörde durch Beſchluß die Überzeugung ausſpricht, daß die 
Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Witwe den Bezug des Witwen⸗ 
geldes zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Witwen. und Waiſengeld haben die Witwe und die 
hinterbliebenen Kinder eines Geiſtlichen aus einer Ehe, welche erſt nach deſſen Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. | 


$ 22. 

Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe der 
den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten zuſtehenden Gnadenzeit und erfolgt 
für jedes Kalendervierteljahr bei deſſen Beginn. 

An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die zuſtändige Kirchenbehörde. 

Der Anſpruch auf die Leiſtung des einzelnen Teilbetrags von Witwen- und 
Waiſengeld erliſcht, wenn dieſer binnen vier Jahren von Ablauf des Kalenderjahrs, 
in welchem der Teilbetrag fällig geworden iſt, nicht abgehoben iſt, zu Gunſten des 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds. * 


§ 23. 
Das Recht auf den Bezug des Witwen⸗ und Waiſengeldes erliſcht: 
I. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, 

1. in welchem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels auf dem 
kirchengeſetzlich vorgeſchriebenen Wege durch die zuſtändige Kirchen⸗ 
behörde entzogen wird; bei nachhaltiger Beſſerung darf der entzogene 
Anſpruch durch die zuſtändige Kirchenbehörde wieder gewährt werden; 

I. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie das 
18. Lebensjahr vollendet. 


9 24. 
Die im $ 13 vorgeſehene Herabſetzung des Witwengeldes kann bis zu folgenden 
Mindeſtſätzen erfolgen: 
bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen oder Emeriten 
bis zum vollendeten 10. Dienstjahre bis auf 600 Mark, 
20. . ee 


von mehr als 10 +» . 0 0 
)b;.õ ae 
5 ‚ 35. . „ eee 
„„ „„ Bde - 40. . eee 
„„ 0 N 45. - „ 
„445 Dienſtjahrer nnn. 1 200 
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9 25. 


Die Feſtſtellung des Dienſtalters für den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
erfolgt nach den bisherigen Grundſätzen. 


9 26. 


Bei Bemeſſung des Witwengeldes werden nur ſolche Dienſtjahre des ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen berückſichtigt, während welcher er in einem nach § 15 Rechte 
auf Witwengeld gewährenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an den Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds angeſchloſſen geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vorſtande 
zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zum Pfarr⸗ 
Witwen. und Waiſenfonds zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr auf 1 Prozent 
desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche zur Zeit ſeines An⸗ 
trags (Abſ. 2) bezieht. a i 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die beim Tode des Geiſtlichen noch nicht gezahlten Beiträge können nach Er 
meſſen des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Witwengeld eingezogen 
werden. Im Falle des Todes der Witwe erſtreckt ſich der Anſpruch des Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds nur auf die bis dahin fällig gewordenen Beträge. 


§ 27. 
Für die Berechnung des Dienſteinkommens der Geiſtlichen finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 22 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche, entſprechende Anwendung. 


9 28. 


An Stelle einer durch dieſe Satzungen beſtimmten, den Geiſtlichen und Ge⸗ 
meinden obliegenden Leiſtung kann durch Kirchengeſetz eine andere Leiſtung feſtgeſetzt 
werden, falls dieſelbe durch den Verwaltungsausſchuß als gleichwertig anerkannt wird. 


§ 29. 5 
Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds und 
denjenigen Geiſtlichen und Emeriten, deren ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt eingegangenes Verſicherungsverhältnis auf den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds übergegangen iſt, ſowie die Rechtsverhältniſſe ihrer Hinterbliebenen 
46° 
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regeln fich ausschließlich nach den bisherigen Vorſchriften; insbeſondere bleiben die 
Wirkungen eines nach den bisherigen Beſtimmungen ausgeſprochenen Verzichts auf 
Witwengeld unberührt. 

Für diejenigen bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befindlichen 
Geiſtlichen, denen nach den bisherigen Beſtimmungen ein Anſpruch gegen den Pfarr⸗ 
Witwen, und Waiſenfonds nicht zuſtand, oder für ihre Hinterbliebenen wird auch 
durch die gegenwärtigen Satzungen ein Anſpruch nicht begründet. 


9 30. 


Auf diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche nach den bisherigen Vorſchriften 
über den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds an dieſen angeſchloſſen waren, ihm aber 
künftig nach den $$ 15, 16 dieſer Satzungen nicht mehr angehören, ſowie auf ihre 
künftigen Hinterbliebenen finden die Vorſchriften dieſer Satzungen Anwendung, ſofern 
der Geiftliche bereits bei Inkrafttreten dieſer Satzungen in einem kirchlichen Dienſte 
ſteht oder im Ruheſtande lebt. 


8 31. 


Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds bereits angeſchloſſenen Geiſtlichen bewendet es 
bei der bisherigen Feſtſetzung ihres Dienſtalters. 

Ebenſo bewendet es hinſichtlich einer von ihnen bereits übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Nachzahlungen, unbeſchadet der Vorſchrift des § 6 Ziffer 4, 
bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des § 26 Abſ. 2 bis 5. 


9 32. 


Die den Witwen und Waiſen der vor Inkrafttreten dieſer Satzungen ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen und Emeriten zustehenden Anſprüche bleiben unberührt. 


8 33. 


Abänderungen dieſer Satzungen find nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


5 
Anlage 37. 


Kirchengeſetz, 


betreffend 


die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſchen 
Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes Caſſel. 


Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
des Konſiſtorialbezirkes Caſſel, was folgt: a 


9 1. 
Die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen erhalten Witwen- und Waiſengeld 
nach Maßgabe der anliegenden Satzungen, betreffend den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
fonds der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


82 
Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zum 
Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds befindet das Konſiſtorium auf beſonderen Antrag 
der Beteiligten. 
§ 3. 
Vor der Erlaſſung eines der in den §§ 21 und 23 Siffer 1,2 der Satzungen 
erwähnten Beſchlüſſe hat das Konſiſtorium den durch das letzte Amt des Geiſtlichen 
bezeichneten Diözeſanſynodalvorſtand zu hören. 


9 4. 
Die den evangeliſchen Kirchengemeinſchaften des Konſiſtorialbezirkes nach den 
SS 11 bis 13 der Satzungen obliegenden Leiſtungen an den Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds ſind aus der Geſamtſynodalkaſſe zu beſtreiten. Die Höhe der hierzu 
notwendigen landeskirchlichen Amlagen ſetzt das Konſiſtorium feſt. 


8 5. 
Der durch das Kirchengeſetz für die evangelische Landeskirche der älteren 
Provinzen vom 31. März 1895, betreffend die Verwaltung des Pfarr-Witwen⸗ und 
Waiſenfonds, (Kirchl. Gef.» u. Verordn. Bl. des Evangeliſchen Oberkirchenrats S. 17) 


„ — 


gebildete Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds bleibt mit den ſich aus den anliegenden 
Satzungen ergebenden Maßgaben beſtehen. Im übrigen wird das Kirchengeſetz vom 
31. März 1895, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen 
der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften im Bezirke des Konſiſtoriums zu Caſſel, (Kirchl. 
Amtsbl. S 9) inſoweit aufgehoben, als ſich nicht aus dem gegenwärtigen Kirchen⸗ 
geſetz oder aus den Satzungen ein anderes ergibt. 


§ 6. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 


87. 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt „wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfehrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(I. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 
a v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


SET: 

Der für Hinterbliebene evangeliſcher Geiſtlicher beſtehende Pfarr⸗Witwen⸗ und. 
Waiſenfonds bildet eine gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſorgung der Hinterbliebenen 
evangeliſcher Geiſtlicher. Er wird unter dem bisherigen Namen 

„Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds!“ 8 : 
auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 
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$ 2: 

Der Vorſtand des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds beſteht aus dem Vor⸗ 
ſitzenden, einem im Falle feiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mit⸗ 
gliedern. Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes werden vom König ernannt. 

8 3. 

Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be⸗ 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 

a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 


32 Mitglieder; 
b) die Landesſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannoveeerrrn n . 
e) die Geſamtſynode der evangelisch lutheriſchen Kirche der 
Provinz Schleswig⸗Holſtein . 5 5 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 
des Konſiſtorialbezirkes Caſſel seen eeeeen- 5 „„ 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 
bezirkes Wiesbaden nnn 3 „ 
f) die Geſamtſynode der evangeliſch reformierten Kirche der 
Provinz Hannoveerr rr 2 er 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörig⸗ 
keit verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der Wahl 
zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


9 4. 


Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an den Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet 
werden kann, beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


8 5. 


Der Vorſtand vertritt den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds und führt die 
laufenden Geſchäfte desſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kicchen- 
behörde für die Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an den 
Fonds zu leiſtenden Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Witwen. und Waiſen⸗ 
gelder, trifft auch die näheren Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den 
Etat des Fonds für jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungs ⸗ 
ausſchuſſes für mehrere Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die 
Rechnung über jedes abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 
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8 6. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit- 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 

hat zu beſchließen: 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im $ 11 bezeichneten Beiträge der 
Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; 

2. über Erhöhung und in den Grenzen der §§ 13, 24 über Verminderung 
der den Witwen und Waiſen zu gewährenden Bezüge, über Verlängerung 
der Bezugsdauer der Waiſengelder und über Einſtellung eines Betrags in 
den Etat zur Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen ſolcher 
Geiſtlichen, welche die Zugehörigkeit zum Fonds durch ein nicht im Wege 
ordnungsmäßiger Emeritierung erfolgtes Ausſcheiden aus dem Amte ver— 
loren haben, oder ſolcher zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Satzungen im 
Amte befindlichen Geiſtlichen, welche nach Maßgabe der bisherigen Vor— 
ſchriften auf Witwengeld verzichtet haben; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen- 
einkommens und des Dienſtalters der Geiftlichen; 

4. über Verminderung oder Erlaß der von Geiſtlichen nach bisherigem Rechte 

übernommenen Nachzahlungen; 

. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

. über wichtige Angelegenheiten der Fondsverwaltung, welche ihm von dem 
Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des Ausſchuſſes 
angeregt werden. 

87. 


Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Ver— 
waltungsausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört 
werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der 
Rechnungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 
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$ 8. 

Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszu— 
ſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vor⸗ 
zulegen iſt. 


„ 


8 9. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds nach den für die Staats- 
beamten der 4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehalt- 
lich anderweiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. ö 


s 10. 
Dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds fließen zur Beſtreitung der ihm 
ſatzungsgemäß obliegenden Ausgaben folgende Einnahmen zu — abgeſehen von den 


ihm überwieſenen Witwenkaſſenbeiträgen aus den ehemals bei der Allgemeinen 
Witwen⸗Verpflegungsanſtalt ſchwebenden Verſicherungen ($ 29) —: 

1. die Zinſen der bei ihm vorhandenen Kapitalien; 

2. die in den §§ 17, 26 bezeichneten Beiträge; 

3. die Beiträge der Landeskirchen (8 11 bis 13); 

4. die Beiträge des Staates. 
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Die Landeskirchen find verpflichtet, dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds die- 
jenigen Beträge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der 
übrigen Einnahmen ($ 10 Ziffer 1, 2, 4) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnis- 
beträge zu decken. 

$ 12. 

Die Verteilung der im § 11 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all- 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Bis auf weiteres ſind von jeder 
Landeskirche ¼ Prozent der in ihr veranlagten Staatseinkommenſteuer an den Fonds 
abzuführen, ſofern der Verwaltungsausſchuß nicht einen niedrigeren Prozentſatz für 
ausreichend erachtet. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung für 
das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 


9 13. 

Reichen die nach § 12 erhobenen Beiträge der Landeskirchen zur Erfüllung 
aller Verpflichtungen des Pfaru-Mitwen- und Waiſenfonds nicht aus, ſo iſt der 
Verwaltungsausſchuß befugt: a 

a) die Beiträge der Landeskirchen bis zu 1 Prozent der in ihnen ver⸗ 

anlagten Staatseinkommenſteuer zu erhöhen; 

p) das Witwengeld bis zu den im § 24 beſtimmten Mindeſtſätzen herabzuſetzen. 
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8 1A. 

Den oberſten Synoden der am Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds beteiligten 
Landeskirchen ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung des Fonds durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mit⸗ 
zuteilen. 

$ 15. 

Die Witwen und die hinterbliebenen noch nicht 18 Jahre alten ehelichen 
Kinder derjenigen evangeliſchen Geiſtlichen, welchen zur Zeit ihres Ablebens gemäß 
$ 15 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche, der 
Anſpruch zuſteht, bei Verſetzung in den Ruheſtand ein lebenslängliches Ruhegehalt 
aus der Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche zu empfangen, ſowie derjenigen, 
welche ſich bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befinden oder ſpäter 
in denſelben verſetzt werden und zur Zeit ihres Ablebens ein Ruhegehalt nach den 
Vorſchriften der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe, beziehen, erhalten Witwen- 
und Waiſengeld nach Maßgabe der Beſtimmungen der SS 18ff. 


9 16. 


Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf die Hinterbliebenen 
ordinierter Geiſtlicher 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſt⸗ 

lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte 

Landeskirche angeſchloſſen ſind, 

b) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
ſowie auf die Hinterbliebenen der aus ſolchen Dienſten mit Genehmigung der zu- 
ſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen, jedoch zu a) und b) 
nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Verein⸗ 
barung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Witwen⸗ und Waiſengeldes. 

Der Anſchluß an den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds kann den vorbezeich⸗ 
neten Geiſtlichen geſtattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt, 
und bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen im Dienſte der inneren oder äußeren 
Miſſion, wenn außerdem der Geiſtliche auch an die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche angeſchloſſen iſt. 8 

9175 

In den Fällen des § 16 iſt für jeden zum Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
zugelaſſenen Geiſtlichen während der Dauer ſeines Amtes und, wenn er aus dieſem 
Amte oder Dienſte in den Ruheſtand verſetzt wird, auch während der Dauer des 
Ruheſtandes bis zu ſeinem Ableben ein jährlicher Beitrag von 1½ Prozent des Dienſt⸗ 
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einkommens beziehungsweiſe des Ruhegehalts an den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
fonds zu leiſten. Der Beitrag muß in den Fällen des § 16 unter b) von der Anſtalt 
oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Bei emeritierten Geiſtlichen, welche weder verheiratet ſind noch eheliche Kinder 
unter 18 Jahren beſitzen, fällt die vorſtehende Verpflichtung von dem Zeitpunkt ab 
fort, wo die vorgedachten Vorausſetzungen zuſammentreffen. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig und 
portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen ſind ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


$ 18. | 
Das Witwengeld beträgt bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen 
oder Emeriten 
bis zum vollendeten 5. Dienſtjahre 700 Mark, 
von mehr als 5 > . 10. . 750 
0 


! 
„„ Ii - 15. - 800 — 
1 : 20. . 850 ʒͤK' 
ee . 25. - 90 
F + 30. - 1000 »- , 
ao lluc . 35. . 100.27 
„ . 40. . 1200 + | 
440 Dienſtjahree nd. 1390 


8519. 
Das Waiſengeld beträgt: 
1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Geiſtlichen 
zum Bezuge des Witwengeldes berechtigt war, 250 Mark für jedes Kind; 
2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 
Geiſtlichen zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, 400 Mark 
für jedes Kind. 
: Waiſen, deren Mutter zum Bezuge des Witwengeldes nur deshalb nicht be⸗ 
rechtigt war, weil der Geiſtliche auf dasſelbe verzichtet hatte, erhalten das Waiſen⸗ 
geld der Ziffer 1. 5 
5 § 20. 

War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird das 
nach Maßgabe des § 18 berechnete Witwengeld für jedes angefangene Jahr des 
Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um o gekürzt. Hat jedoch 
die Ehe 5 Jahre gedauert, ſo wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer 
dem gekürzten Betrage Yo des nach § 18 zu berechnenden Witwengeldes ſo lange 
wieder hinzugeſetzt, bis der volle Betrag des letzteren erreicht iſt. 
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Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Che mit dem 
verſtorbenen Geiſtlichen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen war 
und die zuſtändige Kirchenbehörde durch Beſchluß die Überzeugung ausſpricht, daß die 
Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Witwe den Bezug des Witwengeldes 
zu verſchaffen. n 

Keinen Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld haben die Witwe und die 
hinterbliebenen Kinder eines Geiſtlichen aus einer Ehe, welche erſt nach deſſen Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 


§ 22. 

Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe. der 
den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten zuſtehenden Gnadenzeit und erfolgt 
für jedes Kalendervierteljahr bei deſſen Beginn. 

An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die zuſtändige Kirchenbehörde. 

Der Anſpruch auf die Leiſtung des einzelnen Teilbetrags von Witwen- und 
Waiſengeld erliſcht, wenn dieſer binnen 4 Jahren von Ablauf des Kalenderjahrs, 
in welchem der Teilbetrag fällig geworden iſt, nicht abgehoben iſt, zu Gunſten des 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds. 

f § 23. 
Das Recht auf den Bezug des Witwen- und Waiſengeldes erliſcht: 


I. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, 

1. in welchem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels auf dem 
kirchengeſetzlich vorgeſchriebenen Wege durch die zuſtändige Kirchen⸗ 
behörde entzogen wird; bei nachhaltiger Beſſerung darf der entzogene 
Anſpruch durch die zuſtändige Kirchenbehörde wieder gewährt werden; 

II. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie das 
18. Lebensjahr vollendet. 
§ 24. 
Die im § 13 vorgefehene Herabſetzung des Witwengeldes kann bis zu folgenden 
Mindeſtſätzen erfolgen: f 
bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen oder Emeriten 
bis zum vollendeten 10. Dienſtjahre bis auf 600 Mark, 


von mehr als 10 - 20 100232, 
5 . 30. - „ 800% 
V - 35. - „ „ 90% 
REN ER O0 2 . 40. ö „100 
„„ Ra - 45. - ru 0 
„„ dingen „ AN) 2 


e 


8 25. 


Die Feſtſtellung des Dienſtalters für den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
erfolgt nach den bisherigen Grundſätzen. 


9 26. 


Bei Bemeſſung des Witwengeldes werden nur ſolche Dienſtjahre des verſtorbenen 
Geiſtlichen berückſichtigt, während welcher er in einem nach § 15 Rechte auf Witwen- 
geld gewährenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an den Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds angeſchloſſen geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vor⸗ 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zum 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr auf 1 Prozent 
desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche zur Zeit ſeines Antrags 
(Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die beim Tode des Geiſtlichen noch nicht gezahlten Beiträge können nach 
Ermeſſen des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Witwengeld eingezogen 
werden. Im Falle des Todes der Witwe erſtreckt ſich der Anſpruch des Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds nur auf die bis dahin fällig gewordenen Beträge. 


9 27. 
Für die Berechnung des Dienſteinkommens der Geiſtlichen finden die Vor⸗ 


ſchriften des § 22 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche, entſprechende Anwendung. 


9 28. 


An Stelle einer durch dieſe Satzungen beſtimmten, den Geiſtlichen und Ge 
meinden obliegenden Leiſtung kann durch Kirchengeſetz eine andere Leiſtung feſtgeſetzt 
werden, falls dieſelbe durch den Verwaltungsausſchuß als gleichwertig anerkannt wird. 


8 29. 


Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds und 
denjenigen Geiſtlichen und Emeriten, deren ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt eingegangenes Verſicherungs verhältnis auf den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds übergegangen iſt, ſowie die Rechtsverhältniſſe ihrer Hinterbliebenen 


ee 


regeln ſich ausſchließlich nach den bisherigen Vorſchriften; insbeſondere bleiben die 
Wirkungen eines nach den bisherigen Beſtimmungen ausgeſprochenen Verzichts auf 
Witwengeld unberührt. 

Für diejenigen bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befindlichen 
Geiſtlichen, denen nach den bisherigen Beſtimmungen ein Anſpruch gegen den Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds nicht zuſtand, oder für ihre Hinterbliebenen wird auch 
durch die gegenwärtigen Satzungen ein Anſpruch nicht begründet. 


8 30. 


Auf diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche nach den bisherigen Vorſchriften 
über den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds an dieſen angeſchloſſen waren, ihm aber 
künftig nach den §§ 15, 16 dieſer Satzungen nicht mehr angehören, ſowie auf ihre 
künftigen Hinterbliebenen finden die Vorſchriften dieſer Satzungen Anwendung, ſofern 
der Geiſtliche bereits bei Inkrafttreten dieſer Satzungen in einem kirchlichen Dienſte 
ſteht oder im Ruheſtande lebt. 

Sa 

Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds bereits angeſchloſſenen Geiſtlichen bewendet es 
bei der bisherigen Feſtſetzung ihres Dienſtalters. 

Ebenſo bewendet es hinſichtlich einer von ihnen bereits übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Nachzahlungen, unbeſchadet der Vorſchrift des 9 6 Ziffer 4, 
bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des § 26 Abſ. 2 bis 5. 


§ 32. 5 


Die den Witwen und Waiſen der vor Inkrafttreten dieſer Satzungen ver⸗ 
ſtorbenen Geiftlichen und Emeriten zuſtehenden Anſprüche bleiben unberührt. 


9 33. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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Anlage Ir. 


Kirchengeſetz, 


betreffend 
die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Bezirksſynode für den Konſiſtorialbezirk Wiesbaden, 
was folgt: 
S=E 


Die Witwen und Waifen der Geiftlichen erhalten Witwen⸗ und Waiſengeld 
nach Maßgabe der anliegenden Satzungen, betreffend den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
fonds der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. . 


9 2. 


Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zum 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds befindet das Konſiſtorium auf beſonderen Antrag 
der Beteiligten. 

9 3. 

Für den im § 21 der Satzungen erwähnten Beſchluß ſowie für die im § 23 
unter I, 2 der Satzungen erwähnten Beſchlüſſe iſt das Konſiſtorium unter Mitwir⸗ 
kung des Bezirksſynodalausſchuſſes zuſtändig. Vor der Beſchlußfaſſung iſt der durch 
das letzte Amt des Geiſtlichen bezeichnete Kreisſynodalvorſtand zu hören. 


9 4. 


Die in den SS 11 bis 13 der Satzungen genannten Beiträge der Landeskirche. 
leiſtet dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds der Evangeliſche Zentralkirchenfonds. 


98 5 
Der durch das Kirchengeſetz für die evangeliſche Landeskirche der älteren Pro⸗ 
vinzen vom 31. März 1895, betreffend die Verwaltung des Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds, (Kirchl. Geſ. u. Verordn.⸗Bl. des Evangeliſchen Oberkirchenrats S. 17) 
gebildete Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds bleibt mit den ſich aus den anliegenden 
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Satzungen ergebenden Maßgaben beſtehen. Im übrigen wird das Kirchengeſetz, be 
treffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der evangeliſchen Geiſtlichen des 
Konſiſtorialbezirkes Wiesbaden, vom 31. März 1895 (Kirchl. Amtsbl. 1895 S. 25), 


mit Ausnahme der §§ 19, 21 bis 23, und im übrigen inſoweit aufgehoben, als ſich 
nicht aus dem gegenwärtigen Kirchengeſetz oder aus den Satzungen ein anderes ergibt. 


§ 6. 
Das Konſiſtorium zu Wiesbaden wird mit der Ausführung dieſes Kirchen⸗ 
geſetzes beauftragt. 
9 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 
Für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 


v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


f 91. 
Der für Hinterbliebene evangeliſcher Geiſtlicher beſtehende Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds bildet eine gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſorgung der Hinterbliebenen 
evangeliſcher Geiſtlicher. Er wird unter dem bisherigen Namen 
„Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds“ i 

auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 


BD 


9 2. 

Der Vorſtand des Pfarr⸗Witwen-⸗ und Waiſenfonds beſteht aus dem Vor⸗ 
ſitzenden, einem im Falle feiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier Mit⸗ 
gliedern. Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes werden vom König ernannt. 


i SR 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der be⸗ 
teiligten Landeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 
a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
32 Mitglieder 
p) die Landesſynode der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 


Provinz Hannoverõr dd 8 . ; 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig⸗-Holſtein n 5 3 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſeͤ—UP 5 . ; 
e) die Bezirksſynode der evangeliſchen Kirche des Konfiftorial- 

bezirkes Wiesbaden 3 3 
1) die Geſamtſynode der evangeliſch reformierten Kirche der 

Provinz Hannover ngneʒ een eeenenee 2 . 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörig⸗ 
keit verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der 
Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


84. 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an den Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet 
werden kann, beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


8 5. 

Der Vorſtand vertritt den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds und führt die 
laufenden Geſchäfte desſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde für die Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an den 
Fonds zu leiſtenden Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Witwen- und Waiſen⸗ 
gelder, trifft auch die näheren Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den 
Etat des Fonds für jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungs- 
ausſchuſſes für mehrere Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die 
Rechnung über jedes abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 

Geſetzſammlung 1909. (Nr. 10 952.) 48, 
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56. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit⸗ 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: 


1. über Feſtſtellung des Etats und ber im § 11 bezeichneten Beiträge der 
Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; i 

2. über Erhöhung und in den Grenzen der §9 13, 24 über Verminderung 
der den Witwen und Waiſen zu gewährenden Bezüge, über Verlängerung 
der Bezugsdauer der Waiſengelder und über Einſtellung eines Betrags 
in den Etat zur Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen 
ſolcher Geiſtlichen, welche die Zugehörigkeit zum Fonds durch ein nicht 
im Wege ordnungsmäßiger Emeritierung erfolgtes Ausſcheiden aus dem 
Amte verloren haben, oder ſolcher zur Zeit des Inkrafttretens dieſer 
Satzungen im Amte befindlichen Geiſtlichen, welche nach Maßgabe der bis- 
herigen Vorſchriften auf Witwengeld verzichtet haben; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellenein⸗ 
kommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über Verminderung oder Erlaß der von Geiſtlichen nach bisherigem Rechte 
übernommenen Nachzahlungen; 


5. über die Grundſätze der Verwaktung des Reſervefonds; 
6. über wichtige Angelegenheiten der Fondsverwaltung, welche ihm von dem 


Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des Ausſchuſſes 
angeregt werden. 


Sal 


Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs- 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Ab) : 
nungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


8 8. 
Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde auszuſtellen 
und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vorzulegen iſt. 
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89. 

Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Neifekoften- 
vergütung aus dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds nach den für die Staatsbeamten 
der 4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vorbehaltlich ander⸗ 
weiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


§ 10. 
Dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds fließen zur Beſtreitung der ihm ſatzungs⸗ 
gemäß obliegenden Ausgaben folgende Einnahmen zu — abgeſehen von den ihm 


überwieſenen Witwenkaſſenbeiträgen aus den ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt ſchwebenden Verſicherungen (8 29) —: 

1. die Zinſen der bei ihm vorhandenen Kapitalien; 

2. die in den §§ 17, 26 bezeichneten Beiträge; 

3. die Beiträge der Landeskirchen ($$ 11 bis 13); 

4. die Beiträge des Staates. 

i $ 11. 

Die Landeskirchen find verpflichtet, dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds die⸗ 
jenigen Beträge zuzuführen, welche erforderlich find, um die nach Verrechnung der 
übrigen Einnahmen ($ 10 Ziffer 1, 2, 4) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnisbeträge 
zu decken. 

§ 12. 


Die Verteilung der im § 11 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all⸗ 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Bis auf weiteres ſind von jeder Landes⸗ 
kirche ¾ Prozent der in ihr veranlagten Staatseinkommenſteuer an den Fonds ab- 
zuführen, ſofern der Verwaltungsausſchuß nicht einen niedrigeren Prozentſatz für aus⸗ 
reichend erachtet. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung für das 
voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 


9 13. l 
Reichen die nach § 12 erhobenen Beiträge der Landeskirchen zur Erfüllung 
aller Verpflichtungen des Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds nicht aus, ſo iſt der 
Verwaltungsausſchuß befugt: 5 
a) die Beiträge der Landeskirchen bis zu 1 Prozent der in ihnen ver⸗ 
anlagten Staatseinkommenſteuer zu erhöhen; 
p) das Witwengeld bis zu den im 8 24 beſtimmten Mindeſtſätzen herab- 


zuſetzen. 
48° 


„ 


$ 14. 
Den oberſten Synoden der am Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds beteiligten 
Landeskirchen ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über die 
Verwaltung des Fonds durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden mitzuteilen. 


8.15. 

Die Witwen und die Hinterbliebenen noch nicht 18 Jahre alten ehelichen 
Kinder derjenigen evangeliſchen Geiſtlichen, welchen zur Zeit ihres Ablebens gemäß 
$ 15 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche, der 
Anſpruch zuſteht, bei Verſetzung in den Ruheſtand ein lebenslängliches Ruhegehalt 
aus der Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche zu empfangen, ſowie derjenigen, 
welche ſich bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befinden oder ſpäter in 
denſelben verſetzt werden und zur Zeit ihres Ablebens ein Ruhegehalt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe, beziehen, erhalten Witwen- 
und Waiſengeld nach Maßgabe der Beſtimmungen der $$ 18 ff. 


§ 16. 

Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf die Hinterbliebenen 
ordinierter Geiſtlicher 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſt— 

lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landes— 
kirche angeſchloſſen ſind, 

b) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 

äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
fowie auf die Hinterbliebenen der aus ſolchen Dienſten mit Genehmigung der zu 
ſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen, jedoch zu a) und b) 
nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an den Pfarr-Witwen⸗ 
und Waiſenfonds von der zuſtändigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Ver- 
einbarung geſtattet wird. 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Witwen- und Waiſengeldes. . 

Der Anſchluß an den Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds kann den vorbezeich— 
neten Geiſtlichen geftattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünfchenswert ift, 
und bei Geiſtlichen an Anſtalten und Vereinen im Dienſte der inneren oder äußeren 
Miſſion, wenn außerdem der Geiſtliche auch an die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche angeſchloſſen iſt. 

SR 

In den Fällen des § 16 iſt für jeden zum Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds 
zugelaſſenen Geiſtlichen während der Dauer ſeines Amtes und, wenn er aus dieſem 
Amte oder Dienſte in den Ruheſtand verſetzt wird, auch während der Dauer des 
Ruheſtandes bis zu ſeinem Ableben ein jährlicher Beitrag von 1½ Prozent des 


ee 


Dienſteinkommens beziehungsweiſe des Ruhegehalts an den Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds zu leiſten. Der Beitrag muß in den Fällen des 8 16 unter b) von 
der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Bei emeritierten Geiſtlichen, welche weder verheiratet ſind noch eheliche Kinder 
unter 18 Jahren beſitzen, fällt die vorſtehende Verpflichtung von dem Zeitpunkt ab 
fort, wo die vorgedachten Vorausſetzungen zuſammentreffen. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig und 
portofrei einzuzahlen. a : 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen find ermächtigt, im Ein ⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. . 


§ 18. 
Das Witwengeld beträgt bei einem Dienftalter des verſtorbenen Geiſtlichen 
oder Emeriten 
bis zum vollendeten 5. Dienſtjahre 700 Mark, 


von mehr als 5 + . 10. 750 f 
„„ + 15. + 800 +, 
5 ld : 20. . 850 
%% ͤD VÜ' et . 25. - 99090 
VVT - 30. - 19000 =, 
. res + 35. + 17100775 
- aD la - 40. . 1209 
. 40 Dienſtjahreen nds. 1300 

Sl. 


Das Waiſengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Geiſtlichen 

zum Bezuge des Witwengeldes berechtigt war, 250 Mark für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 

Geiſtlichen zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, 400 Mark 
für jedes Kind. 

Waiſen, deren Mutter zum Bezuge des Witwengeldes nur deshalb nicht 
berechtigt war, weil der Geiſtliche auf dasſelbe verzichtet hatte, erhalten das Waiſen⸗ 
geld der Ziffer 1. 

a § 20. 

War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, ſo wird das 
nach Maßgabe des § 18 berechnete Witwengeld für jedes angefangene Jahr des 
Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um /o gekürzt. Hat jedoch 
die Ehe 5 Jahre gedauert, ſo wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren Dauer 
dem gekürzten Betrage / des nach 8 18 zu berechnenden Witwengeldes ſo lange 
wieder hinzugeſetzt, bis der volle Betrag des letzteren erreicht iſt. 


9 21. 


: Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Ehe mit dem 
verſtorbenen Geiſtlichen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen war 
und die zuſtändige Kirchenbehörde durch Beſchluß die Überzeugung ausſpricht, daß 
die Eheſchließung zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Witwe den Bezug des Witwen⸗ 
geldes zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Witwen⸗ und Waiſengeld haben die Witwe und die 
hinterbliebenen Kinder eines Geiſtlichen aus einer Ehe, welche erſt nach deſſen Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 

§ 22. 

Die 1 des Witwen und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe der 
den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten zuſtehenden Gnadenzeit und erfolgt 
für jedes Kalendervierteljahr bei deſſen Beginn. 

An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die zuſtändige Kirchenbehörde. 

Der Anſpruch auf die Leiſtung des einzelnen Teilbetrags von Witwen- und 
Waiſengeld erliſcht, wenn dieſer binnen vier Jahren von Ablauf des Kalenderjahrs, 
in welchem der Teilbetrag fällig geworden iſt, nicht abgehoben iſt, zu Gunſten des 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds. 

§ 23. 
Das Recht auf den Bezug des Witwen⸗ und Waiſengeldes erliſcht: 


I. für jeden Berechtigten mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, 

1. in welchem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels auf dem 
kirchengeſetzlich vorgeſchriebenen Wege durch die zuſtändige Kirchen⸗ 
behörde entzogen wird; bei nachhaltiger Beſſerung darf der entzogene 
Anſpruch durch die zuſtändige Kirchenbehörde wieder gewährt werden; 

II. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie das 
18. Lebensjahr vollendet. 


9 24. 


Die im § 13 vorgeſehene Herabſetzung des Witwengeldes kann bis zu folgenden 
Mindeſtſätzen erfolgen: 
bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen oder Emeriten 
> zum en 10. San a = 600 a 
700 


von mehr als 10 . 20. N 
C . 30. - 2 80% 
„%%% ollbeerran . 35. . „ 900 
„„ ne Dee - 40. . 21000 - 
„ ‚ 45. . „1100 ., 
„ 445 Dienſtſahren FFF 2 1200 


ee 


8 25. 


Die Feſtſtellung des Dienſtalters für den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
erfolgt nach den bisherigen Grundſätzen. 


9 26. 


Bei Bemeſſung des Witwengeldes werden nur ſolche Dienſtjahre des verſtorbenen 
Geiſtlichen berückſichtigt, während welcher er in einem nach § 15 Rechte auf Witwen ⸗ 
geld gewährenden Amte geftanden hat oder nach § 16 an den Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds angeſchloſſen geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vorſtande 
zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zum Pfarr⸗ 
Witwen⸗ und Waiſenfonds zu leiſten übernimmt. 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr auf 1 Prozent 
desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche zur Zeit feines An⸗ 
trags (Abſ. 2) bezieht. 5 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die beim Tode des Geiſtlichen noch nicht gezahlten Beiträge können nach Er⸗ 
meſſen des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Witwengeld eingezogen 
werden. Im Falle des Todes der Witwe erſtreckt ſich der Anſpruch des Pfarr; 
Witwen- und Waiſenfonds nur auf die bis dahin fällig gewordenen Beträge. 


$ 27. 

Für die Berechnung des Dienſteinkommens der Geiſtlichen finden die Vor 
ſchriften des § 22 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche, entſprechende Anwendung. 

$ 28. 

An Stelle einer durch dieſe Satzungen beſtimmten, den Geiſtlichen und 
Gemeinden obliegenden Leiſtung kann durch Kirchengeſetz eine andere Leiſtung feſt⸗ 
geſetzt werden, falls dieſelbe durch den Verwaltungsausſchuß als gleichwertig an⸗ 
erkannt wird. . a 

$ 29. 

Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Pfarr⸗Witwen und Waiſenfonds und 

denjenigen Geiſtlichen und Emeriten, deren ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 


Verpflegungsanſtalt eingegangenes Verſicherungsverhältnis auf den Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds übergegangen iſt, ſowie die Rechtsverhältniſſe ihrer Hinterbliebenen regeln 


BI 2 er 


ſich ausſchließlich nach den bisherigen Vorſchriften; insbeſondere bleiben die Wirkungen 
eines nach den bisherigen Beſtimmungen ausgeſprochenen Verzichts auf Witwengeld 
unberührt. 

Für diejenigen bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befindlichen 
Geiſtlichen, denen nach den bisherigen Beſtimmungen ein Anſpruch gegen den Pfarr- 
Witwen⸗ und Waiſenfonds nicht zuſtand, oder für ihre Hinterbliebenen wird auch 
durch die gegenwärtigen Satzungen ein Anſpruch nicht begründet. 


9 30. 


Auf diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften über den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds an dieſen angeſchloſſen waren, 
ihm aber künftig nach den §§ 15, 16 dieſer Satzungen nicht mehr angehören, ſowie 
auf ihre künftigen Hinterbliebenen finden die Vorſchriften dieſer Satzungen Anwendung, 
ſofern der Geiſtliche bereits bei Inkrafttreten dieſer Satzungen in einem kirchlichen 
Dienſte ſteht oder im Ruheſtande lebt. 


al: 


Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds bereits angeſchloſſenen Geiſtlichen bewendet es 
bei der bisherigen Feſtſetzung ihres Dienſtalters. 

Ebenſo bewendet es hinſichtlich einer von ihnen bereits übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Nachzahlungen, unbeſchadet der Vorſchrift des § 6 Ziffer 4, 
bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des § 26 Abſ. 2 bis 5. 


9 32. 


Die den Witwen und Waiſen der vor Inkrafttreten dieſer Satzungen ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen und Emeriten zuſtehenden Anſprüche bleiben unberührt. 


§ 33. 


Abänderungen dieſer Satzungen ſind nur durch übereinſtimmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 


„ 333 V 
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Kirchengeſetz, 
betreffend 
die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen. 
| Bom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen, mit Zuſtimmung der Geſamtſynode der evangeliſch-reformierten Kirche der 
Provinz Hannover, was folgt: 
8 1. 
Die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen erhalten Witwen⸗ und Waiſengeld 
nach Maßgabe der anliegenden Satzungen, betreffend den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſen⸗ 


fonds der im Gebiete des Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


§ 2. 
Über die Zulaſſung der im § 16 der Satzungen bezeichneten Geiſtlichen zum 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds befindet das Konſiſtorium auf beſonderen Antrag 
der Beteiligten. 


8 3. 

Für die im § 21 und unter I, 2 des 8 23 der Satzungen erwähnten Beſchlüſſe 
iſt das Konſiſtorium zuſtändig. Vor der Beſchlußfaſſung iſt der Ausſchuß der 
Geſamtſynode zu hören. 

$ A. 

Die der evangelifch-reformierten Kirche der Provinz Hannover nach den 
8$ 11 bis 13 der Satzungen obliegenden Leiſtungen an den Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds ſind aus der Geſamtſynodalkaſſe zu zahlen. i 


8 5. 

Der durch das Kirchengeſetz vom 31. März 1895, betreffend die Verwaltung 
des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds, (Geſetzſamml. S. 100) gebildete Pfarr⸗ 
Witwen- und Waiſenfonds bleibt mit den fi aus den anliegenden Satzungen er⸗ 
gebenden Maßgaben beſtehen. Im übrigen wird das Kirchengeſetz, betreffend die 

Gefekfammlung 1909. (Nr. 10 952.) 49 
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Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Geiſtlichen, vom 31. März 1895 (Kirchl. 
Geſ. u. Verordn.⸗Bl. Bd. II S. 157) inſoweit aufgehoben, als ſich nicht aus dem 
gegenwärtigen Kirchengeſetz oder aus den Satzungen ein anderes ergibt. 


8 6. 
Das Konſiſtorium wird mit der Ausführung dieſes Kirchengeſetzes beauftragt. 
N 1% 
Der Zeitpunkt, mit welchem dieſes Kirchengeſetz in Kraft tritt, wird durch 
Königliche Verordnung beſtimmt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(J. S.) Wilhelm. 
Für den Minifter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 
v. Moltke. 


Satzungen, 
betreffend 


den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds der im Gebiete des 
Preußiſchen Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen. 


9 1. 

Der für Hinterbliebene evangeliſcher Geiſtlicher beſtehende Pfarr-Witwen- und 
Waiſenfonds bildet eine gemeinſame Einrichtung der im Gebiete des Preußiſchen 
Staates vorhandenen evangeliſchen Landeskirchen behufs Verſorgung der Hinterbliebenen 
evangeliſcher Geiſtlicher. Er wird unter dem bisherigen Namen 

„Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds“ 


auch weiter von einem Vorſtand und einem Verwaltungsausſchuß als ſelbſtändiger 
Fonds verwaltet. 
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8 9 2. 

Der Vorſtand des Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds beſteht aus dem Vor⸗ 
ſitenden, einem im Falle feiner Behinderung eintretenden Stellvertreter und vier 
Mitgliedern. Der Vorſitzende, ſein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder des 
Vorſtandes werden vom König ernannt. 


9 3. 3 
Der Verwaltungsausſchuß wird aus 55 von den oberſten Synoden der ber 
teiligten Laudeskirchen aus ihrer Mitte auf die jedesmalige Dauer der Synodalperiode 
zu wählenden Synodaldeputierten gebildet. Es haben zu wählen: 
a) die Generalſynode der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
32 Mitglieder; 
b) die Landesſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 


Provinz Hannove⸗·⸗·e n 8 5 
e) die Geſamtſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der 

Provinz Schleswig ⸗Holſtei nnn 5 D j 
d) die Geſamtſynode der evangeliſchen Kirchengemeinſchaften 

des Konſiſtorialbezirkes Caſſenn eure cnnn- 5 . ; 
e) die Bezirksſynode der evangelifchen Kirche des Konſiſtorial⸗ 

bezirkes Wiesbadens... 3 233 
1) die Geſamtſynode der evangeliſch reformierten Kirche der 

Provinz Hannover 2 7 


Die Gewählten bleiben ſo lange Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes, bis 
eine Neuwahl erfolgt iſt. Für den Fall, daß die Gewählten die Synodalangehörig⸗ 
keit verlieren oder behindert ſind, an den Beratungen des Verwaltungsausſchuſſes 
teilzunehmen, werden ebenſo viele Stellvertreter gewählt, welche in einer bei der 
Wahl zu beſtimmenden Reihenfolge einberufen werden. 


SA. 
Darüber, ob und unter welchen Bedingungen der Anſchluß an den Pfarr- 
Witwen- und Waiſenfonds auch anderen landeskirchlichen Gemeinſchaften geſtattet 
werden kann, beſchließt der Verwaltungsausſchuß. 


§ 5. 

Der Vorſtand vertritt den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds und führt die 
laufenden Geſchäfte desſelben. Er ſorgt durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchen⸗ 
behörde für die Einziehung der Beiträge der Landeskirchen und der ſonſtigen an den 
Fonds zu leiſtenden Zahlungen ſowie für die Auszahlung der Witwen und Waiſen⸗ 
gelder, trifft auch die näheren Beſtimmungen über dieſe Zahlungen. Er ſtellt den 
Etat des Fonds für jedes Rechnungsjahr oder nach dem Beſchluſſe des Verwaltungs- 
ausſchuſſes für mehrere Rechnungsjahre auf und legt dem Verwaltungsausſchuſſe die 
Rechnung über jedes abgelaufene Jahr zur Abnahme vor. 
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8 6. 


Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſich auf Einladung des Vorſtandes jährlich 
mindeſtens einmal verſammelt, wählt aus ſeiner Mitte ſeinen Vorſitzenden und deſſen 
Stellvertreter. Seine Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit der erſchienenen Mit- 
glieder gefaßt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden 
entſcheidet. 

Wird eine mehrjährige Etatsperiode beſchloſſen, ſo kann von einer jährlichen 
Verſammlung des Verwaltungsausſchuſſes Abſtand genommen werden. 

Der Verwaltungsausſchuß, welcher ſeine Geſchäftsordnung ſelbſtändig regelt, 
hat zu beſchließen: ö 

1. über Feſtſtellung des Etats und der im § 11 bezeichneten Beiträge der 
Landeskirchen, auch über die Abnahme der Rechnungen; i 

2. über Erhöhung und in den Grenzen der §§ 13, 24 über Verminderung 
der den Witwen und Waiſen zu gewährenden Bezüge, über Verlängerung 
der Bezugsdauer der Waiſengelder und über Einſtellung eines Betrags in 
den Etat zur Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen 
ſolcher Geiſtlichen, welche die Zugehörigkeit zum Fonds durch ein nicht im 
Wege ordnungsmäßiger Emeritierung erfolgtes Ausſcheiden aus dem Amte 
verloren haben, oder ſolcher zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Satzungen 
im Amte befindlichen Geiſtlichen, welche nach Maßgabe der bisherigen Vor— 
ſchriften auf Witwengeld verzichtet haben; 

3. über Abänderung der Grundſätze, betreffend die Berechnung des Stellen- 
einkommens und des Dienſtalters der Geiſtlichen; 

4. über Verminderung oder Erlaß der von Geiſtlichen nach bisherigem Rechte 
übernommenen Nachzahlungen; 

5. über die Grundſätze der Verwaltung des Reſervefonds; 

6. über wichtige Angelegenheiten der Fondsverwaltung, welche ihm von dem 
Vorſtande zur Beſchlußfaſſung vorgelegt oder innerhalb des Ausſchuſſes 
angeregt werden. 

1 


Die Mitglieder des Vorſtandes können an den Verhandlungen des Verwaltungs- 
ausſchuſſes mit beratender Stimme teilnehmen und müſſen jederzeit gehört werden. 

Die Beſchlüſſe des Verwaltungsausſchuſſes bedürfen, abgeſehen von der Rech- 
nungsabnahme, zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung des Vorſtandes. 


8 


Die Legitimation der in den Verwaltungsausſchuß gewählten Synodalvertreter 
erfolgt durch eine Beſcheinigung, welche von der zuſtändigen Kirchenbehörde aus— 
zuſtellen und durch Vermittelung des Vorſtandes dem Verwaltungsausſchuſſe vor⸗ 
zulegen iſt. 


Se IN 2 
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Die Mitglieder des Verwaltungsausſchuſſes erhalten Tagegelder und Reiſe⸗ 
koſtenvergütung aus dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds nach den für die Staats⸗ 
beamten der 4. Rangklaſſe gegenwärtig geltenden geſetzlichen Beſtimmungen, vor⸗ 
behaltlich anderweiter Regelung durch den Verwaltungsausſchuß. 


§ 10. 
Dem Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds fließen zur Beſtreitung der ihm ſatzungs⸗ 
gemäß obliegenden Ausgaben folgende Einnahmen zu — abgeſehen von den ihm 


überwieſenen Witwenkaſſenbeiträgen aus den ehemals bei der Allgemeinen Witwen⸗ 
Verpflegungsanſtalt ſchwebenden Verſicherungen (S 29) —: 

1. die Zinſen der bei ihm vorhandenen Kapitalien; 

2. die in den §§ 17, 26 bezeichneten Beiträge; 

3. die Beiträge der Landeskirchen (58 11 bis 13); 

4. die Beiträge des Staates. 


Saul, 


Die Landeskirchen find verpflichtet, dem Pfaru-Witwen- und Waiſenfonds die⸗ 
jenigen Beträge zuzuführen, welche erforderlich ſind, um die nach Verrechnung der 
übrigen Einnahmen ($ 10 Ziffer 1, 2, 4) verbleibenden etatsmäßigen Bedürfnis⸗ 
beträge zu decken. 

§ 12. 

Die Verteilung der im § 11 bezeichneten Beiträge der Landeskirchen erfolgt 
durch den Vorſtand auch bei einer mehrjährigen Etatsperiode ($ 5 letzter Satz) all⸗ 
jährlich nach Maßgabe der in den einzelnen Landeskirchen veranlagten Staatsein⸗ 
kommenſteuer der evangeliſchen Bevölkerung. Bis auf weiteres find von jeder Landes- 
kirche / Prozent der in ihr veranlagten Staatseinkommenſteuer an den Fonds 
abzuführen, ſofern der Verwaltungsausſchuß nicht einen niedrigeren Prozentſatz für 
ausreichend erachtet. Dabei iſt das Ergebnis der Einkommenſteuerveranlagung für 
das voraufgegangene Steuerjahr zu Grunde zu legen. 


9 13. 

Reichen die nach § 12 erhobenen Beiträge der Landeskirchen zur Erfüllung 
aller Verpflichtungen des Pfarr-Witwen- und Waiſenfonds nicht aus, jo iſt der 
Verwaltungsausſchuß befugt: ö 

a) die Beiträge der Landeskirchen bis zu 1 Prozent der in ihnen veranlagten 

Staatseinkommenſteuer zu erhöhen; 

p) das Witwengeld bis zu den im § 24 beſtimmten Mindeſtſätzen herab⸗ 

zuſetzen. 
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§ 14. 

Den oberſten Synoden der am Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds beteiligten 
Landeskirchen ſind die vom Verwaltungsausſchuß abgenommenen Rechnungen über 
die Verwaltung des Fonds durch Vermittelung der zuſtändigen Kirchenbehörden 
mitzuteilen. 

§ 15. 

Die Witwen und die hinterbliebenen noch nicht 18 Jahre alten ehelichen 
Kinder derjenigen evangeliſchen Geiſtlichen, welchen zur Zeit ihres Ablebens gemäß 
8 15 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche, der 
Anſpruch zufteht, bei Verſetzung in den Ruheſtand ein lebenslängliches Ruhegehalt 
aus der Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche Geiſtliche zu empfangen, ſowie derjenigen, 
welche ſich bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befinden oder ſpäter in 
denſelben verſetzt werden und zur Zeit ihres Ablebens ein Ruhegehalt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe, beziehen, erhalten Witwen⸗ 
und Waiſengeld nach Maßgabe der Beſtimmungen der $$ 18ff. 


§ 16. 

Die Beſtimmungen des § 15 finden auch Anwendung auf die Hinterbliebenen 
ordinierter Geiſtlicher 

a) im kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands, wenn entweder die Geiſt⸗ 

lichen für ihre Perſon oder die Kirchengemeinden an eine beteiligte Landes⸗ 
kirche angeſchloſſen ſind, f 
p) der innerhalb einer beteiligten Landeskirche im Dienſte der inneren oder 
äußeren Miſſion ſtehenden rechtsfähigen Anſtalten und Vereine, 
ſowie auf die Hinterbliebenen der aus ſolchen Dienſten mit Genehmigung der zu⸗ 
ſtändigen Kirchenbehörde in den Ruheſtand verſetzten Geiſtlichen, jedoch zu a) und b) 
nur dann, wenn und ſolange den Geiſtlichen der Anſchluß an den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds von der zuständigen Kirchenbehörde auf Grund beſonderer Ver- 
einbarung geſtattet wird. f NE, 

Die Erfüllung der in der Vereinbarung von den Beteiligten gemäß § 17 zu 
übernehmenden Verpflichtung bildet die rechtliche Vorausſetzung für die Gewährung 
des Witwen, und Waiſengeldes. 

Der Anſchluß an den Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds kann den vorbezeichneten 
Geiſtlichen geftattet werden, wenn er im kirchlichen Intereſſe wünſchenswert iſt, und 
bei Geiftlichen an Anſtalten und Vereinen im Dienſte der inneren oder äußeren 
Miſſion, wenn außerdem der Geiſtliche auch an die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 


Geiſtliche angeſchloſſen iſt. 
8 17. 


In den Fällen des § 16 iſt für jeden zum Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds 
zugelaſſenen Geiſtlichen während der Dauer ſeines Amtes und, wenn er aus dieſem 
Amte oder Dienſte in den Ruheſtand verſetzt wird, auch während der Dauer des 
Ruheſtandes bis zu ſeinem Ableben ein jährlicher Beitrag von 1½ Prozent des 
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Dienſteinkommens beziehungsweiſe des Ruhegehalts an den Pfarr⸗Witwen⸗ und 
Waiſenfonds zu leiſten. Der Beitrag muß in den Fällen des § 16 unter b) von 
der Anſtalt oder dem Vereine ſelbſt übernommen werden. 

Bei emeritierten Geiſtlichen, welche weder verheiratet ſind noch eheliche Kinder 
unter 18 Jahren beſitzen, fällt die vorſtehende Verpflichtung von dem Zeitpunkt ab 
fort, wo die vorgedachten Vorausſetzungen zuſammentreffen. 

Der Beitrag iſt für jedes Kalendervierteljahr an deſſen erſtem Tage fällig und 
portofrei einzuzahlen. 

Die Kirchenregierungen der beteiligten Landeskirchen ſind ermächtigt, im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Vorſtande von der Erhebung eines Beitrags für Geiſtliche im 
kirchlichen Dienſte außerhalb Deutſchlands abzuſehen. 


N 9 18. 
Das Witwengeld beträgt bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen 
oder Emeriten | 
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von mehr als 5 + ‚ 10. . e 
„ 020 7er + 15. . 800 - 5 
en or re . 20. ‚ 850 +, 
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Das Waiſengeld beträgt: 

1. für Kinder, deren Mutter lebt und zur Zeit des Todes des Geiſtlichen 

zum Bezuge des Witwengeldes berechtigt war, 250 Mark für jedes Kind; 

2. für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des 

Geiſtlichen zum Bezuge von Witwengeld nicht berechtigt war, 400 Mark 
für jedes Kind. i 

Waiſen, deren Mutter zum Bezuge des Witwengeldes nur deshalb nicht be⸗ 
rechtigt war, weil der Geiſtliche auf dasſelbe verzichtet hatte, erhalten das Waiſen⸗ 
geld der Ziffer 1. 

N 8 20. 

War die Witwe mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene, fo wird das 
nach Maßgabe des § 18 berechnete Witwengeld für jedes angefangene Jahr des 
Altersunterſchieds über 15 bis einſchließlich 25 Jahre um % gekürzt. Hat jedoch 
die Ehe fünf Jahre gedauert, ſo wird für jedes angefangene Jahr ihrer weiteren 
Dauer dem gekürzten Betrag / des nach $ 18 zu berechnenden Witwengeldes fo 
lange wieder hinzugeſetzt, bis der volle Betrag des letzteren erreicht iſt. 
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§ 21. 

Keinen Anſpruch auf Witwengeld hat die Witwe, wenn die Ehe mit dem ver⸗ 
ſtorbenen Geiſtlichen innerhalb dreier Monate vor ſeinem Ableben geſchloſſen war und 
die zuſtändige Kirchenbehörde durch Beſchluß die Überzeugung ausſpricht, daß die Ehe⸗ 
ſchließung zu dem Zwecke erfolgt ſei, um der Witwe den Bezug des Witwengeldes 
zu verſchaffen. 

Keinen Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld haben die Witwe und die 
hinterbliebenen Kinder eines Geiſtlichen aus einer Che, welche erſt nach deſſen Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen iſt. 


§ 22. 

Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit dem Ablaufe der 
den Hinterbliebenen von Pfarrern und Emeriten zuſtehenden Gnadenzeit und erfolgt 
für jedes Kalendervierteljahr bei deſſen Beginn. 

An wen die Zahlung gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die zuſtändige Kirchen⸗ 
behörde. 

Der Anſpruch auf die Leiſtung des einzelnen Teilbetrags von Witwen⸗ und 
Waiſengeld erliſcht, wenn dieſer binnen vier Jahren von Ablauf des Kalenderjahrs, 
in welchem der Teilbetrag fällig geworden iſt, nicht abgehoben iſt, zu Gunſten des 
Pfarr⸗Witwen⸗ und Waiſenfonds. 


23% 
Das Recht auf den Bezug des Mitwen- und Waiſengeldes erliſcht: 
I. für jeden Beteiligten mit Ablauf des Kalendervierteljahrs, 

1. in welchem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. in welchem ihm der Anſpruch wegen unwürdigen Wandels auf dem 
kirchengeſetzlich vorgeſchriebenen Wege durch die zuſtändige Kirchen⸗ 
behörde entzogen wird; bei nachhaltiger Beſſerung darf der entzogene 
Anſpruch durch die zuſtändige Kirchenbehörde wieder gewährt werden; 

IT. für jede Waiſe außerdem mit Ablauf des Monats, in welchem ſie das 
18. Lebensjahr vollendet. 


§ 24. 
Die im $ 13 vorgeſehene Herabſetzung des Witwengeldes kann bis zu folgenden 
Mindeſtſätzen erfolgen: 
bei einem Dienſtalter des verſtorbenen Geiſtlichen oder Emeriten 


bis zum vollendeten 10. Dienſtjahre bis auf 600 Mark, 
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9 25. 


Die Feſtſtellung des Dienſtalters für den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds 
erfolgt nach den bisherigen Grundſätzen. 


9 26. 


Bei Bemeſſung des Witwengeldes werden nur ſolche Dienſtjahre des ver- 
ſtorbenen Geiſtlichen berückſichtigt, während welcher er in einem nach § 15 Rechte 
auf Witwengeld gewährenden Amte geſtanden hat oder nach § 16 an den Pfarr- 
Witwen- und Waiſenfonds angeſchloſſen geweſen iſt. 

Die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre kann auf 
Antrag des Geiſtlichen ſeitens der Kirchenbehörde im Einvernehmen mit dem Vor⸗ 
ſtande zugeſagt werden, wenn der Geiſtliche für dieſe Dienſtjahre Beiträge zum 
Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds zu leiſten übernimmt. ö 

Der Beitrag iſt für jedes nach Abſ. 2 anzurechnende Dienſtjahr auf 1 Prozent 
desjenigen Dienſteinkommens feſtzuſetzen, welches der Geiſtliche zur Zeit ſeines An- 
trags (Abſ. 2) bezieht. 

Der Antrag iſt in den Fällen des § 15 binnen Jahresfriſt nach dem Eintritt 
in das Amt, in den Fällen des § 16 bei Abſchluß der Vereinbarung zu ſtellen und 
muß ſich auf ſämtliche Dienſtjahre erſtrecken, deren Anrechnung nach Abſ. 2 erfolgt. 

Die beim Tode des Geiſtlichen noch nicht gezahlten Beiträge können nach 
Ermeſſen des Vorſtandes bar oder durch Verrechnung auf das Witwengeld eingezogen 
werden. Im Falle des Todes der Witwe erſtreckt ſich der Anſpruch des Pfarr⸗ 
Witwen⸗ und Waiſenfonds nur auf die bis dahin fällig gewordenen Beträge. 


§ 27. 

Für die Berechnung des Dienſteinkommens der Geiſtlichen finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 22 der Satzungen, betreffend die Ruhegehaltskaſſe für evangeliſche 
Geiſtliche, entſprechende Anwendung. 

§ 28. 


An Stelle einer durch dieſe Satzungen beſtimmten, den Geiſtlichen und Ge— 
meinden obliegenden Leiſtung kann durch Kirchengeſetz eine andere Leiſtung feſtgeſetzt 
werden, falls dieſelbe durch den Verwaltungsausſchuß als gleichwertig anerkannt wird. 


9 29. 

Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds und 
denjenigen Geiſtlichen und Emeriten, deren ehemals bei der Allgemeinen Witwen- 
Verpflegungsanſtalt eingegangenes Verſicherungsverhältns auf den Pfarr⸗Witwen⸗ 
und Waiſenfonds übergegangen iſt, ſowie die Rechtsverhältniſſe ihrer Hinterbliebenen 
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regeln ſich ausſchließlich nach den bisherigen Vorſchriften; insbeſondere bleiben die 
Wirkungen eines nach den bisherigen Beſtimmungen ausgeſprochenen Verzichts auf 
Witwengeld unberührt. 

Für diejenigen bei Inkrafttreten dieſer Satzungen im Ruheſtande befindlichen 
Geiſtlichen, denen nach den bisherigen Beſtimmungen ein Anſpruch gegen den Nfarr- 
Witwen- und Waiſenfonds nicht zuſtand, oder für ihre Hinterbliebenen wird auch 
durch die gegenwärtigen Satzungen ein Anſpruch nicht begründet. 


§ 30. 

Auf diejenigen Geiſtlichen und Emeriten, welche nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften über den Pfarr-Witwen⸗ und Waiſenfonds an dieſen angeſchloſſen waren, 
ihm aber künftig nach den $$ 15, 16 dieſer Satzungen nicht mehr angehören, ſowie 
auf ihre künftigen Hinterbliebenen finden die Vorſchriften dieſer Satzungen An- 
wendung, ſofern der Geiſtliche bereits bei Inkrafttreten dieſer Satzungen in einem 
kirchlichen Dienſte ſteht oder im Ruheſtande lebt. 


7 

Für die Bemeſſung des Dienſtalters der bei Inkrafttreten dieſer Satzungen 
dem Pfarr⸗Witwen- und Waiſenfonds bereits angeſchloſſenen Geiſtlichen bewendet es 
bei der bisherigen Feſtſetzung ihres Dienſtalters. 

Ebenſo bewendet es hinſichtlich einer von ihnen bereits übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Nachzahlungen, unbeſchadet der Vorſchrift des § 6 Ziffer 4, 
bei den bisherigen Feſtſetzungen. 

Für die Anrechnung weiterer nach § 25 anrechnungsfähiger Dienſtjahre gelten 
fortan die Vorſchriften des § 26 Abſ. 2 bis 5. 


9 32. 


Die den Witwen und Waiſen der vor Inkrafttreten dieſer Satzungen ver 
ſtorbenen Geiſtlichen und Emeriten zuſtehenden Anſprüche bleiben unberührt. 


$ 33. 
Abänderungen diefer Satzungen find nur durch übereinflinmende Kirchengeſetze 
der beteiligten Landeskirchen zuläſſig. 
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Anlage 4. 


Geſetz, 
betreffend 
das Dienſteinkommen der katholiſchen Pfarrer. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ae, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Artikel 1. 

Behufs Gewährung von widerruflichen Beihilfen an leiſtungsunfähige katholiſche 
Pfarrgemeinden zur Aufbeſſerung des Dienſteinkommens ihrer Pfarrer wird ein 
Betrag von 5618400 Mark jährlich aus Staatsmitteln bereitgeſtellt, welcher nach 
Maßgabe der nachfolgenden Beſtimmungen zu verwenden iſt: 


8 Artikel 2 
Jeder für ein dauernd errichtetes Pfarramt beftellte katholiſche Pfarrer erhält ein 
Stelleneinfommen von mindeſtens 1 800 Mark jährlich neben freier Dienſtwohnung oder 
angemeſſener Mietsentſchädigung. 
Artikel 3. 
Mit Genehmigung der biſchöflichen Behörde kann zur Erhöhung des Stellen: 
einkommens einer Pfarrſtelle eine Ortszulage dauernd bewilligt, auch dem Stellen- 
inhaber eine Ortszulage auf die Dauer oder auf Zeit gewährt werden. 


Artikel 4. 

Bei Pfarrſtellen, für welche das Stelleneinkommen wegen der beſonders 
ſchwierigen oder anſtrengenden Verwaltung nicht als angemeſſen zu erachten iſt, kann 
die biſchöfliche Behörde anordnen, daß das Stelleneinkommen bis auf den Betrag 
von 2400 Mark jährlich, durch eine Ortszulage auf die Dauer oder auf Zeit 
erhöht werde. s 
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Artikel 5. 


Die ſeit ihrer Ordination bereits drei Jahre in einem kirchlichen Amte be— 
findlichen Stelleninhaber erhalten Alterszulagen, welche das Stelleneinkommen in 
dreijährigen, nach dem Dienſtalter bemeſſenen Abſchnitten ergänzen, dergeſtalt, daß 
fie, unbeſchadet der nach den Artikeln 3 und 4 gewährten Ortszulagen, ein Sahres- 
einkommen zu beziehen haben: 


vom . 3. e ab von 2000 I 
0 


6. 
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Die von den Stelleninhabern vor oder nach ihrer Ordination als feſt ange 
ftellten Lehrern in einem öffentlichen Schulamt in Preußen zugebrachte Zeit 2b der 
Dienſtzeit im kirchlichen Amte gleich zu achten. 


Artikel 6. 


Die Pfarrgemeinde iſt verpflichtet, den durch die Erträge des Stellenvermögens 
oder durch anderweitige kirchliche Einnahmen des Stelleninhabers nicht gedeckten 
Betrag des Mindeſt⸗Stelleneinkommens (Artikel 2) ſowie der Orts- (Artikel 3 und 4) 
und Alterszulagen (Artikel 5) zu gewähren. Auf beſonderen Rechtstiteln oder auf 
öffentlichem Rechte beruhende Verpflichtungen Dritter gegenüber der Pfarrſtelle 
bleiben beſtehen. 

Einnahmen aus Nebenämtern (z. B. Militärſeelſorge, Religionsunterricht, 
Anſtaltsſeelſorge) bleiben außer Betracht. 


Artikel 7. 


Die Beihilfen werden widerruflich an leiſtungsunfähige katholiſche Pfarr⸗ 
gemeinden gewährt, welche zur Aufbringung von Zuſchüſſen zur Erreichung des 
Mindeſt⸗Stelleneinkommens und von Alters- oder Ortszulagen für die beim Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes beſtehenden, mit einem Stelleneinkommen von weniger als 
4000 Mark jährlich verbundenen Pfarrſtellen Umlagen ausſchreiben müſſen. 

Hinſichtlich der Gewährung von Beihilfen im Sinne dieſes Artikel gelten 
die ſeit dem 1. April 1899 bis zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes neu gegründeten 
katholiſchen Pfarrſtellen als mit einem Stelleneinkommen von mindeſtens 3 200 Mark 
verbunden. 
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Die Bewilligung der Beihilfen hat zur Vorausſetzung, daß die biſchöfliche 
Behörde auch ihrerſeits Mittel für dieſen Zweck zur Verfügung ſtellt, um die nach 
Verrechnung der ſtaatlichen Beihilfen verbleibenden Bedürfnisbeträge leiſtungsunfähiger 
Pfarrgemeinden dauernd zu decken. 

Der jährliche Anteil an dem im Artikel 1 bereitgeſtellten Betrag, über 
welchen in jeder Diözeſe verfügt werden kann, wird unter Berückſichtigung der Höhe 
des aufbeſſerungsbedürftigen Stelleneinkommens und der Ordinationsalters⸗Verhältniſſe 
der Pfarrer ſowie der Steuerkraft der verſchiedenen Diözeſen durch eine Matrikel 
beſtimmt. f 

Die nähere Feſtſtellung der Grundſätze für die Beſtimmung der jährlichen 
Teilbeträge und die Feſtſetzung der Matrikel erfolgt nach Anhörung der biſchöflichen 
Behörden durch den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten und den Finanzminiſter. 

Die jährlichen Erſparniſſe an den Teilbeträgen werden behufs Verwendung 
zu gleichen Zwecken in den betreffenden Diözeſen in das nächſte Jahr ohne Anrech⸗ 
nung auf die für die betreffende Diözeſe entfallende Jahresquote übertragen. 


Dem Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten und dem Finanzminiſter iſt all⸗ 
jährlich eine Nachweiſung über die Verwendung der Teilbeträge und der Erſparniſſe 
vorzulegen. 


Artikel 8. 


Über die Bewilligung, die Verſagung, den Widerruf und die Kürzung von 
Beihilfen beſchließt die biſchöfliche Behörde auf Grund eingehender Prüfung der 
Leiſtungsfähigkeit. Bei dieſer Prüfung ſind neben der Steuerkraft auch die vor⸗ 
handene Belaſtung zu öffentlichen Zwecken und die geſamte wirtſchaftliche und kirch⸗ 
liche Lage der Gemeinde zu berückſichtigen. 
a Die bewilligten Beihilfen werden an die Pfarrer unmittelbar gezahlt und 
auf die von den bedachten Pfarrgemeinden gemäß Artikel 6 zu gewährenden Zuſchüſſe 
und Zulagen in Anrechnung gebracht. 


Artikel 9. 


Behufs Gewährung von Beihilfen an neu zu errichtende leiſtungsunfähige 
katholiſche Pfarrgemeinden, welche zur Aufbringung von Zuſchüſſen zur Erreichung 
des Mindeſt⸗Stelleneinkommens und von Alters- oder Ortszulagen für die neu 
zu gründende Pfarrſtelle Umlagen ausſchreiben müſſen, wird ein Betrag von 
400 000 Mark jährlich aus Staatsmitteln bereitgeſtellt. Die jährlichen Erſparniſſe 
an dieſem Betrage werden behufs Verwendung zu gleichen Zwecken in das nächſte 
Jahr übertragen. 

Die Bewilligung der Beihilfen hat zur Vorausſetzung, daß die biſchöfliche 
Behörde auch ihrerſeits Mittel für dieſen Zweck zur Verfügung ſtellt und die Pfarr- 
gemeinde nach Maßgabe ihrer Leiſtungsfähigkeit zu den Laſten der Neugründung bei⸗ 
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trägt. Die Bewilligung erfolgt durch den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten 
und den Finanzminiſter. 

Die zur Aufbringung von Alters- oder Ortszulagen in Form von Kapitalien 
bewilligten Beihilfen werden für jede Diözefe als „Zuſchußfonds für neu gegründete 
katholiſche Pfarrſtellen!“ von den hierzu beſtimmten Regierungshauptkaſſen verwaltet. 
Hinſichtlich der Bewilligung, der Verſagung, des Widerrufs und der Kürzung von 
Beihilfen aus dieſem Fonds finden die Vorſchriften des Artikel 8 Anwendung. 
Die an den Zinſen dieſes Fonds eintretenden Erſparniſſe ſowie etwaige Rückein⸗ 
nahmen verbleiben dem Fonds. Sie können in der betreffenden Diözeſe auch zu 
widerruflichen Beihilfen zwecks Gewährung von Ortszulagen ſowohl für bereits be— 
ſtehende wie für neu errichtete Pfarrſtellen mit einem Stelleneinkommen von weniger 
als 4000 Mark jährlich verwendet werden. Für ſolche Bewilligungen find die ent— 
ſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes maßgebend. 

Die von den zuſtändigen Miniſtern getroffenen Feſtſetzungen über die Ver— 
wendung des bisher im Artikel 9 des Geſetzes, betreffend das Dienſteinkommen der 
katholiſchen Pfarrer, vom 2. Juli 1898 — Geſetzſamml. S. 260 — bereitgeſtellten 
Jahresbetrags von 200 000 Mark bleiben unberührt. 


Artikel 10. 


Die allgemeinen Grundſätze über die Berechnung der Erträge des Stellenver- 
mögens und der anderweitigen kirchlichen Einnahmen des Stelleninhabers werden 
von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten nach Anhörung der biſchöflichen 
Behörden feſtgeſtellt. 

Der Betrag des Stelleneinkommens wird bei den vorhandenen Pfarrſtellen, 
welche in die Kataſter der aufbeſſerungsbedürftigen Pfarrſtellen eingetragen ſind, nach 
den Feſtſtellungen der Kataſter, im übrigen nach dem Zeitpunkte des Inkrafttretens 
dieſes Geſetzes, bei neu zu gründenden Pfarrſtellen nach dem Zeitpunkte der Errich⸗ 
tung beſtimmt. Die biſchöfliche Behörde beſchließt über die Höhe des mit der 
Pfarrſtelle verbundenen Stelleneinkommens und trägt die mit einem Stelleneinkommen 
von weniger als 4000 Mark jährlich verbundenen Pfarrſtellen und den Betrag des 
feſtgeſtellten Stelleneinkommens derſelben in das Kataſter der aufbeſſerungsbedürftigen 
Pfarrſtellen der Diözefe ein. 

Die biſchöfliche Behörde nimmt nach dem 1. April 1911 und fernerhin in 
zwölfjährigen Perioden eine allgemeine Reviſion des Kataſters vor. 


trieb], 


Die Zuſchüſſe der Pfarrgemeinde zum Mindeft-Stelleneinfommen ſowie die 
Orts- und Alterszulagen können im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens beige— 
trieben werden. 


Die biſchöfliche Behörde ſtellt die Höhe der fälligen Beträge feſt. 
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Artikel 12. 

Die Beſchlüſſe der biſchöflichen Behörde bedürfen in den Fällen der Ar⸗ 
tikel 4, 8, 9 Abſ. 3, 10 Abſ. 2 und 3 und des Artikel 11 Abſ. 2 der Suftim- 
mung des Regierungspräſidenten beziehungsweiſe des Polizeipräſidenten in Berlin. 

Bei erhobenem Widerſpruch oder auf Beſchwerde entſcheidet der Miniſter der 
geiſtlichen Angelegenheiten. 

g Artikel 13. 

Der ordentliche Rechtsweg iſt gegen die in dieſem Geſetze vorgeſehenen Beſchlüſſe 
(Anordnungen, Entſcheidungen uſw.) der Kirchen- oder Staatsbehörden ausgeſchloſſen. 

Wegen der Anſprüche der Stelleninhaber auf Zuſchüſſe zur Erreichung des 
Mindeſt⸗Stelleneinkommens, auf Alters- und Ortszulagen finden die Beſtimmungen 
des erſten Abſchnitts des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtswegs, vom 
24. Mai 1861 (Geſetzſamml. S. 241) entſprechende Anwendung. 


Artikel 14. 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auf die Pfarrſtellen in Dom-, Militär- 
und Anſtaltsgemeinden keine Anwendung. 


Artikel 15. 

Das Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der katholiſchen Pfarrer, vom 
2. Juli 1898 (Geſetzſamml. S. 260) verliert mit dem Inkrafttreten des vorliegenden 
Geſetzes feine Geltung. Jedoch behält es für die Erzdiözeſe Poſen-Gneſen und die 
Diözeſe Culm bei den Vorſchriften des Geſetzes vom 2. Juli 1898 mit der Maß⸗ 
gabe das Bewenden, daß der Anteil dieſer Diözeſen an dem im Artikel 1 des gegen 
wärtigen Geſetzes bereitgeſtellten Betrage unter Zugrundelegung der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes durch den Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten im Einvernehmen 
mit dem Finanzminiſter feſtgeſetzt wird. Dieſer Anteil dient in erſter Linie zur 
Erfüllung der nach dem Geſetze vom 2. Juli 1898 erforderlich werdenden Ausgaben. 
Der hierzu nicht verwendete Betrag wird dem Miniſter der geiſtlichen Angelegen— 
heiten zur Gewährung widerruflicher Zulagen an Pfarrer der gedachten Didzefen zur 
Verfügung geſtellt. Die widerruflichen Zulagen ſollen nach Maßgabe der im gegen- 
wärtigen Geſetze normierten Gehaltsſätze allen Pfarrern gewährt werden, ſofern ſie 
nicht durch die Betätigung einer dem Preußiſchen Staate oder dem deutſchſprechenden 
Teile der Bevölkerung feindlichen Geſinnung das friedliche Zuſammenleben der Be— 
völkerung oder ſonſt die ſtaatliche Ordnung gefährden. Über das Vorhandenſein 
dieſer Vorausſetzung entſcheidet der Miniſter der geiftlichen Angelegenheiten. Erſpar— 
niſſe können von dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten zu Unterſtützungen an 
katholiſche Geiſtliche der genannten Diözefen verwandt werden. 


Artikel 16. 


Im Artikel 1 des Geſetzes, betreffend die Bildung kirchlicher Hilfsfonds für 
neu zu errichtende katholiſche Pfarrgemeinden, vom 29. Mai 1903 Geſetzſamml. 
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S. 182) wird der Satz von einem Prozent auf zwei Prozent der von den katho— 
liſchen Gemeindegliedern zu zahlenden Staatseinkommenſteuer und im Artikel 1 des 
Geſetzes, betreffend die Erhebung von Abgaben für kirchliche Bedürfniſſe der Diözefen 
der katholiſchen Kirche in Preußen, vom 21. März 1906 (Geſetzſamml. S. 105) wird 
der Satz von drei Prozent auf fünf Prozent der von den katholiſchen Gemeinde- 
gliedern zu zahlenden Staatseinkommenſteuer erhöht. 


Artikel 17. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter der geiſtlichen An- 
gelegenheiten und der Finanzminiſter beauftragt. 


Artikel 18. 
Den Vorſchriften dieſes Geſetzes wird rückwirkende Kraft vom 1. April 1908 
ab beigelegt. 
Urkundlich unter Anſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Frhr. v. Rheinbaben. | 
v. Einem. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. v. Arnim. 


Zugleich für den Miniſter der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten: 
v. Moltke. Sydow. 
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Anlage 5. 


Geſetz, 
betreffend 


die Abänderung des Einkommenſteuergeſetzes und des 
Ergänzungsſteuergeſetzes. 
Vom 26. Mai 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ze, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
den Umfang derſelben mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


Artikel J. 
Das Einkommenſteuergeſetz (Geſetzſamml. 1906 S. 260) wird, wie folgt, 
abgeändert: 


1. § 5 Nr. 1 erhält nachfolgende Faſſung: 
1. Einkünfte, welche nach reichsgeſetzlichen Vorſchriften nur in einem 
anderen deutſchen Bundesſtaate beſteuert werden dürfen; 


2. Im $9 ift bei Nr. 2 ſtatt „Kalenderjahrs“ einzufügen: 
„Kalender- oder Wirtſchaftsjahrs “. 


3. § 19 Abſ. 1 und 2 werden, wie folgt, abgeändert: 


Gewährt ein Steuerpflichtiger, deſſen Einkommen den Betrag 
von 6 500 Mark nicht überſteigt, Kindern oder anderen Familien— 
angehörigen auf Grund geſetzlicher Verpflichtung ($$ 1601 bis 1615 
Bürgerliches Geſetzbuch) Unterhalt, ſo werden die im § 17 vor— 
geſchriebenen Steuerſätze ermäßigt 

um eine Stufe bei dem Vorhandenſein von 2, 

zwei Stufen . 3 oder 4, 

drei - P e = 0 
derartigen Familienmitgliedern. Für je zwei weitere ſolcher Familien— 
angehörigen tritt eine Ermäßigung um eine weitere Stufe ein. 
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Bei Einkommen von mehr als 6 500 Mark, aber nicht mehr 
als 9 500 Mark wird der im § 17 vorgeſchriebene Steuerſatz ermäßigt 

um eine Stufe, wenn der Steuerpflichtige 3, 

um zwei Stufen, wenn der Steuerpflichtige 4 oder 5 
Kindern oder anderen Familienmitgliedern auf Grund geſetzlicher Ver— 
pflichtung Unterhalt gewährt. Für je zwei weitere ſolcher Familien— 
angehörigen tritt eine Ermäßigung um eine weitere Stufe ein. 


4. Im $ 20 tritt an die Stelle der Zahl „9500 “% die Zahl „12500, 


5. Hinter $ 20 wird folgender § 20a eingejchaltet: 


Die in den §§ 19 und 20 gewährten Ermäßigungen bleiben 
außer Betracht bei Berechnung der zu entrichtenden Steuerbeträge 
für Wahlzwecke. 


Artikel II. 


Das Ergänzungsſteuergeſetz (Geſetzſamml. 1906 S. 294) wird, wie folgt, 
abgeändert: 


Der § 11 Abſ. 1 erhält nachſtehende Faſſung: 


Bei der Einſchätzung von Grundſtücken, die dauernd land- oder 
forſtwirtſchaftlichen Zwecken zu dienen beſtimmt ſind, einſchließlich der 
dazu gehörenden, denſelben Zwecken dienenden Gebäude und des 
Zubehörs, wird der Ertragswert zu Grunde gelegt. Als Extrags⸗ 
wert gilt das Fünfundzwanzigfache des Reinertrags, den die Grund— 
ſtücke als ſolche nach ihrer wirtſchaftlichen Beſtimmung bei gemein— 
üblicher Bewirtſchaftung im Durchſchnitte nachhaltig gewähren können. 


Artikel III. 


Die Vorſchriften im Artikel I kommen zunächſt bei der Veranlagung für 
1909 zur Anwendung. Die aus der Abänderung des § 11 Abſ. 1 des Ergänzungs- 
ſteuergeſetzes ſich ergebende Vorſchrift kommt zunächſt bei der Veranlagung der 
Ergänzungsſteuer für 1911 zur Anwendung. 

Inſoweit bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die Veranlagung von 
Steuerpflichtigen zur Einkommenſteuer für das Jahr 1909 ſchon erfolgt iſt, 
wird die infolge Abänderung des $ 19 des Einkommenſteuergeſetzes zuſtehende 
Steuerermäßigung dem Steuerpflichtigen auf Antrag durch den Vorſitzenden der 
Veranlagungskommiſſion gewährt, gegen deſſen Entſcheidung dem Steuerpflichtigen 
die innerhalb vier Wochen bei dem Vorſitzenden einzulegende Beſchwerde an die 
Regierung offen ſteht. Gegen die Entſcheidung der Regierung iſt innerhalb 
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vier Wochen die Beſchwerde an den Finanzminiſter zuläſſig. Der Antrag auf 
Steuerermäßigung iſt innerhalb vier Wochen nach Inkrafttreten des Geſetzes 
zu ſtellen. 
Artikel IV. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Finanzminiſter beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 26. Mai 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 
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Anlage 6. 


Beſoldungsordnung. 


A. Gehälter, die nach Dienſtaltersſtufen aufſteigen. 
Klaſſe 1. 


1100 — 1140 — 1180 — 1210 — 1240 — 1270 — 1300 ¼/¼. 


1. Stackmeiſter bei der Domänenverwaltung und der Bauverwaltung. 

(Außerdem 80 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 1 Stackmeiſter bei der 
Bauverwaltung. 

Den vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellten Beamten können auf 
Antrag die bisherigen Gehaltsſätze von 180 , ſteigend 2 mal um 60 4 auf 300 , 
und daneben die Tagegelder, von denen ?/, des Jahresbetrags nach drei- beziehungs— 
weiſe fünfjährigem Durchſchnitte penfionsberechtigend find, belaſſen werden.) 

Bahnwärter und Nachtwächter, Kranwärter bei der Eiſenbahnverwaltung. 

(Außerdem können ſolche Bahnwärter, die im Bahnhofsdienſt, im Abfertigungs— 
dienſt, im Telegraphendienſt, als Haltepunktwärter oder als Blockwärter beſchäftigt 
werden, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 120 . erhalten.) 

3. Buſchwärter und Pflanzungsaufſeher bei der Bauverwaltung. 

(Den vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellten Beamten können 
auf Antrag die bisherigen Gehaltsſätze von 500 /, ſteigend 4 mal um 50 / 
auf 700 /, und daneben die bisherigen Naturalbezüge belaſſen werden.) 

Brunnenwärter, Brückenaufſeher, Schleuſenmeiſtergehilfen bei der Bauverwaltung. 
Aufſeherinnen bei den Gefängniſſen der Juſtizverwaltung, beim Polizeigefängnis 
und im Polizeigewahrſam in Berlin ſowie bei der Strafanſtaltsverwaltung. 
6. Polizeidiener und Gefangenwärterinnen bei den Polizeiverwaltungen in den 
Provinzen. 
Nachtwächter bei der Univerſität Königsberg. 
(Die Stellen ſind im Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen.) 
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Klaſſe 2. 


a) 1100 — 1160 — 1220 — 1290 — 1360 — 1430 — 1500 /. 


Schaffner, Bremſer und Matroſen bei der Eiſenbahnverwaltung. 

(Außerdem Nebenbezüge — Fahr-, Stunden- und Nachtgelder —, von welchen 
den Schaffnern und Bremſern 200 % und den Matroſen 150 / bei der 
Penſionierung angerechnet werden. 

Ferner können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Eiſenbahn— 
aſſiſtenten im mittleren Dienſte beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellen— 
zulagen bis zu 180 / erhalten.) 
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b) 1100 — 1180 — 1260 — 1340 — 1420 — 1500 W. 


1. Nöbrleitungaufjcher, Gartenvogt, Schloßgartenaufſeher, Wieſenaufſeher und Wieſen⸗ 
wärter, Weideaufſeher, Kanal- und Schleuſenwärter, Buſchwärter, Spree⸗ 
wehrwärter bei der Domänenverwaltung. 


2. Brückenwärter, Kranmeiſter, Stationsdiener (Portiers und Bahnſteigſchaffner), 
5 Schirrmänner bei der Eiſenbahnverwaltung. 
(Außerdem können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Eiſenbahn⸗ 
affiftenten im mittleren Dienſte beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellen⸗ 
zulagen bis zu 180 # erhalten.) g 
3. Hafenpflanzungsaufſeher, Bauhofs- und Materialienwächter, Leuchtfeuerwärter uſw., 
Steuermänner, Feuerwärter, Kranmeiſter, Brückenwärter, Brückenaufſeher, 
Maſchinenwärter, Signalwärter bei der Bauverwaltung. 
(Außerdem 1 260 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 l.) 
4. Brückenaufzieher bei der Bauverwaltung, die feſte Gehälter. und Brückenaufzugs⸗ 
gelder oder nur letztere beziehen (penſionsberechtigendes Gehalt). 


5. Brückenaufſeher bei der Ruhrſchiffahrtverwaltung und der Verwaltung der 
Duisburg-Ruhrorter Häfen. 
(Außerdem 900 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 l.) 
6. Wallmeiſter bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. 


Klaſſe 3. 
a) 1100 — 1180 — 1250 — 1 320 — 1390 — 1460 — 1530 — 1600 WM. 


1. Domänenrentamtsdiener. 
(Die Pfändungsgebühren verbleiben vom 1. April 1908 ab der Staatskaſſe, 


bis zum Tage der Verkündung des Geſetzes jedoch nur in Höhe derjenigen Be— 
träge, welche den Beamten infolge der Dienſteinkommensverbeſſerung an Gehalt 
und Wohnungsgeldzuſchuß gegen die bisherigen Sätze mehr zu zahlen ſind.) 

Hausmeiſter bei den Forſtakademien. 

(Außerdem freies Feuerungsmaterial.) 

3. Amtsdiener, Bootführer uſw., Matroſen und Heizer auf Waſſerfahrzeugen bei 
der Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern. 

4. Schuldiener bei der Bergſchule in Saarbrücken und bei den gewerblichen Fach. 
ſchulen der Handels- und Gewerbeverwaltung, einſchließlich des Pedells bei 
der Zeichenakademie in Hanau. 

5. Schuldiener bei den höheren Unterrichtsanſtalten einſchließlich Eliſabethſchule). 

(Außerdem 4000 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen für die an größeren 
Anſtalten angeſtellten Schuldiener, deren Dienſtobliegenheiten beſonders ſchwierig 
oder umfangreich find; im Durchſchnitt 100 /, Höchſtbetrag 200 #.) 
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Schuldiener und Schuldienerinnen bei den Seminaren und der Waiſen- und 
Schulanſtalt in Bunzlau, Kaſtellan bei der Landesturnanſtalt in Berlin, 
Pförtner und Hauswart bei der Blindenanſtalt in Steglitz. 

(Außerdem 10 000 / nichtpenfionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 /, im 
Durchſchnitt 100 /, für die unter Kap. 121 des Etats des Miniſteriums der 
geiſtlichen uſw. Angelegenheiten aufgeführten Schuldiener, welche in Seminaren 
einſchließlich des Waiſenhauſes in Bunzlau] mit ½ bis voller Internatseinrichtung 
angeſtellt ſind.) f 


Boten bei Hafenpolizeibehörden. 


Pförtner bei der Beſchußanſtalt in Suhl. 
Unterbeamte bei den Pomologiſchen Inſtituten in Proskau und Geiſenheim. 
(Außerdem 150 & nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 1 Unterbeamten in 
Geiſenheim.) 
Rentamtsdiener beim Stift Neuzelle und beim Haus Bürenſchen Fonds. 


Bote, Kaſſendiener und Vollziehungsbeamter bei der Kloſter Bergeſchen Stiftung 
in Magdeburg. . 


Wächter beim Zeughaus in Berlin. 


b) 1100 — 1190 — 1280 — 1360 — 1440 — 1520 — 1600 J. 


Zweiter Brunnenmeiſter in Langenſchwalbach, Rehnenmeiſter, Parkaufſeher bei 
der Domänenverwaltung. 
Badekartenverkäuferin bei der Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung. 
Eiſenbahngehilfinnen, Weichenſteller einſchließlich Eiſenbahngehilfen, Rottenführer, 
Wagenwärter bei der Eiſenbahnverwaltung. 
(Außerdem haben die Wagenwärter Nebenbezüge — Fahr-, Stunden- und 
Rachtgeldev —, von denen 200 M bei der Penſionierung angerechnet werden. 
Ferner können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Eiſenbahn⸗ 
aſſiſtenten im mittleren Dienſte beſchäftigt werden, und ſolche Weichenſteller 
fEifenbahngehilfen], die im Bahnhofsdienſt, im Abfertigungsdienſt oder im Tele⸗ 
graphendienſte, ſowie ſolche Wagenwärter, die im Wagenmeiſterdienſte beſchäftigt 
werden, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 180 & erhalten.) 
Schleuſenmeiſter, Wehrmeiſter, Schloßaufſeher, Schloßgärtner, Brückenaufſeher, 
Fähraufſeher, Schiffbrückenwärter bei der Bauverwaltung. 
(Außerdem 6 220 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 .) 
Leggemeiſter. 


Oberaufſeherinnen, Hausmütter und Werkmeiſterinnen bei den Gefängniſſen der 
Juſtizverwaltung und bei der Strafanſtaltsverwaltung. 
(Außerdem für die Oberaufſeherinnen und die Hausmütter nichtpenſionsfähige 
Stellenzulagen bis zu 200 %, und zwar für die Hälfte der vorhandenen 
Beamtinnen nach dem Durchſchnittsſatze von 150 WM.) 


a) 
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Klaſſe 4. 
1200 — 1280 — 1350 — 1420 — 1490 — 1560 — 1630 — 1700 #. 


Dünenaufſeher bei der Forſtverwaltung. 

(Außerdem 80 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage und freies Brennholz oder 
Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten oder an Stelle der Naturallieferung eine 
Geldvergütung.) 

Kanzleidiener bei der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern in 
Berlin, Kaſſendiener bei der Kreiskaſſe in Frankfurt a. M., Vollziehungs⸗ 
beamte bei den Kreiskaſſen, Boten bei den Einkommenſteuer-Veranlagungs— 
kommiſſionen und Gewerbeſteuerausſchüſſen. | 

(Außerdem 150 „ nichtpenſionsfähige Stellenzulage für den bei der Direktion 
für die Verwaltung der direkten Steuern in Berlin mit der Wahrnehmung der 
Botenmeiſtergeſchäfte beauftragten Kanzleidiener. 

Zwei Vollziehungsbeamte, deren Stellen beim Freiwerden in Stellen mit 1 200 
bis 1700 % umgewandelt werden ſollen, beziehen ein Gehalt von 1500 /, 
ſteigend auf 2 400 /, und zwar 4mal um 150 % und Zmal um 100 .) 

Magazin, Kanzlei- und Kaſſendiener bei der Verwaltung der Zölle und in⸗ 
direkten Steuern. N 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 % für die mit der 
Wahrnehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragten Diener bei den Oberzoll⸗ 
direktionen und dem Hauptſtempelmagazin.) 

Boten bei den Bergwerksdirektionen und den Bernſteinwerken. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 für 3 mit der 
Wahrnehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragte Boten.) 

Kanzleidiener bei den Oberbergämtern. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 / für 5 mit der 
Wahrnehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragte Kanzleidiener.) 

Unterbeamte bei der Bergakademie und der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 

(Außerdem 150 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für den Kaſtellan bei der 
Bergakademie.) 0 a 

Magazinaufſeher, Fahrkartendrucker, Bureaudiener und Brückengeldeinnehmer bei 
der Eiſenbahnverwaltung. 

(Außerdem können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Eifenbahn- 
aſſiſtenten im mittleren Dienſte beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellen- 
zulagen bis zu 180 % und 22 Bureaudiener, die mit der Wahrnehmung der 
Botenmeiſtergeſchäfte beauftragt ſind, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 
150 / erhalten.) a 

Archivdiener bei den Staatsarchiven in den Provinzen. 


Boten bei der Anſiedlungskommiſſion. f 
(Außerdem 150 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für den mit der Wahr— 
nehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragten Boten.) 
Kaſſendiener und Boten, Hauswächter bei den Oberpräſidien und Regierungen uſw. 
(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 % für 36 mit der 
Wahrnehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragte Boten.) 
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Kaſſendiener und Boten bei den Rentenbanken. 


Materialienaufſeher, Ballaſtmeiſter, Maſchinenführer, Maſchinenmeiſtergehilfen, 
Schiffbrückenaufſeher, Dünenaufſeher bei der Bauverwaltung. 
(Außerdem 1080 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 J.) 


Unterbeamte bei den ſtaatlichen Eichämtern, dem Staatskommiſſar bei der Berliner 
Börſe, der Porzellanmanufaktur und dem Landesgewerbeamte. 


Gerichtsdiener und Kaſtellane bei den Oberlandesgerichten. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 / für die mit der 
Wahrnehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragten erſten Gerichtsdiener. 

1 Beamter, deſſen Stelle beim Freiwerden in eine ſolche mit 1200 bis 1700 M 
umgewandelt werden foll, bezieht ein Gehalt von 1500 ., ſteigend auf 2 400 M, 
und zwar 4 mal um 150 % und 3 mal um 100 K.) 

Gerichtsdiener, Kaſtellane und Gefangenaufſeher, Heizer bei den Landgerichten 
und Amtsgerichten. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 / für die mit der 
Wahrnehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragten erſten Gerichtsdiener bei den 
Landgerichten und dem Amtsgerichte Berlin-Mitte. Ferner für Gefangenaufſeher 
und Gerichtsdiener, welche gleichzeitig als Aufſeher bei Gefängniſſen mit einer 
Durchſchnittsbelegung von mehr als 10 Gefangenen beſchäftigt werden, nicht⸗ 
penſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 /, und zwar für die Hälfte der vor⸗ 
handenen Beamten nach dem Durchſchnittsſatze von 150 M. 

9 Gerichtsdiener uſw. bei den Landgerichten und Amtsgerichten, deren Stellen 
beim Freiwerden in ſolche mit 1200 bis 1700 / umgewandelt werden ſollen, 
beziehen ein Gehalt von 1 500 J, ſteigend auf 2400 /, und zwar J mal um 
150 / und 3 mal um 100 /, 1 desgleichen 1500 /, ſteigend auf 2 100 AM, 
und zwar 2mal um 100 % und 5mal um 80 J.) 


Auffeher bei den beſonderen Gefängniſſen der Juſtizverwaltung. 
(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 /, und zwar für 
die Hälfte der vorhandenen Beamten nach dem Durchſchnittsſatze von 150 l. 
Die bisherigen nichtpenſionsfähigen Funktionszulagen von zuſammen 150 ‚HM 
für Unterbeamte in Preungesheim kommen in Höhe derjenigen Beträge in Weg⸗ 
fall, welche infolge der Gehaltserhöhung gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr 
zu zahlen ſind.) 


Botenmeiſter und Kanzleidiener beim Statiſtiſchen Landesamte. 
(Außerdem 150 nichtpenſionsfähige Stellenzulage für den Botenmeiſter.) 
Kreisboten, Oberamtsdiener. 


Aufſeher bei den Polizeigefängniſſen, beim Polizeigewahrſam in Berlin und bei 
der Strafanftaltsverwaltung. - 
(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 AM, und zwar für 
die Hälfte der vorhandenen Beamten nach dem Durchſchnittsſatze von 150 M. 
Die bisherigen nichtpenſionsfähigen Funktionszulagen von je 150 M für 7 Auf⸗ 
ſeher bei der Strafanſtalt Berlin-Moabit kommen in Höhe derjenigen Beträge 
in Wegfall, welche infolge der Gehaltserhöhung gegen die bisherigen Gehaltsſätze 
mehr zu zahlen find.) 
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Kaſſendiener, Boten und Vollziehungsbeamte, Portier, Leichendiener bei der 


Polizeiverwaltung in Berlin und Umgebung. 
Polizeiboten bei den Polizeiverwaltungen in den Provinzen. 
Portiers bei der Landgendarmerie. 


Boten bei den Generalkommiſſionen. 
(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 % für 9 mit der 
Wahrnehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragte Boten.) 
Kaſtellan, Pförtner, Diener und techniſche Unterbeamte bei der Landwirtſchaft⸗ 
lichen Hochſchule in Berlin. 
(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 , im Durchſchnitt 
150 , für 3 Unterbeamte.) 
Pförtner, Diener und Gartenmeiſter bei der Landwirtſchaftlichen Akademie in 
Bonn⸗Poppelsdorf. 
(Außerdem 150 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 1 Unterbeamten.) 


Unterbeamte beim Kaiſer Wilhelms -Inftitute für Landwirtſchaft in Bromberg. 
Rebgärtner bei der Rebenveredelungsanſtalt in der Provinz Sachſen. 


Beſchlagſchmied, Gärtner und Diener bei der Tierärztlichen Hochſchule in Berlin 
ſowie Unterbeamte bei der Tierärztlichen Hochſchule in Hannover. 


Diener und Hauswart beim Inſtitute für Binnenſchifferei am Müggelſee. 
Dünenaufſeher bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. ; 


Kanzleidiener bei den Konſiſtorien und den Provinzialſchulkollegien. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 / für die mit der 
Wahrnehmung der Botenmeiſtergeſchäfte beauftragten Kanzleidiener bei den 
Konſiſtorien in Berlin, Breslau und Magdeburg.) 

Nicht anderweit aufgeführte Unterbeamte bei den Univerſitäten und dem Lyceum 
Hosianum in Braunsberg ſowie beim Charitekrankenhaus in Berlin, den 
Kunſtmuſeen und dem Kunſtgewerbemuſeum in Berlin, bei der National- 
galerie, der Königlichen Bibliothek in Berlin, den Obſervatorien bei Potsdam, 
dem Geodätiſchen Inſtitute, dem Meteorologiſchen Inſtitute, dem Aſtrophyſti⸗ 
kaliſchen Obſervatorium, der Akademie in Poſen, dem Schloffe in Marienburg, 
dem Rauch⸗Muſeum in Berlin, dem Muſeum in Cafjel, der Akademie der 
Künſte in Berlin, der Hochſchule für die bildenden Künſte in Berlin, der 
Hochſchule für Muſik in Berlin, dem Inſtitute für Kirchenmuſik in Berlin, 
den Kunſtakademien in Königsberg i. Pr., Düſſeldorf und Caſſel, der Kunſt⸗ 
ſchule in Berlin, der Kunft- und Kunſtgewerbeſchule in Breslau, der 
Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin, der Techniſchen Hochſchule in Berlin, 
dem Materialprüfungsamt in Dahlem, den Techniſchen Hochſchulen in 
Hannover, Aachen und Danzig, dem Studienfonds in Münſter, dem Inſtitute 
für Infektionskrankheiten in Berlin, der Verſuchs⸗ und Prüfungsanſtalt für 
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Waſſerverſorgung und Abwäſſerbeſeitigung in Berlin ſowie bei den Hygieniſchen 
Inſtituten in Poſen und Beuthen (Oberſchleſien). 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 % für die Beamten 
bei den Univerſitäten, dem Lyceum Hosianum in Braunsberg, dem 
Charitekrankenhaus in Berlin, der Königlichen Bibliothek in Berlin, den 
Obſervatorien bei Potsdam, dem Geodätiſchen Inſtitute, dem Meteorolo⸗ 
giſchen Inſtitute, dem Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium, den Techniſchen 
Hochſchulen in Berlin, Hannover, Aachen und Danzig und dem Material- 
prüfungsamt in Dahlem 44 550 % — vgl. Klaſſe 7a Nr. 17 —, 
bei den Kunſtmuſeen in Berlin 2825 M, 
beim Kunſtgewerbemuſeum in Berlin 1 100 M, 
bei der Nationalgalerie 350 , 
bei dem Schloſſe in Marienburg, dem Rauch⸗Muſeum in Berlin und dem 

Muſeum in Caſſel 600 M, 
bei der Akademie der Künſte in Berlin 300 l, 
bei der Hochſchule für die bildenden Künſte in Berlin 300 , 
bei der Hochſchule für Muſik in Berlin 150 M, 
bei der Kunſtakademie in Düſſeldorf 150 , 
bei der Kunſtſchule in Berlin 150 M, 
bei der Kunſt⸗ und Kunſtgewerbeſchule in Breslau 75 M, 
beim Inſtitute für Infektionskrankheiten in Berlin 775 A.) 


b) 1200 — 1290 — 1380 — 1460 — 1540 — 1620 — 1700 MM. 


Untere Werksbeamte bei der Berg-, Hütten und Salinenverwaltung. 
(Außerdem 6 000 & nichtpenfionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 % für 
untere Werksbeamte bei den Bergwerksdirektionen, Bergwerken, Hütten, Salz 
werken und Badeanſtalten.) 


Klaſſe 5. 
1200 — 1300 — 1400 — 1500 — 1600 — 1700 — 1800 l.. 


Lokomotivheizer, Schiffsheizer bei der Eiſenbahnverwaltung. 


(Außerdem Nebenbezüge — Fahr, Stunden- und Nachtgelder ſowie Prämien 
für Materialerſparniſſe —, von welchen den Lokomotivheizern 300 „ und den 
Schiffsheizern 180 % bei der Penfionierung angerechnet werden. 

Ferner können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Werkmeiſter 
im Werkmeiſterdienſte beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 
180 & erhalten.) 


Klaſſe 6. 
a) 1400 — 1460 — 1520 — 1580 — 1640 — 1700 — 1750 — 1800 . 
1. Unterverwalter, Obergartengehilfe, Gartengehilfen, Wieſenmeiſter, Weideverwalter 
bei der Domänenverwaltung. 
2. Unterbeamte bei der Lotterieverwaltung, Münzverwaltung und dem Reichs- und 
Staatsanzeiger. . ö 


(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 / für die Boten⸗ 
meiſter bei der Lotterieverwaltung und dem Reichs⸗ und Staatsanzeiger.) 


— 359 — 


3. Gärtner, Maſchinenheizer, Zimmermann bei der Verwaltung des Tiergartens in 
Berlin. a 


4. Boten beim Oberlandeskulturgerichte. 


5. Mechaniker und Maſchinenſchloſſer bei der Landwirtſchaftlichen Akademie in 
Bonn⸗Poppelsdorf. 5 - 
6. Präparatoren beim Saalburgmuſeum. 5 
(Außerdem für 1 Präparator 1000 / nichtpenfionsfähige Zulage, die im 
Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen iſt. 
Die vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellten Beamten beziehen 
ein Gehalt von 1 500 , ſteigend auf 1800 #4, und zwar 3 mal um 80 % 
und 1 mal um 60 A.) 


b) 1400 — 1480 — 1560 — 1620 — 1680 — 1740 — 1800 M. 


1. Packmeiſter. 

(Außerdem Nebenbezüge — Fahr-, Stunden- und Nachtgelder —, von welchen 

300 % bei der Penſionierung angerechnet werden.) e 
2. Stellwerksweichenſteller. 

(Außerdem können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Eiſenbahn⸗ 
aſſiſtenten im mittleren Dienſte beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellen- 
zulagen bis zu 180 # erhalten.) 

3. Maſchinenwärter bei der Eiſenbahnverwaltung. 

(Außerdem können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Werk⸗ 
meiſter im Werkmeiſterdienſte beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen 
bis zu 180 / erhalten.) i 


Klaſſe 7. 
a) 1400 — 1500 — 1 600 — 1680 — 1760 — 1840 — 1920 — 2000 W. 
1. Torf, Wiefen-, Wege, Flöß⸗ ufw. Meiſter. 
(Außerdem freies Brennholz oder Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten. 
Der Wert wird mit 75 / als penſionsfähiges Dienſteinkommen berechnet. 
Ferner 1 300 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 l.) 
2. Schiffer bei der Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern. 


3. Unterbeamte bei den Miniſterien, der Seehandlung, der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden, dem Geheimen Staatsarchiv in Berlin, der Generalordens- 
kommiſſion, dem Geheimen Divilkabinette, der Oberrechnungskammer, dem Ober⸗ 
verwaltungsgericht und dem Evangeliſchen Oberkirchenrate. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 AM für die Boten- 
meiſter bei den Miniſterien, der Seehandlung, beim Oberverwaltungsgericht und 
Evangeliſchen Oberkirchenrate ſowie für die Kaſtellane bei der Staatsſchulden⸗ 
e der Oberrechnungskammer und dem Miniſterium der öffentlichen 

rbeiten. 

Ferner für 2 Kanzleidiener beim Miniſterium der öffentlichen Arbeiten für 
Wahrnehmung der Geſchäfte von Kaſſendienern je 150 / nichtpenſionsfähige Ver⸗ 
gütung, die im Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen ift.) 
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Maſchinenwärter bei elektriſchen Anlagen der Eiſenbahnverwaltung. 


(Außerdem können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Werk 
meiſter im Werkmeiſterdienſte beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen 
bis zu 180 / erhalten.) 


Hauswart und Kanzleidiener, Portier beim Herrenhauſe. 
Pförtner, Kanzleidiener, Nachtpförtner beim Hauſe der Abgeordneten. 


Leuchtfeueroberwärter, Bauaufſeher und Lagerhofverwalter, Brückenmeiſter, Fähr⸗ 
meiſter, Wehr⸗ und Schleuſenmeiſter, Schleuſenmeiſter, Schiffsführer, Maſchi⸗ 
niſten, Baggermeiſter bei der Bauverwaltung. 

(Außerdem 4658 / nichtpenfionsfähige Stellenzulagen.) 

Schleuſenmeiſter bei der Bauverwaltung. 

(Der vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellte Schleuſenmeiſter 
bezieht eine Beſoldung von 1500 /, ſteigend auf 2100 A, und zwar 4 mal 
um je 150 &.) 

Strommeiſter, Hafenbauaufſeher, Fährmeiſter, Polizeiſergeant bei der Bau⸗ 
verwaltung. 

(Außerdem 3 590 M nichtpenſionsfähige Stellenzulagen.) 

Strommeiſter, Hafenaufſeher, Hafenpolizeiſergeanten bei der Ruhrſchiffahrtver⸗ 
waltung und der Verwaltung der Duisburg⸗Ruhrorter Häfen. 

Strom-, Schiffahrts⸗ und Hafenpolizeiaufſeher, Schutzmänner und Wächter bei der 
Handels- und Gewerbeverwaltung. 

(Außerdem 3 750 . nichtpenfionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 #6.) 

Botenmeiſter, Kaſtellane, Vorſteherin des Polizeigewahrſams für weibliche Per⸗ 
ſonen bei der Polizeiverwaltung in Berlin. 

Strommeiſter und Kanalaufſeher bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. 


Maſchiniſten beim Muſeum für Naturkunde in Berlin uſw. und bei den 
Univerſitäten. 


Hausverwalter bei den Univerſitäts⸗Augenkliniken in Marburg und Bonn ſowie 
Pförtner und Diener bei der Univerſität Bonn. 

(Die Stelle des Pförtners und Dieners bei der Univerfität Bonn iſt beim Frei⸗ 

werden in eine ſolche mit 1 200 bis 1700 / umzuwandeln — vgl. Klaſſe 4a —.) 


Küfter, Gärtner beim Charitkkrankenhaus in Berlin. 


Kaſtellan bei der Akademie der Künſte in Berlin, Kaſtellan, Maſchinenmeiſter bei 
der Heiz- und Lichtzentrale der Hochſchule für die bildenden Künſte in Berlin 
und Kaſtellan bei der Hochſchule für Muſik in Berlin. 

(Außerdem geeignetenfalls nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 Mb 
aus dem in der Bemerkung zu Klaſſe 4a Nr. 32 Abſ. 1 erwähnten Fonds.) 
Zeugwarte I. und II. Klaſſe, Waffenmeiſter, Maſchinenaufſeher beim Zeughaus 

in Berlin. 
(Außerdem 1050 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 % für Unter⸗ 
beamte des Zeughauſes — vgl. den Stellenzulagevermerk zu Klaſſe 7d Nr. 14 —.) 
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b) 1400 — 1500 — 1600 — 1 700 — 1800 — 1900 — 2000 . 


Maſchinenmeiſter, Maſchinenwärter, Oberheizer, Gasmeiſter, Werkmeiſter, Küchen⸗ 
meiſter, Waſch⸗ und Bademeiſter, Hausväter und Oberaufſeher bei den Ge- 
fängniſſen der Juſtizverwaltung und der Polizeiverwaltung ſowie dei der 
Strafanſtaltsverwaltung. 

(Außerdem für Maſchinenmeiſter, Maſchinenwärter, Gasmeiſter, Küchenmeiſter, 
Waſch⸗ und Bademeiſter, Hausväter und Oberaufſeher nichtpenſionsfähige Stellen- 
zulagen bis zu 200 % und zwar für die Hälfte der vorhandenen Beamten nach 

dem Durchſchnittsſatze von 150 W.) a 
Stut-, Sattel- und Futtermeiſter und ſonſtige Unterbeamte bei der Geſtütverwaltung. 


(Außerdem 4000 „/ nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 l. 

Ferner für die mit der Leitung von Oeckſtationen betrauten Unterbeamten bei 
den Landgeſtüten in Celle und Dillenburg Füllengratiale, bei den übrigen Land⸗ 
geſtüten Schreibgebühren.) 


Werkmeiſter bei der Blindenanſtalt in Steglitz. 


c) 1400 — 1520 — 1640 — 1760 — 1880 — 2 000 .. 
Techniſche Lehrerin bei der Taubſtummenanſtalt in Berlin. 


Lehrerin für weibliche Handarbeiten und Hausmutter bei der Blindenanſtalt in 
Steglitz. 


d) 1400 — 1550 — 1700 — 1850 — 2 000 W. 


Brunnenmeiſter, Bademeiſter, Maſchiniſten bei der Domänenverwaltung, Kaſtellan 
bei der Schloßverwaltung in Caſſel. 

(1 Maſchiniſt in Langenſchwalbach bezieht außerdem künftig wegfallend ½ Pf. 
Tantieme von jedem gegen Bezahlung abgegebenen Bade bis zum Höchſtbetrage von 
200 % jährlich, nichtpenſionsfähig. 

1 Maſchiniſt in Ems erhält künftig wegfallend für feine Mitwirkung bei der. 
Gewinnung von Emſer Thermalſalz eine Pauſchalvergütung von 750 , nit 
penſionsfähig.) 

Maſchinenmeiſter beim Herrenhauſe. 

(Außerdem 385 / penſionsfähige künftig wegfallende Zulage.) 
Maſchinenmeiſter beim Hauſe der Abgeordneten. 
Mechaniker bei der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin. 


Hausverwalter beim Inſtitute für Meereskunde und beim Pharmazeutiſchen In⸗ 
ftitute der Univerfität Berlin ſowie bei den Univerſitätsfrauenkliniken in Gveifs- 
wald und Marburg. 

Maſchiniſt beim Charitékrankenhaus in Berlin. 


Oberaufſeher, Kaſtellane, Maſchinenmeiſter, Hilfsreſtaurator bei den Kunſt⸗ 
muſeen. 
(Außerdem 3 275 „ nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 A.) 
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Hausinſpektor, Hilfsreſtaurator, Maſchinenmeiſter, Oberaufſeher beim Kunſt⸗ 
gewerbemuſeum in Berlin. 

(Außerdem 1 700 4 nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 A.) 

Kaſtellan, Maſchinenmeiſter, Oberaufſeher bei der Nationalgalerie. 

(Außerdem 500 M nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 I.) 

Maſchiniſt bei den Obſervatorien bei Potsdam. 

Schloßkaſtellan in Marienburg. 

Mechaniker und Kaſtellane bei dem Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin, dem 
Abronautiſchen Obſervatorium bei Lindenberg und dem Aſtrophyſikaliſchen Ob- 
ſervatorium bei Potsdam. 5 

Mechaniker bei der Techniſchen Hochſchule in Berlin. 

Oberzeugwart beim Zeughaus in Berlin. 


(Außerdem nichtpenfionsfähige Stellenzulage bis zu 200 % — vgl. den Stellen 
zulagevermerk bei den Zeugwarten in Klaſſe 7a Nr. 18 —.) 


Klaſſe 8. 
a) 1400 — 1520 — 1640 — 1760 — 880 — 2 000 — 2100 . 


. Zollaufſeher. 


Zugführer und Steuermänner bei der Eiſenbahnverwaltung. 

(Außerdem Nebenbezüge — Fahr-, Stunden- und Nachtgelder —, von welchen 
den Zugführern 300 % und den Steuermännern 200 % bei der Penſionierung 
angerechnet werden. 

Ferner können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung im Dienſte eines 
Eiſenbahnaſſiſtenten beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 
180 & erhalten.) 


Wagenmeiſter, Schirrmeiſter, Telegraphiſten, Lademeiſter, Weichenſteller I. Klaſſe 
und Bahnhofsaufſeher, Fahrkartenausgeber. 

(Außerdem können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung für den mittleren 
Dienſt in dieſem beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 
180 KA erhalten.) 

Stromlotſen bei der Handels und Gewerbeverwaltung. 

(Die Verholungsgebühren fließen vom 1. April 1908 ab zur Staatskaſſe, bis 
zum Tage der Verkündung des Geſetzes jedoch nur in Höhe derjenigen Beträge, 
welche den Beamten infolge der Dienſteinkommensverbeſſerung an Gehalt und 
Wohnungsgeldzuſchuß gegen die bisherigen Sätze mehr zu zahlen find.) 

Schutzmänner bei den landrätlichen Behörden und den Polizeiverwaltungen 
ſowie Gendarmen. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 % für Gendarmen 
hauptſächlich in Induſtriebezirken ſowie für Schreiber, ferner bis zu 300 & für 
einen Gendarmen auf Helgoland.) a 
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6. Fiſchmeiſter, Grabenmeiſter bei der Domänenverwaltung. 


7. Fiſchmeiſter bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. b 
(Außerdem 2 200 4 nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 WA.) 


b) 1400 — 1650 — 1900 — 2 100 . 


Magazinverwalter, Materialienſchreiber bei der Bauverwaltung. 
(Außerdem 350 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen.) 


e) 1400 — 1 600 — 1800 — 1950 — 2 100 . 


Werkführer bei der Eiſenbahnverwaltung. 


(Außerdem können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Werk⸗ 
meiſter im Werkmeiſterdienſte beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen 
bis zu 180 / erhalten.) f 


| Klaſſe 9. 
1550 — 1800 — 1950 — 2 100 — 2200 — 2300 MM. 


1. Präparatoren bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin, der Landwirtſchaft⸗ 
lichen Hochſchule in Berlin, den Univerfitäten und der Biologiſchen Anſtalt 
auf Helgoland. 


2. Maſchinenmeiſter bei der Verwaltung des Tiergartens in Berlin. 
(Außerdem 200 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 

3. Schleuſenmeiſter, Fährmeiſter, Kanalaufſeher, Schiffsführer, Maſchinenmeiſter 
und Baggermeiſter, Kanaloberaufſeher und Flößereikontrolleur, Flößerei⸗ 
kontrolleur, Dünenmeiſter bei der Bauverwaltung. - 

(Außerdem 1510 & nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 400 .) 

4. Polizeiwachtmeiſter bei der Handels- und Gewerbeverwaltung, den landrät⸗ 

lichen Behörden und den Polizeiverwaltungen. 


5. Stromoberlotſe bei der Handels und Gewerbeverwaltung. 


(Die Verholungsgebühren fließen vom 1. April 1908 ab zur Staatskaſſe, bis 
zum Tage der Verkündung des Geſetzes jedoch nur in Höhe derjenigen Beträge, 
welche den Beamten infolge der Dienſteinkommensverbeſſerung an Gehalt und 
Wohnungsgeldzuſchuß gegen die bisherigen Sätze mehr zu zahlen find.) 


6. Meiſter bei den keramiſchen Fachſchulen. 


7. Gerichtsvollzieher der niederen Gehaltsklaſſe. 


° (Bet der Penſionierung werden 10 Prozent der aus Parteiaufträgen verein⸗ 
nahmten Gebühren der Gerichtsvollzieher, jedoch nicht mehr als 400 A, bis zum 
Höchſtbeſoldungsbetrage von 2 700 / angerechnet.) 8 


8. Dünenmeiſter bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. 
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a Klaſſe 10. 
a) 1400 — 1600 — 1 800 — 2 000 — 2200 — 2350 — 2500 Ab. 


Moorverwalter bei der Domänenverwaltung. 

(Ein vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellter Fehnmeiſter bezieht 
ein Gehalt von 2 500 K.) 

Revierförſter und Förſter bei der Forſtverwaltung. 

(Außerdem freies Brennholz oder Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten ſowie 
Nebeneinnahmen aus der Jagd. Der Werk wird mit 150 % als penſionsfähiges. 
Dienſteinkommen berechnet. Ferner 208 Revierförſterzulagen von je 450 % und 
1 Hegemeiſterzulage von 60 M ſowie 388 270 M nichtpenſionsfähige Stellen- 
zulagen bis zu 300 J.) 

Förſter bei der Aniverſität Greifswald. 

(Außerdem freies Brennholz oder Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten ſowie 
Nebeneinnahmen aus der Jagd. Der Wert wird mit 150 WM als penſionsfähiges 
Dienſteinkommen berechnet. Ferner 1 Hegemeiſterzulage von 150 % und 4 nicht⸗ 

penſionsfähige Stellenzulagen von 60 bis 120 ..) 
Revierförſter und Förſter beim Charitkamte Prieborn. 8 

(Außerdem freies Brennholz oder Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten ſowie 
Nebeneinnahmen aus der Jagd. Der Wert wird mit 150 % als penſionsfähiges 
Dienſteinkommen berechnet. Ferner 1 Revierförſterzulage von 450 &.) 

Revierförſter und Förſter beim Stift Neuzelle. 

(Außerdem freies Brennholz gegen Erſtattung der Nebenkoſten ſowie Nebenein⸗ 
nahmen aus der Jagd. Der Wert des freien Brennholzes wird mit 75 J als 
penſionsfähiges Dienſteinkommen berechnet. Ferner eine Revierförſterzulage von 
450 % und 850 “ nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 300 J.) 

Förſter bei der Kloſter Bergeſchen Stiftung in Magdeburg. 

(Außerdem freies Brennholz gegen Erſtattung der Nebenkoſten. Der Wert des 

freien Brennholzes wird mit 75 W als penſionsfähiges Dienſteinkommen berechnet.) 
Förſter bei dem Haus Bürenſchen Fonds. 


Erſter Oberwärter bei der Pſychiatriſchen und Nervenklinik der Univerſität Halle. 
(Der Wert der Emolumente wird mit 600 / auf das Gehalt angerechnet.) 
Weinbergsverwalter und Kellerverwalter bei der Domänenverwaltung. 


b) 1400 — 1650 — 1900 — 2 100 — 2300 — 2500 J. 


Lokomotivführer, Schiffsmaſchiniſten und Maſchiniſten bei elektriſchen Anlagen 
der Eiſenbahnverwaltung. 


(Außerdem haben die Lokomotivführer und Schiffsmaſchiniſten Nebenbezüge 
— Fahr-, Stunden- und Nachtgelder ſowie Prämien für Materialerſparniſſe —, 
von welchen 540 bei der Penſionierung angerechnet werden. 

Ferner können ſolche Beamte, die nach abgelegter Prüfung zum Werkmeiſter 
im Werkmeiſterdienſte beſchäftigt werden, nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis 
zu 180 4 erhalten.) 


2. 


3. 


365 


Seelotſen und ein Revierlotſe bei der Handels- und Gewerbeverwaltung. 
(Außerdem 4 800 / Stellenzulagen für Seelotſen bis zu 200 M.) 


Buchhalterinnen und Lehrerinnen bei den Gefängniſſen der Juſtizverwaltung und 


bei der Strafanſtaltsverwaltung. 


(Außerdem nichtpenſionsfähige Organiſtenzulagen von je 180 % für die 
Lehrerinnen.) 


Klaſſe JI. 


a) 1650 — 1800 — 1950 — 2 100 — 2 250 — 2 400 — 2550 — 2700 MM. 


1: 
2. 


Sr 


Obergärtner, Schloßgärtner bei der Domänenverwaltung. 


Kanzliſten bei den Bergwerken, Hütten, Salzwerken und den mit anderen 
Staaten gemeinſchaftlich betriebenen Werken ſowie Revierkanzliſten bei den 
Oberbergämtern. 


Zeichner bei der Eiſenbahnverwaltung. 


Kanzliſten bei den Landgerichten und Amtsgerichten. 


(Außerdem 300 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für einen mit der Wahr⸗ 
nehmung der Kanzleiinſpektorgeſchäfte beauftragten Kanzliſten bei dem Land- 
gericht J in Berlin.) 


Kanzliſten bei den Polizeiverwaltungen in den Provinzen lausſchließlich des 
Landespolizeibezirkes Berlin). 


b) 1650 — 1900 — 2 100 — 2300 — 2500 — 2700 W. 
Zähler bei der Seehandlung und der Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
Modellmeiſter und Modelleur bei den Bergakademien. 


Bohrmeiſter bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 


Handelslehrerinnen bei der Gewerbeſchule in Thorn. 
Fiſchmeiſter bei der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland. 


c) 1650 — 1950 — 2 200 — 2450 — 2 700 W. 


Verwaltende Revierförſter in den Kloſterforſten der Provinz Hannover. 
(Außerdem freies Brennholz oder Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten ſowie 
Nebeneinnahmen aus der Jagd. Der Wert wird mit 150 / als penſionsfähiges 
Dienſteinkommen berechnet. 
Ferner je 450 M Revierförſterzulage.) 
Verwaltender Revierförſter bei der Kloſter Bergeſchen Stiftung und dem Kloſter 
Unſer Lieben Frauen in Magdeburg. 
(Außerdem eine Revierförſterzulage von 450 M und für den weggefallenen 
Bezug von Brennholz eine Entſchädigung von 317 M 20 Pf., die mit 75 M 
penſionsfähig iſt.) 
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3. Hausinſpektoren beim Herrenhaus und beim Haufe der Abgeordneten. 
4. Polizeioberwachtmeiſter bei der Schutzmannſchaft und Oberwachtmeiſter bei der 
Landgendarmerie. e 


(Die vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellten Beamten beziehen 
ein Anfangsgehalt von 1 700 M. 

Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 % für Oberwacht⸗ 
meiſter bei der Landgendarmerie hauptſächlich in den Induſtriebezirken.) 


Klaſſe 12. 
a) 1650 — 1850 — 2 050 — 2 250 — 2450 — 2650 — 2850 — 3000 W. 


1. Kanzliſten, ſoweit fie nicht anderweit aufgeführt find. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 300 für die mit der 
Wahrnehmung der Kanzleivorſteher⸗beziehungsweiſe Inſpektorgeſchäfte beauftragten 
Kanzliſten und zwar für 

12 Kanzliſten bei den Oberzolldirektionen, 

1 Kanzliſt bei der Bergwerksdirektion in Saarbrücken, 

5 Kanzliſten bei den Oberbergämtern, 
36 » » » MOberpräſidien und Regierungen uſw., 
1 Kanzliſt bei der Anſiedlungskommiſſion, 

14 Kanzliſten bei den Oberlandesgerichten, 

9 » » » Generalkommiſſionen. 

Ferner für 22 Kanzliſten bei der Eiſenbahnverwaltung als Vorſteher der 
Direktionskanzleien nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 300 M.) 


2. Hausverwalter und Kanzliſt bei der Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin. 


b) 1650 — 1900 — 2150 — 2400 — 2 600 — 2 800 — 3000 . 
1. Penſionatsvorſteherin und Lehrerinnen bei den Handels und Gewerbeſchulen 
für Mädchen. 


(Außerdem nichtpenſionsfähige perſönliche Zulagen von je 300 „ für 2 Lehre⸗ 
rinnen als Penſionatsvorſteherinnen.) 


2. Aſſiſtenten für die Geſchirrverwaltung bei der Porzellanmanufaktur. 
Lehrerinnen bei der Eliſabethſchule in Berlin und bei den Seminaren. 


4. Ordentliche Lehrerinnen bei der Blindenanſtalt in Steglitz und der Taubſtummen⸗ 
anſtalt in Berlin. 


c) 1650 — 2000 — 2350 — 2 700 — 3000 W. 


Seeoberlotſen und Lotſenamtsaſſiſtenten bei der Handels- und Gewerbeverwaltung. 


(Außerdem 1 200 & nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 300 46 für 
Seeoberlotſen.) 
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Klaſſe 13. 
1650 — 1 900 — 2 150 — 2400 — 2 650 — 2 900 — 3 100 — 3 300 M. 
Sekretäre und akademiſcher Gärtner bei den Forſtakademien. 


Kataſterzeichner, Zeichner bei den Oberbergämtern, der Anſiedlungskommiſſion 
und dem Finanzminiſterium, Forſtgeometer und Zeichner im Forſteinrichtungs⸗ 
bureau des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten ſowie 
Zeichner bei den Generalkommiſſionen. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Zulagen von je 400 A für die Forſtgeometer 
und Zeichner im Forſteinrichtungsbureau des Miniſteriums für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten.) 

Zollaſſiſtenten, Zolleinnehmer und Zollmaſchiniſten. 

(Von den 17 Zollmaſchiniſtenſtellen ſind 9 beim Freiwerden in Stellen mit 
1650 /, ſteigend 3 mal um 150 % und 2 mal um 100 / auf 2 300 ., um- 
zuwandeln — vgl. Klaſſe 9 —.) 

Aſſiſtenten und Revierbureauaſſiſtenten bei der Berg, Hütten. und Salinen⸗ 
verwaltung. 


Betriebsſekretäre (techniſche und nichttechniſche), techniſche Bureauaſſiſtenten und 
Bahnmeiſter, Eiſenbahnaſſiſtenten einſchließlich Bahnhofsverwalter und 
Materialienverwalter, ferner Schiffskapitäne bei der Eiſenbahnverwaltung. 

(Außerdem haben die Schiffskapitäne Nebenbezüge — Fahr-, Stunden⸗ und 
Nachtgelder —, von welchen 200 A bei der Penſionierung angerechnet werden. 

Ferner für die Betriebsſekretäre je 300 A perſönliche penſionsfähige Zulage. 
Die Stellen der nichttechniſchen Betriebsſekretäre werden beim Freiwerden in 
Eiſenbahnaſſiſtentenſtellen, die der techniſchen Betriebsſekretäre in techniſche Bureau⸗ 
affiftentenftellen umgewandelt. 

Ferner für die Bahnhofsverwalter je 200 A nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 

Bureauaſſiſtenten bei den Staatsarchiven in den Provinzen. 

Bauaſſiſtenten bei der Bauverwaltung und der Baupolizeiverwaltung. 


Werkmeiſter beim techniſchen Ausſchuſſe für das Seezeichenweſen, Brückenmeiſter, 
Bauhofsvorſteher, Waſſerbauwarte, Schiffsführer, Werkmeiſter, Abgaben⸗ 
reviſoren bei der Bauverwaltung. 

(Außerdem 2 030 % nichtpenſionsfähige Stellenzulagen. 

Die unter Kap. 65 Tit. 10 des Etats der Bauverwaltung vorgeſehenen nicht⸗ 
penſionsfähigen Stellenzulagen für mittlere Beamte von zuſammen 7 000 M find, 
ſoweit fie nicht für beſondere Dienſtgeſchäfte gewährt werden, im Etat als künftig 
wegfallend zu bezeichnen und in Höhe derjenigen Beträge in Wegfall zu bringen, 
welche infolge der Gehaltserhöhung gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu 
zahlen find.) 

Hafenkaſſenaſſiſtenten, Waſſerbauwarte, Bauaſſiſtenten und Werkmeiſter bei der 
Ruhrſchiffahrtverwaltung und der Verwaltung der Duisburg ⸗Ruhrorter Häfen. 

(Außerdem 200 M nichtpenſionsfähige Stellenzulagen.) 
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10. Hafenmeiſter, Hafenpolizeibureauaſſiſtenten und Beſchußmeiſteraſſiſtenten bei der 


Handels⸗ und Gewerbeverwaltung. 


11. Gerichtsſchreibergehilfen und Aſſiſtenten bei den Landgerichten und Amtsgerichten 


12. 


13 
14 


15. 


16 


17 


18. 


118% 
20. 


21. 


beziehungsweiſe Staatsanwaltſchaften. 


(Die penſionsfähigen Lokalzulagen, welche den vor dem 1. April 1897 in Berlin 
angeſtellten Beamten künftig wegfallend bewilligt worden ſind, kommen in Höhe der⸗ 
jenigen Beträge in Abgang, welche infolge der Gehaltserhöhung gegen die bisherigen 
Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind. Für die in einzelnen Bezirken als Dolmetſcher 
beſchäftigten Beamten find die penſionsfähigen beſonderen Gehaltszulagen, ſoweit 
ſie vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes verliehen find, auf die Hälfte, 
jedoch höchſtens um diejenigen Beträge herabzuſetzen, welche infolge der Gehalts⸗ 
erhöhung gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind. Vom Tage 
der Verkündung des Geſetzes ab find die Gehaltszulagen nicht mehr neu zu be⸗ 
willigen; an deren Stelle treten nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zur Höhe 
von 300 4.) 


Gerichtsvollzieher. 


(Bei der Penſionierung werden 10 Prozent der aus Parteiaufträgen ver⸗ 
einnahmten Gebühren der Gerichtsvollzieher, jedoch nicht mehr als 400 , bis 
zum Höchſtbeſoldungsbetrage von 3 700 angerechnet.) 


„Inſpektionsaſſiſtenten bei den Gefängniſſen der Landgerichte und Amtsgerichte. 
Inſpektionsaſſiſtenten bei den beſonderen Gefängniſſen. 


(Die bisherigen nichtpenſionsfähigen Funktionszulagen von je 300 % für die 
Inſpektionsaſſiſtenten bei den Strafgefängniſſen in Plötzenſee und Tegel ſowie 
bei dem Anterſuchungsgefängnis in Berlin-Moabit und dem Stadtvogteigefängnis 
in Berlin nebſt Filiale kommen in Höhe derjenigen Beträge in Wegfall, welche 
infolge der Gehaltserhöhung gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen find.) 


Kreisaſſiſtenten bei den landrätlichen Behörden und Amtern, Meldeamtsbureau⸗ 
aſſiſtenten und Polizeibureauaſſiſtenten bei den Polizeiverwaltungen ſowie 
Sekretäre bei der Strafanſtaltsverwaltung. 

Polizeigefängnisvorſteher und Polizeigefängnisinſpektoren bei den Polizeiver⸗ 

waltungen in den Provinzen. 


(Die vor dem 1. April 1908 angeſtellten beiden Polizeigefängnisinſpektoren, 
deren Stellen beim Freiwerden in Polizeigefängnisvorſteherſtellen mit 1650 bis 
3300 % umgewandelt werden ſollen, beziehen das Gehalt der Polizeikommiſſare 
von 2 100 /, ſteigend auf 4500 % — vgl. Klaſſe 22b —.) 


Polizeitelegraphenaſſiſtenten bei der Polizeiverwaltung in Berlin und Umgebung. 
Spezialkommiſſionsſekretäre. 


(Außerdem 6000 M nichtpenſionsfähige Stellenzulagen für Beamte, welche 
als Dolmetſcher beſchäftigt werden.) 


Deichvögte bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. 


Bureauaſſiſtenten, Bibliothekexpedienten bei den Univerfitäten und dem Charite⸗ 
krankenhaus in Berlin. 


Bauaſſiſtent bei der Univerſität Berlin. 
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Rechnungsführer bei den Landwirtſchaftlichen Inſtituten der Univerfitäten Königs⸗ 
berg und Breslau. 
Kaſſenſekretär bei der Aniverſität Breslau. 


(Der vor dem 1. April 1908 angeftellte Kaſſenſekretär, deſſen Stelle beim 
Freiwerden in eine Aſſiſtentenſtelle umgewandelt werden ſoll, bezieht das Gehalt 
der Bureaubeamten bei den Univerſitäten von 2 100 , fteigend auf 4500 4 
— vgl. Klaſſe 22b —.) 


Obergärtner beim Botaniſchen Garten der Univerſität Berlin. 


Inſpektor beim Anatomiſchen Inſtitute, Hausinſpektor beim Chemiſchen Inſtitute 


der Univerſität Berlin, Verwaltungsinſpektoren der Mediziniſchen und der 
Chirurgiſchen Klinik der Univerfitäit Marburg. 


Bureauaſſiſtent bei den Kunſtmuſeen in Berlin, Bureauaſſiſtent, Expedienten 
bei der Königlichen Bibliothek in Berlin, Bureaubeamter beim Saalburg⸗ 
muſeum, Bureauaſſiſtent bei der Hochſchule für Muſik in Berlin. 


Bureauaſſiſtenten, Kaſſenſekretär, Hausinſpektoren und Bureauaſſiſtenten bei den 
Techniſchen Hochſchulen, Hausinſpektor und Materialienverwalter, Bureau⸗ 
aſſiſtent beim Materialprüfungsamt in Dahlem und Bureauaſſiſtent beim 
Inſtitute für Infektionskrankheiten in Berlin. 


b) 1650 — 2000 — 2350 — 2700 — 3 000 — 3 300 M. 


Mittlere Werksbeamte bei der Berg-, Hütten» und Salinenverwaltung. 

(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von 300 % und 120 % für 2 
mit Geſchäften bei auswärtigen Bädern beauftragte Beamte. 

Den mittleren und den oberen Werksbeamten [Klaſſe 13 b, 16b, e und 22e 
können Gratifikationen aus den Fonds Kap. 14 bis 17 Tit. 40 und Kap. 18 Tit. 4a 
und 19a des Etats der Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung bis zu insgeſamt 
130 000 / gewährt werden.) N 


Zeichner bei der Bergſchule in Saarbrücken. 


Klaſſe 14. 
1800 — 2050 — 2 300 — 2 550 — 2800 — 3050 — 3300 M. 


Maſchinen⸗ und Baggermeiſter, Maſchinenmeiſter, Hafenaufſeher und Schleufen- 
meiſter, Dünenmeiſter, Leuchtfeuerſchiffsführer bei der Bauverwaltung. 
(Außerdem 340 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen für 3 Leuchtfeuerſchiffs⸗ 
führer.) 
Debitsbeamte, Hausinſpektor und Materialienverwalter bei der Porzellanmanufaktur. 
(Außerdem nichtpenſionsfähige Tantieme für die 3 Debitsbeamten in Höhe von 
je 2,5 % des Erlöſes aus dem Porzellanverkaufe, ſoweit dieſer Erlös nicht 
für den Hausinſpektor und Materialienverwalter beſtimmt iſt, und je / / 
des Erlöſes aus dem Verkaufe techniſcher Artikel und Iſolatoren, für den Haus⸗ 
inſpektor und Materialienverwalter 1 Prozent von den Einnahmen der ihm unter⸗ 
ftellten Fabrikverkaufsſtelle.) 


„ 


3. Geſtüthofaufſeher bei der Geſtütverwaltung. | 


4. Reſtaurator beim Kupferſtichkabinette, Konſervator beim Muſeum für Völkerkunde, 
zweiter Reſtaurator und Inſpektor bei der Gemäldegalerie, techniſcher In⸗ 
ſpektor der Gipsformerei bei den Kunſtmuſeen in Berlin, techniſcher Inſpektor 
der Sammlungen beim Kunſtgewerbemuſeum in Berlin, Reſtauratoren beim 
Kunſtgewerbemuſeum und bei der Nationalgalerie in Berlin. 


Klaſſe 15. 
a) 2 100 — 2350 — 2600 — 2 850 — 3 100 — 3300 A. 
1. Adminiſtrator der Dimmern⸗Wieſen. 
2. Werkmeiſter als Lehrheizer bei den Wanderkurſen für Heizer und Maſchiniſten. 
3. Werkmeiſter bei Maſchinenbauſchulen und ſonſtigen Fachſchulen für Metall⸗ 
induſtrie. N a 
4. Scheibenmodelleur bei der keramiſchen Fachſchule in Bunzlau. 


b) 2 100 — 2 500 — 2900 — 3300 M. 
Navigationsvorſchullehrer. 


Klaſſe 16. 
a) 1800 — 2100 — 2400 — 2 700 — 3000 — 3200 — 3 400 — 3 600 W. 
1. Lehrer bei den Gefängniſſen der Juſtizverwaltung und bei der Strafanſtaltsver⸗ 
f waltung. 5 
(Außerdem nichtpenſionsfähige Organiſtenzulagen von je 250 W.) 
2. Lehrer bei den Forſtlehrlingsſchulen. 


b) 1800 — 2100 — 2400 — 2700 — 3000 — 3 300 — 3 600 NM. 
1. Meliorationsbauſekretäre, Moorvögte, Bauſekretäre. 


Torfverwalter bei der Forſtverwaltung. 
(Außerdem freies Brennholz oder Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten. 
® Der Wert wird mit 105 M als penſionsfähiges Dienſteinkommen berechnet.) 
3. Hauptzollamtsaſſiſtenten und Zolleinnehmer I. Klaſſe bei Amtern von geringerer 
Bedeutung. 
(Die Stellen dieſer Klaſſe find in der Weiſe in Wegfall zu bringen, daß fie 
beim Freiwerden in Stellen von Zollaſſiſtenten oder von Zolleinnehmern mit 
1650 /, ſteigend auf 3 300 /, umgewandelt werden — vgl. Klaſſe 13a —.) 
4. Obere Werksbeamte II. Klaſſe bei der Berg-, Hütten- und Salinenverwaltung 
mit Ausnahme der zu dieſer Klaſſe gehörenden Oberſteiger und Fahrſteiger. 


(Wegen der Gratifikationen gilt der Vermerk bei den mittleren Werksbeamten 
in Klaſſe 13 b.) 
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5. Schiffskapitäne I. Klaſſe bei der Eiſenbahnverwaltung. 

(Außerdem Nebenbezüge — Fahr-, Stunden- und Nachtgelder —, von welchen 
f 200 % bei der Penſionierung angerechnet werden.) 
6. Kaſſen⸗ und Bureaubeamte bei den Eichämtern. 


7. Eichmeiſter. 


(Die Gebühren für die außerhalb der Dienſtſtelle am Dienſtwohnort aus⸗ 
zuführenden Geſchäfte fließen vom 1. April 1908 ab zur Staatskaſſe, bis zum 
Tage der Verkündung des Geſetzes jedoch nur in Höhe derjenigen Beträge, 
welche den Beamten infolge der Dienſteinkommensverbeſſerung an Gehalt und 
Wohnungsgeldzuſchuß gegen die bisherigen Sätze mehr zu zahlen ſind. Vom Tage 
der Verkündung des Geſetzes ab bis zu dem nicht vor dem 1. Januar 1912 
erfolgenden Inkrafttreten der Vorſchriften über die Neuorganiſation der Eich⸗ 
behörden erhalten die Eichmeiſter für jene Geſchäfte, ſofern ſie mehr als 5 Stunden 
in Anſpruch nehmen, einen Dienſtaufwandzuſchuß von 2 / täglich. 
Außerdem für Hilfeleiſtung in den Eichungsinſpektionsgeſchäften Funktions⸗ 
zulagen von Imal 300 % und 2mal 150 % für 3 Eichmeiſter.) 
8. Sekretäre und Rechnungsführer bei den gewerblichen Fachſchulen der Handels 
und Gewerbeverwaltung. 
9. Obergärtner bei der Landesbaumſchule in Engers. 
10. Rechnungsführer und Sekretäre bei der Geſtütverwaltung. 
(Für 1 Rechnungsführer außerdem 300 % für Mehrarbeiten zur Erſparung 
ö einer Schreibhilfe.) 
11. Oberpräparatoren beim Zoologiſchen Muſeum der Aniverſität Berlin. 
12. Kaſſen⸗ und Quäſturkontrolleure bei den Univerfitäten Halle und Bonn, Kaſſen⸗ 
rendanten und Quäſtoren bei den Univerſitäten Kiel und Marburg. 


(Die vorſtehend bezeichneten Beamten beziehen außerdem Gebühren und ſind 
bei eintretender Penſionierung ſo zu behandeln, als ob ſie der Beſoldungsklaſſe 
der Bureaubeamten der Provinzialbehörden mit 2 100 A, ſteigend auf 4 500 M 
— vgl. Klaſſe 22b — angehörten.) i ; 


13. Ständige Techniker beim Materialprüfungsamt in Dahlem. 


c) 1800 — 2 200 — 2 600 — 3 000 — 3 300 — 3 600 WM. 
Oberſteiger und Fahrſteiger in der Klaſſe der oberen Werksbeamten II. Klaſſe bei 
der Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung. 
(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 100 % für die Fahrſteiger. 
Wegen der Gratifikationen gilt der Vermerk bei den mittleren Werkbeamten 
Klaſſe 13 b.) 


Klaſſe 17. 
1800 — 2 200 — 2 600 — 3 000 — 3 400 — 3700 — 4000 . 


1. Kanzleiſekretäre. 


(Außerdem 300 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für je einen mit der 
Wahrnehmung der Kanzleiinſpektorgeſchäfte beauftragten Kanzleiſekretär bei dem 
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Finanzminiſterium, dem Miniſterium der öffentlichen Arbeiten, dem Miniſterium 
für Handel und Gewerbe, dem Juſtizminiſterium, dem Miniſterium des Innern, 
dem Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, dem Miniſterium 
der geiſtlichen, Unterrichts und Medizinal⸗Angelegenheiten und dem Ober⸗ 
verwaltungsgerichte.) 


2. Zeichner (techniſche Bureauaſſiſtenten) in den Miniſterialabteilungen für das Eiſen⸗ 
bahnweſen ſowie in den techniſchen Bureaus der Bauabteilungen des Miniſteriums 
der öffentlichen Arbeiten einſchließlich der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde und 
des Bureaus für die Hauptnivellements. 


3. Kanzleiinſpektoren ſowie Kanzleiſekretäre und Botenmeiſter beim Herrenhaus und 
beim Hauſe der Abgeordneten. 
(Außerdem je 500 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für die Kanzleiinſpektoren.) 


4. Rendant und Bureaubeamter beim Lehrerinnenſeminar in Droyßig. 


Klaſſe 18. 
2 000 — 2 400 — 2 800 — 3 100 — 3 400 — 3 700 — 4 000 W. 


Bahnhofsvorſteher, Gütervorſteher, Kaſſenvorſteher, Bahnmeiſter I. Klaſſe, Werk. 
meiſter bei der Eiſenbahnverwaltung. 


Klaſſe 19. 


a) 1800 — 2100 — 2400 — 2 700 — 3000 — 3 300 — 3 600 — 3800 — 
4000 — 4200 WM. 


1. Hauptlehrer bei den Vorſchulen der Bergſchule in Saarbrücken. 


2. Etatmäßig angeſtellte Techniſche und Elementarlehrer ſowie Vorſchullehrer bei 
den höheren Unterrichtsanſtalten (einſchließlich Eliſabethſchule). 


3. Präparandenlehrer. 


b) 1800 — 2200 — 2 600 — 3 000 — 3 300 — 3 600 — 3 900 — 4 200 A. 
1. Einfahrer bei den Oberbergämtern. 
Stationsbeamte beim Chariteékrankenhaus in Berlin. 


Klaſſe 20. 
2 000 — 2 400 — 2 800 — 3 200 — 3 600 — 3 900 — 4 200 W. 
1. Zollſekretäre und Oberzolleinnehmer. 


2. Oberlehrerinnen bei der Eliſabethſchule in Berlin, bei dem Lehrerinnenſeminar 
und der Auguſtaſchule in Berlin ſowie bei den übrigen Lehrerinnenſeminaren. 
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Klaſſe 3. 
1800 — 2100 — 2500 — 2900 — 3300 — 3600 — 3900 — 4200 — 4500 NM. 


1. Faktoren und Schichtmeiſter bei der Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung. 
(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 300 % für 37 Ren⸗ 
danten bei den Staatswerken und 2 Rendanten bei den Gemeinſchaftswerken. 
Ferner 300 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 1 mit der Wahrnehmung 
von Dirigentengeſchäften beauftragten Schichtmeiſter bei den Salzwerken.) 


2. Hafenpolizeiſekretäre. 


(3 Stellen ſind beim Freiwerden in Bureauaſſiſtentenſtellen mit 1650 M, 
ſteigend auf 3 300 % umzuwandeln — vgl. Klaſſe 13a —.) 


3. Vorſteher beim Einziehungsamt, Oberbuchhalter und Gerichtsvollzieherinſpektor 
beim Amtsgerichte Berlin-Mitte, Rechnungsreviſoren, Rendanten, Zwangs⸗ 
verwaltungsinſpektor, Gerichtsſchreiber und Sekretäre bei den Landgerichten 
und Amtsgerichten beziehungsweiſe Staatsanwaltſchaften. 

(Außerdem: 

a) penſionsfähige Gehaltszulagen von je 300 A für 99 Rechnungsreviſoren, 
109 Rendanten im Hauptamt und den Zwangsverwaltungsinſpektor ; 

p) desgleichen von je 500 % für den Vorſteher beim Einziehungsamte, 
für den Oberbuchhalter und den Gerichtsvollzieherinſpektor beim Amts⸗ 
gerichte Berlin-Mitte ſowie leinſchließlich je 200 % künftig wegfallend] 
für 2 Rendanten bei den Amtsgerichten in Breslau und Cöln; 

e) die vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes bewilligten beſonderen 
Gehaltszulagen der in einzelnen Bezirken als Dolmetſcher beſchäftigten 
Beamten bis zum Höchſtbetrage von 300 A; 

d) nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 300 ũ % für 2 mit der 
Rechnungsreviſion beim Amtsgerichte Berlin-Mitte beauftragte Gerichts- 
ſchreiber 

e) nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 150 % für Gerichtsſchreiber, 
welche bei Kaſſen am Sitze der Landgerichte ſowie der Amtsgerichte mit 
3 oder mehr Richtern die Nendantengeſchäfte verſehen, für die Haupt⸗ 
kaſſenkontrolleure bei den Gerichtskaſſen in Breslau und Cöln ſowie 
für die Einnehmer bei den Gerichtskaſſen Berlin⸗Mitte, in Breslau 
und Cöln. 

Die vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes verliehenen penſionsfähigen 
Gehaltszulagen zu a, welche ſich auf 600 % beliefen, werden höchſtens um die⸗ 
jenigen Beträge herabgeſetzt, welche infolge der Gehaltserhöhung gegen die bis⸗ 
herigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind. 

18 Kalkulatoren beziehen Gebühren aus Kap. 80 Tit. 2 des Etats der Juſtiz⸗ 
verwaltung mit der Maßgabe, daß der penſionsfähige Höchſtbeſoldungsbetrag 4 500 HM 
nicht überſteigt. Als Beſoldung im Sinne der Beſtimmungen über die Gnaden⸗ 
bezüge gilt bei den etatmäßigen Kalkulatoren der Durchſchnitt der Rechnungs- 
gebühren, die der Beamte in den letzten 3 Etatsjahren vor ſeinem Ableben bezogen 
hat, bis zum penſionsfähigen Höchſtbetrage. 

Für die in einzelnen Bezirken als Dolmetſcher beſchäftigten Beamten ſind die 
penſionsfähigen beſonderen Gehaltszulagen, ſoweit ſie vor dem Tage der Ver⸗ 
kündung des Geſetzes verliehen ſind, auf die Hälfte, jedoch höchſtens um diejenigen 
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Beträge herabzuſetzen, welche infolge der Gehaltserhöhung gegen die bisherigen 
Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind. Vom Tage der Verkündung des Geſetzes ab 
ſind Gehaltszulagen nicht mehr neu zu bewilligen; an deren Stelle treten nicht⸗ 
penſionsfähige Stellenzulagen bis zur Höhe von 300 &. 


Der penſionsfähige a für die Dolmetfcher zuzüglich des Gehalts 
beträgt 4 800 A.) 


4. Polizeiſekretäre bei den Polizeiverwaltungen in den Provinzen (ausſchließlich 
des Landespolizeibezirkes Berlin). 

(Außerdem je 300 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für die als Rendanten 

beſchäftigten Sekretäre. 

Ein Drittel der Sekretärſtellen iſt in Polizeibureauaſſiſtentenſtellen mit 1 650 NM, 
fteigend auf 3300 % — vgl. Klaſſe 13a —, umzuwandeln, nachdem die vo 
dem Tage der Verkündung des Geſetzes angenommenen Anwärter, welche die 
vorgeſchriebene Sekretärprüfung beſtehen, angeſtellt ſein werden.) 


5. Roßärzte bei der Geſtütverwaltung. 


Klaſſe 22, 


a) 2 100 — 2 400 — 2 700 — 3 000 — 3300 — 3 600 — 3 900 — 4200 — 
4500 WM. : 


1. Lehrer bei den Baugewerkſchulen. 


2. Etatmäßig angeſtellte Lehrer bei den höheren Unterrichtsanſtalten (einſchließlich 
Eliſabethſchule), welche die vorgeſchriebene Prüfung als Zeichenlehrer für 
höhere Unterrichtsanſtalten beſtanden oder die Befähigung als Muſiklehrer 
für höhere Unterrichtsanftalten nachgewieſen haben oder zur Anſtellung als 
Lehrer an Mittelſchulen befähigt ſind. 


b) 2100 2500 — 2900 — 3 300 — 3600 — 3 900 — 4200 — 4 500 N. 


1. Domänenrentbeamte und Adminiſtratoren von fiskaliſchen Grundſtückskomplexen, 
Domänenrentbeamter der Weinbauverwaltung, Badekaſſenrendant, Badeinſpek⸗ 
toren und Garteninſpektor bei der Domänenverwaltung. 


2. Vollbeſchäftigte Forſtkaſſenrendanten. 


3. Regierungsſekretäre und Buchhalter bei der Direktion für die Verwaltung der 
direkten Steuern in Berlin. 


(Außerdem 500 & nichtpenſionsfähige Stellenzulage für einen ee 
des Zentralbureaus. 

Die vor dem 1. April 1897 in Berlin angeſtellten Beamten beziehen ein Ge 
halt von 1800 /, ſteigend auf 4800 A, und zwar 3 mal um 500 4, 1 mal 
um 300 , und 3 mal um 400 , einer von ihnen 2400 &, ſteigend auf 
4 800 ,, und zwar 6 mal um 400 M.) 
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Bezirksgeometer in den Hohenzollernſchen Landen, Buchhalter bei der Kreiskaſſe 
in Frankfurt a. M. und Steuerſekretäre bei der Verwaltung der direkten 
Steuern. 


Bureauvorſteher für das Expeditions⸗ und Kanzleiweſen und Oberzollſekretäre 
bei der Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern. 


(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 500 % für 12 Bureau⸗ 
vorſteher für das Expeditions⸗ und Kanzleiweſen ſowie für 24 Vorſteher der 
Reviſionsbureaus und von je 300 % für die Hälfte der in den Rechnungsſtellen 
beſchäftigten Oberzollſekretäre. 

Die vor dem 1. April 1897 in Berlin angeſtellten Beamten beziehen ein 
Gehalt von 1800 , ſteigend auf 4 800 /, und zwar 3 mal um 500 ., 1 mal 
um 300 % und 3 mal um 400 4.) : 


Sekretäre bei der Lotterieverwaltung. 


(Außerdem 600 A penſionsfähige Zulage für den mit der Vertretung des 
Lotteriedirektors in Darmſtadt beauftragten Sekretär. 

Die vor dem 1. April 1897 bei der Lotterieverwaltung in Berlin angeſtellten 
Beamten beziehen ein Gehalt von 2 400 A, ſteigend auf 4 800 /, und zwar 
6 mal um 400 W.) 


Münzſekretäre. 
Ein vor dem 1. April 1897 in Berlin angeſtellter Beamter bezieht ein Gehalt 
von 2 100 4, ſteigend auf 4800 /, und zwar 3 mal um 400 A, I mal um 
300 % und 3 mal um 400 46.) 


Kaſſenſekretäre bei der Seehandlung, der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
und dem Finanzminiſterium. 


(Bei der Seehandlung und der Hauptverwaltung der Staatsſchulden iſt ein 
Teil der Stellen demnächſt in Stellen von Zählern mit 1 650 „, ſteigend 
auf 2 700 % umzuwandeln — vgl. Klaſſe 11b —.) 


Sekretäre bei den Bergwerksdirektionen, den Bernſteinwerken, den Oberberg⸗ 
ämtern und den Bergakademien ſowie Sekretäre und Zeichner bei der 
Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 

(Außerdem 600 M penſionsfähige Zulage für einen Sekretär bei der Berg⸗ 
akademie in Berlin als Rendant der Geologiſchen Landesanſtalt und der Berg. 
akademie in Berlin. 

Ferner nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bei den Bergwerksdirektionen in Höhe 
von 500 % für je 1 Sekretär als Bureauvorſteher und für je 1 Sekretär als 
Vorſteher des Handelsbureaus ſowie bei den Oberbergämtern in Höhe von 500 M 
für je 1 Sekretär und für 1 Sekretär als Vorſteher des Handelsbureaus in 
Clausthal und von je 300 % für 2 Kaſſenrendanten. Die bisherigen penſions⸗ 
fähigen Stellenzulagen für 5 Kaſſenrendanten, 5 Kaſſenkontrolleure und 1 Handels⸗ 
beamten von zuſammen 5 400 M find im Etat als künftig wegfallend zu be⸗ 
zeichnen und in Höhe derjenigen Beträge in Abgang zu bringen, welche infolge 
der Erhöhung der Dienſteinkünfte gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu 
ahlen ſind. 

! 2 55 Geologiſchen Landesanſtalt beziehen die vor dem 1. April 1897 in 
Berlin angeſtellten Beamten ein Gehalt von 2 100 /, ſteigend auf 4 800 / 
und zwar Zmal um 400 %, Imal um 300 4 und Zmal um 400 .) 
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10. Betriebskontrolleure, Oberbahnhofsvorfteher, Obergütervorſteher, Oberkaſſenvor⸗ 
ſteher ſowie nichttechniſche Eiſenbahnſekretäre einſchließlich Verkehrskontrolleure, 
Rechnungsreviſoren und Materialienverwalter I. Klaſſe bei der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung. 

(Außerdem 75 000 # nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu je 600 4 
für zuſammen 150 Oberbahnhofs⸗ und Obergütervorſteher. 
Ferner 99 600 & nichtpenſionsfähige Stellenzulagen 

a) bis zu je 600 „ für zuſammen 114 nichttechniſche Eiſenbahnſekretäre 
als Vorſtände der Zentralbureaus, als Bureauvorſteher der Rechnungs⸗ 
bureaus, als Vorſtände der Betriebsbureaus, der Verkehrsbureaus, 
der Verkehrskontrollen 1 und 2, des Hauptwagenamts und des Wagen⸗ 
abrechnungsbureaus, 

b) von je 300 % für zuſammen 63 Eiſenbahnſekretäre als Vorſteher der 
Wagenbureaus, Materialienbureaus und der Wohlfahrtsabteilungen der 
Rechnungsbureaus ſowie für zuſammen 79 Rechnungsreviſoren. 

Die Betriebskontrolleure in der 3. Gehaltsſtufe behalten ihr bisheriges Gehalt 
von 3000 % bis zum Aufrücken in die nächſtfolgende Stufe.) 


11. Regiſtrator beim Geheimen Staatsarchiv in Berlin und Bureaubeamter beim 
Hiſtoriſchen Inſtitut in Rom. 
(Außerdem 800 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage und 540 % Mietent⸗ 
ſchädigung für den Bureaubeamten in Rom.) 


12. Expedierende Sekretäre und Kalkulatoren beim Reichs- und Staatsanzeiger. 
(Die vor dem 1. April 1897 in Berlin angeſtellten Beamten beziehen ein 
Gehalt von 1 800 AM, ſteigend auf 4 800 , und zwar 3 mal um 500 , 1 mal 
um 300 % und 3 mal um 400 K.) 


13. Rechnungsreviſoren, Buchhalter und Sekretäre bei der Anſiedlungskommiſſion. 

(Außerdem 500 % nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 1 Bureaubeamten. 
Die im Etat als künftig wegfallend bezeichneten nichtpenſionsfähigen Funktions⸗ 
zulagen von je 300 % für 11 Bureau und Kaſſenbeamte kommen in Höhe der- 
jenigen Beträge in Abgang, welche infolge der Gehaltserhöhung gegen die bis⸗ 
herigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind. 

Außerdem 300 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für die Hälfte der Rechnungs⸗ 
reviſoren.) 

14. Sekretäre, Buchhalter und Kaſſiereraſſiſtenten bei den Oberpräſidien und Re⸗ 
gierungen einſchließlich der Miniſterial⸗Militär⸗ und Baukommiſſion in 
Berlin. 

(Außerdem 500 „ nichtpenſionsfähige Stellenzulage für je 1 Bureaubeamten 
bei den Oberpräfidien und für je 1 Sekretär in den Präſidialbureaus der 
Regierungen ſowie für 1 Bureaubeamten bei der Miniſterial⸗Militär⸗ und Bau⸗ 
kommiſſion. 

Die Sekretäre und Buchhalter in Berlin, welche dort vor dem 1. April 1897 
angeftellt find, beziehen ein Gehalt von 1 800 /, fteigend auf 4800 , und 
zwar 3 mal um 500 /, 1 mal um 300 % und 3 mal um 400 WA.) 


15. Buchhalter, Kontrolleure und Sekretäre bei den Rentenbanken. 
16. Obergärtner bei der Verwaltung des Tiergartens in Berlin. 
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17. Beſchußmeiſter bei der Beſchußanſtalt in Suhl, Bureaubeamter beim Staats⸗ 
kommiſſar bei der Berliner Börſe, Kaſſierer und Hauptbuchhalter, Malerei⸗ 
buchhalter, Magazinverwalter, Direktionsſekretär, Regiſtrator und Kalku⸗ 
lator, Formereibuchhalter bei der Porzellanmanufaktur ſowie Sekretäre beim 
Landesgewerbeamte. 


(Der vor dem 1. April 1897 in Berlin angeſtellte Formereibuchhalter bezieht 
ein Gehalt von 2 100 /, ſteigend auf 4 800 A, und zwar 3 mal um 400 , 
1 mal um 300 % und 3 mal um 400 WA. 

Die im Etat als künftig wegfallend bezeichnete nichtpenſionsfähige perſönliche 
Zulage von 600 % für den Kaſſierer und Hauptbuchhalter kommt in Höhe des⸗ 
jenigen Betrags in Abgang, welcher infolge der Gehaltserhöhung gegen den 
bisherigen Gehaltsſatz mehr zu zahlen iſt.) 


18. Gerichtsſchreiber und Sekretäre bei den Oberlandesgerichten beziehungsweiſe Ober⸗ 
ſtaatsanwaltſchaften. 


(Außerdem nichtpenſionsfähige Stellenzulagen, und zwar 500 % für einen 
Gerichtsſchreiber beim Kammergerichte für die Vertretung des Rechnungs⸗ 
direktors in der Leitung des Rechnungsamts ſowie je 500 A für den Erſten Gerichts⸗ 
ſchreiber [Oberſekretär] bei den Oberlandesgerichten, je 300 / für den Oberſekretär 
bei denjenigen Oberſtaatsanwaltſchaften, bei welchen ein Staatsanwalt als Ver⸗ 
treter des Oberſtaatsanwalts angeſtellt iſt, und je 300 % für die dienſtältere Hälfte 
der in den Rechnungsämtern beſchäftigten Gerichtsſchreiber. 

Die vor dem 1. April 1897 in Berlin angeſtellten Beamten beziehen ein 
Gehalt von 1800 M, ſteigend auf 4800 /, und zwar 3 mal um 500 K, 
mal um 300 % und 3 mal um 400 &..) i 


19. Bureaubeamte beim Statiſtiſchen Landesamt leinſchließlich des Bibliothekars 
und des Plankammerinſpektors), Kreisſekretäre, Oberamtsſekretäre in den 
Hohenzollernſchen Landen, Polizeikommiſſare, Polizeiſekretäre bei der Polizei⸗ 
verwaltung in Berlin und Umgebung, Polizeitelegraphenſekretäre daſelbſt, 
Buchhalter bei der Polizeihauptkaſſe in Berlin ſowie Zahlmeiſter und Bureau⸗ 
beamte beim Korpsſtabe der Landgendarmerie. 

(Außerdem je 500 % nichtpenſionsfähige Stellenzulage für den Zentralbureau- 
vorſteher, den Bibliothekar und 10 Bureaubeamte in leitender Stellung lein⸗ 
ſchließlich des Kaſſenbeamten) beim Statiſtiſchen Landesamt und je 300 M nicht⸗ 
penſionsfähige Stellenzulage für die als Rendanten beſchäftigten Polizeiſekretäre. 
Die penſionsfähige Funktionszulage von 600 „ für 1 Polizeiſekretär in Berlin als 
Vorſteher der Kalkulatur iſt im Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen und 
beim Freiwerden der Stelle in eine nichtpenſionsfähige Stellenzulage von 500 #4 
umzuwandeln. : 

Ein Drittel der Polizeiſekretärſtellen iſt in Polizeibureauaſſiſtentenſtellen mit 
1650 M, ſteigend auf 3 300 % — vgl. Klaſſe 13a —, umzuwandeln, nachdem 
die vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angenommenen Anwärter, welche 
die vorgeſchriebene Sekretärprüfung beſtehen, angeſtellt ſein werden. 

Die in Berlin beim Statiſtiſchen Landesamt und beim Korpsſtabe der Land⸗ 
gendarmerie vor dem 1. April 1897 angeſtellten Beamten beziehen ein Gehalt 
von 1 800 M, ſteigend auf 4 800 /, und zwar 3 mal um 500 , I mal um 
300 / und 3 mal um 400 M.) 


gr 


20. Generalkommiſſionsſekretäre und Spezialkommiſſionsſekretäre (Bureauvorſteher) bei 
der landwirtſchaftlichen Verwaltung. 5 


(Außerdem je 500 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen für 9 General» 
kommiſſionsſekretäre in den Präſidialbureaus.) 


21. Bureau⸗ und Kaſſenbeamte (darunter ein Bibliothekar) bei der Landwirtſchaft⸗ 
lichen Hochſchule in Berlin, der Landwirtſchaftlichen Akademie in Bonn⸗ 
Poppelsdorf, dem Kaiſer Wilhelms Inſtitute für Landwirtſchaft in Bromberg 
und den Pomologiſchen Inſtituten in Proskau und Geiſenheim, Garteninſpektor 
bei der Landesbaumſchule in Engers, Obergärtner bei den Rebenveredelungs⸗ 
anſtalten, Adminiſtrator, Rendant und Okonomieinſpektor bei der Tierärztlichen 
Hochſchule in Berlin ſowie Kaſſen⸗ und Verwaltungsbeamte bei der Tier⸗ 
ärztlichen Hochſchule in Hannover. 

(Außerdem 600 A penſionsfähige Zulage für den Rendanten und 300 M 
nichtpenſionsfähige Stellenzulage für den Bibliothekar bei der Landwirtſchaftlichen 
Hochſchule in Berlin ſowie penſionsfähige Zulagen von 1 200 / für den Ad⸗ 
miniſtrator und von 600 % für den Rendanten bei der Tierärztlichen Hochſchule 
in Berlin.) 

22. Sekretäre bei den Konfiftorien*) und den Provinzialſchulkollegien“), Garten⸗ 
inſpektoren bei den Univerfitäten, Adminiſtratoren des Landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
ſuchsfeldes der Univerfitäten Breslau und Halle, Bureau, Kaſſen⸗ und Inſpek⸗ 
tionsbeamte und Bibliothekſekretäre bei der Univerfität Berlin“), Bureau⸗ 
Kaſſen⸗ und Inſpektionsbeamte und Bibliothekſekretäre bei den übrigen Univer⸗ 
fitäten, Sekretär und Quäſtor“) ſowie Sekretär bei der Univerfität Münſter, 
Bureau⸗ und Kaſſenbeamte ſowie Okonomiebeamter beim Charitekrankenhaus in 
Berlin), betriebstechniſcher Inſpektionsbeamter daſelbſt, Rendant bei der 
Waiſen⸗ und Schulanſtalt in Bunzlau, Bureaubeamte bei den Kunſtmuſeen!), 
Bureaubeamte, Bibliothekverwalter, Verwalter der Stoffſammlung beim Kunſt⸗ 
gewerbemuſeum in Berlin), Bureaubeamte bei der Nationalgalerie“), Sekretäre, 
Bibliothekſekretäre bei der Königlichen Bibliothek in Berlin“), Bureaubeamte 
beim Geodätiſchen Inſtitute bei Potsdam, Bureaubeamte beim Meteorologiſchen 
Inſtitut in Berlin nebſt Obſervatorien bei Potsdam und Acronautiſchem 
Obſervatorium bei Lindenberg“), Bureaubeamter bei der Akademie in Poſen, 
Inſpektoren, Regiſtratoren, Kalkulatoren, Bibliothekverwalter bei der Akademie 
der Künfte*), der Akademiſchen Hochſchule für die bildenden Künfte*), der 
Akademiſchen Hochſchule für Muſik') in Berlin, Inſpektoren bei den Kunſt⸗ 
akademien in Königsberg und Düſſeldorf, der Kunſtſchule in Berlin“) und 
der Kunſt⸗ und Kunſtgewerbeſchule in Breslau, Bureaubeamter bei der 
Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin, Kaſſen⸗ und Bureaubeamte bei der 
Techniſchen Hochſchule in Berlin”), Bureau⸗ und Kaſſenbeamte beim Material⸗ 
prüfungsamt in Dahlem, ſtändige Aſſiſtenten daſelbſt, Rendanten und 
Sekretäre bei den Techniſchen Hochſchulen in Hannover und Danzig, Rendant, 
Sekretär und Bibliothekar bei der Techniſchen Hochſchule in Aachen, Rent⸗ 
meiſter beim Stift Neuzelle und beim Haus Bürenſchen Fonds, Rentmeiſter 


23. 
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und Prokurator bei der Kloſter Bergeſchen Stiftung und dem Kloſter Unfer 
Lieben Frauen in Magdeburg, Verwaltungsſekretäre beim Inſtitute für In⸗ 
fektionskrankheiten in Berlin”), Sekretäre bei der Verſuchs⸗ und Prüfungs⸗ 
anſtalt für Waſſerverſorgung und Abwäſſerbeſeitigung in Berlin ſowie Sekretär 
beim Hygieniſchen Inſtitut in Poſen. 

), Die vor dem 1. April 1897 in Berlin angeſtellten Beamten beziehen ein 


Gehalt von 1 800 , ſteigend auf 4800 , und zwar Zmal um 500 , 1 mal 
um 300 % und 3mal um 400 AM.) i 


) Außerdem eine nichtpenſionsfähige, künftig wegfallende Zulage von 500 % 
für den Sekretär und Quäſtor bei der Univerſität Münſter.) 
Bureaubeamte beim Zeughaus in Berlin. 


(Ein vor dem 1. April 1897 in Berlin angeſtellter Beamter bezieht ein Gehalt 
von 1 800 x, ſteigend auf 4 800 , und zwar 3 mal um 500 /, 1 mal um 
300 / und 3 mal um 400 M.) 5 


c) 2100 — 2500 — 2 900 — 3 300 — 3 700 — 4100 — 4 500 . 


Obere Werksbeamte I. Klaſſe bei der Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung. 
(Außerdem 200 “ nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 1 Beamten für die 
Dampfkeſſelreviſionen auf ſämtlichen Unterharzer Gemeinſchaftswerken. 
Wegen der Gratifikationen gilt der Vermerk bei den mittleren Werksbeamten 
in Klaſſe 13 b.) 

Techniſche Eiſenbahnſekretäre leinſchließlich Rechnungsreviſoren und ausſchließlich 
Landmeſſer), bau- und maſchinentechniſche Eiſenbahnbetriebsingenieure, tech⸗ 
niſche Betriebskontrolleure und Oberbaukontrolleure, Werkſtättenvorſteher und 
Oberbahnmeiſter bei der Eiſenbahnverwaltung. i 

(Außerdem 158 000 & nichtpenſionsfähige Stellenzulagen 
a) bis zu je 600 % für zuſammen 22 techniſche Eiſenbahnſekretäre als Vor⸗ 
ſtände der techniſchen Bureaus, 
b) von je 300 % für zufammen 468 bau- und mafchinentechnifche Eifen- 
bahnbetriebsingenieure und für zuſammen 22 Rechnungsreviſoren.) 


Regierungsbauſekretär bei der Anſiedlungskommiſſion. 


Regierungsbauſekretäre, Düneninſpektor, Bauhofsvorſteher und Oberbauwarte 
bei der Bauverwaltung, Regierungsbauſekretäre bei der Baupolizeiverwaltung 
ſowie bei der Ruhrſchiffahrtverwaltung und der Verwaltung der Duisburg⸗ 
Ruhrorter Häfen. f 8 

(Außerdem je 600 A nichtpenſionsfähige Zulage für die Regierungs- 
bauſekretäre in den techniſchen Bureaus der Bauabteilungen des Miniſteriums der 
öffentlichen Arbeiten einſchließlich der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde und des 
Bureaus für die Hauptnivellements. 

Ferner künftig wegfallend für 1 Bauhofsvorſteher 200 M nichtpenſionsfähige 
Stellenzulage. 

Die Regierungsbauſekretäre in Berlin, welche dort vor dem 1. April 1897 
angeftellt find, beziehen ein Gehalt von 2 100 ,, ſteigend auf 4800 , und 
zwar 1 mal um 400 , 3 mal um 500 % und 2 mal um 400 .) 
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Gefängnisinſpektoren bei den Landgerichten und Amtsgerichten ſowie Inſpektoren 
und Rendanten bei den beſonderen Gefängniſſen der Juſtizverwaltung. 


(Außerdem 11 nichtpenſionsfähige Stellenzulagen von je 300 / für die mit 
der Leitung ſelbſtändiger Gefängnisabteilungen bei den Strafgefängniſſen in 
Plötzenſee und Tegel, dem Unterſuchungsgefängnis in Berlin-Moabit und dem 
Stadtvoigteigefängnis in Berlin beauftragten Inſpektoren.) 


Inſpektoren bei der Strafanſtaltsverwaltung. 


(Außerdem je 300 % Funktionszulage für 14 Inſpektoren, welche an kleineren 
Anſtalten zugleich das Amt des Vorſtehers verwalten.) 


Regierungsbauſekretäre bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. 
Regierungsbauſekretäre bei den Univerſitäten. 


Klaſſe 23. 
3000 — 3400 — 3 800 — 4200 — 4 500 W. 
Oberfiſchmeiſter — Domänenrentbeamte —. 
Kaſſierer bei der Kreiskaſſe in Frankfurt a. M. 
Oberbuchhalter und Kaſſierer bei der Oberzollkaſſe in Berlin. 
Kaſſierer bei den Eiſenbahnhauptkaſſen. 


Kaſſierer und Erſter Buchhalter bei der Hauptkaſſe der Anſiedlungskommiſſion. 
(Die im Etat als künftig wegfallend bezeichnete nichtpenſionsfähige Funktions⸗ 
zulage von 600 % für den Kaſſierer ſowie die gleichfalls im Etat als künftig 
wegfallend bezeichnete perſönliche nichtpenſionsfähige Zulage von 300 % für den 
Erſten Buchhalter kommen in Höhe derjenigen Beträge in Abgang, welche infolge 
der Gehaltserhöhung gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind. 
Nach Wegfall der Funktionszulage ſoll dem Kaſſierer eine Verluſtentſchädigung 
von 150 % gewährt werden.) 


Oberbuchhalter und Kaſſierer bei den Regierungshauptkaſſen und der Kaſſe der 
Miniſterial⸗Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin. 
(Außerdem künftig wegfallend bis zu je 300 % penſionsfähige Zulage für 
1 Oberbuchhalter und 1 Kaſſierer in Berlin.) 


Hafeninſpektor bei der Ruhrſchiffahrtverwaltung und der Verwaltung der Duis⸗ 
burg⸗Ruhrorter Häfen. 


Hafeninſpektoren und Lotſenkommandeure bei der Handels- und Gewerbever⸗ 
waltung. 5 
Gerichtsſchreiber als Kaſſierer bei den Juſtizhauptkaſſen. 


(Außerdem künftig wegfallend 300 % penſionsfähige Lokalzulage für 1 Beamten 
in Berlin.) 


10. 


as 


Oberbuchhalter und Kaſſierer bei der Polizeihauptkaſſe in Berlin, Polizeileutnants 
und Kriminalkommiſſare bei der Polizeiverwaltung in Berlin und Umgebung, 
Grenzkommiſſare. 

(Außerdem 300 4 nichtpenſionsfähige Funktionszulage für einen Polizei⸗ 
leutnant als zweiten Adjutanten der Schutzmannſchaft und künftig wegfallend 
1200 & nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 1 Grenzkommiſſar. 

Die Polizeileutnants und Kriminalkommiſſare bei der Polizeiverwaltung in 
Berlin und Umgebung erhalten je 300 6 nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 

Oberfiſchmeiſter bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. 

(Außerdem 800 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen.) 

Rendanten bei den Hauptgeſtüten. 


Kaſſen⸗ und Quäſturkontrolleur bei der Univerſität Berlin. 
(Außerdem Gebühren.) : 
Oberapotheker beim Charitékrankenhaus in Berlin. 
(Auf das Gehalt kommen 738 4 penſionsfähige Nebeneinnahmen in Anrechnung.) 


Klaſſe 24. 


a) 2400 — 2700 — 3 000 — 3 300 — 3600 — 3900 — 4200 — 4500 — 
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f 4800 MN. 

Lehrer bei der Bergſchule in Saarbrücken. 

Techniſche Lehrer bei den Baugewerkſchulen, Lehrer bei den Maſchinenbauſchulen 
und ſonſtigen Fachſchulen für Metallinduſtrie ſowie bei den Fachſchulen für 
Seedampfſchiffsmaſchiniſten. f 

(Von den Lehrerſtellen bei den Baugewerkſchulen find bei eintretender Er⸗ 
ledigung 20 in Oberlehrerſtellen mit 3 000 /, ſteigend auf 7 200 % — vgl. 


Klaſſe 41 —, und 40 in Lehrerſtellen mit 2 100 , ſteigend auf 4 500 4 
— dgl. Klaſſe 222 —, umzuwandeln.) 


2 400 — 2 800 — 3200 — 3 600 — 3900 — 4 200 — 4 500 — 4800 A. 

Polizeiaſſeſſoren. 

Lehrer beim Pomologiſchen Inſtitut in Proskau. J 

Ordentliche Lehrer bei der Eliſabethſchule in Berlin und bei den Seminaren, 
Anſtaltsvorſteher und Erſte Lehrer bei den Präparandenanſtalten, ordentliche 
Lehrer bei der Taubſtummenanſtalt in Berlin, der Blindenanſtalt in Steglitz 
und der Waiſen⸗ und Schulanſtalt in Bunzlau. 


(Auf die Gehälter der ordentlichen Lehrer bei den Seminaren kommen an 
Bezügen aus Nebenämtern 828 / 96 Pf. in Anrechnung.) 


Direktorialaſſiſtent bei der Akademiſchen Hochſchule für die bildenden Künſte 
in Berlin. 
Direktorialaſſiſtent beim Zeughaus in Berlin. 
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Klaſſe 25. 
2700 — 3100 — 3500 — 3900 — 4200 — 4500 — 4800 . 
Landmeſſer für das oſtfrieſiſche Moorweſen. 


Kataſterkontrolleure und Sekretäre bei der Verwaltung der direkten Steuern. 


(Ein Kataſterkontrolleur bezieht außerdem 600 „/ penſionsfähige Funktions- 
zulage für die Wahrnehmung der Kataſterinſpektionsgeſchäfte in den Hohenzollern⸗ 
ſchen Landen. 

Außerdem 18 500 A nichtpenſionsfähige Stellenzulagen für Kataſterkontrolleure 
in Berlin und Breslau bis zu 500 4, in anderen Orten bis zu 400 &.) 


Oberzollkontrolleure und Kontrolleur des Hauptſtempelmagazins in Berlin. 


22 Stellen ſind beim Freiwerden in Stellen von Oberbuchhaltern und Kaſſierern 
mit 3 000 , fteigend auf 4 500 , umzuwandeln — vgl. Klaſſe 23 —. 


Außerdem 28 600 “ nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 400 .) 


Medailleure, Betriebsaſſiſtent, Münzwardeinaſſiſtent bei der Münzverwaltung 
ſowie Vorſteher der Probieranſtalt in Frankfurt a. M. 


Grubenmarkſcheider bei der Berg-, Hütten⸗ und Salinenverwaltung, Topograph 
ſowie Verwaltungsbeamter (künftig wegfallend) bei der Geologiſchen Landes- 
anſtalt in Berlin. a 

Landmeſſer in Stellen techniſcher Eiſenbahnſekretäre. 

(Außerdem je 300 %/ nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 21 Beamte als 
Vorſteher der Landmeſſerbureaus.) 

Vermeſſungsbeamte bei der Anſiedlungskommiſſion. 

(Außerdem 4000 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen für Aufſichtführung 
in den Vermeſſungsbureaus.) 

Ständige Hilfsarbeiter (Affiftenten) im Bureau für die Hauptnivellements, 
Landmeſſer bei der Bauverwaltung, ſtändiger Hilfsarbeiter (Aſſiſtent) bei der 
Verſuchsanſtalt für Waſſerbau und Schiffsbau, Landmeſſer bei der Ruhr⸗ 
ſchiffahrtverwaltung und der Verwaltung der Duisburg-Ruhrorter Häfen. 

(Für die Landmeſſer bei der Bauverwaltung außerdem 2400 % Vergütungen 
für Wahrnehmung der Aufſicht in den Vermeſſungsbureaus für Bauausführungen.) 


Hilfsbeamte von Landräten. 


Vermeſſungsbeamte im Forſteinrichtungsbureau des Miniſteriums für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten. 
(Außerdem je 600 / nichtpenſionsfähige Zulage.) 
Vermeſſungsbeamte bei den Generalkommiſſionen. 


(Außerdem 37 000 I für Auffihtführung in den Vermeſſungsbureaus.) 
(Zu Nr. , 2, 5 bis 8, 10 und 11: Außerdem nichtpenſionsfähige Zulagen 
von je 300 % für je ein Drittel der oben genannten Stellen.) 


„ 383 
Klaſſe 26. 
a) 3 000 — 3400 — 3800 — 4200 — 4500 — 4800 . 


1. Badekaſſenrendant in Ems (Domänenverwaltung). 


(Außerdem 600 / nichtpenſionsfähige Zulage für die Vertretung des kauf: 
männiſchen Direktors.) 


2. Rentmeiſter bei der Verwaltung der direkten Steuern. 


(Außerdem nichtpenſionsfähige Zulagen von je 300 A für ein Drittel der 
Stellen.) 


3. Rendant, Hauptbuchhaltereivorſteher und Lagerverwalter bei den Bernſteinwerken. 
Hafenrentmeiſter bei der Ruhrſchiffahrtverwaltung und der Verwaltung der 
Duisburg ⸗Ruhrorter Häfen. 


5. Nentmeiſter beim Münſterſchen Studienfonds ſowie Rendanten beim Kirchen⸗ und 
Schulfonds in Erfurt und beim Bergiſchen Schulfonds in Düſſeldorf. 


b) 3000 — 3 450 — 3 900 — 4350 — 4800 M. 


1. Chemiker bei der Bergakademie in Berlin ſowie Bezirksgeologen und Chemiker 
bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 
2. Aſſiſtenten beim Unterſuchungsamte für Nahrungs- und Genußmittel und Ge⸗ 
N brauchsgegenſtände in Berlin. 
(Außerdem 600 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 1 Beamten als Stell- 
vertreter des Vorſtehers des Unterſuchungsamts.) 


3. Vorſteherinnen der Handels- und Gewerbeſchulen für Mädchen. 


Klaſſe 27. 
a) 2700 — 3 100 — 3 500 — 3 900 — 4200 — 4500 — 4800 — 5100 W. 
1. Amtsanwälte. 
2. Polizeidiſtriktskommiſſare in der Provinz Poſen. 


b) 2700 — 3 500 — 4300 — 5 100 M. 8 
Polizeiinſpektoren bei den Polizeiverwaltungen in den Provinzen lausſchließlich des 
Landespolizeibezirkes Berlin), Direktor der Erziehungsanſtalt in Konradshammer. 


(Außerdem 3 000 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 400 % für die 
Polizeiinſpektoren.) 


Klaſſe 28. 
a) 3000 — 3400 — 3800 — 4200 — 4600 — 5000 — 5 400 A. 


Bezirkspolizeikommiſſare. 
(Die Stellen ſind im Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen.) 
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b) 3000 — 3500 — 4000 — 4500 — 5 000 — 5 400 . 
Rendant und Kaſſierer bei der Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern in Berlin. 
Oberzollreviſoren, Rendant des Hauptſtempelmagazins in Berlin ſowie Lehrer 
und Chemiker bei der Hauptlehranſtalt für Zollbeamte in Berlin. 
(Außerdem je 600 % nichtpenſionsfähige Funktionszulage für 17 Ober 
reviſoren bei den Lehranſtalten für Zollbeamte.) 
Kontrolleur bei der Generallotteriekaſſe. 
Kaſſierer und Materialienverwalter bei der Münzverwaltung. 
Navigationslehrer. 
Sekretäre beim Oberlandeskulturgericht, Abteilungsvorſteher-Stellvertreter beim 
Kaiſer Wilhelms-⸗Inſtitute für Landwirtſchaft in Bromberg und Fachlehrer 
bei den Pomologiſchen Inſtituten in Proskau und Geiſenheim. 


Geſtütinſpektoren und Oberroßärzte bei der Geſtütverwaltung. 


e) 3000 — 3600 — 4200 — 4800 — 5400 MN. 


Beamte in der Klaſſe der Betriebsinſpektoren bei den Bergwerksdirektionen, Ber 
triebsinſpektoren (einſchließlich 1 Chemiker) bei den Bergwerken, Hütten und 
Salzwerken, Inſpektoren bei den mit anderen Staaten gemeinſchaftlich 
betriebenen Werken. 

(Wegen der Gratifikationen gilt der Vermerk bei den Werksdirektoren in Klaſſe 43. 


1 Betriebsinſpektor bei den Salzwerken bezieht außerdem 150 % nichtpenfions- 
fähige Stellenzulage für Beteiligung bei der Verwaltung eines auswärtigen 
Bades.) 


Revierberginſpektoren bei den Oberbergämtern. 


Betriebsinſpektoren, welche vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes in der 
Beſoldungsklaſſe 3600 %, ſteigend in 2 Abſtufungen von 600 / auf 
4 800 %, als Direktoren II. Klaſſe angeſtellt find. 


Klaſſe 29. 
4200 — 4600 — 5000 — 5 400 . 


Chemiker der chemiſch⸗techniſchen Verſuchsanſtalt und Betriebschemiker bei der 
Porzellanmanufaktur. 


Polizeihauptleute, Kriminalinſpektoren, Telegrapheningenieur, Polizeigefängnis⸗ 
inſpektor bei der Polizeiverwaltung in Berlin und Umgebung. 


„Oberinſpektor beim Botaniſchen Garten der Univerfität Berlin. 


Klaſſe 30. 
a) 3000 — 3500 — 4000 — 4500 — 5 000 — 5500 — 6000 #. 


. Abteilungsdirigenten und Polizeiräte bei der Polizeiverwaltung in Berlin. 


(Außerdem je 600 % penſionsfähige Dirigentenzulage.) 

Polizeiräte. 

(Außerdem 600 / penſionsfähige Funktionszulage für 1 Polizeirat als Vor⸗ 
ſteher des Einwohnermeldeamts in Berlin.) 

Techniſche Lehrer bei den Fachſchulen für Metallinduſtrie, kunſtgewerbliche und 
techniſche Lehrer bei der Zeichenakademie in Hanau, der Provinzial-Kunſt⸗ 
und Gewerkſchule in Königsberg i. Pr., der Kunftgewerbe- und gewerblichen 
Zeichenſchule in Caſſel und bei den keramiſchen Fachſchulen ſowie Handels— 
lehrer bei der Gewerbeſchule in Thorn. 


b) 3 000 — 3 600 — 4 200 — 4 800 — 5 400 — 6 000 WN. 


Oberlehrer beim Seminar für Stadtſchulen und beim Lehrerinnenſeminar in 
Berlin, bei den übrigen Seminaren, bei der Blindenanſtalt in Steglitz und 
der Waiſen⸗ und Schulanſtalt in Bunzlau. 


Oberlehrer bei der Landesturnanſtalt in Berlin, welche die Anſtellungsfähigkeit 
für höhere Unterrichtsanſtalten nicht beſitzen. 


Klaſſe 31. 
a) 4200 — 4700 — 5200 — 5 600 — 6000 . 


Oberbergamtsmarkſcheider. 


„ 


b) 4200 — 4800 — 5 400 — 6 000 #. 


Rendanten der Oberzollkaſſen. 
Buchhaltereivorſteher bei der Lotterieverwaltung. 


Münzwardein, Betriebsinſpektor, Buchhalter und Kontrolleur, Münzingenieur bei 
der Münzverwaltung. 


Rendanten bei den Bergwerksdirektionen. 

Hauptkaſſenrendant bei der Anſiedlungskommiſſion. 

Provinzialrentmeiſter bei den Rentenbanken. 

Juſtizhauptkaſſenrendanten und Rendant beim Amtsgerichte Berlin-Mitte. 


— 386 — 
Klaſſe 32. 


4800 — 5 400 — 6 000 WW. g 
1. Rendanten der Kreiskaſſe in Frankfurt a. M., der Generallotteriekaſſe, der Münz⸗ 
kaſſe, der Eiſenbahnhauptkaſſen, der Regierungshauptkaſſen, der Kaſſe der 
Miniſterial⸗Militär⸗ und Baukommiſſion in Berlin und der Polizeihaupt- 
kaſſe in Berlin. 
2. Kaſſenrendant und Quäſtor bei der Aniverſität Berlin. 
(Außerdem Gebühren.) 


Klaſſe 33. 5 
4200 — 4800 — 5 300 — 5 800 — 6300 WN. 
Vollbeſchäftigte Departementstierärzte. 


(34 Departementstierärzte beziehen außerdem nichtpenſionsfähige Zulagen von 
je 900 #6 für die Verwaltung von Kreistierarztſtellen.) 


Klaſſe 34. 
3000 — 3 600 — 4200 — 4800 — 5 400 — 6 000 — 6 600 . 


1. Bureau» und Kaſſenbeamte (Expedienten, expedierende Sekretäre, Kalkulatoren, 
Regiſtratoren, Reviſoren, Journaliſten, Buchhalter, Kanzleivorſteher, Kanzlei⸗ 
direktoren) bei den Miniſterien leinſchließlich des Rendanten der Bureaukaſſe 
des Miniſteriums des Innern und der Lektoren beim Literariſchen Bureau, 
der Bureaubeamten des Forſteinrichtungsbureaus und der bautechniſchen und 
meliorationstechniſchen Reviſoren im Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen 
und Forſten), bei der Seehandlung leinſchließlich Kaſſierer), der Hauptver- 
waltung der Staatsſchulden leinſchließlich Hauptkaſſierer und Kaſſierer), beim 
Direktorium der Staatsarchive, bei der Generalordenskommiſſion, dem Geheimen 
Zivilkabinette, der Oberrechnungskammer, dem Oberverwaltungsgericht und dem 
Evangeliſchen Oberkirchenrate. 


Regiſtratoren und Kalkulatoren, Ingenieur und Beamte der ſtenographiſchen 
Bureaus beim Herrenhaus und beim Haufe der Abgeordneten. 

(Außerdem 600 / penſionsfähige Zulage für den Vorſteher des ſtenographiſchen 
Bureaus beim Hauſe der Abgeordneten.) 

Geiſtliche bei den beſonderen Gefängniſſen der Juſtizverwaltung. 

(Die bisherigen penſionsfähigen Funktionszulagen von je 300 / für die Geiſt⸗ 
lichen bei den Strafgefängniſſen in Plötzenſee und Tegel ſowie bei dem Unter⸗ 
ſuchungsgefängnis in Berlin⸗Moabit und dem Stadtvogteigefängnis in Berlin 
nebſt Filiale kommen in Höhe derjenigen Beträge in Wegfall, welche infolge der 
Gehaltserhöhung gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind.) 

Direktoren bei den Erziehungsanſtalten in Steinfeld, Wabern und Hardehauſen, 
Geiſtliche bei der Strafanſtaltsverwaltung. 

(Außerdem je 500 M nichtpenſionsfähige Seelſorgezulage für die Direktoren 

bei den Erziehungsanſtalten.) 


„Geiſtliche beim Charitekrankenhaus in Berlin. 
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Klaſſe 35. 
a 3 600 — 4200 — 4 800 — 5400 — 6 000 — 6 600 J. 

1. Vorſtände der Verkehrsinſpektionen, Vorſtand des Wagenamts in Eſſen a. R. 
und Telegrapheninſpektoren ſowie aus mittleren Beamten hervorgehende 
Vorſtände von Betriebs-, Maſchinen⸗ und Werkſtätteninſpektionen. 

(Außerdem je 600 % nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 10 Vorſtände 
von Verkehrsinſpektionen in beſonders wichtigen Stellen.) 

2. Direktoren bei den beſonderen Gefängniſſen der Juſtizverwaltung und bei der 
Strafanſtaltsverwaltung, ſoweit ſie nicht anderweit aufgeführt ſind. 

3. Dirigenten der Landgeſtüte. 

(Außerdem künftig wegfallend 2 100 % penſionsfähige Zulage für 1 Dirigenten.) 


Klaſſe 36. 
4000 — 4600 — 5 100 — 5600 — 6 100 — 6600 AM. 


Profeſſoren bei den Tierärztlichen Hochſchulen. 
(Die Profeſſoren erhalten außerdem die Studienhonorare bis zu 1 500 / ganz 
und von dem darüber hinausgehenden Betrag ½ bis zum Geſamtjahresbetrage 
von 4 500 M. a 
Der jeweilige Rektor der Tierärztlichen Hochſchule in Berlin bezieht eine nicht⸗ 
penſionsfähige Funktionszulage von 1500 &.) 


Klaſſe 37. 
4200 — 4800 — 5 400 — 6000 — 6600 M. 
1 Rechnungsdirektoren bei den Oberzolldirektionen. 


2. Rechnungsdirektoren bei der Eiſenbahnverwaltung. 
(Außerdem für 1 Rechnungsdirektor in Berlin eine nichtpenſionsfähige Stellen- 
zulage bis zu 600 M.) 
3 Rechnungsdirektor bei der Anſiedlungskommiſſion. 
(Die im Etat als künftig wegfallend bezeichnete perſönliche nichtpenſionsfähige 
Zulage von 1000 % kommt in Höhe desjenigen Betrags in Abgang, welcher 
infolge der Gehaltserhöhung gegen den bisherigen Gehaltsſatz mehr zu zahlen ift.) 
Regierungskaſſeninſpektoren. 


5. Rechnungsdirektoren bei den Oberlandesgerichten. 


(Außerdem für den Rechnungsdirektor in Berlin eine künftig wegfallende Stellen 
zulage von 500 , welche in Abgang kommt, ſobald der Beamte das Höchſt⸗ 
gehalt von 6 600 M erhält.) 


6. Kaſſeninſpektor bei der Polizeiverwaltung in Berlin. 
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Klaſſe 38. 
5400 — 5800 — 6 200 — 6600 A. 
Polizeimajors. 
Klaſſe 39. N 
a) 4000 — 4600 — 5 200 — 5800 — 6 400 — 6900 A. 


1. Leitender Chemiker bei der Hauptlehranſtalt für Sollbeamte in Berlin. 

(Der vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellte Stelleninhaber 
bezieht bis zum normalmäßigen Aufſteigen in die zweite Gehaltsſtufe den bis— 
herigen Gehaltsſatz von 4200 / und bis zum Aufſteigen in die dritte Gehalts— 
ſtufe den Gehaltsſatz von 4700 WW.) 

Vorſteher des Unterfuchungsamts für Nahrungs- und Genußmittel und Gebrauchs: 
gegenſtände in Berlin. 


1 


b) 4000 — 4800 — 5500 — 6200 — 6900 A. 
1. Kataſterinſpektoren bei der Verwaltung der direkten Steuern. 


Oberzollinſpektoren, einſchließlich des Oberzollinſpektors bei der Hauptlehranſtalt 
für Zollbeamte in Berlin und des Leiters des Hauptſtempelmagazins in 
Berlin. 

3. Vermeſſungsinſpektoren bei der Anſiedlungskommiſſion und den General— 
kommiſſionen. 


(Außerdem künftig wegfallend 600 A nichtpenſionsfähige Funktionszulage für 
1 Vermeſſungsinſpektor bei der Anſiedlungskommiſſion.) 


Klaſſe 40. 
2700 — 3400 — 4 100 — 4800 — 5 400 — 6 000 — 6 600 — 7200 U. 
Sammlungskuſtoden bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 


„Bibliothekar beim Hauſe der Abgeordneten. 

(Der vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellte Stelleninhaber 
bezieht bis zum normalmäßigen Aufſteigen in die zweite Gehaltsſtufe den bis⸗ 
herigen Gehaltsſatz von 3000 „ und bis zum Aufſteigen in die dritte Gehalts— 
ſtufe den Gehaltsſatz von 3 500 W.) . 

3. Staatsarchivare und Archivare bei den Staatsarchiven ſowie zweiter und dritter 

Sekretär beim Hiſtoriſchen Inſtitut in Rom. 
(Außerdem je 1000 ./ nichtpenſionsfähige Stellenzulage und je 660 % Mict- 
entſchädigung für die beiden Sekretäre in Rom.) 

4. Wiſſenſchaftliche Lehrer bei den Pomologiſchen Inſtituten in Proskau und 

Geiſenheim. ö 

Schultechniſche Mitarbeiter bei den Provinzialſchulkollegien. 

s (Die bisherigen nichtpenſionsfähigen Stellenzulagen von je 600 / find im 
Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen und in Höhe derjenigen Beträge in 
Abgang zu bringen, welche infolge der Gehaltserhöhung gegen die bisherigen 
Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind.) 
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Obſervatoren bei den Univerſitätsſternwarten und beim Aſtronomiſchen Rechen— 
inſtitute der Univerfität Berlin, Kuſtoden bei den großen Univerſitätsſamm⸗ 
lungen uſw., Bibliothekare bei den Univerſitätsbibliotheken und beim Seminar für 
Orientaliſche Sprachen, Leiter der Akademiſchen Auskunftsſtelle in Berlin. 


Etatmäßig angeſtellte wiſſenſchaftliche Lehrer bei den höheren Unterrichtsanſtalten. 
(Die an größeren Anſtalten zahlbaren Remunerationen von je 600 % für 
Hilfeleiſtung in den Direktorialgeſchäften ſind im Etat als künftig wegfallend zu 
bezeichnen und in Höhe derjenigen Beträge in Abgang zu bringen, welche infolge 
der Gehaltserhöhung gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind.) 
Oberlehrer bei der Eliſabethſchule in Berlin und bei den mit höheren Mädchen⸗ 
ſchulen verbundenen Lehrerinnenſeminaren. 
(Oberlehrer mit ſeminariſtiſcher Vorbildung erhalten ein Gehalt von 3000 A, 
ſteigend in 5 Abſtufungen von 600 / auf 6 000 /, — vgl. Klaſſe 30b —.) 
Verwalter der Auskunftsſtelle für Lehrbücher des höheren Unterrichtsweſens. 


Oberlehrer bei der Landesturnanſtalt in Berlin. 
(Sofern die Stelleninhaber die Anſtellungsfähigkeit für höhere Unterrichts 
anſtalten nicht beſitzen, erhalten fie ein Gehalt von 3 000 A, ſteigend in 
5 Abſtufungen von 600 A auf 6 000 %, — vgl. Klaſſe 30b —.) 
Reſtaurator, Kuſtoden, Chemiker, Bibliothekar bei den Kunſtmuſeen in Berlin, 
Kuſtoden beim Kunſtgewerbemuſeum in Berlin, der Nationalgalerie in Berlin 
und dem Muſeum in Caſſel, Bibliothekare bei der Königlichen Bibliothek in Berlin, 
Obſervatoren beim Geodätiſchen Inſtitute bei Potsdam, beim Meteorologiſchen 
Inſtitut in Berlin nebſt Obſervatorien bei Potsdam und Akronautiſchem 
Obſervatorium bei Lindenberg, beim Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium bei 
Potsdam ſowie Kuſtoden bei der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland und 
wiſſenſchaftliche Beamte (Adjunkten), Bibliothekare und Archivare bei der 
Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin. 
(Außerdem 1000 % perſönliche penſionsfähige Zulage für einen Obſervator 
bei dem Aéronautiſchen Obſervatorium bei Lindenberg.) 
Bibliothekare bei den Techniſchen Hochſchulen in Berlin, Hannover und Danzig 
ſowie ſtändige Mitarbeiter beim Materialprüfungsamt in Dahlem. 


Klaſſe 4. 
3000 — 3600 — 4200 — 4800 — 5400 — 6 000 — 6 600 — 7200 W. 


Oberförſter bei der Forſtverwaltung. 
(Der Wert der Emolumente wird mit 300 AM auf das Gehalt angerechnet. 
Ein Oberförſter bezieht 900 / penſionsfähige Zulage für die Dauer 
ſeiner Verwendung als forſttechniſcher Beirat des Regierungspräſidenten in 
Sigmaringen. i f 
Außerdem 7800 / penſionsfähige Zulagen für 5 gleichzeitig als forſttechniſche 
Lehrer an den Forſtakademien beſtellte Oberförſter neben ihrem Einkommen als 
Revierverwalter auf die Dauer ihrer Verwendung als forſttechniſche Lehrer. 
Ferner 37100 % nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 300 %, im 
Durchſchnitte 50 M für die einzelne Stelle.) 8 
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2. Bauinſpektoren bei den Bergwerksdirektionen und den Salzwerken ſowie Ober: 
lehrer bei der Bergſchule in Saarbrücken. 


3. Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebs- beziehungsweiſe Maſchineninſpektoren einſchließ⸗ 
lich des Direktors der Eiſenbahnverſuchsanſtalt in Berlin ſowie Eiſenbahn⸗ 
Bau- beziehungsweiſe Maſchinenbeamte bei den Minifterialabteilungen für das 
Eiſenbahnweſen. 
(Außerdem je 1000 % nichtpenſionsfähige Stellenzulage für die Beamten 
bei den Miniſterialabteilungen.) 
4. Bauinſpektoren bei der Anſiedlungskommiſſion. 


5. Bauinſpektoren im Bereiche der allgemeinen Bauverwaltung einſchließlich eines 
Maſchineninſpektors ſowie ſtändige wiſſenſchaftliche Hilfsarbeiter als Mitarbeiter 
bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde. 

(Außerdem je 1000 % nichtpenſionsfähige Zulage für die Bauinſpektoten 
in den Bauabteilungen des Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten ſowie für die 
ſtändigen wiſſenſchaftlichen Hilfsarbeiter bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde. 

Die unter Kap. 65 Tit. 10 und Kap. 66a Tit. 3 des Etats der Bauverwaltung 
vorgeſehenen nichtpenſionsfähigen Stellenzulagen für die bei den Regierungen uſw. 
und dem Polizeipräſidium in Berlin beſchäftigten Bauinſpektoren in Höhe von 
je 600 ſind im Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen und in Höhe der⸗ 
jenigen Beträge in Abgang zu bringen, welche infolge der Gehaltserhöhung gegen 

die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen find.) 

6. Gewerbeinſpektoren, Eichungsinſpektoren, Lehrer bei den Wanderkurſen für Heizer 
und Maſchiniſten, Oberlehrer bei den Baugewerkſchulen und der Tiefbau⸗ 
ſchule in Rendsburg, Oberlehrer bei den Maſchinenbauſchulen, den ſonſtigen 
Fachſchulen für Metallinduſtrie und den Fachſchulen für Seedampfſchiffs⸗ 
maſchiniſten ſowie Oberlehrer bei der Gewerbeſchule in Thorn. 

(Außerdem für den Lehrer bei den Wanderkurſen für Heizer und Maſchiniſten 
künftig wegfallend 800 / penſionsfähige Zulage und für einen Oberlehrer 
1000 / perſönliche nichtpenſionsfähige Stellenzulage. Beide Zulagen kommen 
in Höhe der fällig werdenden Alterszulagen in Abgang. Die unter Kap. 68 
Tit. 6 des Etats der Handels- und Gewerbeverwaltung vorgeſehenen nicht⸗ 
penſionsfähigen Stellenzulagen für die gewerbetechniſchen Hilfsarbeiter bei den 
Regierungen ſind im Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen und in Höhe 
derjenigen Beträge in Abgang zu bringen, welche infolge der Gehaltserhöhung 
gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind.) 

7. Staatsanwälte bei den Oberlandesgerichten und den Landgerichten ſowie Land⸗ 
richter und Amtsrichter. 

(Außerdem perſönliche, mit der aus § 10 Nr. 4 Abſ. 1 des Penſionsgeſetzes 
vom 27. März 1872 ſich ergebenden Beſchränkung penſionsfähige Zulagen für 
richterliche Beamte deutſcher Abkunft, welche der polniſchen Sprache mündlich und 
ſchriftlich mächtig find, auf die Dauer ihrer Anſtellung im Oberlandesgerichts— 
bezirke Poſen im ganzen 9 000 . 

Die unter Kap. 73 Tit. 10a des Etats der Juſtizverwaltung vorgeſehenen 
nichtpenſionsfähigen Funktionszulagen von je 600 / für 17 Staatsanwälte bei 
den Oberlandesgerichten ſind nur inſoweit zahlbar, als ſie mit Hinzurechnung des 
Gehalts den Betrag von 7200 / nicht überſteigen.) 


10. 
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Verſicherungsreviſoren. i 
Spezial ⸗(Okonomie-) Kommiſſare, Spezialkommiſſare, Moorkommiſſar ſowie 
Meliorationsbauinſpektoren bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. 
Kreisſchulinſpektoren. 


Vollbeſoldete Kreisärzte einſchließlich derjenigen, welche als ſtändige Hilfsarbeiter 
bei den Regierungen ſowie beim Polizeipräſidium in Berlin und bei den 
Medizinal⸗Unterſuchungsämtern beſchäftigt werden. 

(Auf die Beſoldung der vollbeſoldeten Kreisärzte kommen die auf Grund des 
$ 1 des Geſetzes vom 9. März 1872 [Geſetzſamml. S. 265] gewährten Fuhr⸗ 
koſtenentſchädigungen und die den vollbeſoldeten Kreisärzten noch zufließenden Ge⸗ 
bühren für Dienſtgeſchäfte in Anrechnung.) 

Bauinſpektoren beim Miniſterium der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten, akade⸗ 
miſcher Baumeiſter bei der Univerſität Greifswald, Oberförſter daſelbſt, 
Bauinſpektor bei den Kunſtmuſeen in Berlin, Oberförſter beim Stift Neuzelle, 
Bauinſpektoren und wiſſenſchaftliche Mitglieder der Verſuchs⸗ und Prüfungs⸗ 
anſtalt für Waſſerverſorgung und Abwäſſerbeſeitigung in Berlin, pathologiſcher 
Anatom ſowie Chemiker beim Hygieniſchen Inſtitut in Poſen. 

(Außerdem erhalten die Bauinſpektoren beim Miniſterium je 1000 “ nicht⸗ 
penſionsfähige Zulage, der Oberförſter bei der Univerſität Greifswald nichtpenſions⸗ 
fähige Stellenzulage bis zu 300 / ſowie der pathologiſche Anatom und der 
Chemiker beim Hygieniſchen Inſtitut in Poſen Honoraranteil für Abhaltung 
von Kurſen und Vorleſungen. 

Den Oberförſtern bei der Univerſität Greifswald und beim Stift Neuzelle wird 
der Wert der Emolumente mit 300 / auf das Gehalt angerechnet.) 


Klaſſe 42. 
3600 — 4200 — 4800 — 5 400 — 6000 — 6 600 — 7200 W. 
Weinbaudirektoren bei der Domänenverwaltung. 


Bergrevierbeamte. 


(Den am 1. April 1897 in ihrer derzeitigen Stellung verbliebenen Bergrevier⸗ 
beamten wird ¼ der in den Revieren aufkommenden, zur Staatskaſſe zu verein⸗ 
nahmenden Keſſelprüfungsgebühren als nichtpenſionsfähige Zulage zu ihrem Ge⸗ 
halte gewährt, ſolange ſie die Stelle bekleiden.) 

Vorſtände der Betriebs-, Maſchinen⸗ und Werkſtätteninſpektionen bei der Eiſen⸗ 
bahnverwaltung. 

(20 Stellen können bei ihrem Freiwerden in Stellen mit 3 600 , ſteigend 
auf 6 600 /, umgewandelt werden — vgl. Klaſſe 35 —.) 

Geheime Staatsarchivare beim Geheimen Staatsarchiv in Berlin. 

(Außerdem je 600 / penſionsfähige Zulage.) 

Mitglieder des Statiſtiſchen Landesamts ſowie Landräte und die Oberamt⸗ 
männer in den Hohenzollernſchen Landen. f 

(Außerdem 1200 % penſionsfähige Zulage für ein Mitglied des Statiſtiſchen 

Landesamts als Vertreter des Präſidenten.) 
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Klaſſe 43. 
4200 — 4800 — 5400 — 6 000 — 6600 — 7 200 W. 


1. Oberforſtmeiſter ſowie Regierungs- und Forſträte, Profeſſoren bei den Forſt⸗ 
akademien. 
(Außerdem: 
a) für die Oberforſtmeiſter je 1200 % penſionsfähige Dirigentenzulage; 
b) für die Regierungs- und Forſträte bis zu einem Drittel der Zahl der 
etatmäßigen Stellen je 600 % penſionsfähige Zulage; 
c) für 3 Profeſſoren künftig wegfallend 2850 / penſionsfähige Zulagen.) 
2. Oberregierungsräte und Regierungsräte bei der Direktion für die Verwaltung 
der direkten Steuern in Berlin ſowie Vorſitzende von Einkommenſteuer— 
Veranlagungskommiſſionen und Gewerbeſteuerausſchüſſen. 
(Außerdem bei der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern in Berlin: 
a) für 1 Oberregierungsrat, welcher zugleich Vertreter des Präſidenten iſt, 
2100 % penſionsfähige Zulage; 
b) für den anderen Oberregierungsrat 1 200 M penſionsfähige Zulage; 
c) für Regierungsräte in gehobenen Stellungen bis zu einem Drittel der 
Zahl der etatmäßigen Stellen je 600 / penſionsfähige Zulage. Dieſes 
Drittel überträgt ſich mit den unter Nr. Sc und 12% ausgeworfenen 
Dritteln.) 


3. Mitglieder der Oberzolldirektionen und der Regierung in Sigmaringen, ein- 
ſchließlich der Vorſtände der Stempel⸗ und Erbſchaftsſteuerämter, bei der 
Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern. 

(Außerdem: 
a) für 24 Oberregierungsräte für die Vertretung der Präſidenten der Ober- 
zolldirektionen je 1200 M penſionsfähige Zulage; 
b) für die übrigen etatmäßigen Mitglieder bis zu einem Drittel der Zahl 
der etatmäßigen Stellen je 600 M penſionsfähige Zulage.) 


4. Direktoren bei der Lotterieverwaltung. 


5. Mitglieder der Bergwerksdirektionen (Bergwerksdirektoren I. Klaſſe), Direktoren 
I. Klaſſe bei den Bergwerken, Hütten und Salzwerken, Direktoren bei den 
mit anderen Staaten gemeinſchaftlich betriebenen Werken, Oberbergräte ſowie 
Landesgeologen bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 

(Außerdem: 

a) für 3 Mitglieder der Bergwerksdirektionen für die Vertretung der Vor— 
ſitzenden der Bergwerksdirektionen je 600 ./ penſionsfähige Zulage; 

b) für 5 Oberbergräte für die Vertretung der Berghauptleute je 1200 % 
penſionsfähige Zulage; : 

c) für die übrigen etatmäßigen Mitglieder der Oberbergämter bis zu einem 
an der Zahl der etatmäßigen Stellen je 600 / penſionsfähige 
Zulage 

d) für 2 Abteilungsdirigenten bei der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin 
je 900 / penſionsfähige Zulage. 
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2 Direktoren bei den Salzwerken beziehen ferner nichtpenſionsfähige Stellenzulagen 
von 1000, und 750 / für die Verwaltung auswärtiger Bäder. 

Den Direktoren I. Klaſſe und den fonftigen höheren technifchen Beamten bei 
den Werken und den Bergwerksdirektionen können aus den Fonds Kap. 14 bis 17 
Tit. 40 und Kap. 18 Tit. da und 19a des Etats der Berg⸗, Hütten⸗ und 
Salinenverwaltung Gratifikationen bis zu insgeſamt 65 000 / gewährt werden.) 


6. Mitglieder des Zentralamts und der Direktionen der Eiſenbahnverwaltung. 
(Außerdem: 

a) für 33 Oberregierungsräte und 38 Oberbauräte je 1 200 A, foweit 
fie zugleich als erſte Vertreter der Präſidenten des Sentralamts und der 
Eiſenbahndirektionen beſtellt find, je 1 800 / penſionsfähige Zulage; 

b) für die übrigen etatmäßigen Mitglieder bis zu einem Drittel der Zahl 
der etatmäßigen Stellen je 600 / penſionsfähige Zulage.) 

7. Oberregierungsräte und Regierungsräte (darunter 2 Regierungs- und Bauräte) 
bei der Anſiedlungskommiſſion. 
(Außerdem: 

a) für einen Oberregierungsrat, welcher zugleich ſtändiger Vertreter des 
Präſidenten iſt, 2 100 % penſionsfähige Zulage; a 

b) für die übrigen Oberregierungsräte je 1 200 % penſionsfähige Zulage; 

e) für die ſonſtigen etatmäßigen Mitglieder bis zu einem Drittel der Zahl 
der etatmäßigen Stellen je 600 % penſionsfähige Zulage. 

Ferner künftig wegfallende nichtpenſionsfähige Zulagen von 600 M und 750 M 
für 2 Regierungs- und Bauräte.) 


8. Oberregierungsräte, Verwaltungsgerichtsdirektoren und Regierungsräte bei den 
Oberpräſidien und Regierungen, einſchließlich der Miniſterial-Militär, und 
Baukommiſſion in Berlin, ferner ein Regierungs- und Baurat als Wohnungs— 
inſpektor. f 

(Außerdem: 

a) für die Oberregierungsräte, welche ſtändige Vertreter der Regierungs— 
präſidenten find, je 2 100 46 penſionsfähige Zulage / 

b) für die übrigen Oberregierungsräte als Abteilungsdirigenten und für die 
Verwaltungsgerichtsdirektoren je 1200 % penſionsfähige Zulage; 

e) für die ſonſtigen aus Kap. 58 Tit. 1 des Etats des Finanzminiſteriums 
beſoldeten etatmäßigen Mitglieder der Regierungen (Oberpräſidien, 
Miniſterial⸗Militär⸗ und Baukommiſſion) in gehobenen Stellungen bis 
zu einem Drittel der Geſamtzahl der etatmäßigen Stellen je 600 M 
penſionsfähige Zulage. Dieſes Drittel überträgt ſich mit den unter 
Nr. 20 und 12% ausgeworfenen Dritteln.) 

9. Vorſteher des Bureaus für die Hauptnivellements in den Bauabteilungen des 
Miniſteriums der öffentlichen Arbeiten ſowie Oberbauräte und Regierungs- und 
Bauräte im Bereiche der allgemeinen Bauverwaltung. 

(Außerdem: 

a) für die Regierungs- und Bauräte in den Bauabteilungen des Miniſteriums 
und als Abteilungsvorſteher bei der Landesanſtalt für Gewäſſerkunde je 
1200 % nichtpenfionsfähige Zulage; 

b) für die Oberbauräte je 1200 A penſionsfähige Zulage, 
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e) für die aus Kap. 64 Tit. 2 und 6, Kap. 65 Tit. 1 und Kap. 66a Tit. 1 
des Etats der Bauverwaltung beſoldeten Regierungs- und Bauräte ein⸗ 
ſchließlich des Vorſtehers des Bureaus für die Hauptnivellements bis zu 
einem Drittel der Gefamtzahl der etatmäßigen Stellen je 600 „ penfions- 
fähige Zulage.) 

10. Regierungs⸗ und Gewerberäte, Regierungs- und Gewerbeſchulräte und Naviga⸗ 
tionsſchuldirektoren bei der Handels- und Gewerbeverwaltung. 

(Außerdem: 

a) für die Regierungs- und Gewerberäte bis zu einem Drittel der Zahl 
der etatmäßigen Stellen, 

p) für die Regierungs- und Gewerbeſchulräte bis zu einem Drittel der Zahl 
der etatmäßigen Stellen 8 

je 600 % penſionsfähige Zulage.) 

11. Direktoren bei den Strafgefängniſſen in Plötzenſee und Tegel, dem Unter- 
ſuchungsgefängnis in Berlin-Moabit, dem Gerichtsgefängnis in Hannover 
und den Zentralgefängniſſen in Bochum und Werl. 

(Außerdem nichtpenfionsfähige Funktionszulagen von je 600 % für die 
Direktoren bei den Strafgefängniſſen in Plötzenſee und Tegel ſowie bei dem 
Unterſuchungsgefängnis in Berlin⸗Moabit, welche jedoch nur inſoweit zu zahlen 
find, als fie mit Hinzurechnung des Gehalts den Betrag von 7 200 . nicht 
überſteigen.) 

12. Direktor des Literariſchen Bureaus, Oberregierungsräte und Regierungsräte bei 
den Polizeiverwaltungen, Abteilungsdirigent für die politiſche Polizei beim 

Polizeipräſidium in Berlin; ſowie bei der Strafanſtaltsverwaltung Direktoren 
der Strafanſtalt in Berlin⸗Moabit und der Anftalten in Caſſel⸗Wehlheiden, 
Wohlau, Düſſeldorf⸗Derendorf, Herford und Lüttringhausen. 

(Außerdem bei der Polizeiverwaltung in Berlin: 

a) für den Oberregierungsrat, welcher ſtändiger Vertreter des Polizei⸗ 
präſidenten iſt, 2 100 % penſionsfähige Zulage 

b) für die übrigen Oberregierungsräte und den Abteilungsdirigenten für die 

politiſche Polizei je 1 200 / penſionsfähige Zulage 

c) für die aus Kap. 91 Tit. 1 des Etats des Miniſteriums des Innern 
beſoldeten Regierungsräte in gehobenen Stellungen bis zu einem Drittel 
der Zahl der etatmäßigen Stellen je 600 M penſionsfähige Zulage. 
5 überträgt ſich mit den unter Nr. 20 und Sc ausgeworfenen 

ritteln. f f 

Ferner für den Direktor der Strafanſtalt Berlin⸗Moabit eine nichtpenſions⸗ 
fähige Funktionszulage von 600 /, welche jedoch nur inſoweit zu zahlen ift, als 
fie mit Hinzurechnung des Gehalts den Betrag von 7 200 M nicht überſteigt.) 

13. Forſt⸗ und bautechniſche Hilfsarbeiter beim Miniſterium für Landwirtſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten, Regierungs- und Forſtrat für das Forſteinrichtungs⸗ 
weſen beim Miniſterium, Räte bei den Generalkommiſſionen, Abteilungs- 
vorſteher beim Kaiſer Wilhelms⸗Inſtitute für Landwirtſchaft in Bromberg 
ſowie Regierungs- und Bauräte bei der landwirtſchaftlichen Verwaltung. 

(Außerdem: 

a) für die forſt⸗ und bautechniſchen Hilfsarbeiter und den Regierungs- und 
Forſtrat beim Miniſterium je 1 200 „ nichtpenſionsfähige Zulage / 
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b) für 10 Oberregierungsräte bei den Generalkommiſſionen für die Ver⸗ 
tretung des Präſidenten je 1200 46 penſionsfähige Zulage; 

c) für die ſonſtigen Räte bei den Generalkommiſſionen bis zu einem Drittel 
der Zahl der etatmäßigen Stellen je 600 / penſionsfähige Zulage.) 


14. Regierungsrat beim Minifterium der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten, Ober⸗ 
konſiſtorialräte und Konſiſtorialräte, Verwaltungsräte und Juſtitiarien bei 
den Provinzialſchulkollegien, Univerſitätsrichter in Berlin, Schulräte bei den 
Regierungen, Juſtitiar und Verwaltungsrat der Kunſtmuſeen in Berlin, 
Abteilungsvorſteher beim Materialprüfungsamt in Dahlem, Regierungs⸗ 
medizinalräte, Abteilungsvorſteher bei der Verſuchs⸗ und Prüfungsanſtalt 
für Waſſerverſorgung und Abwäſſerbeſeitigung in Berlin ſowie Direktor des 
Hygieniſchen Inſtituts in Beuthen (Oberſchleſien). 

(Außerdem: 

a) für die mit der Unterſtützung des Präſidenten in den Präſidialgeſchäften 
beauftragten Konſiſtorialräte bei den Konſiſtorien in Berlin, Königsberg, 
Danzig, Stettin, Poſen, Breslau, Magdeburg und Hannover je 1200 M 
penſionsfähige Zulage; 

b) für die übrigen Räte bei den Konſiſtorien bis zu einem Drittel der Zahl 
der etatmäßigen Stellen je 600 % penſionsfähige Zulage; 

c) für den Regierungsrat beim Miniſterium der geiſtlichen uſw. Angelegen- 
heiten, die Verwaltungsräte und Juſtitiarien bei den Provinzialſchul⸗ 
kollegien, den Univerſitätsrichter in Berlin ſowie den Juſtitiar und Ver⸗ 
waltungsrat bei den Kunſtmuſeen in Berlin bis zu einem Drittel der 
Geſamtzahl der etatmäßigen Stellen je 600 / penſionsfähige Zulage; 

d) für die Schulräte bis zu einem Drittel der Zahl der etatmäßigen Stellen 
je 600 / penſionsfähige Zulage ; 

e) für die Regierungsmedizinalräte und den Direktor des Hygieniſchen 
Inſtituts in Beuthen bis zu einem Drittel der Geſamtzahl der etat⸗ 
mäßigen Stellen je 600 / penſionsfähige Zulage; 

1) beim Materialprüfungsamt in Dahlem für 1 Abteilungsvorſteher als 

ſtellvertretenden Direktor 1200 % und für 4 Abteilungsvorſteher je 
600 / penſionsfähige Zulage; 

g) für die Abteilungsvorſteher bei der Verſuchs⸗ und Prüfungsanſtalt für 
Waſſerverſorgung und Abwäſſerbeſeitigung in Berlin je 600 . penſions⸗ 

fähige Zulage.) b 


15. Seminardirektoren in den Provinzen, ſoweit ſie nicht anderweit aufgeführt ſind. 

(Auf die Gehälter kommen an Bezügen aus Nebenämtern 1440 // in An⸗ 
rechnung, außerdem für 2 Direktoren je 600 M. 

Bei Lehrerinnenſeminaren kann die Leitung Direktorinnen mit einem Gehalte 
von 3 600 /, ſteigend in 4 Abſtufungen von 300 „ auf 4800 , übertragen 
werden. Den Direktorinnen, deren bisherige Einkommensbezüge die ihnen zu⸗ 
ſtehende Beſoldung überſteigen, kann daneben bis zu dieſer Höhe aus dem noch 
verfügbaren Teile des Gehalts der Direktorſtelle eine nichtpenſionsfähige Re⸗ 
muneration im Höchſtbetrage von 600 / gewährt werden, die ſich nach Maßgabe 
des Aufſteigens in höhere Gehaltsſtufen vermindert.) 
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Klaſſe 44. 
4800 — 5400 — 6 000 — 6 600 — 7200 . 


Direktor der Obſt⸗ und Weinbaulehranſtalt in Geiſenheim, Direktor des Pomo⸗ 
logiſchen Inſtituts in Proskau. 
(Außerdem künftig wegfallend 1 500 “/ nichtpenſionsfähige Stellenzulage für 
den Direktor in Geiſenheim.) 
„Leiter der höheren Unterrichtsanſtalten von geringerer als neunjähriger Kurſus— 
dauer (Progymnaſien, Realprogymnaſien und Realſchulen). 
(Außerdem je 400 AM penſionsfähige Zulage.) 


Klaſſe 45. 
5 400 — 6 000 — 6 600 — 7200 W. 


Direktor der Bergſchule in Saarbrücken. 

(Außerdem 600 A penſionsfähige Zulage.) 

Bibliothekdirektoren beim Herrenhaus und beim Haufe der Abgeordneten. 

(Außerdem je 600 / penſionsfähige Zulage.) 
Archivdirektoren in den Provinzen. 
(Außerdem je 600 % penſionsfähige Zulage.) 
. Direktoren der Baugewerkſchulen und der Tiefbauſchule in Rendsburg, der 
Maſchinenbauſchulen und ſonſtigen Fachſchulen für Metallinduſtrie ſowie der 
FJachſchulen für Seedampfſchiffsmaſchiniſten und der Zeichenakademie in Hanau, 
der Kunſtgewerbe⸗ und gewerblichen Zeichenſchule in Caſſel, der Handwerker- 
und Kunſtgewerbeſchule in Bromberg, der Gewerbeſchule in Thorn ſowie der 
keramiſchen Fachſchulen. 
(Außerdem je 600 / penſionsfähige Zulage.) 

Direktoren der Univerfitätsbibliothefen ſowie Unterdirektor beim Botaniſchen 
Garten der Univerſität Berlin. 

(Außerdem je 600 / penſionsfähige Zulage.) 

Leiter der Vollanſtalten (Gymnaſien, Realgymnaſien, Oberrealſchulen) ausſchließ— 
lich Berlin ſowie Direktor der Eliſabethſchule in Berlin. 

(Außerdem je 600 % penſionsfähige Zulage.) 

Direktoren des mit der Auguſtaſchule verbundenen Lehrerinnenſeminars in Berlin, 
des Seminars für Stadtſchulen daſelbſt, der mit höheren Mädchenſchulen 
verbundenen Lehrerinnenſeminare, der Landesturnanſtalt in Berlin, der Taub⸗ 
ſtummenanſtalt daſelbſt und der Blindenanſtalt in Steglitz. 


(Außerdem je 600 % penſionsfähige Zulage für die Direktoren des mit der 
Auguſtaſchule verbundenen Lehrerinnenſeminars in Berlin, der mit höheren 
Mädchenſchulen verbundenen Lehrerinnenſeminare und der Landesturnanſtalt in 
Berlin.) 
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8. Abteilungsvorſteher beim Geodätiſchen Inſtitute bei Potsdam ſowie bei dem 
Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin nebſt Obſervatorien bei Potsdam, Haupt⸗ 
obſervatoren beim Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium bei Potsdam, Direktoren 
der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland, des Muſeums in Caſſel und des 
Saalburgmuſeums ſowie zweiter ſtändiger Sekretär bei der Akademie der 
Künſte in Berlin. 

(Außerdem für die Abteilungsvorſteher beim Geodätiſchen Inſtitute bei Potsdam 
ſowie bei dem Meteorologiſchen Inſtitut in Berlin nebſt Obſervatorien bei Potsdam, 
die Hauptobſervatoren beim Aſtrophyſikaliſchen Obſervatorium bei Potsdam und 
den Direktor der Biologiſchen Anſtalt auf Helgoland je 600 % penſionsfähige 
Zulage ſowie für 1 Abteilungsvorſteher als Direktor des Aèronautiſchen Obferva- 
toriums bei Lindenberg weitere 1 500 4 penſionsfähige Zulage. 

Die vor dem 1. April 1896 angeſtellten Hauptobſervatoren beziehen ein Gehalt 
von 4 800 /, ſteigend auf 7 500 , und zwar Zmal um 700 % und I mal 
um 600 /, fowie je 300 46 penfionsfähige Zulage.) 


9. Direktor des Zeughauſes in Berlin. 


Klaſſe 46. 
6 000 — 6 600 — 7200 . 0 

1. Münzmeiſter, Münzwardein. 

2. Oberlandesgerichtsräte, Staatsanwälte als Vertreter der Oberſtaatsanwälte, 
Landgerichtsdirektoren, Erſte Staatsanwälte bei den Landgerichten (ausſchließ— 
lich des Landgerichts I in Berlin) ſowie Staatsanwälte als Abteilungsvorſteher 
bei der Staatsanwaltſchaft des Landgerichts I in Berlin und als Erſter Amts⸗ 
anwalt beim Amtsgerichte Berlin-Mitte. 

(Außerdem je 600 A penſionsfähige Zulage.) 

3. Zweiter Direktor beim Zoologiſchen Muſeum der Univerſität Berlin. 
(Außerdem 600 „/ penſionsfähige Zulage.) 

4. Leiter der Vollanſtalten (Gymnaſien, Realgymnaſien, Oberrealſchulen) in Berlin. 
(Außerdem je 600 / penſionsfähige Zulage.) 

5. Abteilungsdirektoren der Königlichen Bibliothek in Berlin, erſter ſtändiger 
Sekretär bei der Akademie der Künſte in Berlin und Abteilungsvorſteher 
beim Inſtitute für Infektionskrankheiten in Berlin. 

(Außerdem je 600 % penſionsfähige Zulage für die Abteilungsdirektoren der 
Königlichen Bibliothek in Berlin und die Abteilungsvorſteher beim Inſtitute für 
Infektionskrankheiten in Berlin.) 


Klaſſe 47. 
5 700 — 6300 — 6 900 — 7500 A. 


1. Landesgewerberäte. 
(Außerdem 1800 % perſönliche Zulage, wovon 600 A bei der etatmäßigen 
Anſtellung des Beamten als Landesgewerberat und der Reſt in Höhe von 1200 4 
fünf Jahre nach dieſer Anſtellung penſionsberechtigend werden.) 
2. Provinzialſchulräte. 
(Außerdem je 600 M penſionsfähige Zulage.) 
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Klaſſe 48. 
6 000 — 6900 — 7700 — 8500 . 


Polizeipräſtenten (mit Ausnahme der Polizeipräſidenten in Berlin, Frank 
furt a. M., Königsberg, Breslau, Poſen, Hannover und Cöln), Polizei 
direktoren. 


Polizeioberſt und Kommandeur der Schutzmannſchaft in Berlin. 


Klaſſe 49. 
6 600 — 7300 — 8 000 — 8700 M. 
Ständige Hilfsarbeiter bei der Generaldirektion der Seehandlung. 


Dirigenten der Hauptgeſtüte. 


Klaſſe 50. 
6 000 — 7000 — 8 000 — 9 000 W. 


Polizeipräſidenten in Königsberg, Breslau, Poſen, Hannover und Cöln. 
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Klaſſe 51. 
7000 — 8 000 — 9 000 — 10 000 . 


Direktor der Münze in Berlin. 


Räte beim Oberlandeskulturgerichte. 
Verwaltungsdirektor beim Charitékrankenhaus in Berlin 


Direktor des Materialprüfungsamts in Dahlem. 


(Zu Nr. 1, 2 und 4: Die vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes 
angeſtellten Stelleninhaber beziehen bis zum normalmäßigen Aufſteigen in die 
zweite Gehaltsſtufe den bisherigen Gehaltsſatz von 7 500 % und bis zum Auf 
ſteigen in die dritte e den Gehaltsſatz von 8 100 M.) 


Klaſſe 52. 
7000 — 8500 — 10 000 — 11500 WA. 


Vortragende Räte bei den Minifterien, dem Geheimen Zivilkabinett und der 


Oberrechnungskammer. 


(Außerdem für die mit der Wahrnehmung von Dirigentengeſchäften 0 
vortragenden Räte, und zwar für 2 vortragende Räte beim Finanzminiſterium 
und 1 vortragenden Rat beim Miniſterium der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten 
je 1000 / penſionsfähige Zulage, desgleichen für 1 vortragenden Rat beim 
Miniſterium der öffentlichen Arbeiten künftig l 1000 % penſions⸗ 
fähige Zulage.) 
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Direktionsmitglieder der Seehandlung. 

Mitglieder der Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 

Oberpräſidialräte. 

Senatspräſidenten bei den Oberlandesgerichten, Präſidenten der Landgerichte mit 
weniger als 30 etatmäßigen richterlichen Beamten. 

Oberverwaltungsgerichtsräte. 

Räte beim Evangeliſchen Oberkirchenrate. 


(Außerdem für 1 Rat für die Vertretung des Präſidenten eine penſionsfähige 
Funktionszulage von 1500 KA.) 


Vizepräſident des Provinzialſchulkollegiums in Berlin. 
Verwaltungsdirektor der Kunſtmuſeen in Berlin. 


(Bei Trennung des Amtes des Generaldirektors von dem eines Abteilungs⸗ 
direktors iſt die Stelle baldtunlichſt in diejenige eines Juſtitiars und Verwaltungs-. 
rats umzuwandeln.) 


(Zu Klaſſe 52: Die vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellten 
Beamten beziehen bis zum Aufſteigen in die zweite Gehaltsſtufe ein Anfangsgehalt 


von 7 500 M.) 
| Klaſſe 53. 


14000 — 15500 — 17000 W. 
Miniſterialdirektoren. 
Präſident der Seehandlung. 
(Außerdem 4000 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 
Präſident der Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
Präſident der Juſtizprüfungskommiſſion. 
(Außerdem künftig wegfallend und nichtpenſionsfähig die Hälfte der für die 
Teilnahme an den Prüfungen erwachſenen Gebühren bis zum Höchſtbetrage 
von 6 000 A.) a 


Oberlandſtallmeiſter. 


(Die vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellten, in 
den Klaſſen 1—53 genannten Beamten, welche bisher ein Einzelgehalt 
bezogen, behalten dieſes bis zum normalmäßigen Aufrücken in eine das 
Einzelgehalt überſteigende Gehaltsſtufe.) 


B. Gehälter, die nicht nach Dienſtaltersſtufen aufſteigen. 
Klaſſe 54. 


Zuſammen 53 000 J. 


Lehrer beim Seminar für Orientaliſche Sprachen in Berlin. 
D darunter künftig wegfallend 5 300 J. Außerdem für 1 Lehrer künfti 
wegfallend 2 700 / perſönliche penſionsfähige Zulage.) a 
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2. 1400 & mit 9 Alterszulagen und für erſte und alleinſtehende Lehrer 
Amtszulagen nach den für die Lehrer an den öffentlichen Volks, 
ſchulen beſtehenden Grundſätzen. 

Schullehrer bei der Geſtütverwaltung. 
3. 1600 % mit 9 Alterszulagen wie vor. 
Erſter Lehrer beim Hauptgeſtüt in Trakehnen. 
4. 1200 — 3 300, im Durchſchnitt 2250 M. 


Kreistierärzte ſowie Bezirkstierärzte in den Hohenzollernſchen Landen. 


(Außerdem Stellenzulagen von durchſchnittlich 450 . Einſchließlich dieſer 
Stellenzulagen kommen bei der Penſionierung je 2 250 / in Anrechnung.) 


5 2100 - 3 900, im Durchſchnitt 3000 W. 


a. Nicht vollbeſoldete Kreisärzte und Gerichtsärzte. 

(Außerdem Stellenzulagen von durchſchnittlich 450 /. Auf die Beſoldung 
kommen die auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 9. März 1872 [Geſetzſamml. 
S. 265] gewährten Fuhrkoſtenentſchädigungen und die Gebühren für die Wahr⸗ 
nehmung ortspolizeilicher Geſchäfte in Orten mit Königlichen Polizeiverwal— 
tungen in Anrechnung.) 

b. Nicht vollbeſoldete Kreisärzte als Vorſteher der Medizinal⸗Unterſuchungs— 
ämter in Potsdam, Liegnitz, Magdeburg, Hannover, Stade, Coblenz und 
Düſſeldorf. 

(Außerdem Stellenzulagen von durchſchnittlich 450 A.) 


6. 2400 — 4400, im Durchſchnitt 3 400 A, in Abſtufungen von 2400, 
2800, 3 200, 3 500, 3800, 4100 und 4400 M. 


Legationskanzliſten (perſönliches penſionsberechtigendes Gehalt). 

(Die Beſoldungen betragen in Rom 6 900 M, in Stuttgart 4800 M, 
in Dresden, Hamburg und Karlsruhe je 4 500 , in Darmſtadt und Olden- 
burg je 4200 M und 300 M künftig wegfallende perſönliche Zulage, in München 
4200 /, in Weimar 3 900 % und 200 M künftig wegfallende perſönliche 
Zulage. Wegen des vollen penſionsfähigen Dienſteinkommens vgl. Schluß 
bemerkung 7.) 


7. 3500 % im Durchſchnitt. 


Außerordentliche Profeſſoren bei den Landesuniverſitäten (einschließlich 
des Lyceum Hosianum in Braunsberg) und Abteilungsvorſteher bei 
den Inſtituten der Mediziniſchen und der Philoſophiſchen Fakultäten 
daſelbſt. 
(Die vorſtehend aufgeführten etatmäßigen außerordentlichen Profeſſoren und 
Beamten erhalten aus den Beſoldungsfonds der Univerſitäten und den fonft 


au Verfügung ſtehenden Fonds Mindeſtgehälter nach folgender Gehalts 
ordnung: 
x nad) 4 8 16 20 Jahren 


12 
2 600 3 100 / 3600 4 4 000 % 4 400 % 4 800 KJ. 
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1.300 7 für 2 Abteilungsvorſteher (Proſektoren) künftig wegfallend je 
300 M. 

Von der Gewährung von Alterszulagen find diejenigen Profeſſoren aus⸗ 
genommen, welche 

J. außer oder neben der ihnen übertragenen Profeſſur ein mit Penſions⸗ 
berechtigung verbundenes anderweitiges öffentliches Amt bekleiden oder 
ein ſolches bekleidet haben und Penſion oder Wartegeld beziehen; 

2. mediziniſche Praxis oder eine ſonſtige praktiſche Erwerbstätigkeit treiben 
oder von denen nach Lage der Verhältniſſe anzunehmen iſt, daß ſie dies 
tun werden; 

3. ein Extragehalt bei der hieſigen Akademie der Wiſſenſchaften oder der 
Göttinger Geſellſchaft der Wiſſenſchaften beziehen; 

4. mit ihrem Einverſtändnis vom Halten der Vorleſungen entbunden ſind 
oder bei denen nach Entſcheidung des Unterrichtsminiſters die Voraus- 
ſetzungen vorliegen, unter denen nichtrichterliche Beamte in den Ruheſtand 
verſetzt werden können. 

Außerdem erhalten die etatmäßigen außerordentlichen Profeſſoren zur 
Ergänzung der mit ihrer Univerſitätsſtellung zuſammenhängenden Nebenbezüge 
auf den Betrag von 1 200 % Zuſchüſſe aus dem Fonds Kap. 119 Tit. 12 b 
(Jährliche Zuſchüſſe an etatmäßige Profeſſoren mit geringfügigen Neben- 
bezügen«) des Etats des Miniſteriums der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten. 

Dieſen Profeſſoren und Beamten fließen ferner vom 1. April 1909 ab die 
für ihre Vorleſungen eingehenden Honorare bis zu 3 000 M ganz, von 3 000 bis 
4000 A zu 75 Prozent, von dem darüber hinausgehenden Betrage zur Hälfte zu. 

Den vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellten Profeſſoren 
und Beamten bei der Univerſität Berlin fließen dieſe Honorare bis zu 4500 M 
ganz, von dem darüber hinausgehenden Betrage zur Hälfte zu. 

Dieſe Ordnung der Dienſtbezüge findet keine Anwendung auf diejenigen 
Profeſſoren, welche ſich im Jahre 1897 dem Honorarabzugsverfahren nicht 
unterworfen haben.) 


8. 2400 — 4800, im Durchſchnitt 3600 M. 


Direktorialaſſiſtenten bei den Kunſtmuſeen und dem Kunſtgewerbemuſeum 
in Berlin. 
(Außerdem für 1 Direktorialaſſiſtenten im Orient 3 600 / perſönliche 
nichtpenſionsfähige Zulage.) 
9. 3 750 /, im Durchſchnitt. 
Abteilungsleiter beim Inſtitute für Infektionskrankheiten in Berlin. 


10. 3800 % im Durchſchnitt. 


Profeſſoren bei den Techniſchen Hochſchulen in Hannover, Aachen und 
Danzig — vgl. auch Nr. 17d dieſes Abſchnitts und Klaſſe 55 
Nr. 14e —. 5 

(Die Dozenten bei den Techniſchen Hochſchulen erhalten die für ihre Vor⸗ 
leſungen und praktiſchen Übungen eingehenden Geſamthonorare bis zu 1500 % 
ganz und von dem darüber hinausgehenden Betrag ½ bis zum Gefamtjahres- 
betrage von 6 000 M.) 8 


== 2402, 


11. 2800 — 5 500, im Durchschnitt 4000 /, in Abſtufungen von 2500, 
3000, 3500, 4000, 4500, 5000 und 5500 . 


Kanzleivorſtände bei den Geſandtſchaften in Hamburg und München (perfün- 
liches penſionsberechtigendes Gehalt). 
(Die Beſoldung beträgt je 5 700 %. Wegen des vollen penſionsfähigen 
Dienſteinkommens vgl. Schlußbemerkung 7.) 


12. 4100 % im Durchſchnitt. 


Profeſſoren bei der Techniſchen Hochſchule in Berlin — vgl. Nr. 190 
dieſes Abſchnitts —. g 
(Die Dozenten bei der Techniſchen Hochſchule erhalten die für ihre Vor⸗ 
leſungen und praktiſchen Ubungen eingehenden Geſamthonorare bis zu 1500 M 
ganz und von dem darüber hinausgehenden Betrag ¼ bis zum Geſamtjahres— 
betrage von 6 000 KL.) 


13. 3 300 — 5 700 #4 (13 Stellen mit je 3 300 %, 14 Stellen mit je 
a 4500 A, 13 Stellen mit je 5000 % und 20 Stellen mit je 
5 700 W.) 


Adjutanten und Diſtriktsoffiziere der Landgendarmerie. 


14. 2400 — 6 000, im Durchſchnitt 4500 M. 


a) Ordentliche Lehrer bei der Akademiſchen Hochſchule für die bildenden Künſte 
in Berlin. 


b) Vollbeſchäftigte ordentliche Lehrer bei der Akademiſchen Hochſchule für 

Muſik in Berlin. 
(Außerdem für 2 Lehrer als Vorſteher der Abteilungen für Kompoſition 
und für Klavier und Orgel je 1 000 % und für 2 Lehrer — künftig weg⸗ 
‚fallend — je 2 000 M penſionsfähige Zulage.) 

e) Ordentliche Lehrer bei den Kunſtakademien in Königsberg i. Pr. und 
i, 

d) Ordentliche Lehrer bei der Kunſtakademie in Düſſeldorf, davon einer zugleich 
Sekretär, einer Konſervator der Kunſtſammlungen und Bibliothekar. 


(Außerdem künftig wegfallend für 1 Lehrer 300 % und für 1 Lehrer 
100 % penſionsfähig.) 


15. 3 000 — 6 000, im Durchschnitt 4 500 /, in Abſtufungen von 3000, 
30600, 4200, 4800, 5400 und 6.000 M. 


Legationsſekretäre (perſönliches penſionsberechtigendes Gehalt). 
(Die Beſoldungen betragen in Rom 9 000 /, in Hamburg 6 000 /, in 
Dresden und München je 5 100 / und in Stuttgart 4800 M. Wegen 
des vollen penſionsfähigen Dienſteinkommens vgl. Schlußbemerkung 7.) 


„55 


16. 3000 — 6 000, im Durchſchnitt 4 500 M. 


a) Lehrer bei den Vorbereitungs⸗ und den Fachklaſſen der Unterrichtsanſtalt 
beim Kunſtgewerbemuſeum in Berlin. 


b) Ordentliche Lehrer bei der Kunſtſchule in Berlin. 
e) Lehrer bei der Kunſt⸗ und Kunſtgewerbeſchule in Breslau. 


17. 5 500 % im Durchſchnitt. 


a) Profeſſoren bei der Bergakademie in Clausthal. 
(Die Profeſſoren erhalten die für ihre Vorleſungen eingehenden Unterrichts- 
gebühren bis zu 1500 / ganz und von dem darüber hinausgehenden Betrag 

/ bis zum Geſamtjahresbetrage von 4 500 M.) 


b) Profeſſoren bei der Landwirtſchaftlichen Akademie in Bonn⸗Poppelsdorf. 

(Die Profeſſoren erhalten die für ihre Vorleſungen eingehenden Unterrichts. 

gebühren [Kollegiengelder] bis zu 1 500 % ganz und von dem darüber hin⸗ 
ausgehenden Betrag / bis zum Geſamtjahresbetrage von 4 500 &.) 

e) Ordentliche Profeſſoren bei den Landesuniverſitäten leinſchließlich des 
Lyceum Hosianum in Braunsberg) mit Ausnahme derjenigen bei der 
Univerſität Berlin. g 

(Die vorſtehend aufgeführten etatmäßigen ordentlichen Profeſſoren erhalten 
aus dem Beſoldungsfonds der Univerſitäten und den ſonſt zur Verfügung 
ſtehenden Fonds Mindeſtgehälter nach folgender Gehaltsordnung: 

nach 4 8 12 16 20 Jahren 

4200 # 1700 M 5200. „ 5 700 „ 6 200 4 6 600 M. 

Von der Gewährung von Alterszulagen find diejenigen Profeſſoren aus⸗ 
genommen, welche 

1. außer oder neben der ihnen übertragenen Profeſſur ein mit Penſions-. 

berechtigung verbundenes anderweitiges öffentliches Amt bekleiden oder 
ein ſolches bekleidet haben und Penſion oder Wartegeld beziehen; 
2. mediziniſche Praxis oder eine ſonſtige praktiſche Erwerbstätigkeit treiben 
oder von denen nach Lage der Verhältniſſe anzunehmen iſt, daß ſie dies 
tun werden; ü 

3. ein Extragehalt bei der hieſigen Akademie der Wiſſenſchaften oder der 
Göttinger Geſellſchaft der Wiſſenſchaften beziehen ; f 

4. mit ihrem Einverſtändnis vom Halten der Vorleſungen entbunden ſind 
oder bei denen nach Entſcheidung des Unterrichtsminiſters die Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, unter denen nichtrichterliche Beamte in den Ruheſtand 
verſetzt werden können. 

Außerdem erhalten die etatmäßigen Profeſſoren zur Ergänzung der mit ihrer 
Univerſitätsſtellung zuſammenhängenden Nebenbezüge auf den Betrag von 
1200 & Zuſchüſſe aus dem Fonds Kap. 119 Tit. 12b („Jährliche Zuſchüſſe 
an etatmäßige Profeſſoren mit geringfügigen Nebenbezügen«) des Etats des 
Miniſteriums der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten. 8 

Dieſen Profeſſoren fließen ferner vom 1. April 1909 ab die für ihre Vor⸗ 
leſungen eingehenden Honorare bis zu 3 000 / ganz, von 3 000 bis 4000 % 
zu 75 Prozent, von dem darüber hinausgehenden Betrage zur Hälfte zu. 

Dieſe Ordnung der Dienſtbezüge findet keine Anwendung auf diejenigen 
Profeſſoren, welche ſich im Jahre 1897 dem Honorarabzugsverfahren nicht 
unterworfen haben.) 
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d) Profeſſoren bei den Techniſchen Hochſchulen in Hannover, Aachen, Danzig und 
Breslau — dgl. auch Nr. 10 dieſes Abſchnitts und Klaſſe 55 Nr. 14e —. 


(Die Dozenten bei den Techniſchen Hochſchulen erhalten die für ihre Vor 
leſungen und praktiſchen Übungen eingehenden Geſamthonorare bis zu 1500 / 
ganz und von dem darüber hinausgehenden Betrag ¼ bis zum Gefamtjahres- 
betrage von 6 000 . Außerdem für die Rektoren in Hannover, Aachen 
und Danzig je 2 400 A nichtpenſionsfähige Funktionszulage.) 


18. 6 000 % im Durchſchnitt. 
Vorſteher der Akademiſchen Meiſterateliers in Berlin. 


19. 6 500 % im Durchſchnitt. 


a) Profeſſoren bei der Bergakademie in Berlin und bei der Landwirtſchaft— 
lichen Hochſchule in Berlin (davon eine Stelle, deren Inhaber gleichzeitig 
Kuſtos des Mufeums ift). 


(Die Profeſſoren erhalten die für ihre Vorleſungen eingehenden Unterrichts- 
gebühren [Kollegiengelder] bis zu 1 500 % ganz und von dem darüber hinaus⸗ 
gehenden Betrag ½ bis zum Geſamtjahresbetrage von 4 500 W. 

Der Rektor der Landwirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin hat außerdem 
Anteil an den Einſchreibegebühren.) 


b) Ordentliche Profeſſoren bei der Univerfität Berlin. 


(Die vorſtehend aufgeführten etatmäßigen ordentlichen Profeſſoren erhalten 
aus dem Beſoldungsfonds und den ſonſt zur Verfügung ſtehenden Fonds 
Mindeſtgehälter nach folgender Gehaltsordnung: 

nach 4 8 12 16 20 24 Jahren 


ch 
4800 4 5 200 %% 5 600 6 000 * 6 400 %% 68004 7200 M. 


Von der Gewährung von Alterszulagen ſind diejenigen Profeſſoren aus— 
genommen, welche 

1. außer oder neben der ihnen übertragenen Profeſſur ein mit Penſions⸗ 
berechtigung verbundenes anderweitiges öffentliches Amt bekleiden oder 
ein ſolches bekleidet haben und Penſion oder Wartegeld beziehen; 

2. mediziniſche Praxis oder eine ſonſtige praktiſche Erwerbstätigkeit treiben oder 
von denen nach Lage der Verhältniſſe anzunehmen iſt, daß ſie dies tun werden; 

3. ein Extragehalt bei der hieſigen Akademie der Wiſſenſchaften oder der 
Göttinger Geſellſchaft der Wiſſenſchaften beziehen; 

4. mit ihrem Einverſtändnis vom Halten der Vorleſungen entbunden ſind 
oder bei denen nach Entſcheidung des Unterrichtsminiſters die Voraus. 
ſetzungen vorliegen, unter denen nichtrichterliche Beamte in den Ruheſtand 
verſetzt werden können. 

Außerdem erhalten die etatmäßigen Profeſſoren zur Ergänzung der mit ihrer 
Aniverſitätsſtellung zuſammenhängenden Nebenbezuͤge auf den Betrag von 
1200 % Juſchüſſe aus dem Fonds Kap. 119 Tit. 12b („Jährliche Zuſchüſſe 
an etatmäßige Profeſſoren mit geringfügigen Nebenbezügen«) des Etats des 
Miniſteriums der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten. 

Dieſen Profeſſoren fließen ferner vom 1. April 1909 ab die für ihre Vor⸗ 
leſungen eingehenden Honorare bis zu 3 000 / ganz, von 3 000 bis 4000 4 
zu 75 Prozent, von dem darüber hinausgehenden Betrage zur Hälfte zu. 


20. 


21 


23. 


24, 
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Den vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellten Profeſſoren 
fließen dieſe Honorare bis zu 4500 / ganz, von dem darüber hinausgehenden 
Betrage zur Hälfte zu. 8 

Dieſe Ordnung der Dienſtbezüge findet keine Anwendung auf diejenigen 
Profeſſoren, welche ſich im Jahre 1897 dem Honorarabzugsverfahren nicht 
unterworfen haben.) 

c) Profeſſoren bei der Techniſchen Hochſchule in Berlin — vgl. auch Nr. 12 
dieſes Abſchnitts —. 

(Der etatmäßige Profeſſor für mechaniſche Technologie bezieht außerdem 
1500 % Remuneration für Wahrnehmung der Geſchäfte des Vorſtehers der 
len für Metallographie und Metallurgie des Materialprüfungsamts in 

ahlem. 

Für den Rektor ferner 4000 M nichtpenſionsfähige Funktionszulage. 

Die Dozenten bei der Techniſchen Hochſchule erhalten die für ihre Vorleſungen 
und praktiſchen Übungen eingehenden Geſamthonorare bis zu 1500 % ganz 
und von dem darüber hinausgehenden Betrag ½ bis zum Geſamtjahresbetrage 
von 6 000 &.) 


Höchſtens 7000, im Durchſchnitt 6 500 M. f 
Ordentliche Lehrer bei der Kunſtakademie in Düſſeldorf, ſoweit ſie nicht 
ein Gehalt von 2400 — 6000, im Durchſchnitt 4500 K, beziehen. 
(Außerdem 1 Lehrer für die Führung der Direktionsgeſchäfte 4000 / 
Remuneration.) 


6 000 — 8000, im Durchſchnitt 7000 .J. 
Brigadiers der Landgendarmerie. 


Höchſtens 8 000, im Durchſchnitt 7200 WM. 
Lehrer bei der Akademie in Poſen. 


Bis 9000, im Durchſchnitt 7850 W. 
a) Abteilungsdirektoren bei den Kunſtmuſeen in Berlin. 

(Außerdem für 1 Abteilungsdirektor im Orient 5 100 / nichtpenſionsfähige 
perſönliche Zulage.) 

b) Direktoren der Sammlungen, der Unterrichtsanſtalt und der Bibliothek beim 
Kunſtgewerbemuſeum in Berlin. 

(Außerdem für den Direktor der Sammlungen künftig wegfallend 2000 # 
perſönliche penſionsfähige Zulage und für 1 Direktor 1000 % Remuneration 
für Führung der allgemeinen Verwaltungsgeſchäfte,) 

c) Direktor der Nationalgalerie in Berlin. a 


8000 12 000, im Durchſchnitt 10 000 /, in Abſtufungen von 8000, 
9000, 10000, 11000 und 12000 M. 
Miniſterreſidenten (perſönliches penſionsberechtigendes Gehalt). 
(Die Beſoldungen betragen in Darmſtadt 24 000 % und in Weimar 
18 000 „, Wegen des vollen penſionsfähigen Dienſteinkommens vgl. Schluß⸗ 
bemerkung 7.) 
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C. Einzelgehälter. 
Klaſſe 55. 
1. Ohne Gehalt. 
Quäſtor bei der Univerfität Göttingen. 
(Gebühren. Das penſionsfähige Dienſteinkommen beträgt außer dem 
Wohnungsgeldzuſchuſſe 4 500 A.) 
2. 1000 M. 
Fechtmeiſter bei der Univerſität Göttingen. 
3. 100 — 1300 W. 


a) Vollbeſchäftigte Waldwärter bei der Forſtverwaltung. 
(Außerdem freies Brennholz oder Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten. 
Der Wert wird mit 75 A als penſionsfähiges Dienſteinkommen berechnet. 
Ferner 8 550 % nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 A, davon 
4950 % beim Ausſcheiden der Empfänger künftig wegfallend.) 
b) Vollbeſchäftigte Torf, Wieſen⸗ uſw. Wärter bei der Forſtverwaltung. 
(Außerdem freies Brennholz oder Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten. 
Der Wert wird mit 75 / als penſionsfähiges Dienſteinkommen berechnet. 
Ferner 1050 / nichtpenſionsfähige Stellenzulagen bis zu 200 K.) 


4. 1300 M. 


Waldwärter beim Studienfonds in Münſter. 


(Außerdem freies Brennholz oder Torf gegen Erſtattung der Nebenkoſten. 
Der Wert wird mit 75 A als penſionsfähiges Dienſteinkommen berechnet. 
Ferner 300 A perſönliche penſionsfähige Zulage.) 


5. 1500 W. 
Oberwärterinnen bei den Pſychiatriſchen und Nerven⸗Kliniken der Univer- 


fitäten Greifswald, Breslau, Halle und Kiel. 


(Der Wert der Emolumente wird mit 600 M auf das Gehalt angerechnet. 
Außerdem für die Oberwärterin in Kiel 100 % und für die Oberwärterin 
in Halle 400 / perſönliche penſionsfähige Zulage.) 


6. 1600 W². 
a Oberwärter bei den Pſychiatriſchen und Nerven⸗Kliniken der Univerſitäten 
Greifswald, Breslau und Kiel. 
(Der Wert der Emolumente wird mit 600 % auf das Gehalt angerechnet.) 
7. 1800 W. 


a) Ein Departementstierarzt in Berlin, Kreistierärzte. 


(Bei der Penſionierung kommen außerdem zur Anrechnung 4 500 M bei 
dem Departementstierarzt, bei 6 Kreistierarztſtellen in Berlin, und zwar bei 
2 Stellen je 2 250 4, bei 2 Stellen je 2700 A und bei 2 Stellen je 3 150 A.) 


10. 


11. 


13. 


14. 


, e 


b) Akademiſcher Zeichenlehrer bei der Univerſität Bonn. 


c) Kaſſenrendant und Quäſtor bei der Univerſität Bonn. 
(Außerdem Gebühren. 


Das penſionsfähige Dienſteinkommen beträgt außer dem Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuſſe 4500 A.) 


d) Prokurator beim Studienfonds in Paderborn. 
(Außerdem 300 A perſönliche penſionsfähige Zulage.) 
2000 W. 
Akademiſcher Zeichenlehrer bei der Univerſität Halle. 


2100 WM. 


a) Akademiſcher Zeichner bei der Univerfität Göttingen. 
b) Rendant bei der Kloſter Bergeſchen Stiftung und dem Kloſter Unſer 
Lieben Frauen in Magdeburg. 
(Außerdem 800 4 perſönliche penſionsfähige Zulage.) 
2 250 M. 
Kaſſenrendant und Quäſtor bei der Univerſität Königsberg. 
(Außerdem Gebühren. 
Das 100 „ Dienſteinkommen beträgt außer dem Wohnungsgeld- 
zuſchuſſe 4 500 &.) 
2 700 WM. 
a) Maſchinenmeiſter für die Waſſerkraftanlagen auf dem Pacthof in Berlin. 
x Oberinnen bei der Strafanſtaltsverwaltung. 
e) Kaſſenrendant und Quäſtor bei der Univerſität Halle. 


(Außerdem Gebühren. 
Das 1000 % Dienſteinkommen beträgt außer dem Wohnungsgeld⸗ 
zuſchuſſe 4 500 % 


. 2850 M. 


Kaſſenrendant und Quäſtor bei der Univerfität Breslau. 
(Das ra Dienſteinkommen beträgt außer dem Wohnungsgeld— 
aufsure 4500 A.) 
2900 WM. 
Verwalter der der Staatsaufſicht unterſtellten Forſten im ehemaligen Juſtiz⸗ 
amt Olpe. 


3000 MH. 
a) Technischer Affiftent und Lehrer für Zeichnen und Malen bei der Porzellan⸗ 
manufaktur. 
(Für den techniſchen Aſſiſtenten außerdem künftig wegfallend 600 % — 
i ) 


penſionsfähig —. 
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b) Chemiker beim Landwirtſchaftlichen Inſtitute der Univerfität Halle. 
e) Erſter und zweiter Kuſtos des Muſeums vaterländiſcher Altertümer in Kiel. 


d) Proſektor beim Anatomiſchen Inſtitute der Univerſität Bonn. 
f (Davon 800 % künftig wegfallend.) 
e) Profeſſor bei der Techniſchen Hochſchule in Hannover — vgl. auch 
Nr. 10 und 17d der Klaſſe 54 —. 


(Außerdem die für ſeine Vorleſungen und praktiſchen Abungen eingehenden 
Geſamthonorare bis zu 1500 / ganz und von dem darüber hinausgehenden 
Betrag ½ bis zum Geſamtjahresbetrage von 6 000 &.) 


15 3300 M. 
a) Etatmäßige Hilfsarbeiter bei den Gewerbeinſpektionen. 


b) Debitsvorſteher bei der Porzellanmanufaktur. 


(Außerdem nichtpenſionsfähige Tantieme in Höhe von 5,8 % des Erlöſes 
aus dem Porzellanverkaufe, ſoweit dieſer Erlös nicht für den Hausinſpektor 
und Materialienverwalter tantiemepflichtig iſt, ſowie / / des Erlöſes aus dem 
Verkaufe techniſcher Artikel und Iſolatoren.) 


c) Obermaler bei der Porzellanmanufaktur als techniſcher Aſſiſtent der Malerei. 


(Für ausgeführte Malereien kann nach den für die Berechnung der Maler 
löhne geltenden Grundſätzen beſondere Vergütung bis höchſtens 600 „/ jährlich 
gewährt werden.) 


d) Proſektoren bei den Anatomiſchen Inſtituten der Univerſitäten Königsberg 
und Halle. 


(Davon je 1 100 % künftig wegfallend.) 


e) Direktor der Sternwarte bei der Univerſität Göttingen. 
(Davon 900 . künftig wegfallend.) 


16. 3 600 W². 


a) Praktiſcher Arzt bei der Geſtütverwaltung. 


(Außerdem 500 „/ nichtpenſionsfähige Entſchädigung für die Verwaltung 
des Geſtütlazaretts. 
Die Stelle iſt im Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen.) 


b) Direktor des Muſeums vaterländiſcher Altertümer in Kiel. 
e) Lehrer der Tierheilkunde bei der Univerſität Göttingen. 
d) Arztlicher Direktor des Chariteékrankenhauſes in Berlin. 
17. 3 900 W. 
Ingenieur beim Strafgefängnis in Plötzenſee. 
18. 4000 W. 
Vorſteher der Akademiſchen Meiſterſchulen für muſikaliſche Kompoſitionen. 


„ 
19. 4200 . 


a) Malereivorfteher bei der Porzellanmanufaktur. 


(Außerdem künftig wegfallend 500 % — penſionsfähig —. Ferner für 
gelieferte Zeichnungen, Entwürfe und Malereien eine beſondere nichtpenſions⸗ 
fähige Vergütung bis höchſtens 1 000 % jährlich und für den vertretungs⸗ 
weiſe zu erteilenden Unterricht der Maler im Zeichnen und Malen nach 
der Natur eine Vergütung von 2 , 50 Pf. für die Stunde.) 


b) Kaſſenrendant bei der Univerſität Greifswald. 


(Außerdem Gebühren. 
Das penſionsfähige Dienſteinkommen beträgt außer dem Wohnungsgeld- 
zuſchuſſe 4 500 A.) 


c) Direktor und erſter Lehrer des Akademiſchen Inſtituts für Kirchenmuſik in 
Berlin. 
d) Bibliothekar bei der Akademiſchen Hochſchule für die bildenden Künſte in 
Berlin leinſchließlich 1800 M künftig wegfallend). 
20. 4 500 M. 


a) Plankammervorſteher bei der Minifterial-Militär- und Baukommiſſion in 
Berlin. 
(Außerdem künftig wegfallend bis zu 300 / penſionsfähige Zulage.) 


b) Rendanten bei den Rentenbanken. 


c) Bureaubeamter bei den Kunſtmuſeen in Berlin. 


(Außerdem künftig wegfallend 300 „% penſionsfähige Zulage. 
Ferner 1 200 M nichtpenſionsfähige Funktionszulage.) 


d) Oberſekretär bei der Königlichen Bibliothek in Berlin. 
(Außerdem künftig wegfallend 300 „ penſionsfähige Zulage.) 
21. 4800 M. 


a) Modellmeiſter bei der Porzellanmanufaktur. 

(Außerdem künftig wegfallend 500 % — penſionsfähig —. Ferner nicht- 
penſionsfähig für gelieferte Modelle eine beſondere von der Direktion feſtzu⸗ 
ſetzende Vergütung und für den Unterricht der Former und Dreher im 
Modellieren eine Vergütung von 8 % für jeden Unterrichtstag.) 


b) Rechnungsreviſor bei der Porzellanmanufaktur. 
22. 5000 M. 
Direktor der Akademiſchen Hochſchule für die bildenden Künſte in Berlin. 
23. 5 100 WM. 
Direktor des Tiergartens in Berlin. 
24. 5 400 W. 
Rendant bei dem Reichs- und Staatsanzeiger. 


25. 


26. 
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6 000 W. 
a) Vorſteher der Expedition des Reichs⸗ und Staatsanzeigers. 
b) Generaldirektoren der Kunſtmuſeen und der Königlichen Bibliothek in 


Berlin. 


(Iſt der Generaldirektor der Kunſtmuſeen nicht zugleich Abteilungsdirektor, 
fo kann ihm eine Beſoldung von 12 000 & gewährt werden.) 


6 500 . 


Direktoren und erſte Lehrer der Kunſtakademien in Königsberg i. Pr. und 
Caſſel ſowie Direktoren der Kunſtſchule in Berlin und der Kunft- und 
Kunſtgewerbeſchule in Breslau. : 


27. Bis 6600 W. 
Bankinſpektoren (banktechniſche Reviſoren). 
28. 6 600 WM. 
a) Treſorverwalter, Oberbuchhalter und Vorſteher des Präſidialbureaus der 
Seehandlung. 
b) Oberbuchhalter bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
e) Bureauvorſteher bei der Generalordenskommiſſion. 
d) Redakteur beim Reichs⸗ und Staatsanzeiger. 
e) Direktor der Tierärztlichen Hochſchule in Hannover. 
(Außerdem künftig wegfallend 900 / penſions fähige Zulage. Ferner die 
Studienhonorare bis zu 1 500 % ganz und von dem darüber hinausgehenden 
Betrag ½ bis zum Geſamtjahresbetrage von 4 500 &.) 
f) Vorſteher und erſter Lehrer der Abteilung für Orcheſterinſtrumente bei der 
Akademiſchen Hochſchule für Muſik in Berlin. 
(Außerdem als Vorſitzender des Direktoriums der Hochſchule 1 500 M, als 
Dirigent der Aufführungen 3 000 /, davon künftig wegfallend 1500 M, 
Remuneration.) 
g) Vorſteher und erſter Lehrer der Abteilung für Geſang bei der Akademiſchen 
Hochſchule für Muſik in Berlin. 
(Außerdem als Chormeiſter der Hochſchule künftig wegfallend 1 500 M 
penſionsfähige Beſoldung.) 
29. 7200 WM. 


a) Bureauvorſteher bei den Miniſterien und dem Ex angeliſchen Oberkirchenrate. 


b) Vorſteher der Geheimen Kalkulatur bei der Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
e) Zweiter Kabinettsſekretär. 

d) Vorſteher des Abrechnungsbureaus für die Re ſichsſteuern. 

e) Oberbuchhalter und Kaſſierer bei der Gencralß aatskaſſe. 


„ 


\ 


a 


) Eiſenbahndirektor bei den Miniſterialabteilungen für das Eiſenbahnweſen. 
(Außerdem künftig wegfallend 600 / penſionsfähige Zulage.) 
g) Polizeitechniſcher Hilfsarbeiter beim Miniſterium des Innern. 

h) Techniſcher Hilfsarbeiter für die Bearbeitung des Beamten⸗Baugenoſſenſchafts⸗ 
weſens, ſtändiger bautechniſcher Hilfsarbeiter beim Finanzminiſterium, ſtändige 
landwirtſchaftlichtechniſche Hilfsarbeiter und ſtändiger veterinärtechniſcher 
Hilfsarbeiter beim Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 

i) Vorſteher der Meßbildanſtalt für Denkmalaufnahmen. 
(Außerdem künftig wegfallend 1 200 / perſönliche nichtpenſionsfähige 
Stellenzulage.) 
30. 7500 WM. 
a) Rendanten der Seehandlungshauptkaſſe, Staatsſchuldentilgungskaſſe und 
des Staatsſchuldbuchbureaus. 
b) Dirigent der Kontrolle der Staatspapiere. 
c) Erſter Sekretär beim Hiſtoriſchen Inſtitut in Rom. 
(Außerdem 1 250 M nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 
d) Verwaltungsdirektor bei der Porzellanmanufaktur. 
(Außerdem künftig wegfallend 3 000 / perſönliche penſionsfähige Zulage.) 
e) Direktor der Bergakademie in Clausthal. 


(Der vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellte Beamte bezieht 
ein Gehalt von 4 200 A, ſteigend in 5 Abſtufungen von 600 M auf 7 200 /, 
und außerdem 900 / penſionsfähige Zulage. 

Der Direktor bezieht die für die Vorleſungen eingehenden Unterrichtsgebühren 
bis zu 1500 #6 ganz und von dem darüber hinausgehenden Betrag ½¼ bis 
zum Gefamtjahresbetrage von 4 500 AM.) 

f) Direktor der Landwirtſchaftlichen Akademie in Bonn⸗Poppelsdorf. 


(Außerdem als etatmäßiger Profeſſor die Unterrichtsgebühren Gollegien⸗ 
gelder) bis zu 1500 % ganz und von dem darüber hinausgehenden Betrag 
½ bis zum Gefamtjahresbetrage von 4500 M.) 


g) Direktor des Kaiſer Wilhelms-Inſtituts für Landwirtſchaft in Bromberg. 


31. 7800 WM. a 
a) Zentralbureauvorſteher bei den Miniſterien. 
b) Bureauvorſteher bei dem Staatsminiſterium, dem Geheimen Zivilkabinett 
und dem Oberverwaltungsgerichte. 
e) Vorſteher des Präſidialbureaus der Oberrechnungskammer. 
d) Vorſteher der Hauptbuchhalterei des Finanzminiſteriums. 
e) Direktor beim Herrenhaus und beim Hauſe der Abgeordneten. 


(Außerdem künftig wegfallend 1 200 „ penfionsfähig für den Direktor beim 
Hauſe der Abgeordneten.) 


— 
f) Rendant der Generalſtaatskaſſe. 
g) Erſter Kabinettsſekretär. 
h) Direktor des Inſtituts für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. 
(Außerdem künftig wegfallend 1200 . penſionsfähige Zulage.) 
i) Direktor des Hygieniſchen Inſtituts in Poſen. 
(Außerdem Honoraranteil für Abhaltung von Kurſen und Vorleſungen.) 
K) Vorſteher der Verſuchs⸗ und Prüfungsanſtalt für Waſſerverſorgung und 
Abwäſſerbeſeitigung in Berlin. 
32. 8 000 WM. 


a) Generalſuperintendent in Wiesbaden. 


(Auf das Gehalt kommen 6857 4 15 Pf. anderweite Dienſtbezüge in 
Anrechnung.) 


b) Generalſuperintendenten in Caſſel. 


(Dem reformierten Generalſuperintendenten werden 800 / an Bezügen 
aus Nebenämtern in Anrechnung gebracht.) 


e) Generalſuperintendenten in Aurich. 


; (Auf das Gehalt des lutheriſchen Generalſuperintendenten in Aurich kommen 
g an Bezügen aus Nebenämtern 1050 / in Anrechnung.) 


33. 8 300 M. 
Direktoren der Forſtakademien 


34. Bis 8 500 W. 
Kommandant des Zeughauſes in Berlin. 


35. 8 500 W. 
Zweiter Direktor der Staatsarchive. 


36. 9 000 W. 
a) Direktor der Bernſteinwerke. 


b) Generaldirektor der Staatsarchive. 


(Sit der Generaldirektor der Staatsarchive nicht zugleich Direktor des Ge— 
heimen Staatsarchivs, jo kann ihm eine Beſoldung von 12 000 % gewährt 


werden.) 
c) Erſter Direktor der Königlichen Bibliothek in Berlin. 
37. 9 500 M. 


Polizeipräſident in Frankfurt a. M. 
(Außerdem 2 700 & nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 


= Al 
38. 10000 W. 
a) Direktoren der Bergakademie und der Geologiſchen Landesanſtalt in Berlin. 
b) Generalſuperintendenten mit Ausnahme derjenigen in Wiesbaden, Caſſel 


und Aurich. 


(Auf die Gehälter der Generalſuperintendenten in Kiel (2), Königsberg, 
Stettin, Hannover, Stade und Hildesheim (je 1) kommen an Gebühren be⸗ 
ziehungsweiſe an Bezügen aus Nebenämtern in Anrechnung 1687 , 800 M, 
12 5 15 5 418 %% 90 Pf., 2656 / 89 Pf., 601 / 51 Pf. und 2 389 M 
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e) Kuratoren der Univerfitäten Greifswald, Halle, Göttingen und Marburg. 


39. 10 500 W. ö 


Direktoren der Porzellanmanufaktur. 


(Außerdem für einen Direktor künftig wegfallend 1500 M penſionsfähige 
Zulage. 

Der artiſtiſche Direktor bezieht für den Unterricht der Maler im Zeichnen 
und Malen nach der Natur eine nichtpenſionsfähige Vergütung von 5 % für 
die Stunde.) 


40. 11000 -. 
Vorſitzende der Bergwerksdirektionen, Präſidenten der Generalkommiſſionen. 
41. 11500 . . 


a) Oberſtaatsanwälte (ausſchließlich desjenigen beim Kammergericht in Berlin), 
Präſidenten der Landgerichte mit mindeſtens 30 etatmäßigen richterlichen 
Beamten, Amtsgerichtspräſident beim Amtsgerichte Berlin-Mitte und Erſter 
Staatsanwalt beim Landgericht J in Berlin. 

b) Direktoren der Konſiſtorien. 


(Das Amt des Direktors des Konſiſtoriums in Frankfurt a. M. iſt mit 
dem des Direktors des Konſiſtoriums in Wiesbaden organiſch zu verbinden.) 


c) Präſident der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern in 


Berlin. 
(Außerdem als Vorſitzender der Einkommenſteuer-Berufungskommiſſion für 
Berlin 1000 A Remuneration, welche beim Freiwerden der Stelle in Abgang 
zu bringen und im Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen iſt.) 


d) Präſident der Miniſterial⸗Militär- und Baukommiſſion in Berlin. 


e) Staatskommiſſar bei der Berliner Börſe. 
(Außerdem eine nichtpenſionsfähige Stellenzulage bis zu 3 500 AM.) 


) Präſident des Statiſtiſchen Landesamts. 
g) Direktor des Aſtrophyſikaliſchen Obſervatoriums bei Potsdam. 
42. 12000 M. 


a) Direktor des Inſtituts für Infektionskrankheiten in Berlin. 
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b) Präſidenten der Oberzolldirektionen, Berghauptleute, Präſidenten des 
Zentralamts und der Direktionen der Eiſenbahnverwaltung. 


c) Präſident des Landeskonſiſtoriums in Hannover. 


43. 13000 A. 
a) Regierungspräſidenten. 


(Außerdem nichtpenfionsfähige Stellenzulagen von durchſchnittlich 2000 , 
in Abſtufungen von 1 000, 2000, 3 000 4.) 


b) Präſident der Anſiedlungskommiſſion. 
(Außerdem 1500 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage künftig wegfallend.) 
e) Präſident des Konſiſtoriums in Berlin, Oberſtaatsanwalt beim Kammergerichte. 
d) Polizeipräſident in Berlin. 
(Außerdem 3 000 & nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 
e) Präſident des Oberlandeskulturgerichts. 
44. 14000 W. 
a) Direktoren bei der Oberrechnungskammer. 
b) Senatspräſidenten beim Oberverwaltungsgerichte. 
45. 15 000 WA. 
Präſidenten der Oberlandesgerichte (ausſchließlich des Kammergerichts). 
46. 18000 WM. > 
Geſandte (perſönliches penfionsberechtigendes Gehalt). 
(Die Beſoldungen betragen in Rom bei dem päpſtlichen Stuhle 60 000 M 
[außerdem 15 000 / Mietentſchädigung], in München 45 000 / außerdem 
1200 zur Gewährung einer Mietentſchädigung an den Legationsſekretär], 


in Dresden, Hamburg, Karlsruhe und Stuttgart je 30 000 „ und in Olden⸗ 
burg 24 000 &&.) 


47. 20 000 W. 
a) Unterſtaatsſekretäre. 
b) Präſident des Kammergerichts. 
c) Geheimer Kabinettsrat. 
48. 21000 W. 
a) Chefpräſident der Oberrechnungskammer. 
b) Oberpräſidenten. 
(Außerdem je 5 000 & nichtpenſtonsfähige Stellenzulage.) 
e) Präſident des Oberverwaltungsgerichts. 
(Außerdem 2000 „ nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 
d) Präſident des Evangeliſchen Oberkirchenrats. 
(Außerdem 4000 & nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 


e. 


Se 
49. 36 000 J 


a) Präſident oder Vizepräſident des Staatsminiſteriums. 


(Der Präſident oder Vizepräſident erhält außerdem 18 000 % Repräſen⸗ 
tationskoſten. Dieſe können, wenn das Amt des Präſidenten oder Vizepräſi⸗ 
denten des Staatsminiſteriums im Nebenamte wahrgenommen wird, ſoweit 
als nichtpenſionsfähige Stellenzulage zur Ausgabe gelangen, daß die Dienſt⸗ 
einkünfte in ihrer Geſamtheit 64 000 & nicht überſteigen.) 


b) Miniſter. 
(Außerdem je 14 000 / nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 


D. Gehälter für die Beamten der Preußiſchen Zentral⸗ 
Genoſſenſchaftskaſſe. 
1400 — 1500 — 1600 — 1680 — 1760 — 1840 — 1920 — 2 000 A.. 


Kaſſenboten. 
b 1800 — 2 300 — 2 800 — 3 300 A. 
Kaſſenaſſiſtenten. = 


2100 — 2500 — 2900 — 3300 — 3 600 — 3900 — 4200 — 4500 .A. 
Sekretäre ſowie Buchhalter und Sekretäre mit techniſcher Vorbildung. 


3000 — 3600 — 4200 — 4800 — 5 400 — 6000 — 6 600 W. 


Sekretäre, Kaſſierer und Buchhalter als Bureauvorſteher und in ſonſtigen Aufjichts- 
ſtellungen. 


4200 — 4800 — 5400 — 6 000 — 6600 W. 
Erſte Kaſſierer und ein Affiftent des genoſſenſchaftstechniſchen Bankinſpektors. 


4800 — 5 400 — 6000 — 6 600 W. 
Abteilungsvorſteher und Vorſteher des Reviſionsbureaus. 


5 400 — 6000 — 6 600 — 7200 W. 
Vorſteher der Kaſſenabteilung und Bankinſpektoren als techniſche Hilfsarbeiter. 


7000 — 8000 — 9000 — 10000 #. 
Direktionsmitglieder. 


7000 — 8500 — 10 000 — 11500 A. 


Direktionsmitglied als Vertreter des Präſidenten. 
(Der vor dem Tage der Verkündung des Geſetzes angeſtellte Stelleninhaber 
bezieht ein Anfangsgehalt von 7 500 &.) 
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= 416 
14000 — 15500 — 17000 W. 


Präſident. 
(Außerdem 2000 nichtpenſionsfähige Stellenzulage.) 

(Die bisherigen nichtpenſionsfähigen Remunerationen von je 1000 % für die 3 Die 
rektionsmitglieder und von 500 % für 1 Bankinſpektor als genoſſenſchaftstechniſchen 
Hilfsarbeiter ſind im Etat als künftig wegfallend zu bezeichnen und in Höhe derjenigen 
Beträge in Wegfall zu bringen, welche infolge der Gehaltserhöhung gegen die bis— 
herigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind.) 


Bemerkungen. 

1. Die in der Provinz Poſen und in den gemiſchtſprachigen Teilen der 
Provinz Weſtpreußen angeſtellten mittleren, Kanzlei- und Unterbeamten beziehen 
widerrufliche nichtpenſionsfähige Gehaltszulagen in Höhe von 10 Prozent des etat⸗ 
mäßigen Gehalts (ausſchließlich Wohnungsgeldzuſchuß). 

2. Die in die vorſtehende Beſoldungsordnung nicht aufgenommenen, im 
Staatshaushaltsetat als künftig wegfallend bezeichneten nichtpenſionsfähigen Lokal⸗ 
zulagen, welche Beamte in Berlin, Frankfurt a. M. und in einigen anderen Orten 
neben dem Gehalte beziehen, kommen allgemein in Höhe derjenigen Beträge in Weg⸗ 
fall, welche infolge der in der vorſtehenden Beſoldungsordnung vorgeſehenen Gehalts— 
erhöhung gegen die bisherigen Gehaltsſätze mehr zu zahlen ſind. i 

3. Die im Staatshaushaltsetat für 1908 vorgeſehenen Stellenzulagen 
bleiben, unbeſchadet der Vorſchrift des § 4 des Geſetzes, nur ſoweit beſtehen, als ſie in 
der vorſtehenden Beſoldungsordnung angeführt ſind. 

4. Folgende Fonds werden für die Etatsjahre 1908 und 1909 verſtärkt Der 
ziehungsweiſe neu eingeſtellt: 

a) Einſtellung eines Fonds bei Kap. 69 des Etats der Handels- und 
Gewerbeverwaltung unter einem neu einzuſchaltenden Tit. 13a 
»Heranziehung und Erhaltung ausgezeichneter Leiter und 
Lehrkräfte an gewerblichen Unterrichtsanſtalten⸗ 
in Höhe von 20 000 M; 
b) Einſtellung eines Fonds bei Kap. 107 des Etats der landwirt— 
ſchaftlichen Verwaltung unter dem neu einzuſchaltenden Tit. 3a 
»Heranziehung und Erhaltung ausgezeichneter Profeſſoren 
an den Hochſchulen und Akademien im Bereiche des Miniſteriums 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten einſchließlich der 
Direktoren der Gärtnerlehranſtalten in Proskau und Geifenheim« 
in Höhe von 40000 M; 
e) Erhöhung des Fonds Kap. 119 Tit. 13 des Etats des Miniſteriums 
der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten 
»Beſoldungszuſchüſſe für ordentliche und außerordentliche 
Profeſſoren ſowie Heranziehung und Erhaltung ausgezeichneter 
Dozenten an ſämtlichen Univerfitäten und dem Lyceum Hosianum 
in Braunsberg« 
von 175000 % auf 465 000 M; 


„ 


d) Einſtellung eines Fonds bei Kap. 122 des Etats des Miniſteriums 
der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten unter einem neu einzu⸗ 
ſchaltenden Tit. 43 a 

»Beſoldungszuſchüſſe zum Zwecke der Heranziehung und 
Erhaltung ausgezeichneter Lehrkräfte an der Hochſchule für die 
bildenden Künſte, der Hochſchule für Muſik, in den Stellen der Vor⸗ 
ſteher der Meiſterateliers an der Akademie der Künſte in Berlin 
und der Vorſteher von Meiſterſchulen für muſikaliſche Kompoſition 
an derſelben Akademie ſowie an der Unterrichtsanftalt des 
Kunſtgewerbemuſeums und der Königlichen Kunſtſchule in Berlin 
ſowie an den Kunſtakademien in Königsberg, Düſſeldorf und 

| Caſſel und der Kunſt⸗ und Kunſtgewerbeſchule in Breslau« 
in Höhe von 40 000 ; f 
e) Erhöhung des Fonds Kap. 123 Tit. 6 des Etats des Miniſteriums 
der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten 
»Beſoldungszuſchüſſe zum Zwecke der Heranziehung und 
Erhaltung tüchtiger Lehrkräfte an den Techniſchen Hochſchulen⸗ 
von 110000 % auf 190 000 M. 
5. Die Mietentſchädigung, welche an Stelle freier Dienſtwohnung gewährt 
wird, beträgt: 


in 
für Servisklaſſe . Bemerkungen 
—— —— ————— ä ä——d üb — — — 
den Domänenrentmeiſter in Wies⸗ 
baden nen 1 1350 
Oberförſte n & II bis zu 1 300 
III » » 1200 
f IV » » 1200 Heer, 
en a 4 Den Beamten wird bis 
1 Förſter, Förſter ohne 0 bi a 800 zu den beſtimmten Söchſt, 
eier oe 125 3 730 ſäben zur die wirt zu 
II 5 5 600 zahlende Miete vergütet. 
III » » 500 
a IV » » 2380 
Torf-, Wieſen⸗, Wege, Flöß⸗ uſw. 
Meifter . „„ IV bis zu 200 
den Bureauvorſteher bei der General⸗ f 
ordenskommiſſion in Berlin 5 A bis zu 1500 
Regierungspräſidente n 1 3 600 
II 2 700 


Außerdem erhält der Regierungs- 
präſident in Allenſtein eine perſön⸗ 
liche (künftig wegfallende) Zulage 
zur Mietentſchädigung in Höhe 
von 300 KAY. 


in 
für Servisklaſſe . Bemerkungen 
Oberlandesgerichtspräſidenten A 4500 
ö en I 3 600 
II 2 700 
III 2 200 
Außerdem erhält ein Präſident 
eine perſönliche (künftig wegfallende) 
Zulage zur Mietentſchädigung in 
Höhe von 600 M. 
Gefängnisinſpektoren bei den Land⸗ 
und Amtsgerichten, Inſpektoren, 
Rendanten und Ingenieur bei den 
beſonderen Gefängniſſen der Juſtiz⸗ 
verwaltung ſowie Inſpektoren bei 
der Strafanſtaltsverwaltung . A 900 
I 730 Die Geiſtlichen, Obe⸗ 
rinnen und weiblichen Uns 
II 600 terbeamten bei den Ge⸗ 
III 500 fängniſſen, Straf- und Ev 
IV 380 re e en 
owei le ni ſtenſt⸗ 
den Gefängnisdirektor in Danzig... I 1200 mie den ia 
. mäßigen Wohnungsgeld⸗ 
männliche 1 0 bei den Ge⸗ ge 5 1 11 
fängniſſen der Juſtizverwaltung IR ee 
und bei der Strafanftaltsverwal- f Auen en And ben 
nd B25 2 A 540 lichen Unterbeamten der 
1 420 Gefängniffe in Plotzenſee 
II 340 und Tegel verbleibt die 
III 270 Mietentſchaͤdigung nach den 
IV 200 Sätzen der Servisklaſſe A, 
Polizeipräſidenten und Polizeidirek⸗ 
Menn. RE A 2 700 
: 1 2 200 
II 2 200 
Leiter von höheren Unterrichtsanſtalten A 1800 
1 1500 
II 1200 
III 1000 
IV 900 
den Direktor der Landesturnanſtalt 
ii Berlin A 1800 
den Direktor der Biologiſchen Anftalt 
F lgdland II 1000 
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6. Für den Fall, daß das Geſetz, betreffend die Gebühren der Medizinal⸗ 
beamten, vor dem 1. April 1910 in Kraft tritt, erfährt der Etat des Miniſteriums 
der geiſtlichen uſw. Angelegenheiten bei Kap. 125 folgende Veränderungen: 

1. Erhöhung des Stellenzulagefonds bei Tit. 4a um 11500 /, darunter 
4.000 % künftig wegfallend, zur Gewährung von Entſchädigungen an 
die vor dem 1. April 1908 angeſtellten nicht vollbeſoldeten Kreisärzte 
für den Fortfall der Fuhrkoſtenentſchädigung. 

2. Einſtellung eines neuen Fonds unter Tit. 4b 

„Künftig wegfallend 30 000 % zur Gewährung von Entſchädi⸗ 
gungen an die vor dem 1. April 1908 angeſtellten vollbeſoldeten 
Kreisärzte für den Fortfall der Fuhrkoſtenentſchädigung aus 91 des 
Geſetzes vom 9. März 1872 und der übrigen ihnen bisher zugefloſſenen 
Gebühren für Dienſtgeſchäfte.« i 

3. Der Vermerk 2 bei Etatskapitel 125 Tit. 2 erhält folgende Faſſung 

„Bei der Bemeſſung der Penſion der nicht vollbeſoldeten Kreis⸗ 
ärzte werden dem Gehalte für ſonſtige Dienſtbezüge 2250 A 
zugerechnet mit der Maßgabe, daß das hiernach der Denfion zu Grunde 
zu legende Dienſteinkommen nicht das penſionsfähige Dienſteinkommen 
eines vollbeſoldeten Kreisarztes von gleichem Dienſtalter überſteigen darf. 

Den nicht vollbeſoldeten Kreisärzten, welche bereits vor dem 
1. April 1908 eine etatmäßige Stelle inne hatten, wird, falls ſie 
vor dem 1. April 1913 in den Ruheſtand treten, diejenige Penſion 
gewährleiſtet, welche ſie bezogen haben würden, wenn ihre Penſionierung 
zum 1. April 1908 erfolgt wäre.« 

Tritt das Gebührengeſetz erſt nach Ablauf des Rechnungsjahrs 1908 in 
Kraft, ſo gelten die vorſtehenden Veränderungen des Etats erſt vom 1. April 1909 
ab. In dieſem Falle tritt an die Stelle des in Ziffer 3 vermerkten Termins der 
1. April 1909. 


7. Für die geſandtſchaftlichen Beamten in Klaſſe 54 Nr. 6, 11, 15 und 24 
tritt bei Berechnung des penſionsfähigen Dienſteinkommens dem erdienten Gehalte der 
penſionsfähige Teil des Wohnungsgeldzuſchuſſes für die Inlandsbeamten hinzu, und zwar 

für die Beamten in Klaſſe 54 Nr. 6 (Legationskanzliſten) nach Tarifklaſſe IV, 

„ » » » 54 „ 11 (Kanzleivorſtände) >» » IV, 

» » » » 54 » 15 (Legationsſekretäre) » » II und 

»» » » » 54 » 24 (Minifterrefidenten) >» » II. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt» Sarjregiiter (1806 bis 1883 zu 6,25 / 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 
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